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Flucht und flüchten

Der Unbill der Gefahr oder einer Bedrohung befristet entrinnen und
doch, weil deshalb vielversprechend, geradewegs auf jene Gefährdung
oder auch Fremdbestimmung reduziert, erreicht das Flüchten oder die
Flucht nicht einmal den Status des Selbstzwecks. Als das fortgesetzt
pure Versprechen und damit der Anschein einer erfolgreichen Antwort
bleibt es doch in seinem Wesen das dauerhafte Opfer welcher Umstände
und Einflüsse auch immer.

Nach jedem Schlaf und nach jedem Vergessen der Beginn und die
Fortsetzung einer Flucht, die sich ihrem Wesen nach offensichtlich
jedem Versuch, sie zu erfassen, sie zu begreifen oder ihrer habhaft zu
werden, zielstrebig entzieht. Eher getrieben von mit ihr verknüpften
Hoffnungen, Kalkülen und Perspektiven, Schatten, Unabsehbarkeiten oder
fehlgeschlagenen Erwartungen löst sie aller Erfahrung nach ihre
Versprechen doch nie ein.

Stattdessen entfaltet sie trotz vieler erreichter Ziele und mancher
erfüllter Wünsche einen ungebrochenen Sog sicher nicht immer
auszumachender Stetigkeit. Sie bleibt der Spannkraft und Dynamik nicht
endender Ambivalenz in der Pflicht und versieht auf diese Weise den
Verlauf jeder Strecke mit einem Anfang und mit einem Ende. Daraus
leitet sich leichterhand die perfekte Erst- und Letztbegründung zur
Ergebnislosigkeit und Wiederholung her. Schmerzlich, trügerisch und
unvermeidbar bleibt die Flucht auch dann, wenn ihrer Natur durch
vergebliche Ausweichmanöver und durch spontane Vermeidung immer wieder
Rechnung getragen wird.

Es könnte mit entschiedener und unaufhörlicher Verweigerung allerdings
ihr Ende gefunden und ihre Vorherrschaft gebrochen werden. Der Mensch
hätte fortan nicht mehr den Widerstreit im Haus, sondern sein Zuhause
im Streit und nichts müßte mehr über die Routinen des Vertrauten und
durch die Aussicht auf bloßes Erkennen aufgeschoben werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


29. Juni 2018
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KOHLEALARM/450: Klimakampf und Kohlefront - Stundenstop der Kohlebagger ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 2.7.2018

Hunderte blockieren Braunkohle-Tagebau in Nordböhmen +++ Ende Gelände
bei tschechischer Massenaktion für Klimagerechtigkeit



Louka u Litvínova, 02.07.2018. Zusammen mit 500 Menschen aus ganz Europa
haben Aktivist*innen von Ende Gelände am Samstag an einer Aktion zivilen
Ungehorsams im nordböhmischen Braunkohlerevier teilgenommen. Rund 100
Personen gelang es, in den Tagebau Bilina einzudringen und dort
Förderbänder und Bagger zum Stillstand zu bringen. Unter dem Motto "Limity
jsme my" (Wir sind die Grenzen) protestierten sie für den sofortigen
Kohleausstieg in Tschechien und für Klimagerechtigkeit weltweit.

Tschechien gehört zusammen mit Deutschland und Polen zu den »Kohleländern«
Europas. Das Land hat den viertgrößten Pro-Kopf-Ausstoß von CO2-Emissionen
in Europa. Nordböhmen ist das Zentrum der tschechischen Kohleindustrie,
schon 80 Dörfer wurden hier schon für den Braunkohletagebau abgebaggert.

"Während die Kohlekonzerne Profite machen, leiden Menschen im globalen
Süden schon heute unter den Auswirkungen der Klimakrise. Um dieses Unrecht
zu stoppen, müssen die ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke des Landes
sofort abgeschaltet werden, allen voran das Kraftwerk Počerady", sagt
Michal Štarha von "Limity jsme my".

"Auf der ganzen Welt stehen Menschen auf und erheben ihre Stimmen gegen die
fossile Industrie - auch in der tschechische Republik. Wir fordern ein Ende
der fossilen Energien, um sicherzustellen, dass eine würdiges Leben auf dem
Planeten möglich ist", sagt Marika Volfová von "Limity jsme my."

"Treibhausgase halten sich nicht an Ländergrenzen, deshalb ist auch unser
Protest für Klimagerechtigkeit grenzenlos. Gemeinsam mit vielen anderen
Menschen haben wir an diesem Wochenende ein starkes Zeichen für den
Kohleausstieg gesetzt, der in Tschechien ebenso unverzüglich erfolgen muss
wie in Deutschland", sagt Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende Gelände.

Vom 25.-29. Oktober 2018 wird Ende Gelände den Tagebau Hambach im
Rheinischen Braunkohlerevier blockieren, um die Abholzung des Hambacher
Forsts zu verhindern.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juli 2018 
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AKZENTE/144: Literatur auf der Spur - Literarische Ausflüge in Durban/Kwazulu-Natal (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 1, Januar/Februar 2018

Literatur auf der Spur

Literarische Ausflüge in Durban/Kwazulu-Natal

von Gisela Feurle



Am Indischen Ozean gelegen ist Durban ein bedeutender Hafen und
gleichzeitig ein gern besuchter Badeort. Von vielen Reisenden wird
Durban häufig mit Strand, Sonne und Surfen assoziiert. Manche erinnern
sich vielleicht auch an die gewalttätigen politischen
Auseinandersetzungen zwischen Anhängern des African National Congress
(ANC) und der Inkatha in KwaZulu-Natal Anfang der 1990er-Jahre. Wenige
verbinden Durban mit Literatur. Dies kann sich nun ändern, denn seit
November 2017 ist Durban "Unesco City of Literature".



Als erste Stadt auf dem afrikanischen Kontinent erhielt Durban diese
Auszeichnung. Die Auswahl fand im Kontext: des Unesco-Programms
"Creative Cities" statt, in Deutschland ist Heidelberg seit 2014
Unesco-Literaturstadt. Warum fiel die Wahl auf Durban? Die pulsierende
Hafenmetropole weist eine ganz besondere gesellschaftliche und
kulturelle Vielfalt auf, geprägt vor allem durch die lokale,
Zulu-sprachige Bevölkerung sowie die indischen und europäischen
Einflüsse ganz unterschiedlicher Einwanderergruppen im 19. und 20.
Jahrhundert. Diese Vielfalt kennzeichnet auch die reichhaltige
Literatur zahlreicher Autorinnen und Autoren der Stadt und der Region.
Es gibt eine lebendige literarische Szene, mehrere renommierte
Literatur-Festivals und inspirierende Programme von Bibliotheken. All
das waren Gründe für die Auswahl als City of Literature.


Literary Tourism - das besondere Projekt

Zu Durbans Literaturszene gehört auch das KZN Literary Tourism-Projekt
an der Universität KwaZulu-Natal, es ist in seiner Art einzigartig in
Südafrika. 2002 wurde es von der Anglistikprofessorin Lindy Stiebel
begründet. Zusammen mit Studien- und Forschungsgruppen entwickelte sie
den "literarischen Tourismus", ein Ansatz, der über eine bereichernde
Lektüre von literarischen Texten des bereisten Landes hinausgeht. Die
"literarischen Ausflüge" verbinden Schriftstellerinnen und
Schriftsteller und deren Werke mit Orten. Diese Verbindung kann sich
z.B. auf die Schauplätze eines Romans beziehen, auf Wege der Figuren
in einer Erzählung. Literarischer Tourismus interessiert sich dafür,
wie Orte das Schreiben beeinflussen, und zugleich auch dafür, wie das
Schreiben Orte schafft. Literarisches Reisen ermöglicht ein besseres
Kennenlernen und tieferes Verstehen sowohl der Literatur als auch der
besuchten Orte, es bereichert die (Literatur-) Lesenden und die
Reisenden.

Die Webseite "Literary Tourism" bietet acht virtuelle und reale
"Literary Trails" in Durban und der Provinz KwaZulu-Natal an, sie sind
auch als Flyer und Broschüren erschienen. Zudem enthält die Webseite
ein großes Online-Archiv mit Biographien und Informationen zu mehr als
160 Autorinnen und Autoren der Region sowie eine literarische
Landkarte. Vor allem in der ersten Phase dieses öffentlichen
Bildungsprojektes gab es eine enge Kooperation mit örtlichen
Tourismuseinrichtungen. Sie umfasste die Bereitstellung von
Materialien und die Fortbildung von Tour Guides.


Die deutschsprachige "Tochter!"

Gerade im richtigen Moment, kurz vor der Ernennung Durbans zur Unesco
City of Literature, ist eine deutsche "Tochter" des Projekts dazu
gekommen: die Webseite "Literarische Ausflüge in
Durban/KwaZulu-Natal". Sie ist ein Angebot für Menschen aus dem
deutschsprachigen Raum mit Interesse an südafrikanischer Literatur, an
Südafrika und an Reisen in diese Region; ein Angebot auch für
Lehrerinnen und Lehrer, für Projekte zum globalen Lernen und
Kulturinteressierte in der Entwicklungszusammenarbeit. Die Webseite
entstand auch vor dem Hintergrund, dass literarische Texte aus
Südafrika auf dem deutschen Buchmarkt eher marginal sind - mit
etlichen prominenten Ausnahmen natürlich. Sie macht die einzigartige
Geschichte und breitgefächerte Literatur Durbans und seiner Umgebung
für ein deutschsprachiges Publikum zugänglich und regt an, durch und
mit Literatur besondere Einblicke zu gewinnen.

Die auf der Webseite angebotenen "Ausflüge" führen - real oder
virtuell - zu einer Vielzahl von Orten und Wegen in und um Durban. Im
"Gepäck" sind jeweils kurze Vorstellungen der Orte, der Autorinnen und
Autoren, die dort lebten, die diese Orte in ihren Werken als
Schauplatz wählten oder anderweitig thematisierten. Viele ins Deutsche
übersetzte Kostproben aus literarischen Texten laden zum Eintauchen
und Entdecken ein. Gerade letzteres ist ein besonderes Element der
deutschsprachigen Seite. Neu ist auch eine historisch-politische
Einführung "Literatur & Geschichte" zur Einordnung der Autorinnen und
Autoren und ihrer Werke.


Literatur auf der Spur: Einige Beispiele

Ein Rundgang führt in das "indische" Grey Street-Viertel in Durban
(Grey Street heißt jetzt Dr. Yusuf Dadoo Street). Er führt über
Straßen, Plätze und Märkte, die Schauplätze in zahlreichen
literarischen Texten sind und die oft auch politische Orte des
Widerstands gegen rassistische Diskriminierung waren. In diesem
Viertel hatten sich viele Inder angesiedelt, nachdem sie aus der
sklavenähnlichen Vertragsarbeit auf den Zuckerrohrplantagen, die von
den britischen Kolonialisten Ende des 19. Jahrhunderts eingeführt
wurde, freikamen. Aziz Hassim erzählt in "Lotus People" über dieses
Stadtviertel, die sogenannte Casbah, das lebendig und multikulturell
war, der Apartheid zum Trotz: "In wenigen Minuten waren sie zurück auf
der Straße, an der Ecke der Commercial und Grey Street. Schließlich
blieb Jake stehen und zündete sich eine Zigarette an. 'Die Casbah ist
eine andere Welt, Sam. Ein anderes Land. Wenn du dich auskennst, kann
dich keine Armee von Cops finden...'"

Auf dem Ausflug Inanda/INK im Großraum Durban folgt man den Spuren
Mahatma Gandhis am Ort des von ihm errichteten Zentrums Phoenix -
heute ein Museum - und erfährt Spannendes aus seiner Autobiographie:
Seine erste Erfahrung rassistischer Diskriminierung als junger
Rechtsanwalt, die ihn veranlasste, in Südafrika zu bleiben, wo er
letztlich 21 Jahre wirkte (1893-1914). Nahebei liegt das dicht
besiedelte, von Arbeitslosigkeit und prekären Lebensbedingungen
geprägte Wohngebiet KwaMashu; Einblicke in Leben und Atmosphäre dieses
und anderer Townships können wir im Roman "Young Blood" des jungen
Autors Sifiso Mzobe gewinnen.

An Durbans Strand und Promenade nimmt man das heutige multi-kulturelle
lebendige Treiben auf besondere Weise wahr, wenn man in Lewis Nkosis
klassischem Roman "Weiße Schatten" gelesen hat, der zur Zeit der
Apartheid am Strand spielt, dem Paradebeispiel für die rassistische
Trennung nach Hautfarben:

"Ach ja, ich habe oft darüber nachgedacht (wie ja die meisten Männer
sich zu besinnen pflegen, wenn es bereits zu spät und das Spiel
verloren ist), wie wohl mein Leben verlaufen wäre, wenn ich nicht an
jenem heißen Oktobertag an den Strand gegangen oder wenn ich, einmal
dort, in sicherem Abstand auf meiner Seite des Strandes geblieben
wäre, anstatt mich so nah zu jenem Abschnitt zu wagen, der als
BADEZONE - NUR FÜR WEISSE bekannt ist. Würde ich in einer
Gefängniszelle schmachten, auf den Tod durch Erhängen wartend, oder
würde ich meinem Lebenswunsch gefolgt sein, der erste wahrhaft große
afrikanische Autor meines Landes zu werden - eine Zukunft, die so
viele meiner Freunde und Lehrer voller Zuversicht für mich
vorausgesagt hatten?"

Auch der Hafen von Durban verändert sich, wenn man ihn als Schauplatz
des Krimis "Lass die Toten" ruhen von Malla Nunn erlebt. Dieser
spielt, wie die ganze, auch auf Deutsch erschienene, Krimireihe der
jungen Autorin aus Swasiland, im Apartheid-Südafrika der 1950er-Jahre.

Der Ausflug Nordküste führt in die Gegend, wo Anfang des 19.
Jahrhunderts der berühmte Zulu-Herrscher Shaka wirkte und in den
1950er/60er-Jahren Chief Albert Luthuli, damaliger Präsident des
African National Congress (ANC). Der Ausflug führt mitten durch die
Zuckerrohrplantagen, wo vor gut hundert Jahren die durch Verträge
gebundenen indischen Arbeiterinnen und Arbeiter schufteten, und durch
Ortschaften mit kunstvollen Hindu-Tempeln, die von der
indisch-südafrikanischen Geschichte und Gegenwart zeugen. Auf all dies
schauen wir mit anderen Augen nach der Vertiefung in Passagen aus
Thomas Mofolos Roman "Chaka Zulu", dem ersten historischen Roman in
den Literaturen Afrikas, 1926 auf SeSotho erschienen, 1953/1988/2000
auf Deutsch veröffentlicht. Oder wenn wir ausgewählte Passagen aus
Albert Luthulis Autobiographie "Mein Land, mein Leben" dieses
unbeugsamen Kämpfers gegen die Apartheid lesen, der 1960 den
Friedensnobelpreis erhielt. Auch Aziz Hassims Roman "The Revenge of
Kali" verändert den Blick, denn die Suche des Protagonisten nach
seiner indisch-südafrikanischen Identität führt zurück in die Zeit der
Vertragsarbeit.

So verlockt die Webseite virtuell und real zu spannenden, bedrückenden
und erhellenden Ausflügen in Durban und seine Umgebung und in die
dortige Literatur. Eine Literatur, die individuelle Perspektiven und
differenzierte Facetten der südafrikanischen Gesellschaft erfahrbar
macht, die unterhält und Genuss bereitet.

 * 

Weitere Artikel in afrika süd Nr. 1, Januar/Februar 2018

EDITORIAL

VERMURKSTE VERSÖHNUNG

Ein Kommentar von Henning Melber zur Debatte um Entschädigung für den
Völkermord an den Ovaherero und Nama.

AKTUELL


SÜDAFRIKA

GESPALTENER ANC

Auf dem Parteitag des ANC im Dezember 2017 hat sich eine gespaltene
Partei gezeigt. Cyril Ramaphosa konnte sich knapp gegen das Zuma-Lager
durchsetzen. Von Lothar Berger

NEUANFANG MIT RAMAPHOSA?

Das Ende von Jacob Zuma als Präsident Südafrikas steht bevor. Wie ein
Neuanfang des ANC unter Ramaphosa aussehen könnte, darüber macht sich
Raymond Suttner seine Gedanken.

KEIN ENDE ABZUSEHEN

Der Regierungsskandal um Guptagate betrifft auch Südafrikas
Fernsehsektor. Birgit Morgenrath berichtet, wie die Pay-TV-Firma
MultiChoice den Wechsel zum analogen Fernsehen zu ihrem eigenen
Vorteil ausnutzte.

GEPLANTER URANBERGBAU VOR DEM AUS

Strenge Umweltgesetze und eine wachsame Öffentlichkeit haben die Pläne
der Bergbaufirma Pensinsula Energy durchkreuzt, Rechte für den
Uranabbau in der Karoo zu erhalten. Stefan Cramer über das Aus für den
Uranbergbau in Südafrika.

TAUCHEN NACH ABALONE: IM REVIER DES WEISSEN HAIS

Verarmte Bewohner in Gansbaai in der Westkap-Provinz riskieren ihr
Leben, um den illegalen Handel mit den streng geschützten Abalonen
(Seeschnecken) zu betreiben. Eine Reportage von Kimon de Greef.


NAMIBIA

GEINGOB FÜR 2018 GESTÄRKT

Der Swapo-Parteikongress hat die Führungsrolle von Namibias Präsident
Hage Geingob konsolidiert, wie Henning Melber berichtet.

FEMINISMUS IM MITTELPUNKT

Die Frauenorganisation Sister Namibia leistet Bewusstseinsarbeit und
Lobbying für Frauenrechte. Gertrude Eigelsreiter-Jashari hat die
Geschäftsführerin Vida da Voss Links interviewt.


SIMBABWE

DEN UNSICHTBAREN EINE STIMME GEBEN

Flawsome Soneni Gwizi kam mit einer Behinderung auf die Welt, doch die
mit einem Frauenpreis für Afrika ausgezeichnete Medienvertreterin
lässt sich dadurch nicht einschränken und ist tatkräftig engagiert.
Ein Portrait von Julia Müller.


ANGOLA

RÜCKENWIND FÜR KLEINBÄUERLICHE LANDWIRTSCHAFT

Der Diskurs von Angolas neuem Präsidenten ermutigt Landorganisationen,
wie Petra Aschoff bei einer Projektreise in zwei Provinzen erfahren
konnte.


OSTAFRIKA

VOM FREIHEITS- ZUM ÜBERLEBENSKAMPF

Die Tazara-Bahn auf der Suche nach einer neuen Erfolgsspur. Ein
Bericht von Tim Zajontz.


SÜDLICHES AFRIKA

ENERGIEWENDE FÜR ALLE!

Franziska Müller zeigt Perspektiven für Energietransitionen im
südlichen Afrika auf.


SÜDAFRIKA: KULTUR

LITERATUR AUF DER SPUR

Seit November 2017 ist das am Indischen Ozean gelegene Durban "Unesco
City of Literatur". Gisela Feurle begleitet uns auf einen
literarischen Ausflug durch die Metropole von KwaZulu-Natal.

DAS NEUE KUNSTMUSEUM IN KAPSTADT - EINE HERAUSFORDERUNG

Das Zeitz MOCAA - Museum für zeitgenössische afrikanische Kunst wurde
im September in Kapstadt eröffnet. Jürgen Langen stellt das
ambitionierte Museum vor.


SÜDLICHES AFRIKA

ES FEHLT DER MUT ZUR DEKOLONIALISIERUNG

Über das Humboldt-Forum und Deutschlands koloniale Amnesie macht sich
Jürgen Zimmerer seine Gedanken.


SÜDAFRIKA: MUSIK

BRING BACK...

Jürgen Langen zum zum Tod von Jazz-Legende Hugh Masekela.


SERVICE

REZENSIONEN
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KURSUS/4977: Bielefeld - "Dänisch für den Urlaub", 4 Termine ab 9. Juli


Dänisch für den Urlaub



Bielefeld (bi). Den einwöchigen Intensivkurs "Dänisch für Anfänger"
bietet die Volkshochschule ab Montag, 9. Juli, in der Ravensberger
Spinnerei an. An vier Terminen jeweils von 18 bis 21.15 Uhr wird
sprachliches Basiswissen für den Urlaub vermittelt. Der Kurs richtet
sich an Interessierte ab 16 Jahren ohne oder mit sehr geringen
Vorkenntnissen. Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder
Telefon 0521 / 51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/4976: Bielefeld - Freie Plätze in Feriensprachkursen - Start am 16. Juli 2018


Freie Plätze in Feriensprachkursen



Bielefeld (bi). In einigen Sprachintensivkursen der Volkshochschule,
die zum Beginn der Sommerferien (ab 16. Juli) starten, sind noch
Plätze frei. So gibt es mehrwöchige Angebote in den Sprachen
Französisch, Italienisch, Japanisch und Spanisch. Aber auch einwöchige
Minikurse in den Sprachen Arabisch, Dänisch, Griechisch, Kroatisch,
Norwegisch, Polnisch und Schwedisch stehen zur Auswahl. Alle Angebote
richten sich an Erwachsene und Jugendliche ab 16 Jahren, die Kurse
gibt es sowohl für Anfänger als auch für Fortgeschrittene. Infos und
Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521/51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/4095: Marbach - Paris erzählt, Lesung und Gespräch mit Anne Weber, 10.07.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juli 2018

LESUNG UND GESPRÄCH

Dienstag, 10. Juli, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Paris erzählt

Lesung und Gespräch mit Anne Weber

Moderation: Vanessa Greiff.



In einer kaleidoskopischen Stadtbetrachtung führt die seit 1983 in
Paris lebende Autorin Anne Weber in Lesung und Gespräch die Zuhörer
in das Paris ihrer Romanwelten (u.a. "Kirio", "Tal der
Herrlichkeiten", "Luft und Liebe") - und in ihr persönliches Paris.

Eintritt: 9,- Euro / erm. 7,- Euro / für Mitglieder der DSG 4,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juli 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1183: Hanau - Sommerprogramm im Kulturforum bis zum 2. August 2018


Zeit für Entdeckungen

Sommerprogramm im Kulturforum bis zum 2. August 2018



Im Sommer, wenn die Kinder Schulferien haben und Tage lang sind,
scheint sich der Alltag etwas zu verlangsamen und es gibt mehr Zeit
für neue Entdeckungen. Beispielsweise im Kulturforum... Hier ist es im
Sommer ruhig, schattig und kühl - also ein idealer Aufenthaltsort.

Während der Sommerferien bieten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des Kulturforums jeden Donnerstag um 10.30 Uhr - 12 Uhr die
Möglichkeit bestehende Angebote näher kennenzulernen, Hintergründe zu
erfahren und hinter die Kulissen zu gucken. Im Anschluss werden
Erfrischungen serviert.

"Ich freue mich sehr, dass wir den Hanauerinnen und Hanauern in der
Ferienzeit die Möglichkeit geben ihre fabelhafte Stadtbibliothek und
andere Einrichtungen im Kulturforum besser kennenzulernen und hoffe,
dass viele das Angebot nutzen werden", sagt Oberbürgermeister Claus
Kaminsky. "denn wer das Kulturforum Hanau nicht kennt, der hat
wirklich etwas versäumt!", fügt er selbstbewusst hinzu.

DAS PROGAMM:

Die 24-Stunden-Bibliothek

Donnerstag, 5. Juli 2018, 10.30-12 Uhr, Franz-Weber-Raum, 2. OG

Kennen Sie die 24-Stunden-Bibliothek? Von zu Hause aus kann man rund
um die Uhr bequem in Datenbanken recherchieren, internationale
Zeitschriften lesen und auch eBooks und andere eMedien ausleihen.
Bibliotheksmitarbeiterin Angela Noe zeigt auf was die "Onleihe" alles
kann.

Stadtarchiv Hanau - Entdeckungsreise in das Gedächtnis der Stadt

Donnerstag, 12. Juli 2018, 10.30-12 Uhr, Brüder-Grimm-Lesesaal, 2.
OG

Monika Rademacher und Stephan Loquai vom Stadtarchiv im Kulturforum
zeigen im Rahmen einer Führung besondere historische Quellen zur
Hanauer Geschichte im sonst nicht öffentlich zugänglichen Magazin.
Außerdem bekommen Teilnehmende einen Einblick in die Aufgaben des
Stadtarchivs und in die Archivtechnik.

Karussell der neuen Bücher -für neugierige Leserinnen und Leser

Donnerstag, 19. Juli 2018, 10.30-12 Uhr, Blaues Kabinett, 2. OG 

Beate Schwartz-Simon, Leiterin des Kulturforums, stellt die aktuellen
Neuerscheinungen aus dem Bestand der Stadtbibliothek vor. Nach dem
Prinzip des Speed-Dating können sich Interessierte in fünf Minuten
einen ersten Eindruck von einem Buch verschaffen und sich mit anderen
Leserinnen und Lesern darüber austauschen.

Sudoku oder Videospiel?

Donnerstag, 26. Juli 2018, 10.30-12 Uhr, Kinderatelier im 2. OG

Sudoku ist zu langweilig, Kreuzworträtsel zu gewöhnlich und Tabu nicht
kommunikativ genug? Johannes Dittrich präsentiert die faszinierende
Welt der mental herausfordernden Videospiele. Interessierte können
digitale Spiele und online verfügbare Übungen ausprobieren.

Eine ganz andere Bibliothek

Donnerstag, 2. August 2018, 10.30-12 Uhr, Blaues Kabinett im
2. OG 

Die Stadtbibliothek Hanau hat sich verändert. Die Bücher stehen nicht
mehr im Mittelpunkt, sondern die Menschen, die sich Wissen aneignen,
sich austauschen, gemeinsam lernen oder den Zugang zum Internet
nutzen. Das Bibliothekskonzept folgt dem gesellschaftlichen Wandel von
der industriellen Gesellschaft zur - digitalen -Wissensgesellschaft.
Beate Schwartz-Simon, Leiterin des Kulturforums, eröffnet eine
Gesprächsrunde über die neue, andere Stadtbibliothek Hanau.

KULTURFORUM HANAU

Am Freiheitsplatz 18 a, 63450 Hanau

Mo. - Fr. 10.00-20.00 Uhr / Sa. 11.00-18.00 Uhr

Servicezeiten Stadtbibliothek Hanau

Di.-Fr. 10.00 - 20.00 Uhr / Sa. 11.00-18.00 Uhr

Telefon: 06181-98252-0

E-Mail: stadtbibliothek@hanau.de

Bildungsberatung Hessencampus

Di. 15.00-18.00 Uhr / Mi. 15.00-19.00 Uhr / Sa. 11.00-18.00 Uhr

Telefon: 0170-6874807

E-Mail: clemens.mück@hanau.de

Wetterauische Gesellschaft

Mi. 17.00 - 19.00 Uhr und nach Vereinbarung

www.wetterauischegesellschaft.de

Hanau engagiert: Integrationsbüro für Kinder und Jugendliche

Mo. 16.00-18.00 Uhr

www.hanau-engagiert.de

Am Busbahnhof auf dem Freiheitsplatz halten die Busse der HSB und der
KVG. Parkmöglichkeiten gibt es direkt in der Tiefgarage unter dem
Forum Hanau. Von dort kann das Kulturforum mit dem Aufzug direkt
erreicht werden. Alle Etagen des Kulturforums - auch der
Veranstaltungsbereich im 2. OG und das Lesecafé - sind mit dem Aufzug
barrierefrei erreichbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 26. Juni 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MELDUNG/924: Die Macht der Bevölkerung - Air Base Ramstein komplett blockiert (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Macht der Bevölkerung: Air Base Ramstein komplett blockiert

Von Reto Thumiger, 2. Juli 2018






[image: Demonstranten mit Banner 'Ramstein -> Krieg -> Flucht - Ursachen bekämpfen' - Bild: © Reto Thumiger]

Sitzblockade vor einer der Zufahrten zur Air Base Ramstein 

Bild: © Reto Thumiger



Berlin - 02.07.2018. Zum Abschluss der Stopp Air Base Ramstein
Aktionswoche forderten Demonstrierende vor den Toren der Militärbasis
dazu auf, den völkerrechts- und verfassungswidrigen Drohnenkrieg von
deutschen Boden aus zu beenden und die US-amerikanische Basis zu
schließen.

Die personell größte US-Luftwaffenbasis außerhalb der Vereinigten
Staaten beherbergt unter anderem das Hauptquartier der
US-Luftstreitkräfte in Europa sowie ein Zentrum zur Planung und
Steuerung von Kampfdrohnen-Einsätzen in Afghanistan, Irak, Jemen,
Somalia und Pakistan.

An einem hochsommerlichen Tag, eher fürs Freibad als für eine
Demonstration geeignet und trotz Fußball WM, fanden über 2500 Personen
ihren Weg ins abgelegene Ramstein-Miesenbach in Rheinland-Pfalz. Wie
in den Jahren zuvor blieb die friedliche, bunte und vielfältige
Demonstration gegen den Drohnenkrieg und gegen alle von der Air Base
Ramstein ausgehenden Kriege erneut von den meisten deutschen Medien
unbeachtet.

Als RednerInnen traten unter anderem Sahra Wagenknecht
(Fraktionsvorsitzende DIE LINKE), Ann Wright (ehemaliger Oberst der
US-Armee), Reiner Braun (Mitorganisator der Kampagne "Stopp Air Base
Ramstein"), Eugen Drewermann (Theologe und Psychoanalytiker) an der
Abschlussveranstaltung auf.

"Wir sind hier, um Flagge zu zeigen gegen diese US-Air Base, aber auch
ganz allgemein gegen völkerrechtswidrige Kriege, gegen Aufrüstung und
gegen all das, was diese Welt kaputt macht und immer mehr Menschen aus
ihrer Heimat vertreibt." Wagenknecht prangerte weiter an, der
Flugplatz sei ein zentrales Drehkreuz von Kriegen. In Afghanistan,
Pakistan, Somalia und anderen Nationen werde unverändert Drohnenkrieg
geführt. "Das ist ein unglaubliches Verbrechen. Das darf von
Deutschland in keiner Weise unterstützt werden", forderte sie.

Besondere Bedeutung bekamen die Aktionen durch die bekannt gewordene
Ankündigung von Donald Trump, die US-Soldaten aus Deutschland
abzuziehen und somit die US-Basen in Deutschland zu schließen. So
unwahrscheinlich eine Schließung auch kurzfristig angesichts des
Militarismus und Kriegskurses der NATO sind, könnte die Ankündigung
eine politische und gesellschaftliche Dynamik eröffnen, um die
Schließung offiziell auf die Tagesordnung der Politik zu setzen.

Die Verlagerung dieser Basen nach Polen, als Steigerung der
aggressiven Politik von NATO und den USA gegen Russland lehne die
Friedensbewegung jedoch strikt ab.

Ralf Hechler (CDU) Bürgermeister von Stadt und Verbandsgemeinde
Ramstein-Miesenbach bezeichnete die alljährliche Demonstration als
eine Zumutung und "Diese Pauschalschlechtmacherei von Leuten, die von
irgendwoher angereist kommen, geht mir und vielen anderen hier auf den
Zeiger." Dem entgegneten die Organisator*innen am Ende der großen
Demonstration und der Blockade ein entschlossenes "Wir kommen
wieder!". Außerdem forderten sie die Bürgermeister der umliegenden
Gemeinden dazu auf, die Zeichen der Zeit nicht erneut zu verschlafen
und dem Thema Konversion (Umstellung vom Militärischen auf Ziviles)
den nötigen Stellenwert zu geben und einen runden Tisch einzurichten,
um über die Zukunft der Arbeit ohne Militär in der Region zu
diskutieren.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / INITIATIVE





ATTAC/1923: Polizeigesetz in NRW - Proteste haben bundesweite Bedeutung


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 3. Juli 2018

Polizeigesetz in Nordrhein-Westfalen: Attac ruft zu Großdemonstration
auf

Gesetzesverschärfung zeigt Rechtsruck und Tendenz zu Obrigkeitsstaat



"Nein zum neuen Polizeigesetz NRW" werden am Samstag in Düsseldorf
Tausende Menschen sagen und für die Verteidigung ihrer Grund- und
Freiheitsrechte auf die Straße gehen. Das globalisierungskritische
Netzwerk Attac ruft mit zu der Großdemonstration auf. Die Proteste
finden darüber hinaus breite gesellschaftliche Unterstützung aus
außerparlamentarischen Initiativen, der Politik, Gewerkschaften sowie
von Juristinnen und Juristen, Fußballfans und Einzelpersonen.

Entzug von hart erkämpften Freiheitsrechten

"Die Verschärfung des Polizeigesetzes ist Teil einer reaktionären
Dynamik: Hart erkämpfte Grundrechte und bürgerliche Freiheiten werden
uns wieder genommen - in Nordrhein-Westfalen und ganz Deutschland", sagt
Sabine Lassauer, Attac-Vertreterin im Bündnis "Nein zum neuen
Polizeigesetz NRW". "Auch weltweit rücken Staaten und Gesellschaften
nach rechts, ziehen Mauern hoch und schrecken selbst nicht davor zurück,
die eigenen Bürgerinnen und Bürger bis in den letzten Winkel ihrer
Privatsphäre zu kontrollieren. In Düsseldorf wollen wir diesem
Rückwärtstrend entgegenstehen - friedlich, aber entschlossen".

Die Proteste haben bundesweite Bedeutung: In 15 der 16 deutschen
Bundesländer sind Verschärfungen der Polizeigesetze geplant oder bereits
beschlossen. Sie sind angelehnt an die Verschärfung des BKA-Gesetzes im
Sommer 2017. Mit dem im Mai beschlossenen Polizeiaufgabengesetz (PAG)
ist Bayern sogar noch über das BKA-Gesetz hinausgegangen und hat neue
autoritäre Maßstäbe gesetzt.

Erste Anwendung in Bayern offenbart polizeistaatlichen Charakter des
PAG 

Die erstmalige Anwendung des PAG in Bayern offenbart laut Attac deutlich
dessen polizeistaatlichen Charakter: Im Vorfeld des AfD-Parteitages in
Augsburg belegte die Polizei mehrere Bürgerinnen und Bürger, die
vermutlich gegen die AfD demonstrieren wollten, mit Stadtverboten. Wie
aus Medienberichten hervorgeht, nahm die Polizei zudem einen Bürger
präventiv fest und sperrte ihn für fünf Tage lang ein.

"Hier wird eine autoritäre Spirale in Gang gesetzt, die uns unsere
Freiheit unter dem Deckmäntelchen von Sicherheit nimmt. Unliebsame
Meinungen, abweichendes Verhalten und demokratische Teilhabe von uns
Bürgerinnen und Bürgern sollen unterdrückt werden", sagt Thomas
Eberhardt-Köster vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. Attac
verurteilt diese grundrechtsfeindlichen Gesetzesverschärfungen und ihre
Anwendung scharf und warnt vor einem Weg in den Polizei- und
Überwachungsstaat.




Weitere Informationen:

Großdemonstration:

www.no-polizeigesetz-nrw.de/demo-7-7

Aufruf:

www.no-polizeigesetz-nrw.de/aufruf/

Unterstützer/innen:

www.no-polizeigesetz-nrw.de/unterstuetzerinnen

Attac-Pressemitteilung vom 5.6.2018:

www.attac.de/startseite/detailansicht/news/polizeigesetz-in-nordrhein-westfalen-attac-ruft-zu-widerstand-auf-1

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/6112: Marbach - Lyrik lesen, Gedichte im Gespräch, 18.07.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juli 2018

LYRIK LESEN

Mittwoch, 18. Juli, 19.30 Uhr

Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

»Lyrik lesen - Gedichte im Gespräch«



Manchmal gleichen sie Störsendern, die uns aus unseren Gewohnheiten
reißen, und manchmal rettet ein Gedicht einen Tag. Zumindest wäre
das Leben ohne Lyrik sehr viel ärmer. Gregor Dotzauer ("Der
Tagesspiegel") und Jan Bürger diskutieren mit der
Literaturwissenschaftlerin und Kritikerin Maren Jäger unter anderem
über Neuerscheinungen der englischen Dichterin Alice Oswald, die
2015/16 Samuel Fischer-Gastprofessorin in Berlin war, und des
griechischen Nobelpreisträgers Giorgos Seferis.

Aus den besprochenen Büchern liest Birgitta Assheuer, Barbara Wahlster
moderiert.

In Kooperation mit dem Deutschlandfunk Kultur.

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juli 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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SEMINAR/327: Marbacher Sommerschule 2018, 29.07.-09.08.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juli 2018

SOMMERSCHULE

Sonntag, 29. Juli bis Donnerstag, 9. August

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Tagungsräume

Marbacher Sommerschule 2018

"A New Republic of Letters: Intellectual Communities, Global
Knowledge Transfer"



20 Doktorandinnen und Doktoranden diskutieren mit internationalen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern historische und theoretische
Erscheinungsformen und Begriffe, die im Zusammenhang mit dem Phänomen
»Gelehrtenrepublik« stehen. Mit öffentlichen Abendvorträgen
(jeweils um 20 Uhr im Tagungsbereich) von Liliane Weissberg (30.
Juli), Philipp Lenhard (31. Juli), Judith Ryan (1. August), Benjamin
Specht (2. August), Marie Luise Knott (7. August) und Sandra Richter
(8. August).

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juli 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1070: Marbach - Zeitkapsel 52, Manfred Peter Hein und sein Lebenswerk, 24.07.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juli 2018

ZEITKAPSEL
Dienstag, 24. Juli, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Zeitkapsel 52 

"Dem Tag auf den Fersen - Manfred Peter Hein und sein Lebenswerk"



Seit seiner Teilnahme an den Treffen der legendären Gruppe 47 gehört
der in Finnland lebende Manfred Peter Hein zu den großen Lyrikern
seiner Generation - und zu den großen Außenseitern. Im Gespräch
mit Ulrich von Bülow und der Literaturwissenschaftlerin Theresa Heyer
gibt er erstmals Einblick in sein Marbacher Archiv, das neben Papieren
auch Steine und Hölzer enthält, und liest Gedichte aus fünf
Jahrzehnten.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juli 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8326: Und morgen, den 4. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.07.2018 bis zum 05.07.2018 +++






[image: Jean-Luc 8326 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonne, Regen, weder, noch,

dafür ein paar Tropfen,

die das trock'ne Wasserloch

für Jean-Luc nicht stopfen.
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TREFF/674: Kassel - Führung durch öffentliche und nichtöffentliche Räume des Stadtarchivs, 16.7.2018


Führung durch öffentliche und nichtöffentliche Räume des Stadtarchivs 



Zu einer kostenlosen Führung durch seine öffentlichen und
nichtöffentlichen Räumlichkeiten im Kasseler Marstall
(Wildemannsgasse1) lädt das Stadtarchiv Kassel für Montag, 16. Juli,
um 10 Uhr ein. Wer Interesse daran hat, muss sich jetzt anmelden.

Das Stadtarchiv Kassel öffnet einmal im Monat Bereiche, die der
Allgemeinheit sonst verschlossen bleiben: Ausgewählte Originalquellen
zur Stadtgeschichte dienen dann als Beispiele für die vielfältigen
Bestände. Und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erfahren, wie sie
Informationen zu und Antworten auf bestimmte Fragen finden können.

Außerdem geht es um die Aufgaben und Funktionen eines kommunalen
Archivs: Es ist eine "Gedächtnisinstitution", welches Wissen sammelt
und bewahrt, um sie für die Zukunft weiterzugeben. Archive ermöglichen
Bürgerinnen und Bürgern, sich über vergangene Ereignisse zu
informieren und ein eigenes Urteil zu bilden.

Anmelden kann man sich via E-Mail an stadtarchiv@kassel.de oder unter
der Telefonnr. 0561 / 787-4050 (Frau Krenz).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AKTION/497: Münster - Fußballtag in der Stadtbücherei am 7. Juli 2018


Stadt Münster

Fußballtag in der Stadtbücherei



Münster (SMS) Münster im Fußballfieber - und die Stadtbücherei
mittendrin. Dort wird am Samstag, 7. Juli, von 10 bis 18 Uhr König
Fußball mit einem morgendlichen Besuch von BVB-Maskottchen Emma, einer
Lesung für Kinder mit dem Coppenrath Verlag, dem bewährten "Schlag den
FIFA-Profi", einer Fitness-Aktion mit "Pro Prävention" und vielen
anderen Aktivitäten für jedes Alter gefeiert. Das detaillierte
Programm steht im Stadtportal unter www.muenster.de/stadt/buecherei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MUSEUM/813: Kassel - "Königin, Arbeiterin und Drohne" am 2. August 2018


Stadt Kassel

Königin, Arbeiterin und Drohne



Wer regiert eigentlich das Bienenvolk und wie viele Aufgaben hat eine
Arbeiterin? Wir beobachten unser Bienenvolk im Naturkundemuseum und
gehen vielen Fragen auf den Grund. Im Saal wird Honig genascht,
gespielt und eine Wachskerze hergestellt. Die Veranstaltung ist für
Kinder ab acht Jahren. Eine Voranmeldung unter der Telefonnummer 05
61/7 87-40 66 (dienstags bis sonntags von 10.30 bis 16.30 Uhr) ist
erforderlich. Die Kosten betragen 2,50 Euro.

Termin: Donnerstag, 2. August, 10 bis 12 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MUSEUM/812: Kassel - "Museumsbiene" am 1. August 2018


Stadt Kassel

Museumsbiene



Wir beobachten unser Bienenvolk im Naturkundemuseum und gehen vielen
Fragen auf den Grund. Im Saal wird Honig genascht, gespielt und mit
Wachs gewerkelt. Die Veranstaltung ist für Kinder ab sechs Jahren.
Eine Voranmeldung unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags
bis sonntags von 10.30 bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten
betragen 2,50 Euro.

Termin: Mittwoch, 1. August, 10 bis 12 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFFEN/150: Marbach - "Ich denk mir eine Stadt", Sommerferien-Workshop, 30.07.-01.08.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juli 2018

SOMMERFERIEN-WORKSHOP

Montag, 30. Juli bis Mittwoch, 1. August,

jeweils 9-16 Uhr

"Ich denk mir eine Stadt".

Sommerferien-Workshop für Kinder von 8 bis 12 Jahren



Wie klingt eine Stadt? Was sieht man, wenn man sich durch sie treiben
lässt? Welche Gerüche und Eindrücke bleiben in der Erinnerung mit
ihr verbunden? Im Ferienworkshop erinnern wir uns an Städte, die wir
einmal besucht haben, wandern mit Notizblock und Fotoapparat durch die
Straßen Marbachs, sammeln Geschichten, lassen uns von der
Paris-Ausstellung im Literaturmuseum der Moderne inspirieren und
entwerfen mit Worten und Papier die Stadt unserer Träume.

Teilnahmegebühr: 30 Euro

Anmeldung unter: 07144 848 617 oder museum@dla-marbach.de

Treffpunkt: Schillerhöhe 8-10 auf dem Museumsvorplatz

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juli 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSTELLUNG/9492: München - Alte Pinakothek, Johannes Vermeers "Briefleserin in Blau", 3.7.-30.9.2018


JOHANNES VERMEERS "BRIEFLESERIN IN BLAU" BESUCHT MÜNCHEN

ALTE PINAKOTHEK

PRÄSENTATION | 03. JULI - 30. SEPTEMBER 2018



Zur Wiedereröffnung der Sammlungsräume der Alten Pinakothek hat das
Publikum vom 03. Juli bis 30. September 2018 die einmalige
Gelegenheit, die weltberühmte "Briefleserin in Blau" des holländischen
Malers Johannes Vermeer (1632-1675) in München zu erleben. Diese
großzügige Leihgabe aus dem Amsterdamer Rijksmuseum ist nicht allein
Ausdruck der freundschaftlichen Verbundenheit der beiden Museen und
weltberühmten Sammlungen, sondern Verbundenheit der beiden Museen und
weltberühmten Sammlungen, sondern zugleich auch Beleg für die engen
Beziehungen der Niederlande zu Deutschland.

Lange Zeit war Vermeer in Vergessenheit geraten, bis er Ende des 19.
Jahrhunderts durch den französischen Journalisten und Kunstkritiker
Théophile Thoré-Bürger wiederentdeckt wurde und seither eine
Renaissance erlebt. Heute zählt Vermeer neben Rembrandt und Frans Hals
zu den berühmtesten Malern des niederländischen Barock. Grund dafür
ist die besondere Stimmung, die seine Darstellungen des häuslichen
Lebens im Goldenen Zeitalter der Niederlande ausmacht. Wie keinem
anderen Maler seiner Zeit gelang es Vermeer, ein scheinbar simples
Bildthema, wie das der Briefleserin, mit unverwechselbarer, tiefer
Eindringlichkeit wiederzugeben. Seine Kompositionen sind auf wenige
wesentliche Motive reduziert, welche er ausgewogen arrangiert und
effektvoll mit natürlichem, kühlem Tageslicht ausleuchtet. Die Auswahl
der Farben folgt einer Gesamtharmonie, der man sich bis heute kaum
entziehen kann. Optische Phänomene nehmen dabei oft eine besondere
Rolle ein, die zu Lebzeiten des Malers wissenschaftlich erforscht und
zugleich vom Maler nach eigenen Regeln angepasst wurden.

Das Rijksmuseum, das nach zehnjähriger Sanierung und Umbauphase im
Frühjahr 2013 feierlich wiedereröffnet wurde und seither zu den
modernsten und besucherstärksten Kunstmuseen Europas zählt, besitzt
mit vier Gemälden eine einzigartige Sammlung von Werken Vermeers. Die
um 1663 entstandene "Briefleserin in Blau" - eines von nur 34
erhaltenen Werken des Malers - nimmt hierin eine herausragende
Stellung ein. Als Teil des umfangreichen Vermächtnisses des
Kunstsammlers Adriaan van der Hoop an die Stadt Amsterdam wird sie
seit Eröffnung des Hauses 1885 als Leihgabe im Rijksmuseum
präsentiert. Dort sah sie auch Vincent van Gogh. "Kennst Du einen
Maler namens Vermeer?", schrieb er an seinen Freund Émile Bernard. "Er
hat die würdevolle und schöne Figur einer schwangeren Holländerin
gemalt. Die Farbenskala besteht aus Blau, Zitronengelb, Perlgrau und
Weiß. Es ist wahr, in den wenigen Bildern, die wir von ihm haben, kann
man alle Farben der Palette finden; aber es ist eben doch
charakteristisch für ihn, dass er Zitronengelb, ein stumpfes Blau und
ein helles Grau kombiniert."

Bei der aufwendigen Restaurierung des Gemäldes 2010/11 wurde das
Geheimnis um die Jahrhunderte überdauernde intensive und magische
Wirkung dieses Blaus gelüftet. Vermeer hat keinen Aufwand gescheut, um
das blaue Kleid der Briefleserin strahlen zu lassen: Er verwendete
hierfür Blaupigmente, die aus dem kostbaren Lapislazuli gewonnen
wurden, einem gesteinsartigen Material aus dem fernen Afghanistan und
legte diese auf eine kupfergrüne Farbfläche. Seite an Seite mit den
bekannten Meisterwerken im Holländer-Saal der Alten Pinakothek kann
das Publikum die einzigartige Wirkung des Gemäldes nachempfinden.

Wepke Kingma, Botschafter des Königreichs der Niederlande: "Ein
weltberühmter Vermeer aus Amsterdam zu Gast in München steht
symbolhaft für die engen freundschaftlichen und kulturellen
Verbindungen zwischen den Niederlanden und Deutschland und ist das
Ergebnis einer langen und engen Zusammenarbeit."

Dr. Markus Söder, Bayerischer Ministerpräsident: "Wir sind stolz auf
unsere Kunst- und Kulturschätze in Bayern! Die Alte Pinakothek hat mit
der Wiedereröffnung der Sammlungsräume und der Ausgestaltung als
Tageslichtmuseum sprichwörtlich zu ihrer internationalen Strahlkraft
zurückgefunden. Die Vermeer - Leihgabe der "Briefleserin in Blau" soll
das beeindruckend unter Beweis stellen. Wir freuen uns auf Kunstgenuss
auf höchstem Niveau zur Sonderausstellung und weit darüber hinaus."

Prof. Dr. Marion Kiechle, Bayerische Staatsministerin für Wissenschaft
und Kunst: "Die Alte Pinakothek zählt zu den schönsten Museumsbauten
der Welt. Es ist mir eine besondere Freude, dass die Sammlungsräume
nach der Sanierung den Besucherinnen und Besuchern nun wieder
offenstehen. Mein herzlicher Dank gilt der Stadt Amsterdam und dem
Rijksmuseum in Amsterdam, das zur Wiedereröffnung Johannes Vermeers
berühmte "Briefleserin in Blau" auf die Reise geschickt hat und es uns
damit ermöglicht, dieses herausragende Werk der Kunstgeschichte der
Öffentlichkeit zu präsentieren."

Prof Bernhard Maaz, Generaldirektor der Bayerischen
Staatsgemäldesammlungen: "Die "Briefleserin in Blau" in München - wenn
uns ein solches Glanzlicht der Kunstgeschichte seinen Besuch
abstattet, dann ist das eine Auszeichnung, die wir der Bedeutung
unseres Hauses und unseren wunderbaren Kollegen in Amsterdam
gleichermaßen verdanken, und es ist eine Sternstunde der Münchner
Museumsgeschichte! Mögen viele Besucherinnen und Besucher diese Chance
ergreifen und die großartige Kunst Vermeers genießen."

Dr. Bernd Ebert, Sammlungsleiter Holländische und Deutsche
Barockmalerei, Bayerische Staatsgemäldesammlungen: "Wie ein fehlendes
Puzzleteil ergänzt dieses Meisterwerk einen ganzen Sommer lang den
großen und großartigen Bestand Holländischer Malerei des Goldenen
Zeitalters in der Alten Pinakothek."

PUBLIKATION 

Anlässlich der Ausstellung erscheint Ludwig Steinherrs Gedichtband
"Briefleserin in Blau" mit einem Vorwort von Bernhard Maaz. Allitera
Verlag, 14,80 in Blau" mit einem Vorwort von Bernhard Maaz.

Kurator: Dr. Bernd Ebert

BEGLEITPROGRAMM

Ein umfangreiches Programm mit Führungen, Lesungen, Workshops, Filmen
sowie einem Vortrag mit Konzert begleitet die Präsentation. Mehr zum
Programm finden Sie unter
www.pinakothek.de/ausstellungen/vermeer-briefleserin-blau

PRÄSENTATION EINES VERMEER-KLEIDES VON TESS VAN ZALINGE

Anlässlich der Vermeer-Präsentation und als Hommage an die
niederländische Handwerkskunst wird in der Alten Pinakothek ein von
den Motiven der Gemälde Vermeers inspiriertes Kleid der bekannten
niederländischen Designerin Tess van Zalinge ausgestellt. Das Kleid
ist Teil der Kollektion 'De Porceleyne Fles', die in Zusammenarbeit
mit der Delfter Porzellanmanufaktur "Royal Delft" und dem TextilMuseum
Tilburg entwickelt und während der Amsterdam Fashion Week 2017
erstmals vorgestellt wurde.

 * 

Quelle:

Pinakotheken | Pinakothek der Moderne | Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Presseabteilung der Pinakotheken

Barer Str. 29 | 80799 München

Telefon +49 (0)89 23805-253

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: www.pinakothek.de
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AUSSTELLUNG/9491: Hamburg - Rundgang Finkenau vom 12. bis 14. Juli 2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg

Rundgang Finkenau 2018 - die Sommerausstellung der HAW Hamburg



Vom 12. bis 14. Juli 2018 verwandeln die Studierende der Fakultät
Design, Medien und Information der HAW Hamburg den Kunst- und
Mediencampus Hamburg in eine offene Ausstellungs- und Kulturfläche.
Sie zeigen Illustrationen, Designarbeiten, Fotoserien, Maker-Projekte,
Licht- und Sounddesign, Virtual-Reality-Installationen, sowie Arbeiten
aus dem Medienkompetenzzentrum und dem Newsroom. Der Eintritt ist
frei.

In der letzten Semesterwoche laufen die Studierenden der Fakultät
Design, Medien und Information (DMI) noch mal zur Höchstform auf. Nach
Wochen intensiver Projektarbeit in den Laboren, Werkstätten und
Kompetenzzentren präsentieren sie ihre Studien- und Abschlussarbeiten
im Rahmen des Rundgangs Finkenau 2018. In den drei Tagen findet man
auf dem Kunst- und Mediencampus Hamburg kaum einen Ort, der nicht von
den gut 3.000 Studierenden der Fakultät DMI bespielt wird.

Die inhaltliche Mischung macht die Sommerausstellung zu einem Erlebnis
für ganz unterschiedliche Interessten und spannend für jede
Altersklasse. Von der Kunst in den Ateliers der Finkenau, über
Illustrationen und Comics, sowie fotografische Serien und
Interaction-Design, entdeckt man auf dem Rundgang die neusten
Computerspiele in der Mensa, Licht- und Video-installation im Neubau,
journalistische Arbeiten sowie Projekte aus dem Bereich
Medienkompetenz. Wer sich für die Entwicklung von Bibliotheksthemen
interessiert, hat außerdem die Möglichkeit, das BibCamp zu besuchen.
Ein absolutes Highlight ist der "Magic Fulldome", den ein
Studierenden-Team aus dem Department Medientechnik im Innenhof des
Campus aufbaut. In der zehn Meter großen Flimmerkuppel zeigen sie
audio-visuelle Videos, interaktive Installationen, 360 Grad Videos
oder "VR-Experiences" ihrer Kommilitonen.

"Der Rundgang Finkenau beendet das Sommersemester mit drei intensiven
und sehr lebendigen Tagen, an denen unsere Studierende ihre Arbeiten
der Hamburger Öffentlichkeit zeigen. Wir sind eine offene Hochschule
und jeder ist herzlich eingeladen, die Fakultät DMI auf dem Kunst- und
Mediencampus Hamburg kennenzulernen", sagt Prof. Dorothea Wenzel,
Dekanin der Fakultät.

WANN UND WO?

WANN: Vom 12. Juli 2018 bis 14. Juli 2018

WO: HAW Hamburg, Kunst- und Mediencampus Hamburg, Finkenau 35

VERNISSAGE:

Donnerstag, 12. Juli 2018, 18 bis 22 Uhr

AUSSTELLUNG:

Freitag, 13. Juli 2018, 14 bis 22 Uhr

Samstag, 14. Juli 2018, 12 bis 18 Uhr

PROGRAMM ZUR VERNISSAGE

FORUM FINKENAU

18.00 Uhr Eröffnung durch Prof. Dr. Micha Teuscher, Präsident der HAW
Hamburg

18.30 Uhr Verleihung Karl H. Ditze Preis "Bestes Projekt 2018" durch
Prof. Dr. Rolf Dahlheimer (ehemaliger Präsident der HAW Hamburg) und
Dorothea Wenzel (Dekanin Fakultät DMI)
19.00 Uhr Games Master Abschlusspräsentation

ALTBAU FINKENAU

19.00 Uhr Druckvorführung Radierung, Raum U70

Druckvorführung Lithografie, Raum U62

19.30 Uhr Präsentation "Nachrichten für Kinder - ein Ratgeber für die
Praxis" Medienkompetenzzentrum, Raum U29a

INNENHOF CAMPUS

Ab 20.00 Uhr The Magic Fulldome 22.30 Uhr

Open Air Kino, Ausgang bei Raum U42

NEUBAU

20:00 bis 23:30 Uhr

Das kleine Lichtspielhaus Finkenau, Raum 3030

ab 21:00 Uhr What if?

Modeperformance

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.facebook.com/events/1582644061864613/

http://www.rundgang.haw-hamburg.de

http://www.facebook.com/HAW.DMI www.instagram.com/haw_dmi

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution399

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEITERSTIMME/369: Sozialismus der Steppe


Arbeiterstimme Nr. 199 - Frühjahr 2018

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Sozialismus der Steppe

Der zweite sozialistische Staat der Erde: die Gründung der
Mongolischen Volksrepublik



Die Quellenlage zur mongolischen Geschichte vor und zur Gründungszeit
der Volksrepublik ist sehr dünn und schwer zugänglich. Die
Faktendarstellung bezieht im Wesentlichen deutsch- und
englischsprachige Wikipedia-Einträge(1) ein, wobei die Darlegung
diejenigen Entscheidungsstränge, ihre Ursachen und Zusammenhänge in
das Zentrum stellt, die auf den Umsturz der alten Verhältnisse
gerichtet sind. Für die Auswertung der Fakten und die politischen
Folgerungen übernimmt der Verfasser die Verantwortung.

Was macht ein Gebiet, das so rückständig und abgelegen ist wie kein
zweites, zu einem Staat, der eine sozialistische Gesellschaftsordnung
aufbauen will? Eine der erstaunlichsten Auswirkungen im
Durchsetzungsprozess der Oktoberrevolution hat sich im Fernen Osten
gezeigt, als die Gründung eines Nationalstaats in die Proklamation der
Mongolischen Volksrepublik mündet.

Die Anfänge einer Nation

Die alten Bezeichnungen für die Siedlungsgebiete der Mongolen sprechen
Bände: die "Äußere" wie die "Innere" Mongolei geben die Perspektive
Chinas wider. Die Qing-Dynastie, die Herrschaft der Mandschu in China,
hatte ihre Einflusssphäre seit dem 17. Jahrhundert über die
Kernregionen der Han-Chinesen hinaus nach Norden und Westen (Tibet)
ausgedehnt. Die russische Expansion nach Osten macht es schließlich
notwendig, die Interessen beider Seiten genauer abzustecken. So gerät
eine Region in den Schnittpunkt expansionistischer Ansprüche Chinas
und Russlands, die selbst extreme Bedingungen aufweist. Die (spätere)
Mongolei umfasst knapp 1,6 Millionen km² (= das viereinhalbfache der
Größe der BRD), in ihr leben um 1900 etwa eine halbe Million Menschen,
die als Tierzüchter und Hirten ihre Herden von Weideplatz zu
Weideplatz treiben. Ackerbau ist wegen der mehr als sechsmonatigen
Vegetationsruhe und Wintertemperaturen von -40°C kaum möglich.
Nomadisches Denken und Handeln in Stämmen und Familienverbänden prägt
die spärliche Existenz der Menschen. Der tibetische Buddhismus hatte
sich erst im 16. Jahrhundert gegen indigene Religionsformen und den
Islam durchgesetzt, Hunderte von Klöstern nahmen einen großen Teil der
heranwachsenden jungen Männer auf, Schätzungen sprechen von 40 %. Im
engen Korsett zwischen den Vorgaben der Stämme und denen der
religiösen Autoritäten, den Zwängen der ärmlichen Viehweidewirtschaft
und den Abgabeleistungen an den (Grund-) Adel führte die große
Mehrheit der Mongolen ein hartes, dafür aber umso kürzeres Leben. Eine
durchschnittliche Lebenserwartung von 22 Jahren wird für das Jahr
1921, das Gründungsjahr der Republik, genannt.

1911 bricht die Qing-Dynastie und damit die monarchische Herrschaft in
China zusammen. Rebellionen begleiten die Auflösung der chinesischen
Unterdrückungsordnung in den riesigen nördlichen Außengebieten. Mit
der Lockerung und der formalen Ablösung chinesischer Staatsgewalt in
der "Äußeren Mongolei"(2) wird zugleich der mongolische Siedlungsraum
gespalten. In der "Inneren Mongolei" werden die
Unabhängigkeitsbestrebungen vom neuen Kriegsherrn Chinas, Yuan Shikai,
ausgemerzt. Dies gelingt deshalb, weil Mitglieder der adligen
mongolischen Führungskaste Grundbesitz sowohl in der Mongolei als auch
im Kernland Chinas besitzen und die Unabhängigkeit deshalb unabsehbare
Folgen für deren Eigentum bedeuten kann.

Die (äußere) Mongolei wird im September 1911, unter Beibehaltung der
theokratisch-feudalistischen Ordnung, unabhängig. Ein buddhistischer
Lama wird mit dem Titel Bogd Gegen Khan Staatsoberhaupt und bleibt
dies bis zu seinem Tod 1924 mit kurzen Unterbrechungen. Fortschritte
in der Entwicklung von Wirtschaft und Gesellschaft gibt es für die
Zeit bis zur sozialistischen Revolution nicht.(3)

Die Mehrheit der Bevölkerung besteht aus Viehhirten und -züchtern, die
als Nomaden Herden, die größtenteils Adeligen und Klöstern gehören,
über die kargen Böden des Landes führen. Arbeitsfähige Männer werden
von den Klöstern absorbiert und die Bevölkerung ist analphabetisch.
Was nach einer sozialen Revolution schreit, wird in einer
rückwärtsgewandten Herrschaftsform paralysiert, die Herdenbesitzer,
buddhistischen Klerus und die vorwiegend chinesischen Monopolisten des
Banken-, Handels- und Dienstleistungssektors vereint.

Das zaristische Russland unterstützt aus strategischen Gründen die
mongolische Unabhängigkeit gegen China, in Einzelfällen auch mit
Waffen. Diese setzen mongolische Gruppen gegen einzelne chinesische
Siedlungen ein, wobei sie Händler vertreiben und mehrheitlich töten.
Damit sind auch die Schulden bei den Chinesen "getilgt". Die rabiate
und urwüchsige Form eines sozialen Aufbegehrens findet keine
Fortsetzung, vor allem können weder die verlassenen Bergwerke noch die
landwirtschaftlichen Anbauflächen genutzt werden. Es fehlen schlicht
und einfach die personellen und organisatorischen Voraussetzungen für
eine Weiterführung der Betriebe durch Mongolen. Die Kämpfe erweisen
sich als spontane Aufstände gegen die soziale Unterdrückung, deren
Ziel mit der Vernichtung des Gegners erreicht ist.

Russland hatte bereits 1907 in einem Geheimabkommen seine Interessen
mit Japan,(4) die mongolischen Gebiete betreffend, abgesteckt. 1912
schließen beide Länder einen Folgevertrag über die Interessensphären
in der Inneren Mongolei. Japan und China stecken 1915 ihre
gegenseitigen Ansprüche auf die südliche Mandschurei und den Ostteil
der Mongolei ab. Im Geschacher der Regionalmächte Russland, China und
Japan bleibt, trotz aller Konflikte zwischen den Ländern, die Mongolei
Verhandlungsmasse und Spielball, ohne eigene Interessen durchsetzen zu
können.

Das Ende des Weltkrieges

1917 siegen die Bolschewiki in Russland, der Weltkrieg ist damit im
Osten vorbei. Im Gefolge des Friedensvertrages mit Deutschland kommt
das revolutionäre Russland mit der Entente überein, die im Land
stationierten und kämpfenden Angehörigen der tschechoslowakischen
Auslandsarmee(5) nach Frankreich zu überführen, damit sie dort den
Krieg auf der Seite der Entente weiterführen können. Beide Seiten
vereinbaren, dass der Weg nach Frankreich über den Fernen Osten und
die USA führen soll.(6)

Die offizielle Begründung ist die Sicherheit der Truppe, die bei einem
Abzug nach Westen wegen der dort aufflammenden Nachkriegskämpfe und
des beginnenden Bürgerkriegs nicht mehr gewährleistet sei. Die
Bolschewiki müssen befürchten, die Auslandsarmee könne zugunsten der
weißen Truppen eingreifen, die Entente befürchtet, die Soldaten
könnten mit Sympathien für die sozialistische Revolution zurückkommen.
Damit werden sie zum Unsicherheitsfaktor.

Auf dem Papier gelingt es der sowjetischen Verhandlungsseite, die
Neutralität der Fremdtruppen in der russischen Auseinandersetzung zu
vereinbaren und die Bewaffnung zu minimieren. Die abziehenden
Kontingente sollen auf nicht kampffähige Größenordnungen reduziert
werden. Weil die militärische Führung der Tschechoslowaken gegen diese
Bestimmungen von Anfang an verstößt, befiehlt Trotzki, die Soldaten zu
entwaffnen und bei Gegenwehr zu erschießen.

Innerhalb weniger Wochen wird die tschechoslowakische Armee zur
Kriegspartei, die wahllos auf der Seite russischer Antibolschewisten
eingreift und den Bürgerkrieg sukzessive - da ihr eigentliches Ziel in
Wladiwostok liegt - nach Osten trägt. Schwache bolschewistische Kräfte
sind, statt im Westen in den Bürgerkrieg eingreifen zu können, an der
Route der Transsibirischen Eisenbahn militärisch gebunden und werden
in der Auseinandersetzung mit den gedrillten, kompakten Truppen der
Armee zerrieben. Der mittlere und fernere russische Osten wird
Feindesland, das bedeutet Rückzugsgebiet und Reorganisationsraum der
Weißen. Verschiedene "Staats-" und Autonomiegründungen auf dem Weg
nach Osten legen davon Zeugnis ab.(7)

Die Folgen für die Mongolei

Nach 1915 wird der Einfluss Russlands in der Mongolei kriegsbedingt
schwächer, China erobert Machtpositionen zurück. Mongolische
Tributleistungen an China zeigen eine Unterwerfung wie früher an. Die
Oktoberrevolution stört den Bogd Khan auf, so dass der chinesische
Hochkommissar Chen Yi mit dem Einverständnis der mongolischen
Regierung die Entsendung eines Bataillons aus Peking veranlasst. Im
August 1918 kommen die chinesischen Truppen in Urga, dem späteren Ulan
Bator, an. Gleichzeitig versucht der antibolschewistische Führer der
Baikalkosaken, Gregori Semjonow, einen unter seiner Führung stehenden
panmongolischen Staat der Burjäten Russlands und der Mongolen zu
schaffen. Der doppelte Druck aus dem Norden und dem Süden spaltet die
adelige Führungskaste in der Mongolei; ein Teil sucht sein Heil darin,
die Chinesen erneut zur offiziellen Machtübernahme aufzufordern. Diese
Fraktion setzt sich schließlich durch und lässt unter entwürdigenden
Umständen ihren "Herrscher", den Bogd Khan, sich Chinas Hochkommissar
und dessen Hoheitszeichen unterwerfen. Im Januar 1920 hat, aus der
Perspektive der chinesischen Machthaber und der mongolischen
Stammesführer, der mongolische Staat aufgehört zu existieren, weil er
disfunktional geworden bzw. geblieben war.

Lediglich zwei kleine Widerstandsgruppen gegen den Anschluss an China
formieren sich. Vertrieben durch chinesische Truppen, organisieren sie
sich, anfangs unabhängig voneinander, in Rückzugsräumen bis Sibirien.
Die Gruppen "Ost-Urga" unter dem jungen Süchbaatar(8) und "Consular
Hill" unter dem intellektuellen Lama Bodoo und dem aus einfachen
Verhältnissen stammenden Militär Tschoibalsan(9) suchen militärische
und schließlich auch politische Hilfe bei den Bolschewiki, nachdem der
Bogd Khan jegliche Unterstützung gegen die chinesische Übernahme
verweigert. So klein beide Gruppen gewesen sein mögen,(10) so spiegeln
sie doch unterschiedliche Beweggründe der mongolischen Revolutionäre
wider. Die Süchbaatar-Fraktion vertritt stärker die Idee der
Unabhängigkeit, die auf einem neuen, schwach entwickelten
Nationalismus fußt. Die Tschoibalsan-Anhänger bringen den Gedanken der
sozialen Revolution ein. Doch in beiden Lagern ist die ideologische
Ausrichtung vorerst nachrangig und wird vom gemeinsamen Ziel, die
Fremdbestimmung abzuschütteln, überlagert.

Bedeutsam für das Gelingen der gesellschaftlichen Umwälzung ist die
Hilfe der russischen Revolutionäre, die gleichzeitig im Bürgerkrieg um
das Überleben der neuen Gesellschaftsordnung ringen. Nach anfänglichem
Zögern sichert das (in Gründung befindliche) Komintern-Sekretariat für
den Fernen Osten einer fünfköpfigen mongolischen Delegation in Irkutsk
Militärausbilder und bescheidene Waffenhilfe zu. Während die
Bewilligung und Durchführung sehr schleppend verlaufen, tritt in der
Mongolei eine neue Verschärfung der Situation ein. Das Land gerät in
den Fokus der russischen Weißen Armee.

Der russische Bürgerkrieg im Fernen Osten

Semjonow, der Kosakenführer im Osten, kämpft seit 1917 gegen die
Bolschewiki in Sibirien mit dem Ziel, ein Ostreich als Zusammenschluss
regionaler Völker unter seiner Führung zu schaffen. Als Feindbilder
fungieren die revolutionären Russen ebenso wie die Chinesen. Die
zeitliche Überschneidung der Kriegsereignisse in Russland mit dem
Umbruch in China gibt dieser separatistischen Zielstellung eine sonst
unvorstellbare Chance, damit werden weitere Abenteurer und Desperados
angelockt. Der skrupelloseste unter ihnen ist der deutsch-baltische
Baron Roman von Ungern-Sternberg,(11) der im Krieg als Haudegen an
allen Fronten Russlands kämpfte. Er hatte schon früh seine Neigung zu
östlichen Kulturen entdeckt und sah in den gehorsamen und furchtlosen
reitenden mongolischen "Freiwilligen", die zu einem hohen Anteil mit
Erpressung und Drohungen gewonnen und bei Befehlsverweigerung
erschossen wurden, das Gegenbild zu den Russen, die ihre zaristische
Herrschaft abschütteln oder dies zulassen, sowie zu den Juden.

Nach 1917 folgt Ungern seinem Kameraden Semjonow in den Fernen Osten.
Beide sind nach der Revolution damit beschäftigt, aus einem Stützpunkt
im russisch-mandschurischen Grenzgebiet heraus revolutionäre russische
Truppen zu bekämpfen und zu "entwaffnen", was bedeutet: zu
liquidieren. Ab August 1918 ändern sich die Voraussetzungen und damit
ihre Ziele. Die japanische Intervention im Fernen Osten und die
kämpfenden tschechoslowakischen Truppen öffnen den weißen Soldaten
Semjonows und Ungerns ganz Ostsibirien. Die riesige Region östlich des
Baikalsees wird besetzt, Semjonow beansprucht die Führerschaft. Ungern
wird Kommandant der Region Daurien, östlich des Baikal mit einer
Nord-Süd- und einer West-Ost-Erstreckung von jeweils 1.000 km. Er
plündert die erreichbaren Orte, kujoniert die einheimische
Bevölkerung, greift zu willkürlichen und tödlichen Strafen für selbst
verhängte "Vergehen" und zwingt die jungen Männer und Kinder in seine
Reiterarmee. Er lebt mit seiner Truppe davon, Züge der
Transsibirischen Eisenbahn zu überfallen und auszurauben. Grausame
Rache übt er an allen Fahrgästen, die er für Rote oder Juden hält. Im
fortschreitenden Bürgerkrieg, als keine Gefangenen mehr gemacht oder
ausgetauscht wurden, werden die Opferzüge nach Osten, besetzt mit
Gefangenen jeglicher Herkunft, zum Todesurteil für Zehntausende. An
Ort und Stelle werden sie von Ungerns Soldateska ermordet. In diese
Verbrechen sind nicht nur Ungern-Sternberg und Semjonow, sondern neben
anderen weißen Heerführern auch sämtliche Interventionsstreitkräfte
der (Ex-)Alliierten zutiefst verstrickt.

Die Revolution in der Mongolei

1920 gelingt es der Roten Armee mehr und mehr, Russland gegen die
Weißen unter ihre Kontrolle zu bringen. Im Herbst 1920 ist das Gebiet
jenseits des Baikal das letzte große, zusammenhängende Territorium der
Konterrevolution - ihre Tage sind gezählt. Ungern erhält einen
Hilferuf ausgerechnet des mongolischen Bogd Khan, der sich durch die
drohenden chinesischen Reformen in seinem gesellschaftlichen Einfluss
beschnitten sieht. Er nimmt diese Einladung auf seine Weise gern an.
Mit seiner Truppe, etwa 1.500 Mann, zieht er an die mongolische
Grenze, besetzt den Ort Aksha als neuen Stützpunkt und greift,
verstärkt durch einige hundert tibetische Reiter des 13. Dalai Lama,
die in der Hauptstadt Urga stationierten chinesischen Truppen an.
Gegen die vierfache Übermacht der Chinesen hilft vor dem
Wintereinbruch nicht einmal die militärische Skrupellosigkeit Ungerns.
Er begreift sich, da seine antibolschewistische Mission in Russland
gescheitert ist, als Warlord, der nur mehr gegen Geld und auf eigene
Rechnung handelt.

Ein zweiter Angriff im Januar/Februar 1921 bringt ihm den Erfolg auf
der ganzen Linie. China räumt alle Garnisonen in der Mongolei, der
Bogd Khan lässt sich von Ungern wieder auf seinen angestammten Thron
zurückführen. Als Gegengabe erhält Ungern diktatorische Rechte im Land
und nutzt sie umfänglich aus. Eine Terrorherrschaft überzieht das
Land. Mord ist sein Mittel gegen politische Gegner und rassisch
"Minderwertige", seine Truppen plündern die mongolische Bevölkerung
nach seinen Befehlen. Erneut werden junge Männer zwangsrekrutiert, um
seine Armee für diverse militärische Abenteuer aufzufüllen. Im Mai
1921 greift er sowjetisches Territorium an; er wird aber nach einigen
Wochen entscheidend zurückgeschlagen.

Im Herbst 1920 waren die mongolischen Emissäre inzwischen in Moskau.
Sie waren mit einer sowjetischen Hilfszusage und dem Auftrag, den
Partei- und den Armeeaufbau voranzutreiben, in die Mongolei
zurückgesandt werden. Angesichts der zunächst gescheiterten Offensive
Ungerns verzichteten die Sowjets darauf, eine Armee zu entsenden. Erst
nach dessen Erfolg und der Machtübernahme 1921 handeln mongolische
Revolutionäre und die Sowjets rasch, entschlossen und einig. Im
Februar beschließt die Komintern in Irkutsk, den Kampf des
mongolischen Volkes mit allen benötigten Mittel zu unterstützen. Die
Mongolische Revolutionäre Volkspartei wird auf einem ersten Parteitag
organisatorisch und programmatisch zusammengeschlossen durch
Proklamation eines Zentralkomitees und eines Parteiprogramms. Von der
Partei geht die Konstituierung der Armeeführung aus. Zehn Tage nach
dem Parteitag bilden die Revolutionäre eine provisorische Regierung,
besetzen die verlassenen chinesischen Garnisonen und rufen alle
Mongolen dazu auf, sich gegen die weißen Truppen Ungerns zu bewaffnen.
Ein Volkskongress soll die künftige Regierung wählen. Der Hof des Bogd
Khan verbreitet seine Propagandaaufrufe, die Revolutionäre wollten den
mongolischen Staat zerstören(12) und die Grundlagen des Buddhismus
vernichten.

Die Kräfteverhältnisse in der Mongolei kippen zugunsten der
Revolutionäre, deren Programmatik mehr Menschen in den Siedlungen
erreicht als die Tiraden des Bogd Khan, dessen politisches Lavieren um
des Machterhalts willen offenkundig und öffentlich geworden ist.
Sowjetische Truppen und Hilfslieferungen kommen ins Land, als China
die Gespräche mit der Sowjetregierung abbricht. Ende Juni 1921 werden
Ungerns Truppen nach dessen gescheitertem Angriff in der Mongolei
attackiert, die mongolische Volksarmee besetzt zusammen mit
sowjetischen Verbänden Urga. Ein Albdruck wird von den Mongolen
genommen, Ungerns eigene Truppen liefern ihn an die Rote Armee aus.
Nach einem Militärprozess wird Ungern in Nowosibirsk verdientermaßen
umgehend erschossen.

Die Revolutionäre verkünden in einem Brief an den Bogd Khan, dass die
Macht ab sofort in den Händen des Volkes liege. Für das politische
Desaster seien das Versagen der bisherigen Führer und eine überkommene
Ordnung verantwortlich, die nicht mehr zeitgemäß seien. Alles, mit
Ausnahme der Religion, werde verändert werden. Diese Ankündigung wird
zwei Tage später mit einer neuen revolutionären Regierung und dem
Ex-Bogd Khan als repräsentativem Monarchen umgesetzt.


Anmerkungen

(1) Folgende Wikipedia-Artikel wurden in die Darstellung einbezogen:

Mongolei (deutsch)

Geschichte der Mongolei (d)

Economy of the Mongolian People's Republic (englisch)

Mongolia (1911-24) (e)

Mongolian People's Republic (e)

Mongolian Revolution of 1921 (e)

Mongolische Revolutionäre Volksarmee (d)

Mongolische Volkspartei (d)

Mongolische Volksrepublik (d)

Russischer Bürgerkrieg (d)

Tschechoslowakische Legion (d)

Chorloogin Tschoibalsan (d)

Damdiny Süchbaatar (d)

Pelschidiin Genden (d)

Roman von Ungern-Sternberg (d)

(2) Aufständische Khalka-Mongolen, die nur den Qing verpflichtet
waren, vertreiben chinesische Verwaltung und Militäreinheiten, die von
der neuen chinesischen Republik entsandt worden waren.

(3) So spricht der Artikel "Economy of the MPR" davon, dass die
Mongolei bis 1921 von einer unterentwickelten, stagnierenden
Wirtschaft auf der Basis nomadischer Viehhaltung geprägt war.
Landwirtschaft und Industrie seien kaum existent gewesen, Transport
und Kommunikation zurückgeblieben.

(4) Japan baute ab 1905 die südmandschurische Eisenbahn, die 1909 die
Grenze der "Inneren Mongolei" erreichte.

(5) Die tschechoslowakische Freiwilligenarmee war von Exilanten
gebildet werden, um die Unabhängigkeit des Landes gegen
Österreich-Ungarn zu erkämpfen. Dafür sollte sie an mehreren Fronten
gegen die Mittelmächte eingesetzt werden. Knapp 10.000 Soldaten, je
zur Hälfte bestehend aus Exilanten und Überläufern von der
Balkanfront, standen in Frankreich, wesentlich weniger ab 1917 in
Italien. Das weitaus größte Kontingent dieser Truppe befand sich in
Russland. Aus ursprünglich 1.000 Mann, in der zaristischen Armee
integriert, wurden bis Ende 1917 mit Einbeziehung tschechoslowakischer
Kriegsgefangener ca. 35.000 bis 50.000 Soldaten in eigenständigen
Einheiten.

(6) 1918 waren japanische und britische Verbände als Vorhut in
Wladiwostok gelandet, kurze Zeit später folgte ein Expeditionsheer mit
8.000 Soldaten aus den USA. Sie sollten den Nachschub für die weißen
Verbände ebenso wie die zaristischen Waffendepots gegen die
Bolschewiki sichern und weitere konterrevolutionäre Eingriffe wie die
Gründung einer (japanischen) Küstenrepublik flankieren. Schließlich
begründeten die Invasoren ihre Anwesenheit auch mit dem Argument, den
Abzug der tschechoslowakischen "Freiwilligen" sicherzustellen.

(7) So etwa die "Provisorische Regierung Sibiriens" unter Wologodski
in Omsk 1918 oder die "Küstenrepublik" 1921 unter japanischer
Herrschaft

(8) Süchbaatar, der "große Held der mongolischen Revolution", trat
1911, mit 18, in die neue Armee ein, bewährte sich in den
Grenzkonflikten mit China und wurde 1918 entlassen. Außerhalb der
offiziellen Strukturen führte er eine Gruppe von etwa 50 Mitkämpfern
an.

(9) Tschoibalsan, der Mitbegründer der Mongolischen Revolutionären
Volksarmee, galt nach dem Sieg in der Mongolei als Anhänger der
sowjetischen Politik und von Stalin im Besonderen. Er bestimmte die
politische Ausrichtung des Landes als Partei- und Regierungschef ab
1936 bis 1952.

(10) Die Vereinigung beider Gruppen 1921 zur Mongolischen
Revolutionären Volkspartei und der Zusammenschluss zur Mongolischen
Revolutionären Volksarmee bedeutete anfangs eine Größenordnung von 400
Mann.

(11) Ungern-Sternberg verkörperte das Idealbild des
antibolschewistischen Todfeindes. Disziplinlos und eigenmächtig lebte
er seine soldatischen Gewaltphantasien in unverbrüchlichen
Männerbünden aus. Nur das in seinen Augen Starke hat ein
Überlebensrecht, jeder "Verrat" ist todeswürdig. Einschließlich seines
Judenhasses vertrat er ein faschistisches Weltbild, dessen
rassistische Koordinaten zwar leicht verschoben waren, das aber
nichtsdestoweniger auf Ausmerzung des Feindes zielt.

(12) Dies ein Jahr, nachdem derselbe Bogd Khan sich der chinesischen
Oberhoheit über die Mongolei unterworfen hatte.
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Die Kinder seien die Zukunft der Gesellschaft - diese Binsenwahrheit wird
oft betont. Doch die Gesellschaft in Deutschland, einem der weltweit
reichsten Länder, geht mit ihrer Zukunft wahrhaft stiefmütterlich um. Das
bestätigt die jüngste Studie "Aufwachsen in Armutslagen".

Die Studie wurde im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung vom Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) durchgeführt. Sie ist ein
Zwischenbericht zum Forschungsprojekt "Lebensumstände von Kindern im
unteren Einkommensbereich". Wie sie nachweist, sind Kinder und Jugendliche
mit "dauerhaften oder temporären Armutserfahrungen" deutlich benachteiligt
und vom sozialen und kulturellen Leben ihrer Altersgenossen abgeschnitten.
In beruflicher und sozialer Hinsicht wirkt sich ihre materiell
benachteiligte Position auf ihr ganzes Leben aus.

Die Studie kommt zum Ergebnis, dass nur 68,9 Prozent aller Kinder in
Deutschland in einer "dauerhaft abgesicherten Einkommenslage" leben. 31,1
Prozent der Kinder werden einem von vier Armutsmustern zugeordnet. 21,1
Prozent der Kinder werden in die Kategorien "dauerhafter Leistungsbezug"
der Familie, "dauerhaft nicht gesichert" oder "prekäre Einkommenslage"
eingeordnet. Weitere 9,9 Prozent der Kinder werden als "temporär nicht
gesichert" eingestuft, weil sie vorübergehende Armutserfahrungen machen -
die natürlich auch nicht spurlos vorübergehen.

Nichts hat sich seit der letzten IAB-Studie über Kinderarmut in Deutschland
[1] vom Oktober 2017 zum Besseren verändert. Neu ist lediglich, dass das
IAB die "Berufstätigkeit der Mütter" als "zentralen Einflussfaktor" ins
Blickfeld rückt. Ein Hauptgrund für die Kinderarmut ist demnach eine
Situation, in der die Mutter nicht erwerbstätig ist.

Die Autoren der Studie (Silke Tophoven, Torsten Lietzmann, Sabrina Reiter
und Claudia Wenzig) unterscheiden zwischen Familien, denen ein Paar
vorsteht, und Familien Alleinerziehender, meist Frauen, wobei die zweite
Gruppe besonders oft von Armut bedroht und vom gesellschaftlichen Leben
ausgeschlossen ist.

In Paarfamilien, in denen beide Eltern eine feste Arbeit haben, machen nur
unter 2 Prozent der Kinder dauerhafte oder wiederkehrende
Armutserfahrungen. Das Bild ändert sich deutlich, wenn die Mütter über
einen längeren Zeitraum nicht erwerbstätig sind: Nur noch 38 Prozent der
Kinder gelten dann als finanziell abgesichert, 32 Prozent erleben
dauerhafte oder wiederkehrende und 30 Prozent kurzzeitige Armutslagen.

Bei Familien mit nur einem alleinerziehenden Elternteil ist die
Armutsgefahr noch größer, und die Frage, ob der oder die Erziehende
arbeiten geht, erhält noch mehr Gewicht. In den meisten Fällen verhindert
eine Erwerbstätigkeit der Alleinerziehenden die dauerhafte Armut der
Kinder, so die Studie. Deutlich wird jedoch auch, dass allein erziehende,
arbeitende Mütter sehr oft zu wenig verdienen. So heißt es in der Studie,
dass auch bei berufstätigen Müttern "noch ein Sechstel der Kinder zumindest
zeitweise Armutserfahrungen" mache.

Bei andauernder Teilzeitbeschäftigung oder einem Minijob der Mutter lebt
ein Fünftel der Kinder dauerhaft oder wiederkehrend in Armut, 40 Prozent
zeitweise. Wenn die alleinerziehende Mutter gar nicht arbeitet, sind
praktisch alle, nämlich 96 Prozent der Kinder arm.

Die Studienergebnisse zeigen in der Quintessenz, dass Arbeiterfamilien
heute zwei "normale" Einkommen und ausreichend Kita- und Krippenplätze
benötigen, wenn sie halbwegs über die Runden kommen wollen. Diese
Bedingungen sind aber immer schwieriger zu erfüllen.

Die Autoren gehen nicht weiter auf die extreme soziale Polarisierung und
Verarmung der Arbeiterklasse der letzten Jahre ein. Sie machen jedoch
deutlich, dass das Armutsrisiko für Kinder am geringsten ist, wenn beide
Partner arbeiten und sich dabei gut abstimmen können. Es steigt, wenn nur
einer Arbeit hat, und ist am höchsten, wenn beide Partner arbeitslos sind.

Es liegt auf der Hand, dass die Studie das Augenmerk nicht auf tiefer
gehende gesellschaftliche Fragen richtet: Was ist zum Beispiel mit der
Lohnstruktur [2] passiert, bei der heute vierzig Prozent der abhängig
Beschäftigten weniger als vor zwanzig Jahren verdienen?

Oder was ist aus dem Versprechen der damaligen Familienministerin Ursula
von der Leyen (CDU) vor über zehn Jahren geworden, Hort- und
Kindergartenplätze so auszubauen, dass eine gesellschaftliche
Ganztagsbetreuung gewährleistet wäre? Nach einer Studie des Instituts der
deutschen Wirtschaft von Anfang 2018 fehlen bundesweit alleine für Kinder
unter drei Jahren 300.000 Betreuungsplätze. Eltern von Kleinkindern und
Kindern unter drei Jahren sind diesbezüglich gerade in größeren Städten oft
in einer fast aussichtslosen Lage.

Im Februar 2017 veröffentlichte das Familienministerium erstmals Daten zum
Betreuungsbedarf von Kindern zwischen 3 und 11 Jahren: Bei etwa der Hälfte
der Eltern von Drei-bis Fünfjährigen unterschritt die tatsächliche
Versorgung die benötigte Betreuungszeit um fünf Stunden die Woche.
Grundschulkinder bis 11 Jahre hatten einen Betreuungsbedarf von
zusätzlichen 22 Prozent. Aber auch bei Hortkindern gab es einen
zusätzlichen Betreuungsbedarf von 14 Prozent oder durchschnittlich 10
Wochenstunden. Bei Ganztagsschülern nennen über 22 Prozent der Eltern einen
zusätzlichen Bedarf von durchschnittlich 9 Stunden pro Woche.

Bezeichnenderweise sitzt Von der Leyen heute dem Verteidigungsministerium
vor, wo sie weit über 70 Milliarden Euro aus Steuergeldern für die Rüstung
einplant [3]. Gleichzeitig suchen Eltern aus der Arbeiterklasse verzweifelt
nach bezahlbaren Hort- und Kita-Plätzen, und die Kita-ErzieherInnen geraten
immer stärker unter Druck.

Vor drei Jahren streikten [4] mehr als vierzigtausend Beschäftigte im
Sozial- und Kinderbetreuungsdienst vier Wochen lang für bessere
Arbeitsbedingungen und Bezahlung. Der Kita-Streik warf ein grelles Licht
auf die prekäre Lage in den Kindergärten: Überall fehlt es an
qualifizierten Pädagogen und Betreuungspersonal. Noch stärker als unter dem
knappen Lohn leiden die Erzieherinnen unter dem Stress. In den überfüllten
Einrichtungen sind die Betreuerteams chronisch unterbesetzt und die Gruppen
zu groß.

Bei den Eltern fand der Kita-Streik breite Unterstützung, doch er wurde
letztendlich von den Gewerkschaftsspitzen von Verdi, GEW und dem
Beamtenbund dbb abgewürgt. Aber der Unmut über die schlechte Versorgung mit
Kita-Plätzen schwelt weiter, und immer wieder brechen Proteste aus. Das
zeigte vor kurzem die Demonstration [5] von über 3000 Eltern in Berlin, die
ihre wachsende Wut gegen die Beschlüsse des Senats aus Sozialdemokraten,
Grünen und Linkspartei zum Ausdruck brachten.

Die Arbeiterlöhne, von denen man einst halbwegs vernünftig leben konnte,
sind der kapitalistischen Krise zum Opfer gefallen, und gleichzeitig hat
die herrschende Klasse das Recht auf Ganztagesbetreuung zugunsten von
Sparmaßnahmen und Ausgaben für das Militär in Milliardenhöhe einkassiert.

In dem Zusammenhang muss die neue Studie des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) und der Bertelsmann-Stiftung als Warnung an die
Regierung verstanden werden. Sie ist eine Reaktion auf die um sich
greifende Unzufriedenheit, die das Potential zu explosiven Ausbrüchen hat.

Das IAB ist eine Forschungseinrichtung der Bundesagentur für Arbeit. Laut
Paragraf 282 des Sozialgesetzbuches III berät das Institut sowohl die
Bundesagentur für Arbeit als auch Regierungsstellen wie das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Es warnt die Regierung und die
Kapitalisten frühzeitig vor sozialen Verwerfungen und entwickelt
Strategien, um Konflikte zu entschärfen.

Für das IAB sind "Drittmittel", wie die Gelder der Bertelsmann-Stiftung,
"von strategischer Bedeutung", wie das Institut auf seiner Internetseite
schreibt. Sie "erweitern die Möglichkeiten, die gesetzlichen Aufträge des
Instituts umzusetzen und das Institut noch stärker mit der
Fachöffentlichkeit und anderen wissenschaftlichen Einrichtungen zu
vernetzen." Auch die Bertelsmann-Stiftung ist aufs Engste mit der 
Merkel-Regierung verbunden.

Im Vorwort der Studie mit dem Untertitel "Zentrale Einflussfaktoren und
Folgen für die soziale Teilhabe" warnen die Autoren die
"Fachöffentlichkeit" vor den Folgen, die die Armut "jedes vierten Kindes in
Deutschland" mit sich bringt: "Dies birgt die Gefahr, dass sie sich
aufgrund ihrer Perspektivlosigkeit von der Gesellschaft abkoppeln - mit
weitreichenden Folgen (...) je niedriger der sozioökonomische Hintergrund,
desto geringer die Wahlbeteiligung. Gerade in Zeiten einer zunehmenden
Polarisierung der Gesellschaft sollte dies ein Warnsignal sein."

Schon Anfang des Jahres, als der Präsident des

Schon Anfang des Jahres, als der Präsident des Deutschen Kinderhilfswerks,
Thomas Krüger, den "Kinderreport 2018" vorstellte, geriet die zunehmend
prekäre Lage von Kindern und Jugendlichen ins mediale Blickfeld. Umfragen
des gemeinnützigen Vereins unter 1000 Erwachsenen und über 600
Minderjährigen hatten ergeben, dass die Mehrheit der Befragten die
politischen Maßnahmen gegen Kinderarmut als nicht ausreichend einstuften
und als Ursachen unzweideutig die niedrigen Löhne benannten.

Das Kinderhilfswerk forderte eine politische Gesamtstrategie, da
Einzelmaßnahmen wie eine Erhöhung des Kindergelds, ein Kindergeldzuschlag
oder ein "Teilnahmegeld" nicht mehr ausreichen würden, wie Krüger erklärte.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/11/02/kind-n02.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2017/08/25/armu-a25.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/03/24/leye-m24.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2015/10/02/kita-o02.html

[5] https://www.wsws.org/de/articles/2018/05/28/kita-m28.html
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Operation "Roundup": Der IS steht vor der Niederlage, aber niemand
redet darüber

von Bernhard Klaus



Am 1. Mai 2018 begann von der europäischen Öffentlichkeit weitgehend
unbemerkt die Operation "Roundup" der US-geführten internationalen
Koalition gegen den sog. Islamischen Staat (IS) in Syrien. "Roundup"
bedeutet soviel wie "zusammentreiben" und "ausheben", wird jedoch auch
als "Razzia" übersetzt. Das erklärte Ziel der Mission besteht darin,
die "Überreste des Islamischen Staates im Nordosten Syriens zu
vernichten".[1] Bereits Ende 2017 war aus dem
US-Verteidigungsministerium mitgeteilt worden, dass der IS 98% des
Territoriums verloren hätte, das er ursprünglich kontrollierte. Auf
dem Höhepunkt seiner Macht lebten sieben bis zehn Millionen Menschen
in den Gebieten des Kalifats, das Ölfelder und Raffinerien, ganze
Produktions- und Logistikketten kontrollierte und damit, sowie durch
Plünderungen, in den Jahren 2014 und 2015 jeweils fast zwei Mrd. US$
Einnahmen erwirtschaften konnte. Während der IS vor Beginn der
internationalen Intervention gegen das Kalifat täglich in den Medien
war, wird seiner Bekämpfung spätestens seit der Rückeroberung Mossuls
und der Vernichtung des IS im Irak recht wenig Aufmerksamkeit
geschenkt. Bemerkenswert selten wird die Frage gestellt, wann der IS
wohl restlos besiegt sein wird und wie die USA und andere
internationale Akteure, darunter Deutschland, ihre weitere Präsenz in
der Region begründen werden. Selbst wenn in Syrien etwas Ruhe
einkehren sollte, ist davon auszugehen, dass der
Stellvertreterkonflikt zwischen der US-geführten Koalition und dem
Iran weiter anhalten wird. Der im Kampf gegen den IS aufgebaute
deutsche Luftwaffenstützpunkt in Jordanien jedenfalls scheint auf
Dauer ausgelegt zu sein und hat mittlerweile auch die Führung der
deutschen Truppen im Irak übernommen, deren Auftrag jenseits aller
öffentlichen Aufmerksamkeit gegenwärtig neu definiert wird.


Die internationale Intervention gegen den IS

Im September 2014 griffen die USA und ihre Verbündeten mit
Luftschlägen gegen den IS ein und unterstützten v.a. kurdische Kräfte
mit Ausbildung, Waffen und Spezialkräften. Die US-geführte Koalition
gegen den IS wuchs zumindest auf dem Papier auf 74 Staaten an und soll
bis März 2018 über 13.000 Luftangriffe in Irak und über 14.500
Luftangriffe in Syrien durchgeführt haben. Alleine in den drei Monaten
zwischen November 2015 und Januar 2016 sollen über 6.400 IS-Mitglieder
getötet worden sein, im Dezember 2016 gab der britische
Verteidigungsminister Michael Fallon an, die Mission habe mehr als
25.000 IS-Kämpfern das Leben gekostet. Während sich die beteiligten
Staaten ansonsten mit akkumulierten Zahlen zurückhalten, gaben sie bei
einzelnen Angriffen vereinzelt regelrechte Erfolgsmeldungen aus,
wonach eine bestimmte zwei- bis dreistellige Zahl von IS-Kämpfern oder
auch führende Ideologen oder Propagandisten des IS getötet worden
seien. Eine klare Unterscheidung zwischen Kombattanten und Zivilisten
war bei diesen Luftschlägen und in der begleitenden Debatte nie
erkennbar. Airwars jedoch schätzt die Zahl der von der Koalition bis
Mai 2018 getöteten Zivilisten auf 6 bis 10 Tausend.[2] Nach Beginn der
US-geführten Intervention 2014 fanden in Europa, den USA, Nordafrika
und weiteren an der Anti-IS-Koalition beteiligten Staaten
terroristische Anschläge statt, die dem IS zugeordnet wurden. Ab Ende
2015 gelangen dem IS mehrere komplexe Anschläge in Frankreich und
Belgien und ab 2017 auch in Großbritannien. Mittlerweile hat die Zahl
dieser Anschläge deutlich abgenommen und gehen diese vorwiegend von
Einzeltätern aus, die sich als IS-Sympatisanten bekannt haben oder zu
solchen erklärt wurden.[3]

Im Januar 2015 beherrschte der IS weite Teile Nordsyriens und das
gesamte Euphrat-Tal bis nach Falludscha im Irak. Im Irak kontrollierte
er darüber hinaus ein großes Gebiet um Mossul, das im Süden bis 150 km
vor Bagdad und im Westen bis tief nach Syrien hineinreichte. Neben
diesen zusammenhängenden Territorien beherrschte der IS ein großes
Gebiet östlich von Homs zwischenzeitlich bis Palmyra sowie mehrere
kleine Enklaven südlich und westlich von Damaskus. Heute hat er noch
zwei größere Gebiete und einen entscheidenden Abschnitt des Euphrats
im Westen Syriens und zwei kleine Gebiete im Süden des Landes unter
seiner Kontrolle. Die irakische Regierung hatte den Kampf gegen den IS
bereits im Dezember 2017 für beendet erklärt.

Die Gebiete im Norden Syriens, die vormals unter Kontrolle des IS
standen, werden heute weitgehend von den kurdisch dominierten Syrian
Democratic Forces (SDF) gemeinsam mit den USA kontrolliert, ein
weiterer Teil ist von der Türkei besetzt. Die Gebiete bei Damaskus und
östlich von Homs, die sich zwischenzeitlich bis nach Aleppo
erstreckten, wurden von der syrischen Armee und ihren Verbündeten
zurückerobert, zuletzt im Mai 2018 das Flüchtlingslager Yarmouk, das
im April 2015 vom IS besetzt worden war. Aktuell greifen syrische
Truppen eine IS-Enklave in der Provinz As-Suwayda an, nach deren
absehbarer Eroberung dem IS im Süden nur noch eine kleine Enklave an
der Grenze zu den von Israel besetzten Golan-Höhen bleiben wird, die
von Gebieten umschlossen ist, die unter Kontrolle von Rebellen stehen.


Aufteilung Syriens im Zuge der Bekämpfung des IS

Da absehbar war, dass die führenden Kräfte der Anti-IS-Allianz, die
Türkei und die USA, die vom IS befreiten Gebiete nicht an das syrische
Regime übergeben würden, entwickelte sich die Bekämpfung des IS zu
einer Art Wettlauf um Geländegewinne. Die Türkei etwa, die zuvor gut
mit dem IS jenseits seiner Grenze nach Syrien leben konnte und diesem
auch Rückzugsraum bot und Geschäfte mit ihm machte,[4] begann im
Oktober 2016 ihre Operation Euphrates Shield, bei der sie mit lokalen
Verbündeten in das zuvor vom IS beherrschte Gebiet in Syrien eindrang.
Zuvor hatten die USA in den von kurdischen Kräften vom IS eroberten
Gebieten Stützpunkte errichtet und ihre Unterstützung für die kurdisch
dominierten Syrian Democratic Forces (SDF) ausgebaut.[5] Die Türkei
wollte mit Euphrates Shield ein zusammenhängendes, kurdisch
dominiertes Gebiet jenseits ihrer Grenze verhindern. Vor und in den
vom IS eroberten Gebieten kam es mehrfach zu Gefechten zwischen dem
türkischem Militär und dessen Verbündeten und der SDF, die zugleich
von den USA unterstützt wurden.

Nach der Eroberung Aleppos im Dezember 2016 drangen auch syrische
Kräfte von dort in die vom IS besetzten Gebiete nahe der türkischen
Grenze vor. Um Al Bab und die Verbindungsstraße zwischen Aleppo und
Manbidsch entfalteten sich Anfang 2017 heftige und komplexe Gefechte:
Die türkischen Kräfte stießen unterstützt von US-amerikanischer
Luftwaffe von Norden und Westen auf die Stadt vor, die syrische Armee
mit ihren iranischen Verbündeten und russischer Luftunterstützung
kamen aus dem Süden. Auch die SDF versuchte wiederholt, einen Korridor
zu den kurdischen Gebieten im Westen oder zumindest zu den vom
syrischen Regime kontrollierten Gebieten offen zu halten und wurde
dabei von der Türkei angegriffen. Nachdem der IS seine Positionen im
Norden verloren hatte, zog er sich in die Wüstengebiete östlich von
Homs zurück und wurde dort anschließend in harten und zähen Gefechten
von der syrischen Armee zurückgeschlagen. Bereits in dieser Zeit
erfolgten (zwischen dem 18. Mai und dem 20. Juni 2017) mehrere
US-amerikanische Luftschläge, die ein Vordringen der syrischen Armee
auf die gemeinsame Grenze mit dem Irak und Jordanien verhindern
sollten.[6] Seit der IS nördlich der Grenze zu Jordanien weitgehend
besiegt ist, kontrolliert das syrische Regime wieder ein großes
zusammenhängendes Gebiet mit den wichtigsten Städten, das etwa zwei
Drittel des syrischen Territoriums umfasst. Neben den Gebieten im
Norden Syriens, die von den USA, der SDF und der Türkei kontrolliert
werden, wird die Provinz Idlib weiterhin von der Türkei nahestehenden
Rebellen kontrolliert und das Gebiet nördlich der Golan-Höhen von
Rebellen, die von Israel zumindest geduldet werden. Ein weiteres
Gebiet, das sich nicht unter der Kontrolle des Regimes befindet, liegt
dort, wo sich die Grenzen von Jordanien, dem Irak und Syrien treffen.
Formal steht es unter Kontrolle von Rebellen, auch hier haben
allerdings die USA einen Stützpunkt errichtet und mehrfach mit
Waffengewalt klargestellt, dass sie eine Rückeroberung durch die
syrische Armee nicht tolerieren werden. In der Wüste nördlich von
diesem Stützpunkt hält der IS eine weitere Enklave und trägt damit
letztlich zu dem bei, was immer wieder als wichtigstes strategisches
Ziel der USA und Israels in Syrien genannt wird: Einen
zusammenhängenden "Korridor" vom Iran über Irak und Syrien nach
Libanon zu verhindern. Eine weitere, kleine aber entscheidende Enklave
des IS befindet sich im Euphrat-Tal an der Grenze zum Irak.


Tolerierung des IS und Angriffe gegen die syrische
Armee

Diese Enklave erstreckt sich etwa 30km entlang des Euphrat von der
irakischen Grenze Richtung Deir ez-Zor. Die Gebiete nördlich des
kleinen IS-Gebietes werden von der SDF, die südlich angrenzenden
Gebiete von den syrischen Streitkräften kontrolliert. Es ist
offensichtlich, dass der IS hier bislang zumindest von den USA und
damit der SDF toleriert wird, denn seine Präsenz im Euphrat-Tal an der
Grenze zum Irak wird vonseiten der USA einer Kontrolle durch das
syrische Regime klar vorgezogen. Anstatt - womöglich sogar gemeinsam
mit der syrischen Armee - gegen den IS vorzugehen, kommt es westlich
der IS-Enklave immer wieder zu Gefechten zwischen SDF bzw. US-Kräften
und der syrischen Armee. Ein großer Teil der relativ seltenen direkten
Angriffe der US-geführten Koalition gegen die syrische Armee und ihre
Verbündeten erfolgte hier.

Ein erstes und entscheidendes solches Ereignis fand bereits im
September 2016 statt. Damals beherrschte der IS weite Teile im Zentrum
und im Osten Syriens, in dem die syrische Armee nur noch Teile der
Stadt Deir ez-Zor und den dazugehörigen Flughafen kontrollierte. Immer
wieder stießen die IS-Kräfte auf die syrischen Armeestellungen
insbesondere in der Umgebung des Flughafens vor, über den die syrische
Armee versorgt wurde. Am Nachmittag des 17. Septembers 2016 begannen
Luftangriffe auf Stellungen der syrischen Armee, an denen neben den
US-Kampfflugzeugen auch britische Reaper-Drohnen und dänische F-16
beteiligt waren. Die Luftschläge hielten eine knappe Stunde an und
kosteten je nach Quelle zwischen 62 und 106 syrischen Soldaten das
Leben, etwa hundert weitere wurden verletzt. In der Folge wäre es dem
IS beinahe gelungen, den Flughafen einzunehmen und damit vermutlich
die damals letzte verbleibende Präsenz der syrischen Armee im
östlichen Zentrum des Landes zu beenden. Die heutige Machtteilung in
Syrien hätte dann sicherlich anders ausgesehen.

Der Vorfall im September 2016 belastete die Beziehungen zwischen den
USA, ihren Verbündeten und Russland schwer. Von der Führung der
US-geführten Koalition gegen den IS wurde behauptet, man habe den IS
treffen wollen und es folgte eine öffentliche Entschuldigung für den
Angriff auf syrische Soldaten.[7] Ein Fehler bei der Identifikation
der Ziele ist durchaus denkbar, denn die syrische Armee hatte kurz
zuvor Positionen des IS erobert. Größere Luftschläge gegen die
syrische Armee wiederholten sich jedoch v.a. seit 2018 mehrmals in der
Provinz Deir ez-Zor. Die am Euphrat gelegene Provinzhauptstadt blieb
bis September 2017 eine Enklave der syrischen Armee, die jedoch im
Verlauf des Jahres 2017 von Homs über Pamyra weite Teile des
geographischen Zentrums vom IS zurückerobern konnte. Am 25. August
2017, als ein Durchbruch der Belagerung Deir ez-Zors durch die
syrische Armee absehbar war, erklärte die SDF, dass sie eine Offensive
gegen den IS in und um die Stadt beginnen und dabei nicht mit der
syrischen Armee kooperieren werde. Zu jenem Zeitpunkt waren die SDF
und die USA noch mit der Bekämpfung des IS in Rakka beschäftigt,
während etwas südlich davon im Euphrat-Tal syrische Kräfte gegen den
IS kämpften. Anschließend drang die SDF unterstützt von der
US-geführten Koalition nördlich des Euphrat nach Deir ez-Zor vor,
während die syrische Armee von Westen aus vorrückte und die Belagerung
der Stadt durch den IS am 7. September 2017 durchbrechen konnte. Die
SDF erreichte Deir-ez Zor wenig später unterstützt von
US-Spezialkräften und wurde dabei wiederholt von russischen
Luftangriffen aufgehalten und geschwächt. In der Zwischenzeit war es
der syrischen Armee gelungen, auch einige Stadtteile nördlich des
Euphrats einzunehmen, während es der SDF gelang, ein Gasfeld und die
wichtigsten Anlagen der Ölförderung unter seine Kontrolle zu bringen.

Diese Konstellation - dass der SDF die Gas- und Ölanlagen und die
syrische Armee lediglich im Stadtgebiet Deir ez-Zors kleine Gebiete
nördlich des Euphrat kontrolliert - hält im Grunde genommen bis heute
an. Die USA haben mehrfach klargestellt, dass sie weitere
Geländegwinne der syrischen Armee nördlich des Euphrat, wo viele Öl-
und Gasfelder liegen, nicht dulden werden. Am 7. und 8. Februar 2018
gab es nach US-Darstellung einen Vorstoß regimenaher Kräfte auf ein
Hauptquartier der SDF, in dem US-Spezialkräfte anwesend waren.
Daraufhin wurden diese von Kampflugzeugen, Bombern, Hubschraubern und
Artillerie der US-Streitkräfte beschossen, wobei zwischen 50 und 100
prosyrische Kräfte, darunter 10-20 Angehörige einer privaten
russischen Militärfirma, getötet worden sein sollen. Andere Quellen
sprechen von mehreren hundert Opfern. Die Gefechte fanden im
unmittelbaren Umfeld des Al Tabiyeh-Gasfeldes statt, das - anders als
der 3km südlich gelegene Ort Al Tabiyeh - damals und bis heute unter
Kontrolle der SDF bzw. der USA steht und von der US-Firma Conoco
betrieben wird. In den folgenden Tagen kam es zu weiteren Gefechten
zwischen der SDF und regimetreuen Kräften in den nördlich des Euphrat
gelegenen Stadtteilen, am 10. Februar zerstörte eine Reaper-Drohne der
USA einen Panzer der syrischen Armee südlich des Gasfeldes. Zu
weiteren Luftangriffen der US-geführten Koalition auf syrische Kräfte
zwischen Euphrat und dem Gasfeld kam es um den 3. und 22. März.


Die aktuelle Operation "Roundup"

Die seit Mai 2018 laufende Operation "Roundup" richtet sich aktuell
primär auf eine andere Enklave nördlich des Euphrat, die nach Osten
von der Grenze zum Irak und ansonsten von Gebieten unter Kontrolle der
SDF umschlossen wird. Das US-Verteidigungsministerium veröffentlicht
regelmäßig recht ausführliche Berichte über Umfang und Intensität der
Operation. Demnach seien alleine im Mai 225 Luftschläge gegen den IS
ausgeführt worden, wobei ein Luftschlag auch aus mehreren
Angriffswellen bestehen kann. Alleine am ersten Juni seien bei neun
Angriffen ein Tunnel, drei Kommandoposten und sechs vom IS gehaltene
Gebäude angegriffen worden. Am zweiten Juni wurden demnach bei acht
Angriffen eine taktische Einheit angegriffen und zwei
Gefechtspositionen, zwei Kommandoposten und fünfzehn vom IS gehaltene
Gebäude zerstört. Am dritten Juni erfolgten 28 Luftschläge, bei denen
u.a. ein "logistischer Knotenpunkt des IS" und eine nicht näher
genannte "Verbindungslinie", ein weiterer Kommandoposten und 11
Gefechtsstellungen des IS zerstört worden seien. Vergleichbare
Zusammenfassungen liefert das US-Verteidigungsministerium für jeden
einzelnen Tag der Offensive. Für den Berichtszeitraum vom 1.-10. Juni
2018 ergeben sich daraus insgesamt 141 Luftschläge, bei denen neben
IS-Einheiten, Waffen und Fahrzeugen insgesamt 25 Gebäude ("IS-held
buildings"), 25 Gefechtspositionen ("ISIS fighting positions"), zehn
Versorgungswege ("ISIS supply route"), acht Kommandoposten ("ISIS
command-and-control centers"), sechs logistische Knotenpunkte ("ISIS
logistics hub"), zwei Verbindungslinien ("ISIS communication line")
und ein Lager ("ISIS supply cache") angegriffen bzw. zerstört
wurden.[8] Auch wenn diese Berichte spürbar mit einer gehörigen
Portion Propaganda bzw. "strategischer Kommunikation" garniert sind -
regelmäßig wird etwa auf die sinkende Moral der IS-Kämpfer, fliehende
IS-Führungsfiguren und sich ergebenden Einheiten berichtet - so ist
kaum anzunehmen, dass die massiven Luftschläge nicht auch
Zivilist*innen und zivile Infrastruktur betreffen,
 die, würden die gleichen Luftschläge von Russland oder der syrischen
Armee durchgeführt, sicher im Mittelpunkt der hiesigen
Berichterstattung stehen würden.

Nachdem die Operation "Roundup" zunächst v.a. in diesen Luftschlägen
bestand, gab das Pentagon am 3. Juni den Beginn der Bodenoffensive
bekannt, die wesentlich von der SDF getragen und von irakischen
Truppen unterstützt werde. Zumindest auch französische Artillerie ist
vom Irak aus beteiligt, berichtet wird auch von französischen und
italienischen Spezialkräften auf der syrischen Seite der Grenze an der
Seite der SDF. Die Luftangriffe konzentrierten sich einerseits auf die
Enklave nördlich des Euphrat-Tals, in die die SDF vom Nordwesten aus
vorstoßen und wo sie am 5. Juni beträchtliche Geländegewinne mit der
Eroberung Dashishas bekanntgab. Ein anderer Schwerpunkt der
Luftangriffe ist bereits jetzt auch der kleine, vom IS besetzte Teil
des Euphrat-Tales. Es wird spekuliert, dass das Ziel der Operation
"Roundup" darin besteht, die verbliebenen IS-Kämpfer in dieses Tal zu
drängen, von dem aus sie versuchen könnten, in den Irak zu fliehen. Im
Verlauf des Juni sind mehrfach SDF-Kräfte unterstützt von irakischen
Einheiten nördlich des Euphrat an der Grenze zum Irak in dieses Gebiet
vorgedrungen. Als sich südlich des Euphrats dem syrischen Regime
nahestehende irakische Milizen versammelten, erfolgten am 18. Juni
verheerende Luftschläge, über die auch die Tagesschau (online)
berichtete: "Vieles deutet darauf hin, dass die USA den Angriff
geführt haben... Bei einem Luftangriff im Osten Syriens sind nach
Angaben von Aktivisten mindestens 52 regierungstreue Kämpfer ums Leben
gekommen... Ein Sprecher der US-geführten Koalition, Sean Ryan, sagte,
sie habe keine Luftangriffe in der Gegend ausgeführt... Die Koalition
hat schon mehrfach regierungstreue Kräfte angegriffen. Diese bekämpfen
in der Region ebenfalls IS-Extremisten."[9] Mittlerweile wird Israel
häufig als möglicher Urheber der Angriffe genannt.

Vieles deutet darauf hin, dass der IS bald aus seiner Enklave nördlich
des Euphrat-Tals vertrieben sein wird. Die sich ergebenden bzw.
gefangengenommenen mutmaßlichen IS-Kämpfer werden der SDF übergeben.
Dabei handele es sich um "eine große Zahl" bzw. "mehrere hundert", die
bereits jetzt in Gefangenenlager der SDF interniert seien[10] und um
die sich die US-geführte Koalition nicht weiter kümmern muss. Ob die
SDF nach den massiven Luftangriffen als Befreier wahrgenommen wird,
kann bezweifelt werden. V.a. für die kurdischen Kräfte innerhalb der
SDF dürfte sich ihre Position tendenziell schwächen, weil sich das
Gebiet unter der Kontrolle der SDF damit noch weiter über das
kurdische Siedlungsgebiet hinaus ausdehnt. Im Zuge der Operation lässt
sich in den offiziellen Mitteilungen der SDF außerdem bereits ein
anderer Zungenschlag vernehmen: Bereits mit Ankündigung der
Bodenoffensive der SDF im Rahmen der Operation "Roundup" am 3. Juni
2018 hatte deren Sprecher, Kino Gabriel, angekündigt: "Das Ende des
Kalifats ist nah. Wir wollen Freiheit und Demokratie für alle
Menschen/Völker in Syrien".[11] Bereits in ihrer Mitteilung zum Beginn
der Operation "Roundup" am 2. Mai teilte die SDF mit, dass diese mit
einem Blick auf langfristige Ziele ausgeführt werde: "dem Aufbau eines
neuen und demokratischen Syriens".[12] Diese Rhetorik scheint eher
angelehnt an die Formulierungen der USA als an die frühere Position
der SDF, in der diese v.a. die Selbstverwaltung der kurdischen Gebiete
hervorhob und sich mit Forderungen zur künftigen gesamtstaatlichen
Ordnung weitgehend zurückhielt. Am 1. Juni 2018 hat der syrische
Präsident Assad gegenüber dem staatsnahen russischen Sender Russia
Today die USA und die SDF scharf kritisiert. Nachdem die USA zunächst
auf die Nusra-Front gesetzt hätten, um Syrien anzugreifen, benutzen
sie nun die SDF. Zugleich drohte Assad der SDF, man werde das von ihr
eroberte Gebiet notfalls mit Gewalt wieder unter syrische Kontrolle
bringen.[13]


Ist der IS bald Geschichte?

Vieles spricht dafür, dass nach der Zerschlagung des IS in dessen
Enklave nördlich des Euphrats die Lage im Euphrat-Tal selbst
eskalieren könnte. Es ist kaum davon auszugehen, dass die USA und
insbesondere Israel an diesem entscheidenden Grenzabschnitt weitere
Geländegewinne der syrischen Armee und deren Verbündeter tolerieren
würden. Die Luftschläge gegen iranische Milizen am 18. Juni und die
anschließende scharfe Rhetorik aus Irak und Iran dürften einen
Vorgeschmack auf die Eskalationsdynamik geben. Zugleich lässt sich
jedoch im Süden des Landes beobachten, wie schnell sich im syrischen
Krieg Allianzen verschieben können. Hier begann die syrische Armee
Mitte Juni eine zunächst sehr erfolgreiche Offensive gegen
Rebellengruppen um die Stadt Daraa, die zuvor unter dem Schutz der
USA, Jordaniens und Israels standen. Obwohl Israel im Frühjahr 2018
mehrfach massive Luftschläge in verschiedenen Regionen Syriens
durchgeführt hatte, hat es bislang in die Gefechte nahe der israelisch
besetzten und massiv hochgerüsteten Golan-Höhen nicht eingegriffen.
Der bislang einzige bestätigte israelische Angriff auf Syrien seit
Beginn der Offensive im Süden erfolgte am 26. Juni 2018 auf den
Flughafen Damaskus und scheint mit dieser in keinerlei Zusammenhang zu
stehen. Er scheint vielmehr, wie auch bei den Angriffen im Frühjahr
2018 meist behauptet, iranische Kräfte und deren Verbündete zum Ziel
gehabt zu haben.

Es wird deshalb davon ausgegangen, dass Russland und das syrische
Regime einen Deal mit Israel und den USA eingegangen sind, wonach
diese den syrischen Vormarsch in einem gewissen Maße akzeptieren,
Syrien und Russland im Gegenzug aber eine iranische Präsenz im Süden
Syriens verhindern und Luftangriffe auf iranische Kräfte in Syrien
tolerieren. Der russisch-syrische Vorstoß im Süden eröffnet allerdings
die Möglichkeit, dass auch die südlichste Enklave des IS, die bislang
von Rebellen und der israelischen Armee umschlossen auf syrischem
Territorium existiert, ebenso wie die von syrischen Truppen
umschlossene Enklave bei As-Suwayda bald Geschichte sein könnte. Wäre
dies der Fall und die Operation "Roundup" im Norden ebenfalls
erfolgreich, bestünde also - zumindest von den militärischen
Kräfteverhältnissen her - tatsächlich die Möglichkeit, dass der IS
auch in Syrien bald besiegt sein könnte.


Die Nützlichkeit des IS für die deutsche Truppenpräsenz

Von einer endgültigen Niederlage des IS ist aber erstaunlicher Weise
nirgendwo die Rede. Erst am 21. Juni 2018 hatte Bundeskanzlerin Angela
Merkel die Bundeswehr in Jordanien besucht, die sich von hier aus mit
ca. 280 Soldat*innen, Tornados und einem Tankflugzeug an der
US-geführten Allianz beteiligt. In ihrer Rede vor dem
Bundeswehrkontingent und der begleitenden Berichterstattung war von
der gleichzeitig stattfindenden Operation "Roundup", dem damit
einhergehenden Bombenhagel in Syrien und auch von einem nahen Ende des
IS keine Rede. Zwar seien im Gespräch mit dem jordanischen König auch
"Rückzugsvarianten ins Auge gefasst" worden, dennoch stellte die
Kanzlerin klar, dass "dieser Einsatz ... weiterhin geflogen werden
muss": "Die Operation ist nicht beendet". Ganz im Gegenteil
vermittelten ihre Worte den Eindruck, dass die deutsche Präsenz auf
Dauer angelegt ist: "Man freut sich über die deutschen Soldaten hier
in Jordanien... Sie versehen hier einen wichtigen Dienst... Deshalb
ist es, denke ich, gut, dass Sie hier ein schönes Camp haben...
Herzliche Grüße aus der Heimat...".[14]

Angesprochen hat Merkel auch die in den letzten Jahren intensivierte
"deutsch-jordanische Zusammenarbeit" und insbesondere die
"Ertüchtigungsinitiative", mit der sich Deutschland seine erste
eigenständige Luftwaffenpräsenz in der Region quasi erkauft hat. In
deren Rahmen hat Deutschland in den Jahren 2016 und 2017 jeweils
Rüstungsgüter im Wert von 88 Mio. Euro an Jordanien verschenkt -
darunter 50 Schützenpanzer "Marder" und Überwachungstechnologie.[15]
Auch angesichts dieser Investitionen ist unwahrscheinlich, dass
Deutschland seine Basis in Jordanien bald aufgeben wird. Entsprechende
Vorkehrungen scheinen bereits getroffen: Nachdem zuletzt im Oktober
2017 der Einsatz der Bundeswehr zur Ausbildung kurdischer Milizen und
der Einsatz in der Türkei und Jordanien zur Beteiligung an der
US-geführten Koalition noch in getrennten Mandaten verlängert, aber
jeweils mit der Bekämpfung des IS begründet worden waren, wurden im
März 2018 beide Einsätze unter einem Mandat "zur nachhaltigen
Bekämpfung des IS-Terrors und zur umfassenden Stabilisierung Iraks"
zusammengefasst.[16] Auch dieses Mandat jedoch wird völkerrechtlich
mit dem "Recht auf kollektive Selbstverteidigung" gegen den IS und
dessen Bewertung als "Bedrohung für den Weltfrieden" begründet. Da die
Beteiligung an Auslandseinsätzen nur über das Konstrukt eines "System
gegenseitiger kollektiver Sicherheit" mit der Verfassung in
(vermeintlichen) Einklang zu bringen ist, ist auch dieses Mandat an
die fortgesetzte Existenz der "internationalen Anti-IS-Koalition in
ihrem Kampf gegen den IS" gebunden. Auch über Jordanien hinaus
begründet das zusammengefasste Mandat eine umfangreiche Präsenz
deutscher Truppen in der Region: Von der Türkei aus beteiligt sich die
Bundeswehr an den AWACS-Aufklärungsflügen, Verbindungsoffiziere sind
im US-Hauptquartier der Koalition in Katar und zwischen 100 und 200
deutsche Soldat*innen, darunter Spezialkräfte, im Irak aktiv. In der
Rede der Bundeskanzlerin auf dem jordanischen Luftwaffenstützpunkt Al
Azraq klang das so: "Die Region rückt geistig viel näher an uns
heran, ... auch wenn man sieht, wo überall in der Region wir jetzt
vereinzelt Soldaten haben, von Bagdad über Erbil bis Katar und hier an
dieser Stelle, auch noch in der Türkei, in Konya, im
NATO-Zusammenhang".[17]

Was die deutschen Einheiten aktuell im Irak machen, darüber ist sehr
wenig bekannt, nach eigenen Angaben haben sie dort "seit Einsatzbeginn
im Januar 2015 fast 18.000 kurdische Sicherheitskräfte unter deutscher
Beteiligung trainiert, mehr als 6.000 von ihnen direkt durch deutsche
Soldaten". Am 13. Juni - also auf dem Höhepunkt der Operation
"Roundup" - wurden auch die Kontingente der zuvor getrennten Mandate
zusammengelegt und seit dem werden auch die deutschenn Einheiten im
Irak unter dem "Führer Deutsche Kräfte Irak" vom Bundeswehrstützpunkt
in Jordanien aus geführt. Aus diesem Anlass veröffentlichte die
Bundeswehr ein Interview mit dessen Oberkommandierenden, Oberst
Kristof Conrath, in dem auch er deutlich macht, dass an ein Ende der
Mission offenbar nicht gedacht, sondern gerade der Einsatz im Irak
langfristig angelegt ist und gegenwärtig neu ausgerichtet wird: "Die
Absicht ist es, das deutsche Engagement im Irak auszubalancieren und
eine Brücke zwischen dem Nord- und Zentralirak zu schlagen. Dazu soll
sich der Beitrag zur Ausbildung der irakischen Sicherheitskräfte am
Prinzip 'Hilfe zur Selbsthilfe' orientieren, d.h. die Ausbildung
militärischer Führer, Ausbildung der Ausbilder und
Spezialistenausbildung. Die Feinausplanung dieser Beiträge ist noch
nicht endgültig abgeschlossen, erste Absprachen mit dem für das
sogenannte 'Capacity Building' im Irak zuständigen Hauptquartier ...
in Bagdad, sind aber bereits erfolgt".[18]


Ein Zwischenfazit zur militärischen Bekämpfung des IS

Am Fortbestand der US-geführten Koalition gegen den IS scheint es also
aktuell, trotz des massiven militärischen Vorgehens im Zuge der
Operation "Roundup", wenig Zweifel zu geben. Dass ein Ende der
internationalen Intervention angesichts der massiven Geländegewinne
gegenüber dem IS nicht einmal diskutiert wird, zeigt, wie sehr
mittlerweile allgemein akzeptiert bzw. hingenommen wird, dass die
Bekämpfung und Vernichtung des IS nicht das primäre oder zumindest
alleinige Ziel der Allianz war, sondern dieses v.a. auch darin
bestand, aus der Luft in den syrischen Bürgerkrieg einzugreifen.
Nachdem diplomatische Mittel und die Unterstützung von
"Rebellengruppen" nicht reichten, um in Syrien einen Regime-Change
durchzusetzen, und sich einige der Rebellengruppen zum IS
zusammengeschlossen und unkontrollierbar geworden waren, wurde dessen
Existenz wiederum zum Anlass genommen, Luftangriffe in Syrien
durchzuführen und in deren Schutz Militärbasen zu errichten. Zwar
blieben direkte Konfrontationen zwischen der US-geführten Koalition
und syrischen und russischen Einheiten die Ausnahme, erfolgten jedoch
immer wieder in kritischen Phasen der konkurrierenden Bekämpfung des
IS, die zugleich einen Wettlauf um Geländegewinne darstellte. Über die
Luftunterstützung, Luftangriffe und deren reine Möglichkeit wurden
auch in die Allianzen am Boden eingegriffen. So werden aktuell im Zuge
der Operation "Roundup" arabische gegen kurdische Teile der SDF
ausgespielt. Im Süden hingegen gelingt es aktuell unter drohenden
Luftschlägen Israels und der USA, von Jordanien und den USA
unterstützte Rebellengruppen in eine Kooperation mit der syrischen
Armee zu zwingen, die dafür ihr Bündnis mit aus dem Iran unterstützte
Gruppen zunehmend aufgibt.

Während angesichts der robusten und selbstbewusst kommunizierten
Operation "Roundup" anzunehmen ist, dass der IS seine Gebiete nördlich
des Euphrat verlieren wird, ist noch nicht abzusehen, ob er im
Euphrat-Tal und an den Golan-Höhen möglicherweise weiterhin geduldet
bzw. protegiert wird oder hier zukünftig die Auseinandersetzungen um
die Kontrolle zwischen der syrischen Armee und der US-geführten
Koalition und ihren (temporären) Verbündeten eskalieren werden.
Fraglich ist auch, wie lange das Bündnis zwischen den USA und den
kurdischen Kräften halten wird, (ob und) wann die von den USA
ausgebildeten Elemente innerhalb der SDF die Oberhand gewinnen und die
Türkei ihre Drohung eines Einmarsches nach Manbidsch wahr macht.
Denkbar ist auch, dass der IS tatsächlich alle von ihm beherrschten
Territorien auch in Syrien verliert und nur noch als Gespenst
existieren wird, das die Präsenz der US-geführten Koalition
rechtfertigt. Nicht ausgeschlossen werden sollte auch, dass Russland,
Syrien, die USA und Israel - wie es sich momentan andeutet - zu einer
Vereinbarung kommen, die in Syrien - jenseits der an die Türkei
grenzenden Gebiete - zumindest eine Art Ruhe einkehren lassen könnte.
Diese Vereinbarung würde sicherlich zu Lasten des Iran gehen und
allenfalls zu einer Verlagerung des Konfliktgeschehens führen. Denn
der sog. "Kapazitätsaufbau" zur "nachhaltigen Stabilisierung des Irak"
(wie es im Mandat des Bundestags heißt) untermauert die Fragmentierung
des Irak und ist wiederum klar gegen den Iran gerichtet, womit der
Stellvertreterkrieg zunehmend an die Grenzen des Iran rücken und
weiter eskalieren könnte. Die US-geführte Koalition gegen den IS, die
letztlich bereits jetzt eine Koalition gegen den Iran ist, wäre dann
bereits vor Ort - mitsamt Bundeswehr und über die AWACS auch mit der
NATO. Der fürchterliche Krieg in Syrien würde dann, eines Tages, als
nichts weiter als das Vorspiel des großen Krieges gegen den Iran
erkannt.
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[2] "Summary findings on Coalition air and artillery strikes: August
8th 2014 to June 4th 2018", airwars.org (Stand 2.7.2018).

https://airwars.org/civilian-casualty-claims/

[3] Eine sehr anschauliche Übersicht über die Entwicklung des IS und
seine Bekämpfung findet sich bei bbc.com: "Islamic State and the
crisis in Iraq and Syria in maps".

https://www.bbc.com/news/world-middle-east-27838034

Eine gute Übersicht auch zur Vorgeschichte des IS findet sich unter
dem Eintrag "The Islamic State" im Mapping Militants Project der
Stanford University. Die Verbreitung des IS sowie die Territorien
unter Kontrolle der syrischen Regierung und anderer Großbündnisse
orientiert sich an der Karte des Projekts liveuamap.com.

https://syria.liveuamap.com/

Obwohl bei den Recherchen viel Wert auf Objektivität gelegt wurde,
lässt sich natürlich nicht ausschließen, dass sich einige Ereignisse
in Wahrheit anders zugetragen haben.

[4] Eine Zusammenfassung entsprechender Berichte siehe: Ahmet S. Yayla
& Colin P. Clarke: Turkey's Double ISIS Standard, foreignpolicy.com
vom 12.4.2018. Dieser Artikel wurde auch von der RAND Corporation
veröffentlicht, die nicht im Verdacht steht, NATO-feindliche
Propaganda zu betreiben.

https://foreignpolicy.com/2018/04/12/turkeys-double-isis-standard/

[5] "US Bases in Syria", www.globalsecurity.org.

https://www.globalsecurity.org/military/facility/syria.htm

[6] Siehe z.B.: "US jets bomb Assad tank convoy advancing on coalition
base in Syria", telegraph.co.uk vom 18.5.2017.

[7] U.S. Admits Airstrike in Syria, Meant to Hit ISIS, Killed Syrian
Troops, nytimes.com vom 17.9.2016.

https://www.nytimes.com/2016/09/18/world/middleeast/us-airstrike-syrian-troops-isis-russia.html

[8] "Operation Roundup Targets ISIS Remnants in Iraq, Syria", US
Departement of Defense (www.defense.gov) vom 11.6.2018.

https://www.defense.gov/News/Article/Article/1547070/operation-roundup-targets-isis-remnants-in-iraq-syria/

[9] "Berichte über Luftangriff mit vielen Toten", tagesschau.de vom
18.06.2018.

http://www.tagesschau.de/ausland/syrien-luftangriff-147.html

[10] "'Operation Roundup' Launched To Clear Remaining IS Fighters In
Syria", Forces.net vom 9.5.2018.

https://www.forces.net/news/operation-roundup-launched-clear-remaining-fighters-syria

[11] Information Center of Afrin Resistance: Weekly Bulletin about
Developments in Afrin and Northern Syria (01.06.2018 - 07.06.2018).

https://icafrinresist.com/2018/06/08/1704/

[12] "Syria, the SDF officialized the last phase of anti-Daesh
campaign in Deir Ezzor", www.difesaesicurezza.com vom 2.5.2018.

https://www.difesaesicurezza.com/en/defence-and-security/syria-the-sdf-officialized-the-last-phase-of-anti-daesh-campaign-in-deir-ezzor/

[13] "US 'losing its cards' in Syria: Highlights of RT's interview
with Bashar Assad", rt.com vom 31.5.2018.

https://www.rt.com/news/428395-assad-interview-rt-highlights-syria/

[14] "Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel beim Besuch der
Bundeswehrsoldaten auf der Luftwaffenbasis Al-Azraq",
bundeskanzlerin.de vom 21.6.2018.

https://www.bundeskanzlerin.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/06/2018-06-21-statements-merkel-bundeswehrsoldaten.html

[15] Geliefert wurden die Güter teilweise erst 2018, siehe:
"Deutschland liefert nicht nur Schützenpanzer", Zeit.de vom 11.12.2016
sowie: "Ursula von der Leyen: 'Jordanien muss stabil bleiben'",
de.euronews.com vom 14.1.2018.

http://de.euronews.com/2018/01/14/ursula-von-der-leyen-jordanien-ist-stimme-der-vernunft-

[16] Bundestags-Drucksache 19/1093.

[17] Siehe FN14.

[18] "Kleiner 'Footprint' - Große Wirkung", Interview mit Oberst
Kristof Conrath, einsatz.bundeswehr.de vom 2.7.2018.

http://einsatz.bundeswehr.de/
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IMI-Analyse 2018/17 vom 3. Juli 2018

Operation "Roundup": Der IS steht vor der Niederlage, aber niemand redet darüber

http://www.imi-online.de/2018/07/03/operation-roundup-der-is-steht-vor-der-niederlage-aber-niemand-redet-darueber/
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OSSIETZKY/1010: Zum 50. Todestag von Fritz Bauer


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 13 vom 30. Juni 2018

Zum 50. Todestag von Fritz Bauer

von Conrad Taler



Er war ein Fremder unter Seinesgleichen, der Zeit immer voraus,
angetrieben von einer tiefen Liebe zu den Menschen, ein Humanist hohen
Grades. Gestorben ist der schon zu Lebzeiten legendäre hessische
Generalstaatsanwalt Fritz Bauer in seiner Frankfurter Wohnung. An
welchem Tag genau und zu welcher Stunde weiß niemand, und niemand
kennt die Ursache seines Todes. Es geschah an einem Wochenende. Fritz
Bauer wurde ohne äußere Verletzung tot in der Badewanne aufgefunden,
nachdem ihn Hausbewohner vermisst hatten. Seine Biographin, die
Historikerin Irmtrud Wojak, nennt den 30. Juni 1968 als Todestag. Das
war ein Sonntag. Der Polizeiarzt datierte den Zeitpunkt des Todes auf
Sonntagmorgen, so die Frankfurter Allgemeine Zeitung in ihrer
Ausgabe vom 2. Juli 1968. Andere Quellen nennen den 1. Juli als
Todestag.

Die Nachricht vom Ableben des Generalstaatsanwalts erregte
beträchtliches Aufsehen. Bauer hatte wegen seiner Bemühungen um die
Ahndung von NS-Verbrechen und die Bloßlegung ihrer Wurzeln immer
wieder Morddrohungen erhalten und durfte zu seinem Schutz eine Waffe
tragen. Gleichwohl ließen Polizei und Staatsanwaltschaft die nötige
Umsicht bei der Klärung der Todesumstände vermissen. Die
Staatsanwaltschaft ignorierte den Wunsch des stellvertretenden
Generalstaatsanwalts Krüger, eine gerichtliche Obduktion zu beantragen
und gab die Leiche zur Feuerbestattung frei. Eine dienstliche
Anweisung, die erwähnte Obduktion zu beantragen, erfolgte nicht. Bauer
wurde entgegen jüdischer Tradition auf eigenen Wunsch hin
eingeäschert. Die in solchen Fällen übliche Verwaltungssektion nahm
ein Rechtsmediziner vor, der in seinem Gutachten freimütig bekannte,
dass die Beurteilung der Todesursache schwieriger sei, als zunächst
angenommen. Mit der Einäscherung waren am Ende sämtliche Spuren zur
Herausfindung der Wahrheit für immer vernichtet.

Der hessische Ministerpräsident Georg-August Zinn, einer der wenigen
Freunde Fritz Bauers und wie dieser ein Sozialdemokrat vom alten
Schlag, würdigte die Persönlichkeit des Verstorbenen: "Mit
Generalstaatsanwalt Dr. Fritz Bauer ist ein Mann dahingegangen, der
ohne Furcht und Tadel mit großer Leidenschaft dem Recht gedient hat.
Er hat sich auch nicht gescheut, mancherlei Anfeindungen in Kauf zu
nehmen, wenn er glaubte, der Freiheit und der Gerechtigkeit nützen zu
können. Fritz Bauer war eine im höchsten Maße unabhängige
Persönlichkeit, was sich auch in seinem entschiedenen politischen
Engagement ausdrückte."

Dieses Engagement hatte die oppositionelle hessische CDU immer wieder
zur Weißglut gebracht. Wegen seines Widerstandes gegen die
Notstandsgesetze verscherzte sich Fritz Bauer auch die Sympathien
vieler Parteifreunde auf Bundesebene, die 1966 erstmals ins
Koalitionsbett mit der CDU/CSU gestiegen waren und den bis dahin
bekämpften Grundgesetzänderungen zu einer Mehrheit im Bundestag
verhalfen.

In ihrer kürzlich auch auf Englisch erschienenen Biographie erinnert
Irmtrud Wojak daran, dass Fritz Bauer zehn Tage vor seinem Tod an der
Wirkungsstätte der Geschwister Scholl in München über das Thema
"Ungehorsam und Widerstand in Geschichte und Gegenwart" gesprochen
hat. Auf die Verhältnisse in der Bundesrepublik bezogen sagte er,
sowohl das Beamtengesetz als auch das Soldatengesetz verlangten eine
Pflicht zum Ungehorsam. "Es gibt nur eine Pflicht zum passiven
Widerstand", so Fritz Bauer, "nur eine Pflicht, das Böse zu
unterlassen, nur eine Pflicht, nicht Komplice des Unrechts zu werden."
Eine Pflicht zum aktiven Widerstand könne nicht verordnet werden, weil
von niemandem das Opfer seiner selbst verlangt werden könne. "Unsere
Strafprozesse gegen die NS-Täter beruhen ausnahmslos auf der Annahme
einer solchen Pflicht zum Ungehorsam. Dies ist der Beitrag dieser
Prozesse zur Bewältigung des Unrechtsstaates in Vergangenheit,
Gegenwart und Zukunft."

In einer kleinen Kapelle des Frankfurter Hauptfriedhofs sprach die
Juristin Ilse Staff 1968 während einer nichtoffiziellen Trauerfeier
von ihren persönlichen Erinnerungen an Fritz Bauer. Mit dem
Auschwitz-Prozess seien die Drohungen gegen ihn gekommen, die anonymen
Telefonanrufe, die Beschimpfungen. "Was haben wir getan?" fragte sie.
"Wir haben es... zu einer Situation kommen lassen, in der er unendlich
einsam, unendlich deprimiert, unendlich traurig gestorben ist." Ilse
Staff zitierte den letzten Satz in einer der letzten
Veröffentlichungen Fritz Bauers, der da lautet: "Der praktische Mensch
hält es mit dem Prinzip Hoffnung, mag er auch selbstkritisch sich
mitunter des Gefühls nicht erwehren können, es könnte eine Lebenslüge
sein."


Vor wenigen Tagen erschien von Kurt Nelhiebel (Conrad Taler)
das Buch "Einem Nestbeschmutzer zum Gedenken", Ossietzky Verlag, 120
Seiten, 10 Euro zzgl. 1,50 Euro Versandkosten, Bezug:
ossietzky@interduck.net
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FRAGEN/070: Iuventa, das Schiff, das tausende Leben gerettet hat - Ein Dokumentarfilm über Hoffnung und Utopie (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Iuventa, das Schiff, das tausende Leben gerettet hat: ein 
Dokumentarfilm über Hoffnung und Utopie

Von Anna Polo, 1. Juli 2018






[image: Ehemaliger Fischkutter auf hoher See - Bild: © Cesar Dezfuli]

Die Iuventa

Bild: © Cesar Dezfuli



Produziert von Lazy Film und Rai Cinema in Koproduktion mit Sunday
Films und ZDF/3Sat sowie Bright Frame folgt der Dokumentarfilm
"Iuventa" der Initiative einer Gruppe junger Deutscher, die sich
angesichts der tragischen Tode im Mittelmeer entschließen, zu handeln.
Sie gründeten den Verein Jugend Rettet e.V. [1] und retteten tausende
von Leben. Wir haben darüber mit dem Regisseur Michele Cinque
gesprochen.

Woher kam die Idee zu diesem Dokumentarfilm?

Es war eine Art Geistesblitz: im Frühjahr 2016 las ich über eine
Gruppe junger Deutscher, die sich angesichts der - im besten Fall -
Untätigkeit der Europäischen Union dazu entschlossen hatte, nicht
weiter zuzuschauen, wie sich eine Tragödie nach der anderen im
Mittelmeer ereignet, sondern selber zu handeln. Sie gründeten einen
eingetragenen Verein, die "Jugend Rettet", sammelten Spendengelder via
Crowdfunding in Höhe von 400.000 Euro und kauften einen alten
Fischkutter. Ich war damals auf der Suche nach neuem Stoff für einen
Dokumentarfilm und entschloss mich dazu, ihre Geschichte zu erzählen.
Ihr Elan und ihre Überzeugung, die Dinge ändern zu können, indem man
sich direkt engagiert, haben mich beeindruckt, denn so etwas kommt
doch heutzutage eher selten vor. Also habe ich die Jungs und Mädels
per Email und Telefon kontaktiert, mich vergewissert, dass
niemand anders einen Film über sie dreht, und dann zugesagt: "Ich
mache es!".

Es war gar nicht so einfach: Sie standen zu dem Zeitpunkt bereits kurz
vor der Abreise zu ihrer ersten Mission und wollten nicht, dass
Externe sie dabei beobachten. Ich bin daraufhin nach Malta gereist und
15 Minuten vor Abfahrt haben sie mir dann das OK gegeben. Das war im
Juli 2016.

Was ist das zentrale Thema des Films?

"Iuventa" erzählt vor allem von Utopie, von Hoffnung, von einem
Projekt, das über das Retten aus Seenot hinaus geht, und dann auf die
harte Realität traf. Ich war 18 Tage mit den Freiwilligen von Jugend
Rettet auf See und danach begleitete ich sie für ein Jahr und drei
Monate nach Berlin und nach Sizilien, wo wir auf einige während der
ersten Mission in Kroatien Gerettete trafen, und wo das Schiff für
Instandhaltungsarbeiten im Hafen lag. Dann, im August 2017, als die
Diffamierungskampagne gegen ehrenamtliche Rettungsaktionen in vollem
Gange war, riefen sie mich von Lampedusa aus an und sagten: "Komm,
etwas Schlimmes passiert gerade". Ich bin sofort los und habe dann die
Beschlagnahmung der Iuventa miterlebt.

Aber was genau wird den Jungen Leute überhaupt vorgeworfen?

Praktisch nichts. Die präventive Beschlagnahmung fand im Rahmen einer
Untersuchung von Beihilfe zu illegaler Immigration statt, aber bis
heute ist keine Anklage erhoben worden. Obwohl eine Rechercheagentur
aus London, die Forensic architecture [2], alle Vorwürfe (gegen
Unbekannte) widerlegen konnte, bleibt das Schiff weiterhin im Hafen
von Trapani blockiert. Man muss sehen, wie es weitergeht, aber in der
Zwischenzeit geben die jungen Leute nicht auf. Einige von ihnen haben
einen neuen Verein gegründet, Mare Liberum, und machen sich für
weitere Rettungsmissionen bereit.

Was hat Dich bei dieser Erfahrung am meisten berührt?

Wie ich schon sagte, die Fähigkeit, nicht aufzugeben, der Mut und die
Kraft dieser immer noch sehr jungen Menschen. Die Iuventa war ein Ort,
an dem sich junge Menschen der gleichen Generation trafen, die einen
reich, die anderen arm. Junge Menschen, die auf den ersten Blick aus
verschiedenen Welten kamen und die aber dann eine gemeinsame Art zu
kommunizieren fanden, die Beziehungen zueinander aufbauten und tiefe
menschliche Kontakte schufen. Später, als wir nach Sizilien fuhren, um
einige der in der ersten Mission geretteten Jungs in den
Aufnahmezentren zu besuchen, hat mich ihre Lage sehr getroffen, total
in der Luft zu hängen, ohne klare Zukunft vor den Augen.

Die Kriminalisierung von Solidarität durch Attacken auf
Nichtregierungsorganisationen, die Leben im Meer retten, und auf
Vereinigungen, die Migranten juristischen Beistand und
Gesundheitsversorgung bieten, schlägt immer heftigere Töne an. Was
kann man Deiner Meinung nach tun, um dieser Offensive zu begegnen?

Ich bin Geschichtenerzähler und gebe die Fakten der Geschichte dessen,
was da mit Migranten passiert, auf einfache und zweckbezogene Weise
wieder. Wir müssen wieder zu einer realitätsnaheren Narrative
zurückfinden, die auch NGOs, die sich für humanitäre Zwecke einsetzen,
eine Stimme gibt, und um dafür zu sorgen, dass Abkommen respektiert
werden, die übrigens von allen europäischen Ländern unterzeichnet
wurden. Wir müssen die Kräfte gegen Intoleranz bündeln, und wir dürfen
uns nicht entmutigen lassen, sondern sollten stattdessen entschlossen
handeln. Die Jungs und Mädels der Iuventa haben uns allen gezeigt,
dass das möglich ist.

Der Film "Iuventa Seenotrettung - Ein Akt der Menschlichkeit" [3] von
Michele Cinque wird im Sommer auch in deutschen Kinos laufen. Im
Folgenden die bis jetzt bekannten Termine sowie der Trailer zum Film
[4] (Englisch mit deutschen Untertiteln):

09.07. Berlin

10.07. Leipzig

19.07. Magdeburg

24.07. Halle

01.08. Nürnberg

07.08. Hamburg

08.08. Hannover

12.08. Dresden


Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter


Anmerkungen:

[1] https://jugendrettet.org/de/

[2] https://www.forensic-architecture.org/case/iuventa/

[3] http://www.iuventa-film.de/#kino

[4] https://youtu.be/lfUQdreIBQI


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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MAGAZIN/861: WDR - "Frau tv" sendet lange Nacht über Frauenbewegung, 5.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Von verbrannten BHs bis zu #metoo

"Frau tv" sendet lange Nacht über Frauenbewegung

Frau tv

05.07.2018, 22.10 - 22.40 Uhr | WDR Fernsehen



Während sich Frauen heute gegen sexuelle Belästigung und männliche
Macht über #metoo solidarisieren, mussten sie vor 50 Jahren zu ganz
anderen Mitteln greifen, um ihren Protest auszudrücken: 1968
verbrannten sie ihre BHs und starteten damit eine internationale
Bewegung gegen die patriarchalischen Strukturen in der Gesellschaft.
Direkt im Anschluss an das wöchentliche Magazin "Frau tv" zeigt das
WDR Fernsehen am Donnerstag, 5. Juli 2018, von 22.40 bis 3.15 Uhr
"Frau tv - Die lange Sommernacht". Themen sind bewegende Geschichten
und Geschichte rund um Frauenprotest, Feminismus- und Sexismus-
Debatte.

1968 startete eine Welle der Frauenbewegung im Westen des Landes gegen
die männliche Vorherrschaft in Politik und Gesellschaft. Die Themen
der neuen Frauenbewegung fanden damals schon ihren Platz im WDR-
Programm. "Frauen-Studien" hieß die erste regelmäßige Frauen-Sendung,
ab 1984 gab es "Frauenfragen" und mittlerweile seit 1997 gibt es "Frau
tv".

Die lange "Frau tv"-Nacht zeigt in vielen Ausschnitten wie die
Feminismus- und Sexismus-Debatte von 1968 bis heute in der
Öffentlichkeit geführt wurde. So war unter anderem auch der Protest
gegen den 218 eines der großen Themen der Bewegung. Feministische
Frauenzentren. Buchläden und Beratungsstellen wurden gegründet, Gewalt
gegen Frauen erstmals öffentlich diskutiert. Und selbst der Bundestag
blieb vom Thema "alltäglicher Sexismus" und "Vergewaltigung in der
Ehe" nicht verschont. Die gesellschaftliche Relevanz für diese Themen
ist auch heute unverändert groß.

Autorin: Anke Wolf-Graaf, Redaktion: Anne Leudts
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Programmtip vom 3. Juli 2018
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MELDUNG/1721: Deutschlandfunk - 'Menschen in Bewegung bringen', 4.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

'Menschen in Bewegung bringen'

Besuch in der Eifeler Kabarettbühne der Kabarettistin Eva Eiselt

Von Anja Buchmann

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 4. Juli 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie lebt schon lange in Köln, die Kabarettistin und ausgebildete
Schauspielerin Eva Eiselt. In ihrem Elternhaus im kleinen Örtchen
Nöthen, einem Stadtteil von Bad Münstereifel, hat sie quasi ihre
eigene Bühne: Der "Kulturstall', idyllisch gelegen, perfekt
ausgestattet mit Licht und Ton, und bei ihren Auftritten immer
ausverkauft. Aber nicht nur hier präsentiert Eva Eiselt ihre
Programme, aktuell tourt sie mit dem vierten "Vielleicht wird alles
vielleichter' durch Deutschland. Und begeistert mit ausgeprägter Mimik
und Gestik, breit gefächerten Bühnenfiguren, Erzählungen aus dem
wahnsinnigen Alltag einer Künstlerin und Mutter, spontanen
Publikumsinteraktionen, politischen Seitenhieben und
fantasievoll-abgedrehten Geschichten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1720: Berichte von den Tagen der deutschsprachigen Literatur in Klagenfurt, 4.-8.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 3.7.2018

Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur mit umfangreicher
Berichterstattung von den Tagen der deutschsprachigen Literatur in
Klagenfurt

Digitalkanal Dokumente und Debatten überträgt gesamten Wettbewerb vom
4. bis 8. Juli - Deutschlandfunk-Preis wird am Sonntag vergeben



Mit Live-Sendungen und einer umfangreichen Berichterstattung begleiten
Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur die Tage der
deutschsprachigen Literatur vom 4. bis 8. Juli in Klagenfurt.

Der vollständige Wettbewerb mit Lesungen, Jurydiskussionen und den
Preisverleihungen am letzten Veranstaltungstag wird im Digitalkanal
Dokumente und Debatten (DAB+) übertragen. Nach der Premiere im Jahr
2017 wird auch in diesem Jahr wieder der mit 12.500 Euro dotierte
Deutschlandfunk-Preis vergeben.

Die Deutschlandfunk-Sendung Büchermarkt berichtet am 5. und 6. Juli
von 16.10 bis 16.30 Uhr live aus Klagenfurt über die Lesungen des
Tages und spricht dazu mit Kritikern, Juroren und Autoren.
Aufzeichnungen der Lesungen - auch der Gewinner des
Ingeborg-Bachmann-Preises und des Deutschlandfunk-Preises - sind ab
dem 18. Juli bis zum 8. August in der Deutschlandfunk-Sendung Lesezeit
(Mi, 20.30 Uhr, anschließend auch online unter deutschlandfunk.de) zu
hören. Die Klagenfurter Rede zur Literatur, die in diesem Jahr von
Feridun Zaimoglu gehalten wird, ist in der Sendung Kulturfragen am 8.
Juli um 17.05 Uhr zu hören. Darüber hinaus berichten die Sendungen
Kultur heute und Informationen und Musik im Deutschlandfunk vom
Geschehen vor Ort.

Im Programm von Deutschlandfunk Kultur ist am 4. Juli in der Sendung
Studio 9 am Morgen (5.00 bis 9.00 Uhr) ein Gespräch mit Feridun
Zaimoglu zu hören. Die Sendung Lesart. Das politische Buch sendet am
7. Juli von 11.05 bis 12.00 Uhr live aus Österreich. Fazit. Kultur vom
Tage zieht vom 5. bis 7. Juli an jedem Abend ab 23.05 Uhr eine Bilanz
des Tages und bietet am 8. Juli ein erstes Gespräch mit dem
Preisträger des Ingeborg-Bachmann-Preises, der zuvor in der Sendung
Studio 9 kompakt um 17.05 Uhr erstmals vorgestellt wird.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2607: WDR 4 - Summer of Lovers, 4.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Summer of Lovers - Liebeslieder, Glamourpaare, Sexsymbole

WDR 4 Legenden

Mittwoch, 04.07.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Wohl kein Thema beherrscht die Popmusik wie die Liebe in allen
Facetten: Glück, Trennung, Eifersucht, Leidenschaft ...

Elvis, Mick Jagger, Madonna oder Prince sind einige Beispiele für
Stars, die offensiv mit ihrer Sexualität umgingen, die mehr wollten
als nur Händchenhalten und das brave "Boy meets girl"-Klischee
aufbrachen.

Etwas Provokation konnte der Karriere helfen; es gab große Idole, die
die Fans anschmachteten, bisweilen aber auch verheiratete Paare wie
Sonny & Cher oder Ike & Tina Turner, die gemeinsam auf der Bühne
standen, bis zum Scheidungsdrama, was auch der Band Fleetwood Mac den
Garaus machte.

Als Gegenmittel konnte man sich mit romantischen Cat-Stevens- oder
Lionel-Richie-Balladen aufrichten und den Traum von der großen Liebe
träumen. Denn letztendlich stimmt der Beatles-Satz: "All you need is
love".

Auch der Kultursender arte widmet sich im Juli und August dem "Summer
of Lovers".

 * 

Quelle:

Programmtip vom 28. Juni 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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REPRODUKTIONSMEDIZIN/154: Forschung - Spermienbewegung in 3D ... Im Uhrzeigersinn zur Eizelle (idw)


Universität Duisburg-Essen - 29.06.2018

UDE-Forscher untersuchen Spermienbewegung in 3D / Im Uhrzeigersinn zur Eizelle



Es starten Millionen, aber nur eines macht das Rennen: Befruchtet ein
Spermium die Eizelle, beginnt neues Leben. Doch wie genau bewegen sich
Spermien auf dieser Reise? Das konnten Wissenschaftler der Medizinischen
Fakultät der Universität Duisburg-Essen (UDE) am Universitätsklinikum
Essen nun erstmals mit einem 3D-Bildverfahren untersuchen.

Millionen von Spermien gelangen bei der Ejakulation in den weiblichen
Genitaltrakt. Aus ihnen wird in einem hoch komplexen Prozess ein einzelnes
Spermium ausgewählt, das die Eizelle befruchtet. Dorthin gekommen ist es
durch bohrende und rotierende Bewegungen um die eigene Achse - so die
bisherige Annahme. Die Arbeitsgruppe von Prof. Gunther Wennemuth, Direktor
des Instituts für Anatomie an der Medizinischen Fakultät, hat nun erstmals
mit einer neuartigen 3D-Mikroskopie (Digital Holographische-Mikroskopie)
die Bewegung von frei schwimmenden Spermienköpfen und -schwänzen
aufgezeichnet.

Die überraschende Erkenntnis: Die Spermien vollführen anders als vermutet
keine vollen Drehungen um die eigene Achse. "Es ist vielmehr so, dass die
Köpfe der Spermien in einer wechselnden Bewegung hin und her schlagen. Sie
werfen sich jeweils von einer Wangenseite auf die andere und bewegen sich
dadurch vorwärts", so Prof. Wennemuth. Gesunde Spermien drehen ihre Köpfe
sehr schnell, ca. 3 bis 6 Mal pro Sekunde und erzeugen damit eine vorwärts
gerichtete Bewegung. "Diese Bewegung verläuft linear, also geradeaus
gerichtet, während der Schwanz sich spiralförmig im Uhrzeigersinn dreht."

Die Spermien besitzen sogar eine Art Gedächtnis für diesen Vorgang und
wissen genau, in welche Richtung sie ihre Köpfe drehen müssen. Liegt der
Spermienkopf auf seiner linken Wange, so dreht er sich zunächst im
Uhrzeigersinn auf die rechte Wange, danach zurück gegen den Uhrzeigersinn
auf die linke Wange. Zudem konnte das Forscherteam zeigen, dass Spermien,
die ihre Köpfe nicht hin und her werfen, sich auch nicht mehr vorwärts
bewegen können. Sie schwimmen stattdessen im Kreis. "Diese sogenannten
Kreisschwimmer sind keine geeigneten Kandidaten, um das millionenfache
Rennen zur Eizelle zu gewinnen", so Wennemuth.

Über die neusten Erkenntnisse der Arbeitsgruppe berichtet das Fachmagazin
PLOS One in seiner aktuellen Ausgabe:

Muschol M, Wenders C, Wennemuth G (2018) 

Four-dimensional analysis by
high-speed holographic imaging reveals a chiral memory of sperm flagella.
PLoS ONE 13(6): e0199678. 

https:// doi.org/10.1371/journal.pone.0199678

Weitere Informationen finden Sie unter

Video

https://www.youtube.com/watch?v=m5oZKlSB_LQ

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1118: Entwicklung neuer Tests für die Auswahl von Medizinstudierenden (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 29.06.2018

UKE koordiniert Entwicklung von neuen Tests für die Auswahl von Medizinstudierenden



Unter Leitung des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE) wollen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Qualität der bestehenden
Auswahlverfahren für Studienplatzbewerberinnen und -bewerber im Fach
Humanmedizin untersuchen und neue Tests zur Messung kognitiver, sozialer
und kommunikativer Fähigkeiten der zukünftigen Medizinstudierenden
entwickeln.

Hintergrund ist die von Bund und Ländern im Masterplan Medizinstudium 2020
beschlossene Neugestaltung der Auswahlverfahren und die Forderung des
Bundesverfassungsgerichts nach neuen Regeln für die Studierendenauswahl.
Der vom Bundesministerium für Bildung und Forschung mit drei Millionen
Euro geförderte Studierendenauswahlverbund (stav) startet am 1. Juli mit
seiner Arbeit. An dem Projekt sind die UKE-Arbeitsgruppe Auswahlverfahren,
die Charité - Universitätsmedizin Berlin sowie die Universitäten
Göttingen, Heidelberg, Münster und Saarbrücken beteiligt.

Das UKE setzt bereits seit 2008 den Naturwissenschaftstest "HAM-Nat" ein,
um Vorkenntnisse und Lernmotivation der Medizinbewerberinnen und
-bewerbern zu untersuchen. Zusätzlich müssen Studieninteressierte ihre
kommunikativen und sozialen Kompetenzen in einem multiplen Mini-Interview
zeigen. Unter anderem müssen die Bewerberinnen und Bewerber in einem
gestellten Arzt-Patienten-Gespräch ihre Empathie beweisen oder gemeinsam
mit anderen Bewerbern Teamaufgaben lösen.

"Die Untersuchungen der AG Auswahlverfahren zeigen, dass die so
ausgewählten Studierenden nicht nur einen sehr guten Studienerfolg haben,
sondern auch gut mit Patienten umgehen können", sagt der
Verbundkoordinator Prof. Dr. Wolfgang Hampe vom Institut für Biochemie und
Molekulare Zellbiologie des UKE.

Auswahlverfahren an anderen Standorten untersuchen

Im Studierendenauswahlverbund (stav) soll nun auch die Qualität der
Auswahlverfahren an anderen Standorten untersucht werden. Neben den sechs
Verbundpartnern wollen 20 Kooperationspartner ihre Daten beisteuern, damit
der Auswahlverbund die Vielzahl der in Deutschland eingesetzten Kriterien
bewerten kann. Mit einem gemeinsamen Studierendenauswahlzentrum am
Standort Hamburg soll so die Einführung wissenschaftlich fundierter,
strukturierter und standardisierter Auswahlverfahren an allen deutschen
Medizinfakultäten gefördert werden.

"Die zentrale Stellung des UKE im Forschungsverbund stav ist das Resultat
der kontinuierlichen Förderung der Studierendenauswahl in Hamburg, die in
Deutschland einzigartig ist", sagt Prof. Dr. Dr. Uwe Koch-Gromus, Dekan
der Medizinischen Fakultät und UKE-Vorstandsmitglied.

Ziel: Deutschlandweit einheitliche Tests für die Auswahl von Medizinstudierenden

In einem weiteren Schritt wollen die Verbundpartner dann einen Test zu
kognitiven Kompetenzen der Bewerberinnen und Bewerber entwickeln, der auf
bewährten Verfahren wie dem Test für medizinische Studiengänge und dem
Naturwissenschaftstest "HAM-Nat" aufbaut und in Zukunft deutschlandweit
eingesetzt werden könnte. Auch sollen ein schriftlicher "Situational
Judgement Test" und multiple Mini-Interviews zur Messung sozialer und
kommunikativer Kompetenzen weiterentwickelt werden. Ziel ist es, die
Medizinischen Fakultäten in Deutschland durch einheitliche Tests und die
Bereitstellung einer Servicestruktur bei ihrer Studierendenauswahl zu
unterstützen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution347

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3864: Langkettige Fettsäuren beeinflussen nicht die Bildung von Gedächtnis- und regulatorischen T-Zellen (idw)


TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 29.06.2018

Langkettige Fettsäuren beeinflussen nicht die Bildung von Gedächtnis- und regulatorischen T-Zellen



T-Zellen sind die Wächter unseres Immunsystems. Sie zirkulieren in großer
Zahl in unserem Blut und erst wenn sie benötigt werden, bilden sie ihre
jeweilige Spezialfunktion aus. Die Wissenschaft vermutet, dass
Stoffwechselvorgänge ein wichtiger Faktor bei diesem Entstehungsprozess
sind: Für Zellen, die langfristig für das Gedächtnis oder die Regulation
des Immunsystems verantwortlich sind, sei der Stoffwechsel langkettiger
Fettsäuren überlebenswichtig. TWINCORE-Forschende haben nun gezeigt, dass
der Abbau langkettiger Fettsäuren keinen Einfluss auf die Bildung und
Funktion regulatorischer T- und Gedächtniszellen hat. Die Ergebnisse
veröffentlichten sie jetzt im Fachjournal "Cell Metabolism".

Ob T-Helferzelle, zytotoxische T-Zelle, regulatorische T-Zelle oder
Gedächtniszelle: Zellen, die eine schnelle Immunantwort bei einer akuten
Infektion begleiten, greifen auf schnell verfügbare Energiequellen wie
etwa Glukose zu. Für Zellen, die langfristig für das Gedächtnis oder die
Regulation des Immunsystems verantwortlich sind, sei der Stoffwechsel
langkettiger Fettsäuren überlebenswichtig, besagt eine der Theorien, die
den Einfluss des Stoffwechsels auf die Entstehung unserer
hochspezialisierten, unterschiedlichen T-Zellen zu erklären versuchen. Ist
die Verarbeitung der langkettigen Fettsäuren im Zellkraftwerk, den
Mitochondrien, gestört, seien auch das Gedächtnis und die Regelmechanismen
des Immunsystems gestört. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Instituts für Infektionsimmunologie des TWINCORE haben nun gemeinsam mit
Partnern der University of California (USA), der McGill University
(Kanada) und des Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung in
Braunschweig gezeigt, dass diese Theorie nicht haltbar ist: Der Abbau
langkettiger Fettsäuren hat keinen erkennbaren Einfluss auf die Bildung
und Funktion regulatorischer T- und Gedächtniszellen.

Um den Einfluss des Fettsäurestoffwechsels auf die T-Zellen untersuchen zu
können, müssen die Forschenden tief in das Innere der Zelle vordringen:
Eine zentrale Rolle bei der Verarbeitung langkettiger Fettsäuren spielt
das Enzym CPT1, das auf der Membran der Mitochondrien sitzt. Dieses Enzym
lässt sich mit dem Wirkstoff Etomoxir blockieren - und genau diese
chemische Blockade ist die experimentelle Grundlage zu der Theorie, dass
regulatorische T-Zellen und Gedächtniszellen unbedingt langkettige
Fettsäuren benötigen: Nach der Gabe von Etomoxir, war die Funktion der
Zellen stark gestört. "Wir haben versucht, diese Ergebnisse
nachzuvollziehen, aber nicht über den Wirkstoff Etomoxir, sondern, indem
wir CPT1 genetisch ausgeschaltet haben", sagt Brenda Raud,
Nachwuchswissenschaftlerin in der Arbeitsgruppe Wirt-Pathogen
Interaktionen und Immunmetabolismus. Den Hintergrund erläutert Dr. Luciana
Berod, die Leiterin der Arbeitsgruppe: "Wir wollten verstehen, was genau
in den T-Zellen vorgeht - welche Rolle lang- und kurzkettige Fettsäuren
bei der Differenzierung in die verschiedenen Zelltypen spielen, denn unser
Ziel ist, das Immunsystem bei der Abwehr von Krankheitserregern über
gezielte Eingriffe in den Stoffwechsel zu unterstützen. Dafür müssen wir
erst einmal genau wissen, was in den Zellen vor sich geht." Also haben sie
das Enzym CPT1 genetisch aus den T-Zellen entfernt und damit ebenfalls
verhindert, dass die Zellen langkettige Fettsäuren verarbeiten können. Die
Erwartung: Die Zellen sollten nicht in der Lage sein, sich zu
regulatorischen- oder Gedächtniszellen zu entwickeln. "Das Ergebnis dieser
Untersuchungen war allerdings sehr überraschend", sagt Brenda Raud. "Den
Zellen ging es sehr gut, und es gab keinerlei Hinweise auf die erwartete
Fehlfunktion."

Wie kann es sein, dass die Blockade des gleichen Enzyms auf
unterschiedlichen Wegen zu so grundlegend verschiedene Ergebnissen führt?
"Nachdem alle Kontrollen der genetischen Abschaltung gezeigt haben, dass
das Enzym CPT1 tatsächlich ausgeschaltet ist, haben wir die
pharmakologische Methode, auf der die Theorie basiert, untersucht", sagt
Brenda Raud. Und der Teufel steckte bei der Anwendung von Etomoxir im
Detail - in diesem Fall in der Dosierung. Etomoxir blockiert das Enzym
CPT1 bereits in sehr geringen Dosierungen - und das auch sehr zuverlässig.
In den Studien, die die Abhängigkeit der langfristig arbeitenden Zellen
vom Stoffwechsel langkettiger Fettsäuren zeigen, wurde Etomoxir jedoch in
deutlich höheren Dosen verwendet. "Und das ist der Knackpunkt: Wir haben
herausgefunden, dass die Wirkung von Etomoxir bei hohen Dosen deutlich
weiter geht und der Wirkstoff alle Abbauprozesse in den Mitochondrien
blockiert, nicht nur die der langkettigen Fettsäuren. Und ohne
Energiestoffwechsel sind natürlich viele Funktionen der T-Zellen gestört."
Daher schienen die Zellen durch den vermeintlichen Abbruch des
Stoffwechsels langkettiger Fettsäuren blockiert. Damit lag der Schluss
nahe, dass langkettige Fettsäuren essentiell für die Bildung von
regulatorischen- und Gedächtniszellen sind - das war allerdings nur die
halbe Wahrheit.

"Dass der Fettsäurestoffwechsel die Funktion der T-Zellen weitreichend
beeinflusst, ist unbestritten - lediglich die Rolle der langkettigen
Moleküle muss unter einem anderen Blickwinkel betrachtet werden.", sagt
Institutsleiter Prof. Tim Sparwasser. Vielleicht spielen spezielle
Energiequellen wie langkettige Fettsäuren in anderen Immunzellen eine
Rolle - etwa in Immunzellen, die sich nicht frei im Blut bewegen und
unbegrenzten Zugang zu Nährstoffen haben, sondern in der Haut oder im
Fettgewebe sesshaft sind? "Die Bedeutung von Fettsäuren in Geweben rückt
jedenfalls durch diese Erkenntnisse in den Fokus."


Publikation

Raud, B., D. G. Roy, A. S. Divakaruni, T. N. Tarasenko, R. Franke, E. H.
Ma, B. Samborska, W. Y. Hsieh, A. H. Wong, P. Stüve, C. Arnold-Schrauf, M.
Guderian, M. Lochner, S. Rampertaap, K. Romito, J. Monsale, M. Brönstrup,
S. J. Bensinger, A. N. Murphy, P. J. McGuire, R. G. Jones, T. Sparwasser
and L. Berod (2018). 

"Etomoxir actions on regulatory and memory T cells
are independent of Cpt1a-mediated fatty acid oxidation." 

Cell Metabolism. In press.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.twincore.de/infothek/infothek-news-details/news/langkettige-fettsaeuren-beeinflussen-nicht-die-bildung-von-gedachtnis-und-regulatorischen-t-zellen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1570

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 29.06.2018
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FORSCHUNG/3863: Der Code der Schwerkraft - wie menschliche Gene im Weltall reguliert werden (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 29.06.2018

Der Code der Schwerkraft - wie menschliche Gene im Weltall reguliert werden

Zwei Experimente der Uni Magdeburg auf dem Weg zur DLR-Mission "horizons" auf der Internationalen Raumstation



Am 29. Juni 2018 um 11:42 Uhr unserer Zeit (5:42 Uhr am EST) startete eine
Falcon 9-Rakete mit dem Dragon-Raumschiff vom Kennedy Space Center zur
Internationalen Raumstation (ISS). An Bord befinden sich zwei Experimente
der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg auf einer Mission zur
Beantwortung einer der grundlegenden Fragen der bemannten Raumfahrt: Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wollen herausfinden, wie
menschliche Zellen sich an die Schwerelosigkeit anpassen und wie
auftretende Störungen des Immun- und Knochensystems bei längeren
Aufenthalten im Weltraum künftig vermieden werden können.

"Langzeitmissionen im Weltraum werden den Menschen vor neue und ungleich
größere medizinische Herausforderungen stellen", so Prof. Dr. Dr. Oliver
Ullrich, Professor für Weltraumbiotechnologie an der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg und Gründer der Magdeburger Arbeitsgemeinschaft für
Forschung unter Raumfahrt- und Schwerelosigkeitsbedingungen MARS.
"Bisherige Studien unserer Arbeitsgruppe haben gezeigt, dass menschliche
Zellen ein enormes und auch schnelles Anpassungspotenzial an
Schwerkraftänderungen besitzen. Wie diese Anpassung aber erklärbar ist,
ist bisher völlig unbekannt. Das soll mittels der beiden Experimente
aufgeklärt werden, die während Alexander Gersts Mission 'horizons - Wissen
für Morgen' durchgeführt werden."

Das erste Experiment "Gene Control Prime" untersucht den Zusammenhang
zwischen der Schwerkraft und der Regulation der Genfunktion. Es kann im
Zellkern aufdecken, welche Moleküle unter veränderter Schwerkraft welche
Gene an- oder abschalten. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um
Prof. Oliver Ulrich wollen durch die gewonnenen Daten verstehen, wie
menschliche Zellen grundsätzlich die Schwerkraft wahrnehmen und sich an
die Schwerelosigkeit auf Raumflügen anpassen bzw., wie mechanische Kräfte
grundsätzlich auf unsere Gene wirken. Erstmalig in diesem Experiment wird
auch die Anpassung an die Schwerkraft des Mars untersucht, die wichtige
Daten für bemannte Explorationsmissionen zum Planeten Mars liefern kann.

"Alle Experimente, bei denen die Wirkung von mechanischen Kräften
untersucht werden, sind auf der Erde immer durch die Schwerkraft
limitiert. In einer Umgebung ohne Schwerkraft können wir somit viel besser
auf die grundlegenden Mechanismen schauen. Der Weltraum ist hier nicht
mehr und nicht weniger als ein hervorragendes Forschungswerkzeug für die
Forschung auf der Erde", so Prof. Ullrich.

Das zweite Experiment, FLUMIAS, testet erstmalig ein von Airbus DS im
Auftrag des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt DLR entwickeltes,
hochauflösendes Laser-Fluoreszenzmikroskop, mit dem die Struktur und
molekulare Prozesse in menschlichen Zellen direkt beobachtet werden
können. "Damit werden räumlich-zeitliche Einblicke in die
Zellveränderungen unter fehlender Schwerkraft möglich, eine Revolution im
Vergleich zu den bisher durchgeführten Messungen nur des Endzustandes", so
der Weltraumbiologe.

Als Untersuchungsobjekt dienen bei beiden Experimenten menschliche
Fresszellen (Makrophagen), die aus Blutspenden gewonnen worden sind. Diese
Zellen "reinigen" normalerweise den Körper von schädlichen Bakterien und
abgestorbenen Zellen.

"Beide Experimente folgen dem Konzept, dass angesichts der enorm komplexen
Steuerprozesse auf Zellebene der Blick auf das gesamte System gerichtet
werden sollte, um unser Verständnis wenigstens einigermaßen der
biologischen Realität anzunähern", so Prof. Oliver Ullrich. "Aufgrund des
systemischen Ansatzes werden auch bessere Risikovorhersagen für die
bemannte Raumfahrt möglich."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dlr.de/horizons

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66024

Start von Space X CRS-15 zur Internationalen Raumstation, 29. Juni 2918 um 5:42 Uhr EST vom Kennedy Space Center

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution116
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 29.06.2018
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FORSCHUNG/3862: Herz und Hirn nutzen denselben Taktgeber (idw)


Philipps-Universität Marburg - 29.06.2018

Herz und Hirn nutzen denselben Taktgeber



Schrittmacher für Herz und Hirn: Das Protein VAPB gibt sowohl den Takt des
Herzens vor als auch den Rhythmus, in dem Nervenzellen feuern. Das
schreibt eine europäische Forschungsgruppe unter Marburger Leitung im
Fachblatt "The FASEB Journal", der Zeitschrift des Bundes der
Amerikanischen Gesellschaften für experimentelle Biologie (FASEB). Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben aufgeklärt, wie VAPB auf
Kanäle einwirkt, die elektrisch geladene Teilchen von einer Seite der
Zellmembran auf die andere schleusen.

Nicht nur das Herz schlägt in einem gleichbleibenden Rhythmus, auch in
Hirn und Nervensystem finden sich regelmäßig feuernde Nervenzellen. "Nur
wenn wir die zugrunde liegenden Mechanismen genau kennen, lassen sich die
physiologischen Ursachen von Krankheiten wie Herzrhythmusstörungen und
Epilepsie erklären und wirkungsvoll behandeln", sagt der Physiologe
Professor Dr. Niels Decher von der Philipps-Universität, der die Studie
leitete.

Die "Amyotrophe Lateralsklerose" (ALS) oder Charcot-Krankheit ist eine
unheilbare Erkrankung des Nervensystems, die sich in Lähmungen und
Muskelschwäche äußert. Einer der bekanntesten Betroffenen war der
britische Astrophysiker Stephen Hawking. Durch die Arbeiten der Marburger
Forscher weiß man nun ein wenig mehr über die Ursachen von ALS. Das Team
nahm ein Protein unter die Lupe, von dem bekannt ist, dass es bei ALS
nicht richtig funktioniert.

Viele unserer Körperfunktionen beruhen auf elektrischen Signalen und deren
Weiterleitung, etwa die Nerventätigkeit oder der Herzschlag. Die
elektrischen Signale kommen zustande, indem geladene Teilchen - so
genannte Ionen - innerhalb der Zelle anders verteilt sind als außerhalb,
so dass eine elektrische Spannung entsteht. Für die ungleiche Verteilung
sorgen Kanäle in der Zellmembran, durch die elektrisch geladene Teilchen
von einer Seite der Membran auf die andere gelangen.

Zu den Kanälen, die die resultierende elektrische Spannung ausnutzen,
gehören auch so genannte HCN-Kationenkanäle, die sich hauptsächlich in
Herz und Nervensystem finden. Wenn sie durch Spannung aktiviert werden,
führen HCN-Kanäle zur Durchlässigkeit der Zellmembran für positiv geladene
Teilchen. Der durch sie erzeugte elektrische Strom wirkt als Schrittmacher
an der Kontrolle des Herzrhythmus mit und fördert die rhythmische
Aktivität in Nervenzellen.

"Wie diese Kanäle im Gewebe vorliegen, ist wenig verstanden", erläutert
Dechers Mitarbeiterin Nicole Silbernagel, die Erstautorin der Studie. Zum
Beispiel war bislang nicht bekannt, wie die Kanalproteine mit weiteren
Molekülen zusammenwirken, die deren Aktivität verstärken oder abschwächen,
so genannten Modulatoren; Decher und sein Team untersuchten den Modulator
VAPB - es ist dasjenige Protein, dessen Funktionsausfall zur
ALS-Erkrankung führt.

"Ursprünglich wurde VAPB als Protein beschrieben, das an der chemischen
Signalübertragung im Nervensystem beteiligt ist", legt Decher dar. Die
Wissenschaftler erforschten VAPB, indem sie das Molekül in Zellen
einschleusten oder daraus entfernten und studierten, welche Effekte sich
daraus ergeben.

Das Ergebnis: Liegt VAPB in einer Zelle vor, so verstärkt sich der Strom,
der durch HCN-Ionenkanäle fließt. Fehlt VAPB, so kommt es zu verlangsamtem
Herzschlag - vermutlich, weil die Schrittmacher-Kanäle nicht mehr
moduliert werden können. "Wir zeigen, dass VAPB eine essentielle
Komponente neuronaler und kardialer Schrittmacher ist", schreiben die
Autorinnen und Autoren. "Unsere Befunde sind für das Verständnis von
Herzrhythmusstörungen und Epilepsie von Belang; sie offenbaren eine
unerwartete Verbindung zwischen Herz- und Hirnrhythmusstörungen."

Niels Decher lehrt Vegetative Physiologie an der Philipps-Universität.
Neben seiner Arbeitsgruppe beteiligten sich an der Studie zahlreiche
weitere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Marburg und von
anderen Universitätsstandorten in der Bundesrepublik sowie in
Großbritannien und Frankreich. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft und
weitere Forschungsförderer unterstützten die zugrunde liegenden Arbeiten
finanziell.


Originalpublikation: 

Nicole Silbernagel & al.: The VAMP-associated protein
VAPB is required for neuronal and cardiac peacemaker channel function,
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UMWELT/318: Luftverschmutzung - eine unterschätzte Todesursache (idw)


Max-Planck-Institut für Chemie - 30.06.2018

Luftverschmutzung - eine unterschätzte Todesursache

Bei Kindern in armen Ländern erhöht Feinstaub die Sterblichkeit deutlich



Rund 4,5 Millionen Menschen starben 2015 vorzeitig an den Krankheitsfolgen
von verschmutzter Außenluft. Darunter sind 237.000 Kinder unter fünf
Jahren, die an Atemwegsinfektionen starben. Das ergab eine Untersuchung,
die das Mainzer Max-Planck-Institut für Chemie zusammen mit der London
School of Hygiene & Tropical Medicine herausgegeben hat.

Wie die Weltgesundheitsorganisation (WHO) meldete, starben 2015 rund eine
Million Kleinkinder unter fünf Jahren an Infektionen der unteren Atemwege.
Feinstaub mit Partikeln kleiner als 2,5 Mikrometern (PM2,5) spielt dabei
eine entscheidende Rolle. Die Partikel dringen tief in die Atemwege ein,
wo sie bei Kindern vor allem Entzündungen verursachen können. Bei
Erwachsenen kommen ischämische Herzerkrankungen (Herzattacken),
zerebrovaskuläre Erkrankungen (Hirnschläge) und Lungenkrebs dazu. Die
Konzentration von Feinstaub, denen Menschen auf der Welt im Schnitt
ausgesetzt sind, ist zwischen den Jahren 2000 und 2015 von etwa 40 auf 44
Mikrogramm pro Kubikmeter Luft gestiegen. Das liegt mehr als das Vierfache
über der Konzentration von 10 Mikrogramm, die von der WHO als Grenzwert
empfohlen wird. Zudem trägt das Reizgas Ozon zu gesundheitlichen
Auswirkungen der Atemwege bei.

Die Herkunft des Feinstaubs ist von Land zu Land unterschiedlich: So
überwiegt in Indien die Verbrennung von feste Brennstoffe zum Kochen und
Heizen, während in den USA Kraftwerke, Verkehr und Landwirtschaft als
größte Quellen gelten. Auch wenn verschmutzte Innenraumluft ebenfalls ein
großes Gesundheitsrisiko darstellen kann, geht es in einer neuen Studie,
die am 29. Juni 2018 in der Zeitschrift The Lancet Planetary Health
veröffentlicht wird, um die Umgebungsluft.

Durch den frühzeitigen Tod gingen 122 Millionen Lebensjahre verloren

Die jeweilige Belastung durch Feinstaub und Ozon haben die Autoren Jos
Lelieveld, Andy Haines und Andrea Pozzer mit einem etablierten globalen
Atmosphärenchemiemodell ermittelt. Diese Werte verknüpften sie mit Daten
über die Bevölkerungsstrukturen sowie Krankheiten und Todesursachen in den
einzelnen Ländern. So kamen sie für das Jahr 2015 auf weltweit 270.000
vorzeitige Todesfälle durch Ozon und 4,28 Millionen Opfer von Feinstaub.
Mit insgesamt mehr als 4,5 Millionen führt das Team um Jos Lelieveld jetzt
noch einmal deutlich mehr vorzeitige Tode auf Feinstaub und Ozon zurück
als in einer ähnlichen Studie aus dem Jahr 2015. Damals bezifferten die
Forscher die frühzeitigen Sterbefälle durch Luftverschmutzung auf 3,3
Millionen. Dass sie nun zu einem noch alarmierenderen Resultat gelangen,
begründen sie mit genauere Daten epidemiologischer Studien, die ihnen nun
zur Verfügung standen.

Die Krankheiten, die letztlich zum Tod führten, waren bei 727.000 Menschen
Entzündungen der tiefen Atemwege, bei 1,09 Millionen chronische
Lungenerkrankungen, bei 920.000 zerebrovaskuläre Erkrankungen, bei 1,5
Millionen Herzerkrankungen und bei 304.000 Lungenkrebs. Durch frühzeitigen
Tod gingen der Menschheit in 2015 nach diesen Berechnungen 122 Millionen
Lebensjahre verloren. "Die ermittelten Zahlen sind vorsichtig geschätzt,
weil wir weitere Krankheiten, die ebenfalls mit der Luftverschmutzung im
Zusammenhang stehen könnten, nicht berücksichtigt haben", sagt Jos
Lelieveld, Direktor am Max-Planck-Institut für Chemie.

Schlechte medizinische Versorgung und Unterernährung erhöhen die Gefahr für Kinder

Einen Schwerpunkt legt die Studie auf Kinder unter fünf Jahren, die
besonders sensibel auf Luftschadstoffe reagieren. Die Berechnungen
ergaben, dass 2015 von insgesamt 669 Millionen Kleinkindern weltweit rund
246.000 wegen schlechter Luft gestorben sind, wobei die meisten (237.000)
einer Infektion der unteren Atemwege wie bei einer Lungenentzündung
erlagen. Zum Vergleich: Im selben Jahr starben 87.000 Kleinkinder an
HIV/AIDS, 525.000 an Durchfallerkrankungen und 312.000 an Malaria.

Einen noch dramatischeren Befund, wie Luftverschmutzung die
Kindersterblichkeit erhöht, liefert eine Studie, die ein Team um Marshall
Burke von der Universität Stanford in dieser Woche im Fachmagazin Nature
präsentiert. Demnach ist die Kindersterblichkeit in Subsahara-Afrika zu 20
Prozent auf Luftschadstoffe zurückzuführen. Das heißt, im Jahr 2015
starben mehr als 400.000 Kinder alleine in dieser Region durch
verschmutzte Luft. Den Autoren der Nature-Studie zufolge rufen die
Schadstoffe bei Kindern nicht nur lebensbedrohliche Atemwegsinfektionen
hervor, sondern machen Kinder offenbar auch in anderer Weise schwer krank.
Worin diese zusätzliche gesundheitsschädliche Wirkung der
Luftverschmutzung auf Kinder liegt, wissen die Forscher allerdings noch
nicht genau.

Die Wahrscheinlichkeit, wegen schlechter Atemluft zu sterben, ist in
Afrika besonders hoch. Denn in Ländern mit niedrigem Durchschnitteinkommen
führen heilbare Krankheiten oft zum Tod, weil viele Kinder unterernährt
sind und die medizinische Versorgung mangelhaft ist. Im Tschad ist das
Risiko für Kinder, an der Luftverschmutzung zu sterben, gegenüber dem
weltweiten Mittel sogar fast auf das Zehnfache erhöht. Auch die
Lebenserwartung sinkt wesentlich. In Subsahara-Afrika verliert jedes Kind
im Durchschnitt vier bis fünf Lebensjahre durch verschmutzte
Umgebungsluft.

"Eine Dreifach-Strategie ist nötig."

Die Studie zeigt zudem, dass in einigen Ländern mit niedrigem bis
mittlerem Durchschnittseinkommen, insbesondere in Indien und Pakistan, die
Sterblichkeitsrate für Mädchen 1,2 Mal höher liegt als für Jungen. Die
Autoren führen das auf Unterschiede in der Ernährung und der medizinischen
Versorgung zurück. Andererseits zeigt die Studie, dass in Indien, die
Kindersterblichkeit bedingt durch schlechte Luft rückläufig ist, weil sich
der Versorgungszustand, die Luftqualität in Innenräumen und die Ernährung
verbessern.

Da sich jedoch die Luftqualität der Außenluft weiter verschlechtert,
verschiebt sich die Sterblichkeit auf andere Krankheiten und ältere
Menschen. "Um die Todesfälle von Kindern durch Luftverschmutzung zu
verhindern, ist eine Dreifach-Strategie nötig", sagt Atmosphärenforscher
Lelieveld: "Ausreichende Ernährung, eine verbesserte medizinische
Versorgung und bessere Luftqualität."


Originalpublikation

Age-dependent health risk from ambient air pollution: a modelling study of
childhood mortality in middle and low-income countries

Jos Lelieveld, Andy Haines, Andrea Pozzer
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AUSLAND/2496: Alzheimer auf der Spur - Saar-Uni kooperiert mit chinesischem Genomik-Unternehmen BGI (idw)


Universität des Saarlandes - 29.06.2018

Alzheimer auf der Spur: Saar-Uni kooperiert mit chinesischem Genomik-Unternehmen BGI



Neurodegenerative Erkrankungen wie Alzheimer gelten als Volkskrankheiten.
Um den schrittweisen Abbau von Nervenzellen rechtzeitig erkennen zu können
und den Weg für die Heilung von Demenz zu ebnen, erforschen
Wissenschaftler das Potenzial kleiner nicht-kodierender RNAs, die im Genom
die Genexpression regulieren. Eine Möglichkeit, diese RNAs zu analysieren,
sind so genannte Hochdurchsatz-Sequenzer, die in den letzten Jahren
leistungsfähiger geworden sind. Die Universität des Saarlandes kooperiert
nun mit dem chinesischen Unternehmen BGI, einem der größten Zentren für
Genomsequenzierung weltweit, um die Relevanz solcher RNAs für
Neurodegeneration und Altern zu entschlüsseln.

Das chinesische Unternehmen BGI und die Universität des Saarlandes haben
heute eine strategische Partnerschaft bekannt gegeben. "Ziel ist es, nicht
nur die Rolle von nicht-kodierenden RNAs bei neurodegenerativen
Erkrankungen wie Alzheimer und Parkinson zu erforschen, sondern auch ein
allgemeines Verständnis zu entwickeln: Wie wirken sich kleine RNAs auf das
Altern aus? Und wie können wir unser Wissen zu nicht-kodierenden RNAs
anwenden, um das Altern gesünder zu gestalten?", erklärt Professor Andreas
Keller, Sprecher des Zentrums für Bioinformatik an der Universität des
Saarlandes und Inhaber des Lehrstuhls für Klinische Bioinformatik.

Durch die Kooperation wird BGI detailliertes Wissen über
Hochdurchsatz-Sequenzierung vermitteln. "Aus technischer Sicht sind die von BGI
entwickelten Geräte für diese Aufgabe bestens geeignet, da sie nicht auf
die Amplifikation, also die Vermehrung von DNA-Abschnitten, mittels
Polymerase-Kettenreaktion angewiesen sind", erklärt Keller einen der
Vorteile der vom chinesischen Unternehmen entwickelten BGISEQ-Technologie.
Während die Sequenzierung derzeit noch in BGI-Einrichtungen in China
durchgeführt wird, bauen die Saarbrücker Partner ein Sequenzierlabor an
der Universität des Saarlandes auf. Dort werden BGI und die Universität
des Saarlandes nicht-kodierende RNAs in Blutzellen, Serum, Plasma und
teilweise auch in Gewebeproben von Hunderten von Patienten und
Kontrollprobanden in Europa und China sequenzieren.

Die computergestützten Analysen von Hunderten von Terabytes an Daten
werden mit Hilfe modernster Software und Datenbanken durchgeführt, die von
Kellers Gruppe entwickelt wurden und auf die Forschung an
nicht-kodierenden RNA-Fragmenten zugeschnitten sind. Mit "miRCarta" und
"miRMaster" haben Keller und seine Kollegen bereits leistungsfähige
Lösungen für die nicht-kovalente RNA-Analytik entwickelt, die von
Forschern auf der ganzen Welt eingesetzt werden. In erster Linie hoffen
die Experten, neue diagnostische Werkzeuge für die Früherkennung von
Alzheimer zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus werden das BGI und die
Universität des Saarlandes gemeinsam das Potenzial von
"Deep-Learning-Ansätzen" untersuchen, bei dem Computer anhand von Beispielen so trainiert
werden, dass sie anschließend auch unbekannte Sachverhalte korrekt
beurteilen können. Damit könnten die komplexen molekularen Profile
interpretiert und mit Daten aus anderen Quellen wie bildgebenden Geräten
kombiniert werden.

Die Partnerschaft passe perfekt zu der Strategie, nicht-kodierende RNAs in
Neurodegeneration und Alterung zu untersuchen, so Keller. Die Universität
des Saarlandes erforscht bereits kleine nicht-kodierende RNAs (microRNAs)
bei der Parkinson-Krankheit. In einem gemeinsamen Projekt mit Professor
Rejko Krüger vom Luxemburger Zentrum für Systembiomedizin wird das
internationale Forscherteam über zwei Millionen Dollar für die Analyse von
miRNA-Profilen von Parkinson-Patienten und -Probanden investieren, um die
Entwicklung der erkrankten Personen im Zeitverlauf zu verfolgen und neue
therapeutische Strategien zu entwickeln.

Parkinson ist auch bekannt durch den daran erkrankten US-amerikanischen
Schauspieler Michael J. Fox, der beispielsweise in dem Film "Zurück in die
Zukunft" zu sehen war. Seine Michael-J.-Fox-Stiftung für
Parkinson-Forschung, der weltweit größte Non-Profit-Förderer der
Parkinson-Forschung, unterstützt die Saarbrücker Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler ebenfalls. Die Stiftung fördert darüber hinaus ein Projekt
der Saarbrücker Forscher, bei dem der Einfluss einer Parkinson-Therapie
auf das Darmmikrobiom von Patienten untersucht wird. "Dieses Projekt wird
nun ebenfalls durch die technische BGI-Ausstattung erleichtert", sagt
Professor Keller. Seine Kollegen und er seien daher davon überzeugt, dass
die BGI-Technologie die Infrastruktur für Genforschung an der Universität
des Saarlandes deutlich stärken wird.

Die Universität des Saarlandes verfügt über eine starke und weltweit
führende Forschungskultur im Bereich der microRNA und des Alterns. BGI
wird eng mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des Saarlandes auf
Basis der BGISEQ-Plattform und der Big-Data-Analyse zusammenarbeiten, um
ein besseres Verständnis des Alterns zu erlangen und eine frühere Prognose
für Alzheimer und andere neurodegenerative Erkrankungen zu generieren.
Darüber hinaus wird die Zusammenarbeit auf die microRNA-assoziierte
Fitness, die Entwicklung von Präzisionsarzneimitteln und die
Patientenversorgung ausgeweitet.

"Vor dem Hintergrund, dass China und Deutschland Innovation gemeinsam
gestalten, freut sich BGI, die innovative Partnerschaft mit deutschen
Universitäten, Instituten und Unternehmen zu stärken, um Wissen zu
vervielfachen und wissenschaftliche Innovation und industrielle Effizienz
zu fördern", sagt Ning Li, Chief Development Officer von BGI.
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INFEKTION/1741: Wissenschaftler alarmieren - 2018 wird ein "Zecken-Jahr" (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 28.06.2018

Wissenschaftler alarmieren: 2018 wird ein "Zecken-Jahr"



In diesem Sommer wird es besonders viele Zecken geben und damit eine
höhere Gefahr, an Hirnhautentzündung oder Borreliose zu erkranken - denn
diese Krankheiten werden durch Zecken übertragen. Ein "Zecken-Jahr"
prognostizieren DZIF-Wissenschaftler in München. Sie haben ein Modell
mitentwickelt, mit dem sie die Zeckendichte bereits im Winter für den
jeweils kommenden Sommer voraussagen können.

Ein Sommerspaziergang durch den Wald oder auch durch den Garten kann
unangenehme Folgen haben. Denn auf Büschen, Sträuchern und Gräsern sitzen
Zecken, meist der Gemeine Holzbock, Ixodes ricinus, der geduldig darauf
wartet, dass ein Wirbeltier, zum Beispiel auch ein Mensch, vorbeikommt und
ihn mitnimmt. Hat er seinen Platz auf der Haut gefunden, dann sticht er zu
und saugt Blut, bis er fast platzt. Zusammen mit seinem Speichel gibt er
einen Teil des Blutes allerdings zurück und dies in einigen Fällen
zusammen mit unangenehmer Fracht. So ist der Gemeine Holzbock der
Hauptüberträger der Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME), einer viralen
Hirnhautentzündung, die tödlich enden kann. Auch die Borreliose wird von
dieser Zeckenart übertragen. Während es für die FSME keine Heilung, aber
eine vorbeugende Impfung gibt, gibt es für die Borreliose keinen
Impfstoff, aber eine Behandlungsmöglichkeit mit Antibiotika. In jedem Fall
ist ratsam, auf Zecken achtzugeben, insbesondere in FSME-Risikogebieten.
Dort sind mehr Zecken mit Viren infiziert als anderswo. In welchen
Regionen Deutschlands das der Fall ist, erfährt man auf der Website des
Robert-Koch-Instituts.

"In diesem Jahr ist das Risiko insgesamt besonders hoch", ist Privatdozent
Dr. Gerhard Dobler sicher. "Wir werden die höchste Zahl an Zecken in den
letzten zehn Jahren haben." Seit 2009 erforscht der DZIF-Wissenschaftler
mit seinem Team am Institut für Mikrobiologie der Bundeswehr die
Ausbreitung und Aktivität des FSME-Virus in Deutschland. Über einen
Zeitraum von neun Jahren dokumentierten die Forscher die Zeckenzahlen an
einem Infektionsherd in Süddeutschland. Hierfür sammelten sie akribisch
monatlich die Nymphen des Gemeinen Holzbocks - ein Entwicklungsstadium der
Zecken vor dem Erwachsenwerden. Kleiner als ein Millimeter sind diese
Jungtiere nur als schwarze Punkte erkennbar und werden oft übersehen. Das
macht sie besonders gefährlich, denn bereits in diesem Entwicklungsstadium
können sie Krankheiten übertragen. Die Wissenschaftler konnten zeigen,
dass der ausgewählte Infektionsherd in Süddeutschland Modellcharakter hat.
"Wenn wir hier viele Zecken haben, dann haben wir diese hohen Zahlen auch
anderswo im süddeutschen Raum", erklärt Dobler.

Komplexes Vorhersagemodell bestätigt

"Mithilfe der Zeckendaten aus unserem Modell-Herd und anhand von
bestimmten Umgebungsparametern konnten die Kollegen der
Veterinärmedizinischen Universität in Wien ein Modell entwickeln, das uns
schon im Winter auf die Zecken im Sommer vorbereitet", erklärt Dobler. In
das Modell der Münchner und Wiener fließen zum einen die Zahl der
Bucheckern zwei Jahre vor dem aktuellen Sommer, sowie die jährliche
Durchschnittstemperatur und die Wintertemperatur im Jahr davor ein. Je
mehr Bucheckern es zwei Jahre vor dem fraglichen Sommer gibt, umso mehr
Wild und Nagetiere haben Futter und dienen wiederum als Überträger der
Zecken, die dann ebenfalls vermehrt auftauchen. Die Zusammenhänge konnten
Dobler und Kollegen in ihrem komplexen Modell erfolgreich einsetzen und
bereits bestätigen. Für den Sommer 2017 hatten sie 187 Zecken pro
standardisierter Fläche vorhergesagt und 180 gefunden. Fast eine
Punktlandung. Für 2018 wurde mit 443 Zecken die höchste je gefundene
Zeckenzahl vorausgesagt und Dobler weiß mittlerweile, dass sich auch diese
Voraussage genau erfüllen wird. "Wir haben die höchste Zahl von Zecken,
die wir seit Beginn der Untersuchungen gesammelt haben - gut für die
Zecken, schlecht für uns."

Dem Infektionsrisiko vorbeugen

Mehr Zecken bedeutet immer auch ein erhöhtes Risiko zu erkranken.
Borreliose kann deutschlandweit von Zecken übertragen werden und ist in
etwa jeder vierten Zecke zu finden - unabhängig von der Region. Hier hilft
zur Vorbeugung nur Wachsamkeit nach Waldspaziergängen und Aufenthalten im
Freien. Je schneller die Zecke entfernt wird, umso geringer ist die Gefahr
an Borreliose zu erkranken. Um der Gefahr einer Hirnhautentzündung
vorzubeugen, kann und sollte man sich impfen lassen, so der Appell der
Wissenschaftler. Insbesondere im süddeutschen Raum, wo die Dichte an
Viren-infizierten Zecken höher ist.

Zecke in Seide gekleidet

Zecken sammeln und kartieren ist das eine. Doch das Münchner Team stößt
immer wieder auch auf Funde, die weit in die Geschichte zurückreichen.
Einer dieser spannenden Entdeckungen aus der jüngsten Zeit soll hier
zumindest erwähnt werden: Der Fund einer Zecke, die sich in einem
Spinnennetz verfangen hat und von der Spinnenseide zu Tode ummantelt
wurde. Dieses Drama ereignete sich vor etwa 100 Millionen Jahren. Und
wurde eingeschlossen und für die Nachwelt festgehalten in Bernstein.
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LEBER/241: Rätsel um Entstehung der nicht-alkoholischen Fettleber gelöst (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 29.06.2018

Rätsel um Entstehung der nicht-alkoholischen Fettleber gelöst



Ein Wissenschaftler der University of Queensland hat die Forschung zur
Entstehung der nicht-alkoholischen Fettleber um einen wichtigen Schritt
vorangebracht. Er konnte im Rahmen seiner Promotionsarbeit die
entscheidende Rolle von Eisen in diesem Prozess aufdecken. Nun können die
einzelnen Stufen des Krankheitsverlaufs neu beleuchtet und zur Entwicklung
neuer Heilmittel untersucht werden.

Die Forschungsarbeit des Promotionsstudenten der University of Queensland,
Laurence Britton, führte zu neuen Erkenntnissen bei der Suche nach einem
Heilmittel gegen die nicht-alkoholische Fettleber. Die Krankheit betrifft
mittlerweile etwa jeden fünften Australier. Dr Britton hat einen
grundlegenden Mechanismus entdeckt, durch welchen Eisen dazu in der Lage
ist, die Leber für die Stoffwechselstörung anfällig zu machen, die der
Krankheit vorausgeht.

Professor Darrell Crawford der medizinischen Fakultät bestätigt, dass die
Entdeckung von Dr Britton ein wichtiger Schritt im Kampf gegen die
tödliche Zeitbombe ist, die in ungefähr 5,5 Millionen Australiern tickt.
"Mit der steigenden Verbreitung von Übergewicht und dem fehlenden
Heilmittel für die nicht-alkoholische Fettleber, sitzen immer mehr
Menschen auf ihrem schweigenden Killer," so Professor Crawford. "Es können
Symptome wie Müdigkeit, Schmerzen oder Gewichtsverlust auftreten - oder
auch gar keine Anzeichen. Der Leidende weiß möglicherweise garnicht, dass
er erkrankt ist, bis die Krankheit bis zur Leberzirrhose oder zum
Leberkrebs vorangeschritten ist."

Die Verfettung der Leber geht mit einer abnormen Ansammlung von Fett
einher, die Entzündungen, Vernarbungen und eine erhöhte Anfälligkeit für
Leberkrebs verursacht. Bisherige Forschungsergebnisse haben gezeigt, dass
Fettzellen, Eisen und Insulin bei der Erkrankung eine wichtige Rolle
spielen, doch bis jetzt waren die genaue Wechselwirkungen, die die
verschiedenen Komponenten aufeinander haben, ein wissenschaftliches
Rätsel.

Dr Britton hat herausgefunden, dass Eisen die Verfügbarkeiten des
schützenden Hormons ApoE einschränkt. Das Hormon spielt eine Rolle in der
Fettregulierung und Insulinresistenz. Laut Dr Britton helfen seine
Erkenntnisse herauszufinden, warum Übergewicht und Typ-2-Diabetes
signifikante Risikofaktoren für die nicht-alkoholische Fettleber
darstellen. Ausserdem können sich Wissenschaftler künftig bei der Suche
nach Behandlungsmöglichkeiten an seinen Forschungsergebnissen orientieren.

"Aktuell gibt es noch keine standardisierte Behandlung für die Erkrankung,
weshalb die Ärzte hauptsächlich die Nebenerkrankungen wie Übergewicht und
Diabetes behandeln," so Dr Britton. "Das Verständnis von der regulierende
Funktion von Eisen bietet den perfekten Startpunkt, um von hieraus die
Entwicklung der Fettleber abzubilden. Jedes Element, das zur Dysfunktion
führt, kann dazu beitragen, dass neue Behandlungsmethoden zum Blockieren
des Prozesses und zum Stoppen des Krankheitsverlaufs entwickelt werden."

Die Forschungsergebnisse wurden im Journal Cellular and Molekular
Gastroenterology and Hepatology veröffentlicht (doi: 10.1016,
https://doi.org/10.1016/j.jcmgh.2018.04.005)

Dr Brittons PhD-Stipendium wurde durch die Gallipoli Medical Research
Foundation finanziert und dabei von der Gastroenterological Society of
Australia unterstützt.


Unter folgendem Link können Sie mehr über die Arbeit der Gallipoli Medical
Research Foundation herausfinden und sie unterstützen:

https://www.gallipoliresearch.com.au/


Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REISEMEDIZIN/114: Herzkrank sicher in den Urlaub - Reise-Checkliste für Herzpatienten (Deutsche Herzstiftung)


Deutsche Herzstiftung e.V. - 28. Juni 2018

Herzkrank sicher in den Urlaub: Reise-Checkliste für Herzpatienten

Frankfurt a. M. - Neue Checkliste verbessert mit Sicherheitshinweisen
und Verhaltenstipps Vorbereitungen für den Urlaub oder die
Geschäftsreise



Millionen von Menschen in Deutschland sind von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen betroffen. Viele unter ihnen verreisen im
Sommer und planen gerade ihren Urlaub oder sind hin und wieder auf
Geschäftsreise. Weil mehrere Punkte bereits vor der Reise bedacht sein
sollten wie z. B. das Einholen von Krankheitsunterlagen (letzter
OP-, Ultraschall- oder Röntgenbericht) oder das Besorgen der
verordneten Medikamente in ausreichender Menge, ist es für herzkranke
Menschen wichtig, ihre Reise sorgfältig vorzubereiten. Nur so lassen
sich Risiken durch Überbelastungen oder etwa Fehleinschätzungen
vermeiden. Welche weiteren wichtigen Punkte Betroffene bei ihren
Reisevorbereitungen beachten müssen, zeigt auf einen Blick die neue
Reise-Checkliste der Herzstiftung, die kostenfrei unter
www.herzstiftung.de/reisen angefordert werden kann.

"Wer herzkrank ist, kann in der Regel völlig normal reisen, sollte
sich aber von seinem behandelnden Arzt mindestens drei Wochen vor
Reisebeginn untersuchen lassen. Je nach Reiseziel und Art der
Herzkrankheit, gibt es einzelne Punkte zu klären, etwa den Impfstatus,
die Reisefähigkeit oder notwendige Kontrollen", betont der Kardiologe
Dr. med. Wolf Andreas Fach vom Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen
Herzstiftung. Was alles darüber hinaus speziell für Bluthochdruck-,
Herzklappen-, Schrittmacher- oder Koronarpatienten beachtet werden
sollte, haben Arzt und Patient mit der Reise-Checkliste auf einen
Blick, z.B. bei koronarer Herzkrankheit, ob ein Belastungs-EKG zur
Klärung der Reisefähigkeit erforderlich ist oder bei
Rhythmuspatienten, ob der Schrittmacher kontrolliert werden muss. Auch
wichtig: Beipackzettel (auch in Kopie) nicht vergessen, damit notfalls
im Ausland die Medikamente beschafft werden können. "Wir raten allen
Herzpatienten zu dieser Reise-Checkliste für das Vorbereitungsgespräch
mit dem behandelnden Arzt."


Tipp: 

Die kostenfreie Reise-Checkliste für Herzpatienten kann bei der Herzstiftung unter 

www.herzstiftung.de/reisen oder per 

Tel. unter 069 955128400 angefordert werden.

 * 

Quelle:

Deutsche Herzstiftung e.V.

Pressemitteilung vom 28. Juni 2018

Bockenheimer Landstraße 94-96, 60323 Frankfurt am Main

Telefon 069/955 128-0, Fax: 069/955128-313

E-Mail: wichert@herzstiftung.de

E-Mail: info@herzstifung.de

Internet: www.herzstiftung.de
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PSYCHOLOGIE/174: Forschungsprojekt TELL US! - Telemedizin für psychisch kranke Menschen wird Praxis (idw)


LWL-Universitätsklinikum Bochum der Ruhr-Universität Bochum - 29.06.2018

TELL US! - Telemedizin für psychisch kranke Menschen wird Praxis



Eine wegweisende Idee der Telemedizin bahnt sich derzeit einen Weg in die
Zukunft: "Sprich mit uns, und wir helfen dir!" - so ähnlich könnte das
Forschungsprojekt "TELL US!" des LWL-Forschungsinstituts für Seelische
Gesundheit mit Sitz am LWL-Universitätsklinikum Bochum für Psychiatrie,
Psychotherapie, Präventivmedizin und Psychosomatische Medizin frei und
verständlich übersetzt werden. Unter Leitung des Ärztlichen
Klinikdirektors Prof. Dr. Georg Juckel wird das Projekt gemeinsam mit
MedEcon Ruhr, Bochum, Healthy Projects GmbH, Düsseldorf, und dem Institut
für Sicherheit und Datenschutz im Gesundheitswesen (ISDSG), Düsseldorf, in
Kooperation mit der Techniker Krankenkasse umgesetzt.

"Nach einem stationären Aufenthalt in einem psychiatrischen Krankenhaus
ist die ambulante Weiterbetreuung oftmals nicht sichergestellt, da es ganz
allgemein an ambulanten Therapieplätzen mangelt", erläutert Prof. Georg
Juckel die Klinikrealität und damit den Forschungsauftrag. "Folge: Die
Patienten werden nach kurzer Zeit wieder stationär eingewiesen. Die Quoten
sind leider sehr hoch." Das für alle Kliniken geltende pauschalisierte
Entgeltsystem Psychiatrie und Psychosomatik (PEPP) zielt gleichzeitig
darauf ab, die Aufenthaltsdauer im stationären Bereich zu verkürzen. Der
Bedarf an ambulanten Therapieplätzen ist demzufolge recht hoch und nimmt
immer mehr zu.

Das neue digitale Behandlungsangebot soll nun diesem sogenannten
Drehtüreffekt entgegenwirken. Seit Ende 2017 wird am
LWL-Universitätsklinikum Bochum ein Konzept für die ambulante Versorgung von
psychisch kranken Patienten über eine mobile App entwickelt. Dr. Barbara
Emons, Leiterin des Forschungsprojekts "TELL US!" im
LWL-Forschungsinstitut für Seelische Gesundheit in Bochum, beschreibt die neue
App: "Mit ihrer Hilfe kommunizieren Patientinnen, Patienten und Behandler
über Messengerdienste, Chat und Videotelefonie miteinander. Termine können
vereinbart, Rezepte und Bescheinigungen angefordert sowie Dokumentationen
für die Therapie (z.B. Stimmungstagebücher) angelegt werden. Zudem wird
der Zugang zu psychoedukativen Einheiten oder zu weiterem
Informationsmaterial möglich gemacht." Darüber hinaus ist mittels der TELL
US-App eine engmaschige Therapie geplant: Der Patient geht bei Bedarf
niederschwellig auf den Behandler zu, und der Therapeut bietet kurzfristig
Interventionsmöglichkeiten.

Gefördert wird dieses Vorhaben durch den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE) und das Ministerium für Innovation, Wissenschaft und
Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen im Rahmen der Bekanntmachung
Digitaler Fortschritt.NRW. Der Startschuss für die Pilotphase und somit
die Einbindung erster Patienten fällt zum Jahreswechsel 2018/2019.

LWL-Forschungsinstitut für Seelische Gesundheit Bochum:

Das LWL-Forschungsinstitut für Seelische Gesundheit mit Sitz am
LWL-Universitätsklinikum Bochum für Psychiatrie, Psychotherapie,
Psychosomatische Medizin und Präventivmedizin der Ruhr-Universität Bochum
wurde 2006 als Institut für Präventions- und Versorgungsforschung
(Psychiatrie, Psychotherapie, Psychosomatik) ins Leben gerufen und ist
eine Einrichtung des LWL-PsychiatrieVerbundes Westfalen. Aufgabe des
Forschungsinstitutes ist es, mit geeigneten Forschungsprojekten den
Verbund mit seinen 19 psychiatrischen Kliniken zu stärken und gleichzeitig
die Stärke des Verbundes zu nutzen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

LWL-Universitätsklinikum Bochum der Ruhr-Universität Bochum - 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/252: Im Forschungsverbund zur heilen Haut (idw)


Technische Hochschule Mittelhessen - 29.06.2018

Im Forschungsverbund zur heilen Haut



Die TH Mittelhessen, die Philipps-Universität Marburg und die Gesellschaft
für Medizintechnik (GfM) aus Groß-Gerau kooperieren bei einem
Forschungsprojekt, das vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
gefördert wird. Die Partner wollen ein neuartiges Gerät zur Behandlung von
Hauterkrankungen entwickeln.

Im Rahmen des Forschungscampus Mittelhessen bilden die Arbeitsgruppe um
Prof. Dr. Frank Runkel und Dr. Thomas Schmidts aus dem Kompetenzzentrum
BioTecMed der THM und die Arbeitsgruppe um Prof. Dr. Wolfgang Pfützner und
Dr. Christian Möbs aus der Klinik für Dermatologie und Allergologie der
Philipps-Universität Marburg bei diesem Projekt einen wissenschaftlichen
Verbund. Ziel ist es, ein Gerät zu konzipieren, das zur Therapie
entzündlicher Hauterkrankungen mit UV-Licht geeignet ist und zu der
aktuellen klinischen Anwendung eine Alternative bietet. Im Blickpunkt
steht dabei vor allem die Neurodermitis, eine weit verbreitete chronische
Erkrankung, die mit trockener Haut, Ekzemen und quälendem Juckreiz
einhergeht. In der Dermatologie wird bereits seit langem UV-Licht zur
Behandlung eingesetzt. Allerdings ist das jetzige Verfahren für Patient
und Arzt mit großem zeitlichem und persönlichem Aufwand verbunden, da die
Anwendungen in der Regel stationär in der Klinik stattfinden müssen. "Wir
arbeiten an einem Gerätetyp, der leicht und flexibel, aber zugleich auch
sicher handhabbar ist, so dass er zuhause eingesetzt und sogar mit
wirkstoffhaltigen Gelen kombiniert werden kann. Es entsteht eine gezielte
anwendungsorientierte Innovation durch die Zusammenarbeit von Industrie
und Forschungseinrichtungen in Hessen", erläutert Dr. Christina Zinecker
aus der Abteilung Forschung und Transfer der THM.

Bei der Entwicklung hat die THM zunächst die Aufgabe, LED-Lichtquellen mit
unterschiedlicher Wellenlänge und Bestrahlungsintensität auf
Hautverträglichkeit zu testen. Außerdem entwickelt die Arbeitsgruppe
Biopharmazeutische Technologie ein Gel, das durch optimierten Transport
eines Wirkstoffs in die betroffenen Hautpartien die Lichttherapie
unterstützt. Diese Substanz, eine Vorstufe des Vitamin D, soll als
"Prodrug" verabreicht werden, die durch das UV-Licht aktiviert wird.

Am Universitätsklinikum der Philipps-Universität Marburg werden
dielaborexperimentellen Versuche und präklinischen Tests durchgeführt, um
Rückschlüsse auf die therapeutische Wirksamkeit ziehen zu können. Dabei
wird unter anderem geprüft, ob das Prodrug ausreichend tief in die
behandelten Hautareale eindringt und dort von der neu entwickelten
Bestrahlungseinheit umgewandelt werden kann, um entzündungshemmende
Effekte zu erzielen.

Das südhessische Unternehmen GfM konstruiert als Industriepartner die
Gerätebasis, das Gehäuse und erstellt ein Programm für die
Bedienfunktionen. Im Anschluss wird GfM die Vermarktung übernehmen.

Das Projekt hat eine Laufzeit von zwei Jahren. Es wird durch das Zentrale
Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) des Bundeswirtschaftsministeriums
mit rund 190.000 Euro gefördert. Diese Initiative will mittelständische
Firmen mit wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen zusammenbringen, um
die Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen nachhaltig
zu unterstützen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution315

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Mittelhessen - 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4919: Warner Music Klassik News - 2. Juli 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 2. Juli 2018



Harnoncourts Haydn-Entdeckung

Als Nikolaus Harnoncourt vor knapp zwanzig Jahren den Taktstock hob,
um im Wiener Musikverein Joseph Haydns Oper Armida in einer
konzertanten Aufführung zu dirigieren, wurde Geschichte geschrieben.
Der Abend, mit Cecilia Bartoli, Christoph Prégardien, Patricia
Petibon, Oliver Widmer, Scot Weir und Markus Schäfer strahlend
besetzt, wurde als Livemitschnitt zu einem der bedeutendsten Alben
der Harnoncourt-Diskografie. Harnoncourt am Pult des von ihm
gegründeten Concentus Musicus Wien ist ein Garant für authentischen
Orchesterklang, der dieses Dokument umso wertvoller macht. Das Album
ist nun wieder mit Original-Cover erhältlich.

VÖ: 27. Juli 2018 - 2 CDs 0190295614720


Weit draußen im Meer

Dieses wunderschöne Ballett des tschechischen Nationalballetts unter
der Choreographie von Jan Kodet erzählt die herzzerreißende
Geschichte der kleinen Meerjungfrau, die bereit ist für die Liebe
alles aufzugeben. Die traumgleichen Ballettszenen sind nicht nur für
Eltern und Kinder faszinierend, sondern für alle Liebhaber dieser
zeitlosen Geschichte. Die Produktion wartet mit zauberhaften Bildern
der Unterwasserwelt auf. Die Ausdruckskraft der Solisten ist
mitreißend und lässt jede Emotion intensiv spüren.

Dirigent: Andreas Sebastian Weiser

Solotänzer: Magdaléna Matejková, Ondrej Vinklát, Tereza
Podarilová & Michaela Wenzelová

VÖ: 6. Juli 2018 - DVD 880242674982


Der legendäre Don Quixote von 1968 auf Vinyl

Die Cellistin Jacqueline du Pré befand sich mitten im Aufschwung
ihrer kurzen Karriere, als eines ihrer außergewöhnlichsten Alben
entstand: Otto Klemperer sollte Richard Strauss' Don Quixote mit du
Pré als Solistin dirigieren, musste aber nach der ersten
Aufnahmesitzung aus gesundheitlichen Gründen absagen. So sprang Sir
Adrian Boult ein und leitete die Sinfonische Dichtung, die wegen des
ausgeprägten Soloparts als inoffizielles Cellokonzert gilt. Ein
einziger Durchlauf in den Abbey Road Studios war die Grundlage für
dieses Album. Kleine Fehler wie einige Nebengeräusche und sogar einen
fehlenden Takt korrigierte der Tontechniker Andrew Keener - und schuf
eines der lebendigsten du-Pré-Alben, das die ganze Vitalität dieses
Jahrhundert-Talents erlebbar macht.

VÖ: 06. Juli 2018 - LP 0190295765316

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/4918: Sony Music Press Relations Newsletter - KW27/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW27/2018

München, 2. Juli 2018



Auf das Seelenheil - Jain veröffentlicht am 24. August ihr neues
Album "Souldier"

Jain veröffentlicht am 24. August ihr neues Album "Souldier".
Aufgenommen in Paris und produziert von ihrem langjährigem
Wegbegleiter Maxim Nucci ist der Nachfolger ihres Überraschungsdebüts
"Zanaka" erneut ein poppiger Strauß bunter Melodien und eingängigen
Hooks geworden.

"'Souldier' schrieb ich beim Touren, und die Platte wurde durch
die verschiedenen Länder inspiriert, die ich dabei besuchte",
erzählt die Französin und führt weiter aus: "Ich bin ein großer
Fan von Kendrick Lamars Flow, Tito Puentes Sanftmut, Fairuz' Eleganz
sowie Bob Marleys Melodien, und ich versuchte neben der ganzen Musik,
die ich so liebe, meinen eigenen Stil zu finden."

Tracklist:

  1. "On My Way"

  2. "Flash (Pointe-Noire)"

  3. "Alright"

  4. "Oh Man"

  5. "Inspecta"

  6. "Dream"

  7. "Star"

  8. "Feel It"

  9. "Abu Dhabi"

10. "Souldier"


Kommende Alben-Veröffentlichungen

06.07. HMLTD - Hate Music Last Time Delete (EP)

06.07. Kissin' Dynamite - Ecstasy

06.07. Tom Grennan - Ligntning Matches

06.07. Die jungen Zillertaler - Obercool im Haifischpool

13.07. The Jayhawks - Back Roads And Abandoned Motels

13.07. Bury Tomorrow - Black Flame

13.07. Amy Shark - Love Monster

13.07. Amigos - 110 Karat

20.07. The Internet - Hive Mind

20.07. Daughtry - Cage To Rattle

03.08. Vanessa Mai - Schlager

10.08. Christin Stark - Rosenfeuer

10.08. Vincent Gross - Möwengold

10.08. Kodaline - Politics Of Living

17.08. Jennifer Rostock - Jennifer Rostock bleibt

17.08. Christin Stark - Rosenfeuer

17.08. Bad Sounds - Get Better

24.08. Jain - Souldier

31.08. Tash Sultana - Flow State

31.08. Meghan Trainor - Treat Myself

07.09. Tonbandgerät - Zwischen all dem Lärm

14.09. fab. - Schnelles Glück


On Tour

Kaiser Franz Josef

als Support von Billy Idol

03.07. München - Tollwood-Festival

14.07. Halle - Peissnitzinsel

17.07. Köln - Tanzbrunnen

19.07. Berlin - Zitadelle

22.07. Hamburg - Stadtpark

Die Fantastischen Vier

13.07. Rosenheim - Mangfallpark Süd

19.07. Füssen - Barockgarten am Festspielhaus

20.07. Bonn - Kunstrasen

21.07. Kassel - Auestadion

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Scorpions

25.07. Salem - Schloss Salem

27.07. Ludwigsburg - Schloss Ludwigsburg

Judas Priest

31.07. München - Zenith

02.08. Wacken - Wacken Open Air

08.08. Dortmund - Westfalenhalle

Tash Sultana

06.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

10.09. Berlin - Columbiahalle

Maître Gims

07.09. Hamburg - Große Freiheit

08.09. Berlin - ASTRA Kulturhaus

11.09. Köln - Essigfabrik

12.09. Frankfurt - Gibson

13.09. Saarbrücken - Le Hirsch

Jeff Lynne's ELO

18.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

19.09. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

21.09. München - Olympiahalle

25.09. Mannheim - SAP-Arena

Till Brönner & Dieter Ilg

17.11. Waldshut - Sedus Werk Dogern

18.11. Lindau - Inselhalle

Nicki Minaj & Future

21.02.2019 München - Olympiahalle

28.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

22.03.2019 Frankfurt - Festhalle

23.03.2019 Köln - Lanxes-Arena

Revolverheld

14.03.2019 Emden - Nordseehalle

15.03.2019 Hannover - TUI-Arena

16.03.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03.2019 Bremen - ÖVB-Arena

19.03.2019 Leipzig - Arena

20.03.2019 Frankfurt - Festhalle

22.03.2019 Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03.2019 München - Olympiahalle

27.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

29.03.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10099: Kassel - Werke von Schumann, Berlioz, Schostakowitsch am 9. Juli 2018


Studierende spielen Schumann, Berlioz, Schostakowitsch 



Werke für Gesang, Streichinstrumente, Trompete oder Klavier aus ihren
jeweiligen Prüfungsprogrammen präsentieren Studierende der
Gesangs- und Instrumentalklassen am Montag, 9. Juli, um 19 Uhr in der
Musikakademie am Karlsplatz. Es ist das letzte Konzert der Reihe
"Auftritt!" im laufenden Sommersemester.

Auf dem Programm stehen Komponistennamen wie Robert Schumann, Hector
Berlioz oder Dimitri Schostakowitsch. Zusammengestellt wurde das
Programm von Michael Kravtchin, der an der Musikakademie seit vielen
Jahren Klavier unterrichtet.

Der Eintritt ist frei. Telefonisch können Karten bei der Musikakademie
unter 0561 / 787 4180, per Fax unter 0561/787 4188 oder per E-Mail
musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10098: Vreden - Sinfonietta Köln gastiert mit Xuequing Wang am 8. Juli 2018


Sinfonietta Köln mit Xuequing Wang (Flöte)

Konzert der Reihe "Sommer-Schlösser-Virtuosen - Klassik im
Westmünsterland" am Sonntag, 8. Juli



Kreis Borken/Vreden. Drei der fünf Konzerte, die im Rahmen der Reihe
"Sommer-Schlösser-Virtuosen - Klassik im Westmünsterland" im Kreis
Borken stattfinden, waren bereits ein voller Erfolg. Auch das Programm
des nächsten Konzerts verspricht Musikbegeisterten einen interessanten
Abend: Am Sonntag, 8. Juli, wird das "Orchester in Residence", die
Sinfonietta Köln, unter der Leitung von Cornelius Frowein gemeinsam
mit der Flötistin Xuequing Wang auftreten. Um 17 Uhr beginnt das
Konzert in der Barockkirche in Vreden-Zwillbrock. Das Kammerorchester
und die Solistin werden dort unter anderem Werke von Carl Philipp
Emanuel Bach, Wolfgang Amadeus Mozart und Antonio Vivaldi
präsentieren.

Xuequing Wang wurde 1889 in Peking geboren. Ihren ersten
Querflötenunterricht erhielt sie im Alter von zehn Jahren. Bereits
zwei Jahre später führten sie erste Konzertreisen mit dem Jin Fan
Orchester nach Frankreich, später auch nach Österreich und Wien. Dort
gewann sie 2005 als erste Flötistin in diesem Orchester den ersten
Preis beim Sinfoniewettbewerb des "International Youth And Music
Festivals". Xuequing Wang studiert seit 2012 an der Folkwang
Universität der Künste Instrumentalpädagogik. 2017 hat sie ihren
Bachelorabschluss mit der Note 1,0 beendet. Zurzeit ist sie
Masterstudentin in dem Studiengang Professional Performance. Außerdem
erhält sie Unterricht auf der Traversflöte und spielt seit vier Jahren
alle Instrumente der Flötenfamilie im Improvisationsorchester unter
der Leitung von Professor Michael Niesemann. Einen besonderen
Stellenwert hat für Xuequing Wang die improvisierte Musik. So
gestaltet sie viele ihrer Konzertprogramme mit einem Anteil an freien
Improvisationen - unter anderem kammermusikalisch mit ihrem
Klavierpartner Robert Weinsheimer. Ein Schwerpunkt der künstlerischen
Arbeit der Flötistin ist die Synthese verschiedener Kunstformen. Die
meisten ihrer Projekte sind interdisziplinär und international
besetzt: Beispielsweise entwickelte sie gemeinsam mit dem Fotografen
Wolfgang Kleber eine Idee zur Verschmelzung von Musik und Fotokunst.
2016 wurde Xuequing Wang Stipendiatin der Werner Richard - Dr. Carl
Dörken Stiftung, wo sie neben einem Förderstipendium auch diverse
Konzertmöglichkeiten erhielt.

Dirigent Cornelius Frowein wurde 1957 in Frankfurt am Main geboren.
Zunächst studierte er Klavier bei Günter Ludwig und Kammermusik bei
Mitgliedern des Amadeus Quartetts an der Musikhochschule Köln. Darauf
folgten Dirigieren, Liedbegleitung, Cembalo sowie Musikwissenschaft
und Philosophie. Während der ersten Jahre seiner Konzerttätigkeit
konzentrierte sich Cornelius Frowein auf das Klavier und später auch
auf das Cembalo. Seit Beginn der 1990er Jahre rückte immer mehr das
Dirigieren in den Mittwelpunkt seiner künstlerischen Arbeit.

Das Kammerorchester Sinfonietta Köln unter der Leitung von Cornelius
Frowein tritt in diesem Jahr zum insgesamt vierten Mal - nach 2004,
2008 und 2012 - im Kreis Borken auf. 1984 gegründet, gehört es heute
zu den profiliertesten Ensembles seiner Art. Zum Repertoire des
Orchesters gehören Werke aus der Romantik ebenso wie Musik des 20. und
21. Jahrhunderts. Die Sinfonietta Köln ist regelmäßig zu Gast bei
namhaften Festivals wie zum Beispiel dem Augsburger Mozartsommer, dem
Flandern Festival oder dem Ostbelgien Festival. Auslandsgastspiele
führten das Ensemble unter anderem nach Monte Carlo, Moskau, Rom und
Shanghai.

Veranstalter von "Sommer - Schlösser - Virtuosen" ist der Kreis Borken
in Zusammenarbeit mit der Werner Richard - Dr. Carl Dörken-Stiftung
aus Herdecke, die sich auf diese Weise seit vielen Jahren in der
Kulturarbeit im Westmünsterland engagiert. "Der Stiftung gilt mein
besonderer Dank", betont Landrat Dr. Kai Zwicker. "Auch durch die
finanzielle Unterstützung der Sparkasse Westmünsterland und der Hilde
und Bodo Crone-Stiftung können wir diese besonderen Konzerterlebnisse
bieten", freut sich der Landrat.

Der Eintritt kostet 7,50 Euro für Erwachsene. Ermäßigte Karten für
Kinder, Jugendliche und Studenten kosten 5 Euro. Karten-Reservierungen
sind in der Kulturabteilung des Kreises Borken bei Antonius Böing
unter Tel. 02564/9899-110 oder 0170/4415185. Bestellungen per E-Mail
(sommerkonzerte@kreis-borken.de) sind nur bis Donnerstag, 5. Juli,
möglich, da die Kulturabteilung im kult in Vreden am Freitag
geschlossen hat. Das Konzert wird in Zusammenarbeit mit der
Barockkirche St. Franziskus und der Pfarrei St. Georg Vreden
ausgerichtet.

Zum Hintergrund:

"Sommer-Schlösser-Virtuosen - Klassik im Westmünsterland 2018" ist ein
musikalisch-kulturelles Projekt, das das Veranstaltungsangebot im
Westmünsterland bereichert. Im Mittelpunkt steht die klassische Musik,
die im stilvollen Ambiente an einigen der schönsten Orten im Kreis
Borken ideale Aufführungsmöglichkeiten findet. Das Konzept der Reihe
sieht vor, dass jeweils ein Ensemble als "Orchester in Residence" die
gesamte Reihe gestaltet - mit wechselnden Programmen und jungen
Solistinnen und Solisten. In diesem Jahr gastiert das renommierte
Kammerorchester Sinfonietta Köln unter der Leitung von Cornelius
Frowein im Kreis Borken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSLAND/8754: Aus aller Welt - 03.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Malaysias Ex-Regierungschef festgenommen

Malaysias ehemaliger Regierungschef Najib Razak ist am Dienstag vor
seiner Villa in Kuala Lumpur von Beamten der
Anti-Korruptions-Kommission MACC verhaftet worden. Razak soll aus
einem Staatsfonds, den er einst gegründet hatte, mehrere Milliarden
Euro zweckentfremdet haben. Seine Koalitionsregierung war bei der
Parlamentswahl im Mai überraschend abgewählt worden. Die
Korruptionsanschuldigungen waren zentraler Bestandteil des
Wahlkampfes gewesen.

3. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8754: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Unfallflucht in Halle - Polizei ermittelt Verdächtigen

Zwei Tage nach einem schweren Verkehrsunfall in Halle an der Saale
hat die Polizei den mutmaßlichen Unfallfahrer ermitteln können. Der
45jährige steht in Verdacht, am Sonntag einen Fußgänger angefahren zu
haben und anschließend vom Unfallort geflüchtet zu sein. Der
überfahrene Hallenser mußte notoperiert werden. Der
Gesundheitszustand des 32 Jahre alten Mannes werde weiter als
lebensbedrohlich eingeschätzt, teilten die Behörden mit.

3. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8751: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr bekommt mehr Geld

Der Bundeswehretat für 2019 fällt deutlich höher aus als bisher
vorgesehen. Wie aus dem heute vorgestellten Haushaltsentwurf
hervorgeht, wird Ressortchefin Ursula von der Leyen (CDU) im nächsten
Jahr 42,9 Milliarden Euro erhalten. Das sind vier Milliarden Euro
mehr als 2018 und 650 Millionen Euro zusätzlich als von
Finanzminister Olaf Scholz (SPD) bislang veranschlagt. Die sogenannte
NATO-Quote steigt damit 2019 auf 1,31 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts. Von der Leyen fordert mittelfristig eine
Anhebung des Verteidigungsetats auf 1,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts, das wären rund 60 Milliarden Euro jährlich.
Der Wehretat dürfte auch beim NATO-Gipfel in der kommenden Woche in
Brüssel Thema sein.

3. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8753: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grüne EU-Abgeordnete Rebecca Harms wirft das Handtuch

Die Grünen-Politikerin Rebecca Harms aus Niedersachsen verzichtet auf
eine erneute Kandidatur bei der Europawahl im Mai 2019. In einer am
Montag veröffentlichten Erklärung auf ihrer Website begründete die
EU-Abgeordnete den Schritt mit ihrem Unbehagen an der politischen
Stimmung und Orientierung ihrer Fraktionskollegen im EU-Parlament. In
der Debatte über Strategien gegen anti-europäische Parteien und
Bewegungen dringe sie nicht durch, beklagte Harms. Als
Spitzenkandidatin von Bündnis 90/Die Grünen war sie bei der
Europawahl 2004 ins Europäische Parlament eingezogen.

3. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8752: Tragisches und Kurioses - 03.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Fährunglück vor Indonesien

Vor der Küste der indonesischen Insel Sulawesi sind mindestens zwölf
Menschen bei einem Fährunglück ums Leben gekommen. An Bord der Fähre
"Lestari Maju" befanden sich laut Informationen der Behörden rund 130
Menschen sowie Dutzende Autos und Lastwagen. Nach einem
Maschinenschaden war es zu einem Wassereinbruch gekommen, wodurch das
Schiff Schlagseite bekam. Um einen vollständigen Untergang zu
verhindern, setzte der Kapitän die Fähre vor dem nahen Strand auf
Grund. Die Zahl der Überlebenden und Vermißten war zunächst unklar.
Erst vor zwei Wochen war eine Fähre auf dem Tobasee im Norden der
Insel Sumatra untergegangen. Nur 18 Passagiere konnten gerettet
werden. Die Suche nach rund 200 Vermißten wurde am Montag
eingestellt.

3. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7837: Aus Forschung und Technik - 03.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Heißer als der Kern der Sonne

Der Versuchsreaktor Wendelstein 7-X im Max-Planck-Institut für
Plasmaphysik (IPP) in Greifswald erreichte Ende Juni einen neuen
Höchstwert für das sogenannte Fusionsprodukt. Dieses Produkt aus
Ionentemperatur, Plasmadichte und Energieeinschlußzeit gibt an, wie
nahe man den Reaktorwerten für gezündetes Plasma kommt. Laut
Institutsangaben wurde das Plasma auf 40 Millionen Grad
Ionentemperatur bei einer Dichte von 0,8 x 10 hoch 20 Teilchen pro
Kubikmeter hochgeheizt. Unter diesen Bedingungen erreichte
Wendelstein 7-X ein Fusionsprodukt von etwa 6 x 10 hoch 26 Grad mal
Sekunde pro Kubikmeter. Ziel der Fusionsforschung ist es, ein klima-
und umweltfreundliches Kraftwerk zu entwickeln.

3. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7849: Aus aller Welt - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Schlimmste menschliche Katastrophe im Jemen

Die UNICEF-Exekutivdirektorin Henrietta H. Fore berichtete am
Dienstag in Genf nach ihrer Rückkehr aus dem Jemen, dort würde alle
zehn Minuten ein Kind gewaltsam zu Tode kommen oder an Hunger und
Krankheit sterben. Fore sprach von der schlimmsten humanitären
Tragödie weltweit. Im Jemen seien 22 der 27 Millionen Menschen auf
humanitäre Hilfe angewiesen. Elf Millionen der Bedürftigen seien
Kinder. Die Exekutivdirektorin machte sich besondere Sorgen wegen des
Zusammenbruchs des Gesundheitswesens und der Wasserversorgung. In der
umkämpften Hafenstadt Hudaida sind Mehl, Öl und Brennstoff bald
aufgebraucht. Läden und Bäckereien sind geschlossen. Elektrischen
Strom gibt es fast gar nicht. Der Wassermangel wegen beschädigter
Leitungen nimmt von Tag zu Tag zu.

Im Verlauf des Bürgerkriegs zwischen Huthi-Rebellen und
Regierungstruppen, in den sich die Militärallianz um Saudi-Arabien
eingeschaltet hat, sind, soweit überprüfbar, mindestens 2200 Kinder
getötet und 3400 verletzt worden. 1500 Schulen wurden beschädigt oder
zerstört. Mehr als jede zweite Gesundheitseinrichtung mußte ihre
Arbeit einstellen.

3. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7810: Medizin und Gesundheitswesen - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Ebola-Ausbruch im Kongo unter Kontrolle

Die Seuchenwächter der Weltgesundheitsorganisation WHO geben
Entwarnung. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, soll der jüngste
Ebola-Ausbruch im Kongo unter Kontrolle sein. Dabei hätte der
Ebola-Ausbruch leicht zu einer größeren Katastrophe führen können.
Doch entgegen der Epidemie von 2014, als in Westafrika fast 29.000
Menschen an dem Fieber erkrankten und 11.300 starben, konnte diesmal
Schlimmeres abgewendet werden. Eine wichtige Rolle spielte dabei
sicherlich, daß diesmal der Impfstoff rVSV-ZEBOV zur Verfügung stand,
der bei 496 Patienten und Kontakten eingesetzt wurde. Doch ebenso
wichtig soll die frühe Diagnose, die rasche Isolierung der Patienten
und die Untersuchung der Kontaktpersonen gewesen sein. Daher kam es
diesmal zu lediglich 60 Erkrankungen und 28 Todesfällen.

3. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7837: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Nabu reicht Verfassungsbeschwerde gegen Nord Stream 2 ein

Der Naturschutzbund Deutschland (Nabu) hat beim
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe Beschwerde gegen den Bau der
Ostsee-Pipeline Nord Stream 2 eingelegt. Außerdem hat der Nabu einen
Antrag auf einstweilige Anordnung eines Baustopps gestellt. Zuvor
hatte das Oberverwaltungsgericht Greifswald einen Eilantrag des Nabu
gegen die Baugenehmigung abgelehnt. Das Hauptverfahren kann sich
Monate und Jahre hinziehen. Die Verlegung der Ostseepipeline im
Anlandebereich bei Lubmin soll noch im Juli beginnen. Die
Umweltschützer befürchten, daß unter anderem durch die
Baggerarbeiten, die im Greifswalder Bodden bereits begonnen haben,
und durch die bei den Bauarbeiten freiwerdenden Chemikalien
erhebliche Umweltschäden entstehen.

3. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7761: Sprache, Kunst und Medium - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Kostspielige Beseitigung von Graffiti an Zügen

Die Deutsche Bahn und die Verfechter freier Kunst im öffentlichen Raum
befinden sich in einer dauerhaften Auseinandersetzung. Graffiti findet
man in den Städten an vielen Stellen, aber am augenfälligsten sind sie
auf beweglichen Transportmitteln wie Bahnen, Fernzügen, Güterwagen und
Bussen.

Immer in Reaktion auf die Sprayer versuchen die Transportunternehmen
ihre abgestellten Züge zu schützen und den nach ihrer Ansicht meistens
nächtlich ausgelebten Vandalismus zu unterbinden. Aber bei der
Vielzahl an Waggons bleibt häufig nur das Entfernen fertiger Bilder
und Schriftzüge. Das geht ins Geld. So erklärte die Deutsche Bahn, sie
habe im vergangenen Jahr etwa sieben Millionen Euro allein für
Reinigungsarbeiten ausgegeben. Nach einer ARD-Meldung seien 2017 knapp
13.000 Züge von Sprühaktionen betroffen gewesen. Nach Auskunft der
Bundesregierung ist die Tendenz seit Jahren steigend.

Graffiti ohne Erlaubnis gelten rechtlich als Sachbeschädigung. Auf der
Suche nach den Tätern hat die Bundespolizei im vergangenen Jahr 1340
Verdächtige ermittelt.

3. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7827: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Zehntausende Syrer an der Grenze zu Jordanien gestrandet

Vor den Kämpfen zwischen den von der russischen Luftwaffe
unterstützten syrischen Streitkräften und Aufständischen in der
südwestsyrischen Provinz Daraa sind in den zurückliegenden beiden
Wochen 270.000 Menschen geflohen, wie Mohammed Hawari vom
Uno-Flüchtlingshilfswerks UNHCR in Jordanien am Montag berichtete.

Rund 40.000 Syrer sind an der Grenze zu Jordanien gestrandet. Sie
können nicht weiterfliehen, weil Jordanien die Grenze angesichts von
660.000 syrischen Flüchtlingen auf eigenem Gebiet geschlossen hat.
Das UNHCR und das Uno-Menschenrechtsbüro appellierten an die
jordanische Regierung, die Grenze für syrische Flüchtlinge wieder zu
öffnen.

Eine Sprecherin des Welternährungsprogramms (WFP) gab am Dienstag in
Genf die Zahl der Vertriebenen in Daraa mit schätzungsweise bis zu
330.000 an. Das WFP hält Notrationen für rund 200.000 Menschen
vorrätig, kann sie jedoch nicht verteilen, solange die
Konfliktparteien keine Sicherheitsgarantien abgegeben haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7841: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Förderung von Breitbandausbau soll effektiver werden

Bundesverkehrs- und -infrastrukturminister Andreas Scheuer will die
Förderung für den Ausbau des schnellen Internets in Deutschland ab
August bürokratisch vereinfachen und deutlich effektiver gestalten.
Der CSU-Politiker sagte dazu in Berlin, die Kommunen könnten dann
beim Netzausbau bis zu sechs Monate gewinnen. Der Bund hatte 2015 für
den Breitbandausbau rund 3,5 Milliarden Euro bereitgestellt. Bis Ende
Mai hatten die Kommunen und Landkreise lediglich rund 27 Millionen
Euro davon abgerufen. Scheuer will die Rahmenbedingungen für den
Gigabit-Netzausbau im ländlichen Raum und dort vor allem in kleinen
und mittelgroßen Gemeinden voranbringen.

Die überarbeitete Förderrichtlinie sieht unter anderem vor, daß
Kommunen, die bislang Kupferkabel eingeplant hatten, bis zum
Jahresende auf Glasfaser umstellen können. Die Länder können sich
stärker am Eigenmittelbeitrag der Kommunen beteiligen, und der
Förderhöchstbetrag des Bundes von 15 Millionen Euro wird verdoppelt.
Von der neuen Förderrichtlinie Scheuers berichtete unter anderem die
Süddeutschen Zeitung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7811: Tragisches und Kurioses - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Schnelle Fährverbindung nach Sylt neu eingerichtet

Am vergangenen Wochenende hat der bis zu 224 Passagiere fassende
Katamaran "Adler Cat" seinen Fährdienst von Cuxhaven nach Sylt
aufgenommen.

Wie NDR1 Welle Nord berichtete, legt das Doppelrumpfschiff jeden
Sonnabend und Sonntag um 9 Uhr an Cuxhavens "Alter Liebe" ab und nimmt
Kurs auf Hörnum an Sylts Südspitze. Von dort geht es nachmittags um
16.45 Uhr wieder zurück nach Cuxhaven. Zwei Stunden und 15 Minuten
benötigt der Katamaran, der außerhalb der Inseln bis zu 30 Knoten
erreichen kann, für die Strecke.

Die Verbindung wird als Tagestour angeboten, aber selbstverständlich
können Reisende auch länger auf der Insel bleiben. Der Preis für die
Hin- und Rückfahrt beträgt für Erwachsene 62,50 Euro.

Autos kann die kleine Fähre nicht mitnehmen. Beim Kauf der Karten
können auch Tages- oder Wochentickets für die Linienbusse auf Sylt
mitgebucht werden.

Unter der Woche unternimmt die "Adler Cat" unter anderem auch Fahrten
zu den Inseln Föhr, Amrum und Helgoland.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7838: Arbeit, Soziales und Familie - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen Mietenwahnsinn, Wohnungsnot und Leerstand in Stuttgart

Zum "11. Immobilien-Dialog Region Stuttgart" hatte das Aktionsbündnis
"Recht auf Wohnen" zu einer Protestkundgebung aufgerufen. Rund 200
Bürger demonstrierten daraufhin am Montagabend in Stuttgart wegen
"Mietenwahnsinn, Wohnungsnot und Leerstand".

Stuttgarts Oberbürgermeister Fritz Kuhn berichtet in seiner
Eröffnungsrede im Rathaus den versammelten Vertretern der
Immobilienwirtschaft, zur Zeit würden in seiner Stadt 2000
Wohneinheiten pro Jahr fertiggestellt. Dafür würden neue Flächen etwa
im Neckarpark und im Zuge von Stuttgart 21 erschlossen. Kuhn
versicherte, die Stadt sei wieder in den sozialen Wohnungsbau
eingestiegen. Gleichzeitig bemängelte er, daß die Städte selbst
Normalverdienern keinen bezahlbaren Wohnraum mehr bieten können und
daß die Mieten gigantisch gestiegen sind.

Die Stuttgarter Nachrichten berichteten am Montag, daß das
Wirtschaftsministerium des Landes den Wunsch des Stuttgarter
Rathauses nach einem kommunalen Zugriffsrecht auf leere Wohnungen als
nahe einer staatlichen Beschlagnahme und schweren Eingriff in das
Eigentumsrecht abgewiesen hat.

3. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7821: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Feinstaubbelastung erhöht Diabetes-Risiko

Es gibt wenig Zweifel daran, daß die Feinstaubbelastung ein großes
Problem ist. Jetzt hat eine Studie, die Ziyad Al-Aly von der
Washington University School of Medicine in St. Louis/Missouri und
Mitarbeiter durchgeführt hatten, einen Zusammenhang zwischen einer
solchen Belastung und der Entwicklung einer Blutzuckererkrankung
aufgezeigt. Die Forscher hatten laut Deutschem Ärzteblatt dazu die
Daten von 1,7 Millionen US-Veteranen analysiert, die zu Beginn der
Studie noch nicht an einem Typ 2-Diabetes litten. Beim Abgleich der
Zahlen der Neuerkrankungen in den folgenden 8,5 Jahren mit den Daten
zur Feinstaub-Belastung am jeweiligen Wohnort zeigte sich ein klarer
Zusammenhang. Ein Anstieg der Blutzuckererkrankungen war dabei
bereits unterhalb der Feinstaub-Grenzwerte feststellbar, die die 
Weltgesundheitsorganisation WHO (10 µg/m3) festgelegt hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7826: Märkte und Finanzen - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Befristete Beschäftigung in Deutschland auf Höchststand

Im vergangenen Jahr arbeiteten in Deutschland etwa 3,15 Millionen
Menschen auf Basis eines befristeten Arbeitsvertrag. Fast 1,6
Millionen von ihnen waren ohne sachlichen Grund befristet
beschäftigt, wie das Nürnberger Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) festgestellt hat. Neben dem Höchststand
befristeter Beschäftigung wurde in dessen Studie eine kontinuierlich
wachsende Chance auf eine unbefristete Beschäftigung ausgemacht. Der
Studienautor Christian Hohendanner warnt die Bundesregierung vor
einer Begrenzung der sachgrundlosen Befristung, weil die
Arbeitsplätze gefährden könnte. Die Bundesregierung plant, den Anteil
sachgrundloser Befristungen in Unternehmen mit mehr als 75
Beschäftigten auf 2,5 Prozent der Beschäftigten zu beschränken. Die
Höchstdauer der sachgrundlosen Befristung soll von 24 auf 18 Monate
verkürzt werden. Mit und ohne Sachgrund sollen befristete
Beschäftigungen bei einem Arbeitgeber nicht länger als über fünf
Jahre gehen.
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WISSENSCHAFT/7844: Aus Forschung und Technik - 03.07.2018 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp führt neue Funktion für Gruppenchats ein

Gruppenchats haben oft das Problem, daß die Mitglieder den Überblick
verlieren, wenn die Diskussion zu lebhaft wird. Dem will WhatsApp mit
der Einführung einer neuen Funktion entgegenwirken. Wie die
Internetplattform t3n meldete, kann künftig beim Erstellen einer
Whatsapp-Gruppe nur bestimmten Nutzern wie beispielsweise
Administratoren das Recht zum Versenden von Nachrichten erteilt
werden. Die übrigen Gruppenteilnehmer sind nicht in der Lage, aktiv
an der Diskussion teilzunehmen. Sie können nur mitlesen. Nützlich
soll die Funktion für Organisationen wie beispielsweise Schulen sein,
wenn sie Gruppenmitgliedern wichtige Ankündigungen und Informationen
zuschicken wollen, ohne daß diese gleich hinter einem Wust an
Kommentaren verschwinden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/653: Astronomen werden Zeugen der Geburt eines Planeten (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 02.07.2018

Astronomen werden Zeugen der Geburt eines Planeten



Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für Astronomie (MPIA) in
Heidelberg und des Konsortiums des SPHERE-Instruments am Very Large
Telescope der Europäischen Südsternwarte (ESO) in Chile haben einen extrem
jungen Exoplaneten im Stadium seiner Entstehung entdeckt und
charakterisiert. Der Gasriese mit der Bezeichnung PDS 70 b wurde in einer
Lücke der protoplanetaren Scheibe des Sterns PDS 70 nachgewiesen. Damit
befindet sich PDS 70 b noch in der Umgebung seiner Entstehung und dürfte
nach wie vor neue Materie auf sich ziehen. Der Planet bietet damit die
einzigartige Gelegenheit, Entstehungsmodelle von Planeten zu testen und
etwas über die frühe Geschichte des Sonnensystems zu lernen.




[image: Bild: © ESO/A. Müller, MPIA]

Nah-Infrarot-Aufnahme der PDS70-Scheibe aufgenommen mit dem
SPHERE-Instrument. Der junge Exoplanet PDS 70 b ist deutlich als
helles Signal am inneren Rand der Lücke (dunkler Bereich) zu
erkennen.

Bild: © ESO/A. Müller, MPIA



Die Suche nach Exoplaneten hat bislang etwa 3800 Exemplare mit
unterschiedlichsten Größen, Massen sowie Abständen von ihren Muttersternen
zutage gefördert. Wie sie entstehen, weiß man aber nicht genau. Zwar
verfügen die Forscher über Theorien und Modelle möglicher
Entstehungs-Szenarien. Jedoch war es bislang kaum möglich, Planeten im
Zustand ihrer Entstehung nachzuweisen, den Entstehungsprozess direkt zu
untersuchen und seine Eigenschaften mit den Berechnungen der Modelle zu
vergleichen.

Genau das ist Astronomen des Max-Planck-Instituts für Astronomie (MPIA) in
Heidelberg und des Konsortiums des SPHERE-Instruments am Very Large
Telescope der Europäischen Südsternwarte (ESO) nun gelungen. Der Planet
PDS 70 b wurde in einer Entfernung von 22 Astronomischen Einheiten (AE)
von seinem Zentralgestirn PDS 70 entdeckt. Er ist damit 22 Mal soweit von
der Sonne entfernt wie die Erde. "Wir haben uns für unsere Untersuchung
mit PDS 70 einen Stern ausgesucht, bei dem man bereits vermutete, dass
dort ein junger Planet seine Kreise ziehen könnte", erzählt Miriam
Keppler, Doktorandin am MPIA und Erstautorin des Fachartikels, der die
Entdeckung schildert.

Scheibe um einen jungen Stern

PDS 70, ein 5,4 Millionen Jahre junger so genannter T-Tauri-Stern, ist von
einer protoplanetaren Scheibe aus Gas und Staub umgeben, die 130 AE breit
ist. Zum Vergleich: Der äußere Rand des Sonnensystems, der Kuipergürtel,
reicht nur bis etwa 50 AE. Solche Scheiben bestehen aus Material, das nach
der Entstehung des Sterns übrig blieb. Die zirkumstellare Scheibe um PDS
70 weist eine große Lücke auf. Man vermutet, dass solch eine Lücke
typischerweise dadurch entsteht, dass ein junger Riesenplanet auf seiner
Bahn um den Mutterstern Scheibenmaterie aufsammelt. Durch die
Wechselwirkung mit der Scheibe verändert er dabei langsam seinen Abstand
zum Zentralgestirn. In dieser Weise räumt er allmählich eine größere Zone
in der Scheibe frei.

In einer anschließenden Untersuchung unter der Leitung von André Müller
konnte die Gruppe der Astronomen ein spektakuläres Bild des PDS 70-Systems
erhalten. Auf dieser Aufnahme ist der Planet am inneren Rand des
Scheibenspalts eindeutig erkennbar. Er läuft einmal innerhalb von etwa 120
Jahren um seinen Mutterstern um. Ein Spektrum von PDS 70 b erlaubte es den
Astronomen, seine atmosphärischen und physikalischen Eigenschaften zu
bestimmen. "Diese Entdeckung bietet uns eine beispiellose Möglichkeit,
theoretische Modelle der Planetenbildung zu testen", erklärt Dr. Müller
begeistert.

Ein junger Riesenplanet

Tatsächlich zeigt die Analyse, dass PDS 70 b ein riesiger Gasplanet mit
mehreren Jupitermassen und einer Temperatur von etwa 1200 Kelvin ist. Er
ist damit ungleich heißer als jeder Planet in unserem Sonnensystem. PDS 70
b ist jünger als der zentrale Stern und dürfte nach wie vor wachsen. Die
Daten zeigen außerdem, dass der Planet von Wolken umgeben ist, die die
Strahlung des Planetenkerns und seiner Atmosphäre modifizieren. "Aufgrund
der neuen Entfernungsdaten, die der Gaia-Satellit geliefert hat, mussten
wir unsere Zahlen noch einmal korrigieren. Laut Gaia ist PDS 70 rund 370
Lichtjahre von uns entfernt." erklärt Keppler. PDS 70 b bestätigt zudem
die Vorstellung, dass sich Gasplaneten wie Jupiter in größerer Entfernung
von ihrem Zentralstern bilden sollten.

Um protoplanetare Scheiben sichtbar zu machen, wenden die Forscher
raffinierte Beobachtungs- und Auswerteverfahren an. Auf normalen Aufnahmen
überstrahlt der Stern alle Objekte in seinem direkten Umfeld. Mit dem
SPHERE-Instrument kann das Licht, das uns direkt vom Stern erreicht,
jedoch weitgehend eliminiert werden. Dafür nutzt die Kamera die
Eigenschaft der Polarisation des Lichts. Linear polarisierte Lichtwellen
schwingen nur in einer Ebene. Das Licht eines Sterns ist dagegen
überwiegend unpolarisiert. Trifft es jedoch auf die Scheibe, wird das
Licht bei der Streuung an den Staubteilchen linear polarisiert. Nutzt man
nun einen entsprechenden Polarisationsfilter, der Lichtwellen in nur einer
Schwingungsebene durchlässt, detektiert oder blockiert man je nach
Ausrichtung das Licht, das von verschiedenen Bereichen der Scheibe kommt.
Fotografen nutzen einen ähnlichen Effekt, wenn sie Reflexionen von einer
glatten Oberfläche ausblenden wollen.

Vom Licht des Sterns erhält man dagegen unabhängig von der
Filterkonfiguration immer ein Signal. Dieser Unterschied erlaubt es den
Astronomen, das direkte Sternenlicht aus den Daten herauszurechnen.
Unterstützt wird die Operation durch eine weitere Methode: die Astronomen
decken den Stern mit einer Blende ab. Übrig bleibt ein Abbild der Scheibe.

"Nach zehn Jahren der Entwicklung neuer, leistungsstarker astronomischer
Instrumente wie SPHERE zeigt uns diese Entdeckung, dass wir endlich in der
Lage sind, Planeten direkt bei ihrer Entstehung zu finden und zu
studieren. Ein lang gehegter Traum wird wahr", schließt Prof. Thomas
Henning, Direktor am MPIA, leitender Wissenschaftler der beiden Studien
und der deutsche Co-I des SPHERE-Instruments.


Hintergrundinformationen

Die hier beschriebenen Ergebnisse sind veröffentlicht als Keppler et al.,
"Discovery of a substellar companion within the gap of the transition disk
around PDS 70" und als Müller et al., "Orbital and atmospheric
characterization of the planet within the gap of the PDS 70 transition
disk", beide erschienen in der Fachzeitschrift Astronomy & Astrophysics.

Die beteiligten MPIA-Forscher sind Miriam Keppler, André Müller, Thomas
Henning, Roy van Boekel, Faustine Cantalloube, Anne-Lise Maire, Adriana
Pohl, Matthias Samland, Henning Avenhaus in Zusammenarbeit mit Myriam
Benisty, Gaël Chauvin (Univ. Grenoble Alpes, CNRS und Unidad Mixta
Internacional Franco-Chilena de Astronomía), Anthony Boccaletti (LESIA,
Observatoire de Paris), Silvano Desidera (INAF - Osservatorio Astronomico
di Padova), Christian Ginski, Rob van Holstein (Leiden Observatory).

SPHERE wurde von einem internationalen Konsortium unter der Leitung des
MPIA und dem Institut de Planétologie et d?Astrophysique de Grenoble
(IPAG) entwickelt.

Weitere Informationen unter:

http://www.mpia.de/aktuelles/wissenschaft/2018/2018-06-PDS70

- Online-Version der Pressemitteilung inklusive weiterer Abbildung und
hochaufgelöster Versionen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/537: Hirnregionen mit Doppelfunktion für Sprache (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 02.07.2018

Hirnregionen mit Doppelfunktion für Sprache

Mit einem besonderen Experiment beantworten Freiburger Wissenschaftler
eine jahrzehntelang diskutierte Forschungsfrage



Hirnregionen, die an der Produktion von Sprache beteiligt sind, sind auch
bei der Wahrnehmung von Sprache aktiv. Zu diesem Ergebnis kommt ein Team
des Exzellenzclusters BrainLinks-BrainTools der Universität Freiburg - und
liefert damit einen wesentlichen Beitrag zur Klärung einer jahrzehntelang
kontrovers diskutierten Forschungsfrage. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler haben ihre Ergebnisse im Fachjournal "Scientific Reports"
veröffentlicht.

Spontane sprachliche Kommunikation ist ein fundamentaler Teil des sozialen
Lebens. Aber was passiert dabei im menschlichen Gehirn? Obwohl die
Neurowissenschaft der Sprache in den vergangenen Dekaden dank
experimenteller Untersuchungen stetig vorangeschritten ist, ist wenig
darüber bekannt, wie Sprache bei nicht-experimentellen, spontanen
Bedingungen des Alltags im Gehirn unterstützt wird. Inwiefern die für
Artikulation verantwortlichen Gehirnregionen auch bei der Wahrnehmung von
Sprache aktiviert werden, ist seit Jahrzehnten umstritten. Manche
Forscherinnen und Forscher haben eine solche Aktivierung bei
experimentellen Untersuchungen beobachtet und daraus geschlossen, dass es
sich um einen Mechanismus handelt, der für die Wahrnehmung von Sprache
notwendig ist. Andere haben diese Aktivierung in ihren Experimenten nicht
gefunden und daraus abgeleitet, dass sie selten sein muss oder womöglich
gar nicht existiert.

Beide Lager waren sich jedoch einig: Wenn sich die Hirnaktivität in
artikulationsrelevanten Regionen während der Wahrnehmung von Sprache
verändert, könnte dies auch auf den Aufbau des Experiments zurückzuführen
sein - schließlich unterscheiden sich experimentelle von
spontansprachlichen Bedingungen markant. Deshalb war eine Studie anhand
von natürlichen Konversationen notwendig.

Mithilfe eines besonderen Designs ist es den Forschern aus Freiburg
gelungen, neuronale Aktivität bei solchen Konversationen zu untersuchen.
Dies geschah mithilfe von Aufnahmen von Gehirnaktivität, welche während
alltäglicher Unterhaltungen bei neurologischen Patienten zur Diagnostik
aufgezeichnet wurden und anschließend mit Einverständnis der Patientinnen
und Patienten für Forschung verwertet werden durften. Die Wissenschaftler
zeigen, dass artikulationsrelevante Hirnregionen zuverlässige Aktivität
bei der Wahrnehmung spontangesprochener Sprache aufweisen. Diese Regionen
waren jedoch nicht aktiviert, als die Probanden nicht-sprachliche
Geräusche gehört haben.


Originalpublikation:

Olga Glanz (Iljina), Johanna Derix, Rajbir Kaur, Andreas Schulze-Bonhage,
Peter Auer, Ad Aertsen, Tonio Ball (2018):

Real-life speech production and perception have a shared premotor-cortical
substrate.

In: Scientific Reports.

https://rdcu.be/VDs2


Weitere Informationen unter:

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/hirnregionen-mit-doppelfunktion-fuer-sprache

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 02.07.2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1551: Studie zeigt - Landschnecken überwinden biogeographische Grenzen (idw)


Universität Hamburg - 02.07.2018

Studie zeigt: Landschnecken überwinden biogeographische Grenzen



Die australische Fauna unterscheidet sich aufgrund der Isolation des
Kontinents bis vor etwa 25 Millionen Jahren erheblich von der Fauna
Asiens. Die Grenze verläuft durch den Malaiischen Archipel, entlang der
Meerenge zwischen den Inseln Bali und Lombok, und wird als "Wallace-Linie"
bezeichnet. Prof. Dr. Bernhard Hausdorf, Abteilungsleiter Malakologie im
Centrum für Naturkunde der Universität Hamburg, hat in einer Studie
herausgefunden, dass Landschnecken diese Barriere durchaus überschritten
haben. Die Ergebnisse, die im "Zoological Journal of the Linnean Society"
veröffentlicht wurden, zeigen, dass keine klare Abgrenzung der
biogeographischen Regionen möglich ist.

In einer quantitativen Studie der Verbreitung von mehr als 1.800
Landschneckenarten auf den Inseln des Malaiischen Archipels hat Prof.
Hausdorf nachgewiesen, dass die "Wallace-Linie", die als eine der
schärfsten Grenzen zwischen zwei biogeographischen Regionen in der Welt
gilt, für Landschnecken keine größere Barriere als andere Meeresstraßen
durch den Archipel darstellt. So überwiegen auch auf den Kleinen
Sunda-Inseln östlich der Wallace-Linie die asiatischen Gruppen zahlenmäßig,
obwohl die Gegend auf der australischen Seite der Grenze liegt. Einige
australische Gruppen haben die Wallace-Linie zudem nach Westen
überschritten.

Die Grenze geht zurück auf den Forschungsreisenden Alfred Russel Wallace,
der zwischen 1854 und 1862 den Malaiischen Archipel in Südostasien
erkundete. Auf der indonesischen Insel Lombok stieß er dabei unter anderem
auf Kakadus und das Reinwardthuhn. Diese sind für die australische Fauna
charakteristisch, fehlen aber auf Bali. Zwischen den Inseln liegt eine
weniger als 40 Kilometer weite Meerenge, die Wallace zur Grenze zwischen
der asiatischen und australischen Fauna bestimmte. Ihm zu Ehren wurde sie
später "Wallace-Linie" genannt. Es gibt bisher jedoch nur wenige Studien,
die Daten über die Verbreitung von artenreichen Tiergruppen in dieser
Region analysieren.

"Unsere Studie zeigt die Durchlässigkeit von Ausbreitungsbarrieren wie
Meeresstraßen", erklärt Hausdorf. Biogeographische Regionen könnten nicht
durch scharfe Linien gegeneinander abgegrenzt werden. "Der Austausch von
Tiergruppen zwischen Asien und Australien war nach der Annäherung der
Kontinente seit dem Miozän möglich - auch bei Tieren mit geringen
Ausbreitungsvermögen wie den Landschnecken." So sei es zu einem graduellen
Übergang zwischen der asiatischen und australischen Fauna im Malaiischen
Archipel gekommen.


Studie: 

Beyond Wallace's line - dispersal of Oriental and Australo-Papuan
land-snails across the Indo-Australian Archipelago.

Zoological Journal of the Linnean Society:

https://doi.org/10.1093/zoolinnean/zly031


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/presse/2018/pm40.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZOOLOGIE/1550: Speerfischen macht Fische scheu (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 29.06.2018

Speerfischen macht Fische scheu



Fischereiforscher vom Leibniz-Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei (IGB) und internationale Kollegen haben die Reaktion von
Fischen im Mittelmeer auf das Speerfischen untersucht. Die Fische können
genau unterscheiden, ob Taucher eine Harpune tragen oder nicht. Sie passen
ihr Fluchtverhalten an und halten sicheren Abstand außerhalb der
Schussweite. Das ist gut für die Fische und eine Herausforderung für die
Speerfischer.

Die Fischereiforscher aus Deutschland, Italien, Frankreich und Spanien
haben das Verhalten von fünf Küstenfischarten in drei Regionen des
Mittelmeers untersucht. In jeder der drei Regionen wurden Fische innerhalb
und außerhalb von Schutzgebieten, die für die Speerfischerei gesperrt
sind, observiert. Für die Untersuchung wurde ein harmloser Taucher mit
Flossen und Schnorchel sowie Taucher mit Harpunen eingesetzt. Die Reaktion
der Fische hing stark von der Größe des Fisches, der Art des Tauchers und
dem Begegnungsort ab. "Je gefährlicher die Situation, desto stärker die
Vermeidungsreaktion", bringt es Dr. Valerio Sbragaglia, Wissenschaftler
der Arbeitsgruppe Integratives Angelfischereimanagement am
Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB), auf den
Punkt.

Als Verhaltensindikator für die Scheuheit der Fische wurde die
Fluchtdistanz verwendet. Das ist die Entfernung, auf die sich ein Räuber
einer Beute nähern kann, bevor die Beute die Flucht ergreift. Die großen
Fische außerhalb der Schutzgebiete flohen bereits, wenn sich ein Taucher
mit Harpune in weiter Entfernung an der Wasseroberfläche näherte. Große
Fische werden typischerweise von Speerfischern bevorzugt, sodass die
Forscher die starke Fluchtreaktion auf die Bedrohung erwartet hatten.
Überraschend aber war, wie fein die Fische ihr Verhalten auf Taucher mit
oder ohne Harpune abstimmen können. Dieses Unterscheidungsvermögen war
besonders ausgeprägt bei den Zielfischarten der Speerfischerei: Die Scheu
der Fische gegenüber den Speerfischern entsprach dem artspezifischen
historischen Fischereidruck.

Verhaltensanpassungen wie bei der Speerfischerei wurden auch in früheren
Studien festgestellt, bei denen Fische anderen Fanggeräten wie
beispielsweise der Angelfischerei ausgesetzt waren. "Alle unsere
bisherigen Untersuchungen zeigen, dass die Fischerei einen relevanten
Einfluss auf das Fischverhalten hat, was zu Verhaltensanpassungen führt
und das Fangen der Fische erschwert. Das zu wissen ist für das
Bestandsmonitoring wichtig: eine fischereiinduzierte Scheuheit, die die
Fängigkeit reduziert, führt dazu, dass wir weniger Fische erfassen als
tatsächlich in einem Gebiet sind", fasst Mitautor Prof. Dr. Robert
Arlinghaus, der am IGB und der Humboldt-Universität zu Berlin zu
nachhaltiger Fischerei forscht und lehrt, die Bedeutung der Ergebnisse
zusammen.

Lesen Sie die Studie im ICES Journal of Marine Science

https://doi.org/10.1093/icesjms/fsy059

Valerio Sbragaglia, Lorenzo Morroni, Lorenzo Bramanti, Boris Weitzmann,
Robert Arlinghaus, Ernesto Azzurro, Handling editor:

Erika J. Eliason (2018) Spearfishing modulates flight initiation distance
of fishes: the effects of protection, individual size, and bearing a
speargun.

ICES Journal of Marine Scienc. 

DOI: 10.1093/icesjms/fsy059


Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei (IGB):

Das IGB ist das bundesweit größte Forschungszentrum für Binnengewässer. Es
verbindet Grundlagen- und Vorsorgeforschung, bildet den wissenschaftlichen
Nachwuchs aus und berät Politik und Gesellschaft in Fragen des
nachhaltigen Gewässermanagements. Forschungsschwerpunkte sind u.a. die
Langzeitentwicklung von Seen, Flüssen und Feuchtgebieten angesichts sich
rasch ändernder Umweltbedingungen, die Renaturierung von Ökosystemen, die
Biodiversität aquatischer Lebensräume sowie Technologien für eine
ressourcenschonende Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen in enger Kooperation
mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der Region 
Berlin-Brandenburg und weltweit. Das IGB gehört zum Forschungsverbund Berlin e.
V., einem Zusammenschluss von acht natur-, lebens- und
umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die vielfach
ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der Leibniz-Gemeinschaft.

http://www.igb-berlin.de/

Weitere Informationen unter:
http://www.igb-berlin.de/news/speerfischen-macht-fische-scheu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB), 29.06.2018

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/102: Notrufe und Telefongespräche in Gebärdensprache ab sofort rund um die Uhr möglich (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 2. Juli 2018

Altmaier: "Notrufe und Telefongespräche in Gebärdensprache sind ab sofort rund um die Uhr möglich."



Der Vermittlungsdienst, der Telefongespräche zwischen hörenden
Menschen und Menschen mit Hör- und Sprachbehinderungen durch die
simultane Übersetzung eines Gebärdensprachdolmetschers ermöglicht,
steht ab sofort rund um die Uhr zur Verfügung. Bislang war er
lediglich zwischen 08:00 und 23:00 Uhr erreichbar. Die Initiative für
den 24-Stunden-Service ging 2017 vom Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie (BMWi) aus.

Bundeswirtschaftsminster Altmaier: "Notsituationen können sich
jederzeit ereignen. Und auch persönliche Kommunikationsbedürfnisse
richten sich nicht nach der Uhrzeit. Sprach- und hörbehinderte
Menschen müssen deshalb wie alle anderen in der Lage sein, rund um die
Uhr im Notfall Hilfe rufen und telefonieren zu können. Daher haben wir
uns dafür eingesetzt, dass der Vermittlungsdienst jederzeit zur
Verfügung steht und im vergangenen Jahr dafür die gesetzliche
Grundlage geschaffen. Von nun an ist der 24-Stunden-Service gelebte
Praxis. Gemeinsam mit den Netzbetreibern und Diensteanbietern
verbessern wir mit ihm die Notrufmöglichkeiten für sprach- und
hörbehinderte Menschen deutlich und schaffen zusätzliche Sicherheit
für die Menschen."

In Deutschland gibt es ca. 80.000 Gehörlose und bis zu acht Millionen
Menschen, die beim Sprechen und Hören teilweise sehr stark
eingeschränkt sind. Auf Initiative des Bundeswirtschaftsministeriums
hat der Deutsche Bundestag 2017 das Telekommunikationsgesetz
dahingehend geändert, dass für sie der telefonische Vermittlungsdienst
24 Stunden am Tag zur Verfügung steht.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 2. Juli 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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TAGUNG/312: Lebenshilfe NRW will Gewaltprävention weiter professionalisieren (Lebenshilfe NRW)


Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V. - 2. Juli 2018

Lebenshilfe NRW will Gewaltprävention weiter professionalisieren



Hürth - Auf dem Fachtag Gewaltprävention der Lebenshilfe NRW stellt
diese, ihre ab 2019 angebotene Schulung "zertifizierte
Gewaltpräventions- und Schutzfachkraft" vor. Bundesgeschäftsführerin
Prof. Dr. Nicklas-Faust appelliert an den Bund, eine unabhängige
Beschwerdestelle für die Eingliederungshilfe zu starten.

Die Lebenshilfe NRW hat am Donnerstag auf ihrem Fachtag
"Gewaltprävention" im Haus Hammerstein, in Hückeswagen ihre Schulung
zur "zertifizierten Gewaltpräventions- und Schutzfachkraft" in der
Eingliederungshilfe vorgestellt, welche sie ab 2019 anbieten wird.
"Die Idee zu einer solchen Weiterbildung besteht seit 15 Jahren.
Jüngere Ereignisse haben uns dazu animiert diese berufliche
Weiterbildung nun zu entwickeln. Es gibt bereits Weiterbildungen zu
Schutzfachkräften für einzelne Themen, wie sexualisierte Gewalt oder
Gewalt gegen Frauen, aber eine so umfassende Weiterbildung zur
Gewaltprävention ist uns für NRW nicht bekannt", sage Falk Terlinden,
Fachbereichsleiter Bildung bei der Lebenshilfe NRW und davor viele
Jahre Leiter einer Wohnstätte in der Eingliederungshilfe.

"Gewaltprävention ist kein schönes Thema, aber ein sehr wichtiges. Als
ich die Bilder einer TV-Reportage im vergangenen Jahr gesehen habe, in
der Misshandlung in Einrichtungen der Lebenshilfe dokumentiert wurden,
hat mich das sehr belastet, es hat mich wütend gemacht", sagte der
Landesgeschäftsführer der Lebenshilfe NRW, Herbert Frings zu Beginn
der Fachtagung. Doch die Reportage habe auch Dinge in Gang gebracht
und das Thema Gewaltprävention nochmal stärker auf die Agenda aller
Lebenshilfen gesetzt.

"Es freut mich, dass die Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen das Thema
weiter professionalisieren will. Es ist ein wichtiger Kompass zur
Justierung unserer Haltung in der Arbeit mit Menschen mit Behinderung
in aufkommenden sozialpolitisch stürmischen Zeiten. Menschen mit einer
geistigen Behinderung haben ein höheres Risiko Gewalt zu erleben",
erklärte die Bundesgeschäftsführerin der Lebenshilfe Prof. Dr. Jeanne
Nicklas-Faust. In ihrem Vortrag betonte Sie, dass es wichtig ist, wenn
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter Situationen bei Leitungen ansprechen
oder melden, die sie für fragwürdig halten. Sie wies in dem
Zusammenhang auch nochmal auf die Bundesweite unabhängige
Beschwerdestelle der Lebenshilfe (Bubl) hin, die seit Dezember 2017
existiert. "Ich würde es jedoch begrüßen, wenn es eine bundesweite
Beschwerdestelle des Bundes geben würde, als Zeichen der
Verantwortungsübernahme - immerhin zahlt der Bund viele Leistungen der
Eingliederungshilfe." Das Deutschland hier Nachholbedarf hat, hatte
auch der Ausschuss der Behindertenrechtskonvention der Vereinten
Nationen (UN) bereits angemerkt, erklärte sie weiter.

"Gewalt ist nicht zu verhindern, wir dürfen uns nicht immunisieren,
dass Gewalt in unseren Einrichtungen nicht passiert. Auf jeden
veröffentlichten Fall kommen 1.000 unveröffentlichte Fälle", erklärte
Michael Katzer von der Katholischen Hochschule Münster.
"Gewaltprävention ist eine Leitungsaufgabe für die es einen langen
Atem benötigt. Und in die dazugehörige Netzwerkarbeit gehört zwingend
die Selbstvertretung der Menschen mit Behinderung", fügte Katzer an.

Zum Fachtag

Zum Fachtag waren über 60 Vertreterinnen und Vertreter der 76
Orts- und Kreisvereinigungen der Lebenshilfen aus Nordrhein-Westfalen
gekommen. Er war eine von vielen Reaktionen auf die TV-Reportage eines
Privatsenders, der Gewalt in Einrichtungen der Lebenshilfe bundesweite
öffentlich gemacht hatte. Im Dezember 2017 hatte die Bundesvereinigung
Lebenshilfe in enger Abstimmung mit ihren Landeverbänden die
Bundesweite unabhängige Beschwerdestelle für die Lebenshilfe (Bubl,
www.bubl.de) gestartet, an die sich Menschen mit Behindern,
Angehörige, Freunde und Mitarbeiter der Lebenshilfe, auch anonym,
wenden können, wenn sie Herabwürdigung oder Gewalt in Einrichtungen
der Lebenshilfe erleben mussten. Die Lebenshilfe ist bundesweit die
erste Organisation der Eingliederungshilfe, die eine solche
unabhängige Beschwerdestelle hat. Bis heute gab es laut Nicklas-Faust
rund 100 Beschwerden, davon jedoch glücklicherweise keine mit schweren
Gewalttaten. Dennoch betonte Sie, dass Bubl noch bekannter gemacht
werden müsse.

Zur Schulung

Die acht dreitägigen Module der zertifizierten Schulung
Gewaltpräventions- und Schutzfachkraft der Lebenshilfe NRW besteht aus
acht dreitägigen Seminarwochen. Die Behandelten Module umfassen untere
andrem Trauma bei Menschen mit Behinderung, rechtliche Grundlagen und
ethische Fragestellungen, Menschenwohl, gewaltfreie Kommunikation und
Konfliktlösung sowie Beratungskompetenzen. Die Schulung wird ab 2019
von der Lebenshilfe NRW angeboten. Für weiter Informationen stehe der
Bildungsbereich der Lebenshilfe NRW gerne zur Verfügung.


Die 76 nordrhein-westfälischen Orts- und Kreisvereinigungen der
Lebenshilfe mit rund 25.000 Mitgliedern sind Träger oder Mitträger von
zahlreichen Diensten, Einrichtungen und Angeboten für Menschen mit
einer sogenannten geistigen Behinderung. Sie alle sind Mitglieder im
nordrhein-westfälischen Landesverband, des Lebenshilfe
Nordrhein-Westfalen e.V. In Frühförderstellen, (meist integrativ)
Kindergärten und Krippen, Schulen und Tagesförderstätten, Werkstätten,
Fortbildungs- und Beratungsstellen, Sport-, Spiel- und
Freizeitprojekten, Wohnstätten und Wohngruppen sowie
Familienentlastenden Diensten werden Kinder, Jugendliche und
Erwachsene gefördert, betreut und begleitet.

Hauptamtliche und ehrenamtliche Mitarbeiter/innen der Lebenshilfe sind
mit diesen Aufgaben betraut. Angehörige von Menschen mit Behinderung
können sich in Elterngruppen austauschen, behinderte Menschen selbst
arbeiten immer stärker in den Vorständen und anderen Gremien der
Lebenshilfe mit. Die 76 nordrhein-westfälischen Lebenshilfen sind in
der Beratung, Fortbildung und Konzeptentwicklung tätig und vertreten
die Interessen behinderter Menschen und ihrer Familien gegenüber den
Ländern bzw. der Bundespolitik.

 * 

Quelle:

Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V.

Pressmitteilung vom 2. Juli 2018

Abtstraße 21, 50354 Hürth

Telefon: 02233 932 45-00, Fax: 2233 932 45-10

E-Mail: landesverband@lebenshilfe-nrw.de

Internet: www.lebenshilfe-nrw.de
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ARBEIT/1147: 3,15 Millionen befristete Jobs - Reformen sind dringend geboten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juli 2018

3,15 Millionen befristete Jobs: Reformen sind dringend geboten



Zu den IAB-Zahlen zu befristeten Arbeitsverträgen erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Es ist absolut nicht akzeptabel, dass bei einer so guten Konjunktur, wie wir sie in Deutschland erleben, 1,6 Millionen Jobs sachgrundlos befristet sind. Jeder zweite befristete Job wird so zur verlängerten Probezeit. Dabei gibt es genügend Sachgründe, um Stellen zu befristen. Eine Reform ist daher dringend geboten.

Das IAB hat Recht, wenn es darauf hinweist, dass bei einer entsprechenden Gesetzesänderung immer mehr Unternehmen auf die Leiharbeit ausweichen. Daher fordern wird auch für die Leiharbeit weiterhin eine grundlegende Reform. Für Menschen, die in Leiharbeit beschäftigt sind, muss Equal Pay ab dem ersten Tag gelten. Außerdem müssen sie eine Bonuszahlung bekommen, denn sie sichern den Arbeitgebern ausreichende Flexibilität.

Flexibilität aber darf keine Einbahnstraße sein! Beschäftigte und Unternehmen müssen gleichermaßen davon profitieren. Beschäftigte brauchen beispielsweise mehr soziale Sicherheit, um ihr Leben besser planen zu können. Genau dieser Interessensausgleich zugunsten der Beschäftigten ist für die Regelungen bei Befristungen und bei der Leiharbeit dringend notwendig.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/2054: Mexiko - große Hürden für den Politikwechsel


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Juli 2018

Mexiko: Große Hürden für den Politikwechsel



Zum Ausgang der Präsidentschaftswahlen in Mexiko erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Lopez Obrador hat sich im Wahlkampf als Kandidat jenseits der herrschenden politischen Klasse porträtiert und hat getragen von einer Welle des Protests die Wahlen in Mexiko für sich entschieden. Korruptionsbekämpfung, eine effektive Politik der inneren Sicherheit und eine sozial ausgerichtete Wirtschaftspolitik sind politische Großbaustellen, die viele Mexikanerinnen und Mexikaner zu Recht angegangen sehen wollen. Der von Obrador versprochene Politikwechsel wird viele Hürden überwinden müssen: Die beispiellose Welle an tödlichen Attentaten auf Politiker während des Wahlkampfes hat die Macht der organisierten Kriminalität noch einmal unter Beweis gestellt. Über Obradors Plänen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik hängt das Damoklesschwert der Zukunft von NAFTA, da die mexikanische Wirtschaft überwiegend von Importen in die USA abhängig ist. Sollte eine Neuaushandlung des Freihandelsabkommens scheitern, würde das die mexikanische Wirtschaft in eine tiefe Krise stürzen. In den Beziehungen zu den USA wird der Umgang der neuen mexikanischen Regierung mit Flüchtlingen aus Zentral- und Mittelamerika eine große Rolle spielen.

Deutschland und Europa müssen die Wahl Obradors nutzen, um die Beziehungen zu Mexiko auf eine breitere Grundlage zu stellen. Dazu gehören nicht nur faire Handelsverhandlungen zwischen der EU und Mexiko, sondern auch ein Erfahrungsaustausch zum Umgang mit Geflüchteten und Schutzsuchenden. Deutsche Außenpolitik hat darüber hinaus ein Interesse daran, den Nationalisten Obrador außen- und klimapolitisch in den Vereinten Nationen und den G 20 einzubinden. Nicht zuletzt sollte Deutschland die Zusammenarbeit mit Mexiko zum Thema Rechtsstaatsreform ausweiten, denn eine rechtstaatlich organisierte Polizei, eine unabhängige Staatsanwaltschaft und ein reformiertes Justizwesen können den Anspruch der Bekämpfung von Korruption und organisierter Kriminalität einlösen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/2054: NATO-Mahnbriefe - Wer solche Freunde hat...


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juli 2018

NATO-Mahnbriefe: Wer solche Freunde hat...



Anlässlich der Mahnbriefe von Donald Trump an NATO-Partner erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss und in der Parlamentarischen Versammlung der NATO:

Trump provoziert zum Auftakt des NATO-Gipfels seine Partner erneut. Seine Briefe an NATO-Partner sind die Fortsetzung seines Wirtschaftsnationalismus mit anderen Mitteln. Denn militärisch macht die Forderung keinen Sinn. Schon heute geben die europäischen NATO-Mitglieder alleine bereits mehr als dreimal so viel für Verteidigung aus wie Russland - die NATO insgesamt sogar mehr als vierzehnmal so viel. Genug Geld ist also da, jedoch wird es nicht effektiv eingesetzt.

Im Kern geht es Trump darum, Ressourcen in Deutschland und Europa für unproduktive und unsinnige Investitionen zu binden. Trump fordert mit seinen zwei Prozent schlicht, Deutschland soll doppelt so viel für Rüstung ausgeben wie für ein gemeinsames Europa und viermal so viel wie für Entwicklungszusammenarbeit. Das sind die falschen Prioritäten.

Die Steigerung der Militärausgaben auf zwei Prozent des BIP ist nicht sinnvoll, sie ist sogar gefährlich. Sie befördert die Überdehnung der NATO. Die NATO sollte sich auf ihre Kernkompetenz, die Bündnisverteidigung, konzentrieren, anstatt sich in unbegrenzte Kriegseinsätze in Syrien, im Irak und in Afghanistan zu verstricken.

Angela Merkel nimmt Trumps aggressiven Politikstil der öffentlichen Diskreditierung bislang kleinlaut hin und hofft immer noch, dass Trump einfach vorbeigehen würde. Das ist eine fatale Unterschätzung Trumps. Trumps unilaterale Außenpolitik und sein aggressiver Wirtschaftsnationalismus zerstören bewährte Bündnisse und bedrohen die Stabilität in der Welt. Wer solche Freunde hat, steht einsam am Atlantik.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3107: Auszüge aus dem Statement von K. Göring-Eckardt zu Regierungskrise und Flüchtlingspolitik


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Juli 2018

Auszüge aus dem Statement von Katrin Göring-Eckardt zu Regierungskrise/Flüchtlingspolitik



"Nach dieser Nacht wissen wir: es gibt nur Verlierer. Verlierer sind CDU und CSU. Verlierer ist die Stabilität in unserem Land, Verlierer ist Europa, der Zusammenhalt in Europa, und Verlierer sind vor allem die Geflüchteten, auf deren Rücken das jetzt alles ausgetragen wird. Ich kann die SPD nur auffordern, dazu heute nicht die Hand zu reichen. Hier gibt es nicht "ein paar Fragen", die zu beantworten sind, sondern hier sind wir in einer Situation, wo es darum geht, dass an den Grenzen Menschen zurückgewiesen werden sollen. Es ist eine Frage der Zeit, bis Italien nicht mehr registriert. Die CSU hat sich jetzt nochmal Zeit gekauft bis zur bayerischen Landtagswahl. Dieses Zeitkaufen geht zu Lasten von Geflüchteten, die häufig eine lange, schwierige und brutale Flucht hinter sich haben und zum Beispiel in Lagern in Libyen waren, wo gefoltert wird, wo Frauen vergewaltigt werden. Das hat auch nichts mehr mit Humanität zu tun. Es ist bezeichnend, dass das Wort Humanität nicht vorkommt in all dem, was da aufgeschrieben ist. Wenn die SPD dem zustimmt, dann wird sie bis zum Ende der Legislaturperiode nichts anderes sein als eine lahme Ente. An welcher Stelle will die SPD dann eigentlich noch einmal in irgendeiner Weise Forderungen durchsetzen oder in irgendeiner Weise Humanität und Ordnung umsetzen? Für mich ist es nicht nur eine große Enttäuschung, sondern es ist eine Absage an gemeinsames europäisches Handeln. Herr Seehofer hat nicht gewonnen, Frau Merkel hat nicht gewonnen, aber die Demokratie hat Schaden genommen. Warum? Es ist immer von Kontrollverlust geredet worden. Genau diese Art und Weise des Nicht-Regierens ist der eigentliche Kontrollverlust, den wir gerade erleben."
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UMWELT/1762: Plastiktütenflut bekämpfen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juli 2018

Plastiktütenflut bekämpfen!



Zum heutigen internationalen "Plastic Bag Free Day" erklärt Dr. Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik:

Von einem Alltag ohne Plastiktüten sind wir in Deutschland weit entfernt. Der Verbrauch hat sich in den letzten Jahren mehr als halbiert, aber noch immer kommen jährlich 2,4 Milliarden Plastiktüten in den Umlauf. Das ist schlicht zu viel. Freiwillige Selbstverpflichtungen von Industrie und Handel reichen längst nicht mehr aus, um die weltweit wachsende Plastikflut einzudämmen.

Die Bundesregierung muss endlich einen verbindlichen Rahmen schaffen, um Plastikmüll zu vermeiden, Mehrwegverpackungen zu stärken und den Einsatz von recyceltem Kunststoff zu fördern. Ein erster Schritt wäre eine verbindliche Abgabe auf alle Plastiktüten ohne Ausnahmen. Auch die besonders dünnwandigen Plastiktütchen an den Obst- und Frischetheken gilt es, konsequent zu reduzieren.
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AUSSEN/1746: Syrien und Russland müssen Blutvergießen in Daraa beenden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2018

Syrien und Russland müssen Blutvergießen in Daraa beenden

Fußball-WM darf Blick auf völkerrechtswidriges Vorgehen nicht
verstellen



Seit dem 19. Juni fliegen syrische Regierungstruppen mit
Unterstützung Russlands verstärkt Angriffe auf das Gebiet Daraa im
Süden Syriens, in dem sich bislang oppositionelle Kräfte halten
konnten. Inzwischen sind Zehntausende Menschen auf der Flucht. Hierzu
erklärt der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Jürgen Hardt:

"Die Situation in Daraa wird immer dramatischer, die humanitäre Lage,
insbesondere für Frauen und Kinder, immer katastrophaler. Mit seinem
skrupellosen Vorgehen gegen regimekritische Kräfte in der Region
zeigt Syriens Machthaber Assad einmal mehr, dass es ihm nie wirklich
darum ging, eine politische Lösung zur nachhaltigen Stabilisierung
Syriens zu erreichen. Vielmehr setzt er auf eine brutale militärische
Strategie, um die Opposition in die Knie zu zwingen. Dies ist ganz
klar völkerrechtswidrig, denn massenhaft Unbeteiligte werden zu
Opfern.

Es ist schockierend, dass sich Russland im Windschatten der
Fußball-Weltmeisterschaft an diesem rücksichtslosen Vorgehen
beteiligt und Assad Rückendeckung gibt. Die freundliche Stimmung im
Gastgeberland der Fußball-WM soll offenbar über die militärische
Aktion hinwegtäuschen.

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag fordert das Regime Assads
sowie Präsident Putin auf, den Vorstoß im Süden Syriens umgehend zu
beenden und sich an der Suche nach einer wahrhaft politischen Lösung
zu beteiligen. Diese ist dringender denn je, damit das Blutvergießen
in Syrien endlich ein Ende findet. Russland trägt durch seine
militärische und politische Unterstützung für Assad maßgeblich
Verantwortung für die Vielzahl an unschuldigen Opfern in Syrien."
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FINANZEN/1240: Bund setzt mit Haushalt 2018 seine kommunalfreundliche Politik fort


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2018

Bund setzt mit Haushalt 2018 seine kommunalfreundliche Politik
fort 

Fast 29 Milliarden Euro stehen für Maßnahmen mit kommunalen Bezug zur
Verfügung



Der Deutsche Bundestag verabschiedet in der laufenden Sitzungswoche
den Bundeshaushalt 2018. Dazu erklärt der Vorsitzende der
Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag Christian Haase:

"Der Bund setzt seine kommunalfreundliche Politik auch mit dem
Bundeshaushalt 2018 fort: Fast 29 Milliarden Euro stehen im
Bundeshaushalt 2018 bereit, von denen die Kommunen direkt oder
indirekt profitieren werden.

Damit steht der Bundeshaushalt 2018 in konsequenter Reihe mit den
Haushalten der vorherigen Jahre. Aus kommunaler Sicht besonders
wichtig ist die Fortführung und sogar Erweiterung bestehender
Förderprogramme. So ist es der Union gelungen, den Investitionspakt
Soziale Integration im Quartier so zu erweitern, dass nun auch der
Um- und Ersatzbau von Schwimmbädern gefördert werden kann.

Das fortgesetzt hohe Engagement des Bundes für die Kommunen ist nicht
selbstverständlich. Denn einerseits warnt der Bundesrechnungshof vor
einer Überlastung des Bundeshaushaltes durch Unterstützungsleistungen
an Länder und Kommunen. Andererseits haben die Kommunen im Jahr 2017
zum dritten Mal in Folge einen deutlichen Überschuss erzielt. Daraus
darf man jedoch nicht den Schluss ziehen, dass es den Kommunen
flächendeckend gut gehe. Es gibt nach wie vor Kommunen in
Haushaltsnotlage.

Umso erfreulicher ist es, dass Bundesunterstützungen mit direktem
kommunalen Bezug weiter auf hohem Niveau fortgeführt werden."


Hintergrund:

Laut dem Bundeshaushalt 2018, der diese Woche im Deutschen Bundestag
beschlossen werden soll, verteilen sich die Bundesmittel mit direktem
oder indirektem Bezug zu den Kommunen wie folgt auf die Einzelpläne:

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat

4,651 Milliarden Euro

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

1,095 Milliarden Euro

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

775,0 Millionen Euro

Bundesministerium für Arbeit und Soziales

18,147 Milliarden Euro (davon 17,3 Milliarden Euro für die
Beteiligung des Bundes an den Leistungen für Unterkunft und Heizung
für ALG II-Empfänger und die Erstattung des Bundes für die
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung)

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur

2,206 Milliarden Euro

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit

65,4 Millionen Euro

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

981,5 Millionen Euro

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

925,0 Millionen Euro

Allgemeine Finanzverwaltung

97,1 Millionen Euro

Gesamt: 28,943 Milliarden Euro

 * 
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MILITÄR/647: Forderung nach fairem Lastenausgleich in der NATO ist berechtigt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2018

Forderung nach fairem Lastenausgleich in der NATO ist
berechtigt

Verteidigungsausgaben müssen stetig steigen



Im Vorfeld des NATO-Gipfels Mitte nächster Woche gerät die Frage
einer fairen Lastenteilung in der Allianz wieder in den Fokus. Dazu
erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul:

"Die USA haben schon unter der Regierung von Präsident Obama immer
wieder darauf gedrängt, dass die europäischen NATO-Staaten mehr im
Bündnis leisten müssten. Auch wenn der Ton des derzeitigen
Präsidenten Trump etwas verstört: Diese Forderung nach einem fairen
Lastenausgleich in der NATO war und ist berechtigt.

Deutschland bemüht sich zusammen mit den anderen europäischen
NATO-Staaten sehr intensiv, mehr im Bündnis zu leisten. Das gebietet
schon unser eigenes sicherheitspolitisches Interesse. Und unser
Engagement ist jetzt schon groß: So ist Deutschland zweitgrößter
Truppensteller der NATO-Mission in Afghanistan. Ebenso beteiligt sich
die Bundeswehr zusammen mit anderen europäischen NATO-Partnern
intensiv bei den Rückversicherungsmaßnahmen auf dem Territorium
unserer baltischen Verbündeten.

Doch klar ist auch: Noch besteht erheblicher Nachholbedarf - vor
allem bei den Verteidigungsausgaben. Der Koalitionsvertrag enthält
deswegen ganz zu Recht ein grundsätzliches Bekenntnis zum
Zwei-Prozent-Ziel von Wales. Die derzeitige mittelfristige
Finanzplanung für den Verteidigungshaushalt bis 2022 kommt dem jedoch
noch nicht nach. Hier muss deutlich nachgelegt werden: Das erfordern
unsere Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit im Bündnis. Vor allem
aber: Die Bundeswehr braucht jeden zusätzlichen Euro, um ihren
ungeheuren Investitionsbedarf zu decken. Wir halten es darum für
nötig, die Verteidigungsausgaben so zügig wie möglich auf zwei
Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu steigern."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





RECHT/862: Die Versuchsstrafbarkeit beim Cyber-Grooming muss endlich eingeführt werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2018

Die Versuchsstrafbarkeit beim Cyber-Grooming muss endlich
eingeführt werden

Tausende Kinder in Deutschland werden Opfer von sexueller Gewalt



Vor dem Hintergrund der jüngst veröffentlichten Zahlen der
Polizeilichen Kriminalstatistik für das Jahr 2017 und den Ergebnissen
der durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend geförderten MiKADO-Studie ist das Thema Cyber-Grooming wieder
in den Fokus der öffentlichen Debatte gerückt. Hierzu erklären die
rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, die Obfrau
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Ausschuss für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, Silke Launert, und die zuständige
Berichterstatterin im Ausschuss Digitale Agenda, Ronja Kemmer:

"Die Regierungsparteien haben sich in dem zwischen ihnen
geschlossenen Koalitionsvertrag darauf verständigt, die
Versuchsstrafbarkeit des Cyber-Groomings einzuführen. Diese
Vereinbarung muss schnellstmöglich umgesetzt werden. Es ist nicht
nachvollziehbar, weshalb jemand, der lediglich denkt, mit einem Kind
in Kontakt zu sein, tatsächlich aber mit einem Polizeibeamten oder
den Eltern des Kindes kommuniziert, von einer Strafverfolgung
verschont bleibt. Dieses Vorgehen stellt bereits ein strafwürdiges
Verhalten dar und muss folglich strafrechtlich sanktioniert werden.
Die bestehende Gesetzeslücke ist absolut inakzeptabel. Unsere Kinder
haben ein Recht darauf, umfassend vor den Gefahren des Internets
geschützt zu werden.

Angesichts des dringlichen Handlungsbedarfs haben wir uns in einem
gemeinsamen Schreiben an die Bundesministerin der Justiz und für
Verbraucherschutz gewandt und sie darum gebeten, uns den aktuellen
Verfahrensstand mitzuteilen sowie sich für eine vorrangige Behandlung
dieses Vorhabens einzusetzen. Im Interesse der Kinder und
Jugendlichen dürfen wir keine Zeit mehr verlieren."

Hintergrund: 

MiKADO ("Missbrauch von Kindern: Aetiologie, Dunkelfeld, Opfer") ist
ein Forschungsprojekt der Universität Regensburg, das als
interdisziplinäres Netzwerk in Deutschland und Finnland an
verschiedenen Standorten und über verschiedene Methoden und Ansätze
in mehreren Studien forscht. Daran nahmen insgesamt 28.000 Erwachsene
und mehr als 2000 Kinder und Jugendliche teil.

 * 
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WIRTSCHAFT/2737: Netzinfrastrukturwechsel zur Glasfaser eingeleitet


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2018

Netzinfrastrukturwechsel zur Glasfaser eingeleitet



Zur heute vom Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur veröffentlichten Novelle der Breitbandförderrichtlinie
können Sie die Sprecherin für digitale Infrastruktur der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig, wie folgt zitieren:

"Mit der Novelle der Breitbandförderrichtlinie leiten wir den im
Koalitionsvertrag vereinbarten Netzinfrastrukturwechsel zur Glasfaser
ein. Dies ist ein bedeutender Schritt für den Standort Deutschland!
Zudem erhöhen wir die Mittel für die Gigabitprojekte und verschlanken
das Antragsverfahren. Kommunen, die bislang auf eine
Kupfertechnologie gesetzt haben, gehen dabei nicht leer aus: Sie
erhalten die Möglichkeit eines Glasfaser-Upgrades für ihre Projekte.
So sorgen wir für eine weitere Beschleunigung des Glasfaserausbaus in
Deutschland. Dies alles ist aber nur ein erster Schritt. Als nächstes
brauchen wir ein komplett neues Breitbandförderprogramm. Damit können
wir dann auch die "grauen Flecken" erschließen - also jene Regionen,
die bereits über schnelles Internet mit mindestens 30 Mbit/s
verfügen, aber noch nicht gigabitfähig ausgebaut sind."
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WIRTSCHAFT/2736: Die Koalition liefert bei der Digitalen Infrastruktur


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2018

Die Koalition liefert bei der Digitalen Infrastruktur.



Zur heutigen Debatte zum Haushalt des Bundesministeriums für Verkehr
und digitale Infrastruktur und zur veröffentlichten Überarbeitung der
Förderrichtlinie zum Breitbandausbau können Sie den für den Bereich
"Digitale Infrastruktur" zuständige Stellvertretenden Vorsitzenden
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

Die Koalition liefert bei der Digitalen Infrastruktur.

"Mit 1,1 Mrd. Euro zusätzlicher Mittel im Haushalt 2018 und dem
überarbeiteten Förderprogramm setzen wir bereits nach wenigen Wochen
an entscheidender Stelle den Koalitionsvertrag um. Die Koalition
liefert bei der digitalen Infrastruktur und stellt auf Glasfaser um.
Der Bund schafft die Option, in den laufenden Verfahren gleich den
Ausbau des Glasfasernetzes bis zum Haus zu fördern. Außerdem wird das
Förderverfahren entrümpelt und um mehrere Monate verkürzt."

 * 
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EUROPA/1628: Bundesregierung macht sich durch Zerschlagung ziviler Seenotrettung am Tod von Menschen mitschuldig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Juli 2018

Bundesregierung macht sich durch Zerschlagung ziviler Seenotrettung am Tod von Menschen mitschuldig



"Die Bilanz der vergangenen Tage ist wirklich zynisch: Anstatt den Kapitän des Schiffes Lifeline vor den willkürlichen Übergriffen der maltesischen Behörden zu schützen, wird er wie ein Krimineller behandelt. Er muss sich vor Gericht gegen Anschuldigungen verteidigen, die an den Haaren herbeigezogenen sind. Ohne jegliche Rechtsgrundlage wird zudem das Schiff Sea Watch 3 daran gehindert, den Hafen zu verlassen. Das gezielte Ausschalten von zivilen Seenotrettungsmissionen ist politisches Kalkül der europäischen Abschottungsbestrebungen und stellt eine dreiste Verletzung des See- und Menschenrechts dar", sagt Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe. Brandt weiter:

"Die Hexenjagd der deutschen und europäischen Politik auf zivile Seenotretter hat Folgen: Ständig ertrinken Menschen im Mittelmeer. Das sind Tragödien, die von der Bundesregierung und anderen europäischen Staaten billigend in Kauf genommen werden. Die Bundesregierung stellt die Festung Europa vor internationale Menschenrechte.

DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, sich gegen die Kriminalisierung ziviler Seenotrettungsmissionen einzusetzen. Sie muss die betroffenen deutschen Seenotretter umfangreich unterstützen. Wir fordern die sofortige Umsetzung einer staatlich organisierten zivilen Seenotrettungsmission, damit das Sterben auf dem Mittelmeer endlich ein Ende findet. Menschenrechte müssen auch über die Mauern der Festung Europa hinaus gelten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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GESUNDHEIT/1028: Patientenorientierung statt Wettbewerb


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Juli 2018

Patientenorientierung statt Wettbewerb



"Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen hat mit dem Gutachten 'Bedarfsgerechte Steuerung der Gesundheitsversorgung' wichtige Impulse gegeben. Nach 20 Jahren Flickschusterei ist jetzt ein großer Wurf notwendig, um die verkrusteten Strukturen im Gesundheitssystem aufzubrechen. Der Sachverständigenrat hat Recht, dass der Bedarf der Patientinnen und Patienten im Mittelpunkt stehen muss. Bei allen guten Vorschlägen bleibt der Sachverständigenrat aber in der Marktlogik verfangen. So erkennt er zwar Fehlsteuerungen der Fallpauschalen in Krankenhäusern an, schlägt jedoch zugleich eine ähnliche Honorierung in der hausärztlichen Versorgung vor", erklärt Achim Kessler, Sprecher für Gesundheitsökonomie und Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Gesundheit. Kessler weiter:

"Ein patientenorientiertes Gesundheitssystem kann nicht durch Wettbewerb bei Krankenhäusern, Ärzten oder Krankenkassen herbeigeführt werden. Was wir dagegen brauchen: mehr politischen Gestaltungswillen und mehr Mitwirkungsrechte der Versicherten und Patienten.

Ich fordere Gesundheitsminister Spahn auf, sich gegen Lobbyinteressen zu entscheiden und im Patienteninteresse alte Zöpfe abzuschneiden. Er kann nun zeigen, ob er sich als Gesundheitsminister oder Wirtschaftsminister für Gesundheitsfragen versteht."

 * 
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INNEN/4953: Katja Kipping und Bernd Riexinger zum Unionsstreit


DIE LINKE - Presseerklärung vom 3. Juli 2018

Katja Kipping und Bernd Riexinger zum Unionsstreit



Bundeskanzlerin Angela Merkel und Bundesinnenminister Horst Seehofer haben verkündet, eine Einigung im Streit gefunden zu haben.

Die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger erklären:

"Der Machtkampf in der Union ist an Peinlichkeit kaum zu überbieten. Nach dem Rücktritt vom Rücktritt belohnt Bundeskanzlerin Merkel das Schmierentheater der CSU mit weiteren Zugeständnissen und rückt damit die Politik weiter nach rechts.

'Kontrollierte Zentren', 'Transitzentren', 'Ankerzentren' - wie viele Euphemismen die PR-Leute der Union auch erfinden mögen, nichts kann darüber hinwegtäuschen dass Menschen massenhaft in Lagern interniert werden sollen und an der bayrischen Grenze zu Österreich das Europäische Asylrecht und die Charta der Europäischen Grundrechte ausser Kraft gesetzt würde.

Diese Koalition wird zur regierungspolitischen Geisterfahrt. Die Union als konservative Volkspartei der Mitte ist Vergangenheit. Die SPD ist planlos und hat sich unrettbar an Angela Merkel gekettet. Das ist keine Erneuerung, sondern einfach nur noch gaga.

Nach diesem unwürdigen Schauspiel auf dem Rücken Geflüchteter gibt es keine Gewinner, sondern nur Verlierer. Angela Merkel ist angezählt. Das Gebaren von Horst Seehofer ist völlig inakzeptabel. Die CSU hat gezeigt dass sie fest entschlossen ist, den Konservativismus rechts zu überholen und den Weg des Neo-Autoritarismus zu gehen. Die SPD war weder willens noch in der Lage, den Streit der Unionsparteien zu nutzen um die Regierungsgeschäfte in sozialeres Fahrwasser zu bringen - wo sind die Bundesjustizministerin und der Bundesaußenminister, wenn es um weitere Deals mit Libyen und der Türkei geht?

Die Humanität wird durch diese Regierungskoalition bedroht. Klar ist: die Tage von Seehofer und Merkel sind bald gezählt. Klar ist auch: DIE LINKE stellt sich entschieden gegen die Verrohung der Demokratie durch Rechtsputschisten wie Markus Söder, die Humanität ihren nationalistischen Egoismen opfern.

Die Menschen im Land haben eine Regierung verdient, die sich um die realen Probleme der Menschen kümmert: Bezahlbare Wohnungen, gute Arbeit und eine sichere Rente in einem sozialen Deutschland in einem friedlichen Europa. Wir brauchen einen sozialen und demokratischen Neuanfang, einen Ruck nach links. DIE LINKE ist dafür bereit.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Juli 2018
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INNEN/4952: Flüchtlingsfeindlicher Konsens zwischen Merkel und Seehofer ist bedrohlicher als ihr Dissens 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Juli 2018

Der flüchtlingsfeindliche Konsens zwischen Merkel und Seehofer ist bedrohlicher als ihr Dissens



"Dieser 'Masterplan' ist eine Anhäufung von Verschärfungen, Androhungen und Restriktionen. Es ist bezeichnend, dass die Kanzlerin mit 62,5 Punkten von Seehofers 63 Punkte umfassenden Machwerk übereinstimmt", erklärt Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Sie fährt fort:

"Auch für den Fall, dass Seehofer in den nächsten Tagen zurücktritt: Sein Plan hat leider gute Chancen, umgesetzt zu werden. Denn der Großteil der darin dargelegten Scheußlichkeiten, wie Lager in Bürgerkriegsgebieten und zwingende Internierung von Schutzsuchenden innerhalb der EU, sind spätestens seit dem EU-Gipfel offizielle Politik der Bundesregierung geworden. Allerdings treibt Seehofer zusätzlich noch die EU-rechtswidrige Inhaftierung abgelehnter Asylsuchender in Justizvollzugsanstalten um, eine umfassendere Durchsetzung des Sachleistungsprinzips und eine Aushebelung des Rechtsschutzes für Flüchtlinge. Das Ganze ist nichts weiter als ein Abschied vom Rechtsstaat und vom Grundgesetz.

Dieser Plan strotzt nur so vor neokolonialem Gehabe. Nach Gutsherrenmanier will man afrikanische Länder nach dem Prinzip des 'Forderns und Förderns' zu willfährigen Vollstreckern der EU-Abschottungspolitik machen. Ob mit oder ohne Masterplan, die EU und allen voran die Bundesrepublik bewegt sich mit rapider Beschleunigung auf einen neuen Tiefpunkt der Menschlichkeit zu."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Juli 2018
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BUNDESTAG/7328: Heute im Bundestag Nr. 478 - 03.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 478

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. Juli 2018, Redaktionsschluss: 09.04 Uhr

1. Gut 625.000 Tourismusvisa im Jahr 2016

2. Kooperation mit Ägypten bei Migration

3. Hohe Arbeitslosigkeit im Kosovo

4. Mittel für Asylbewerber und Flüchtlinge

5. FDP fragt nach Flugstunden und Lizenzen

6. Linke fragt nach Big-Data-Software



1. Gut 625.000 Tourismusvisa im Jahr 2016

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesrepublik hat im Jahre 2016 weltweit
625.291 Schengen-Visa mit dem Reisezweck "Tourismus" erteilt. Wie aus
der Antwort der Bundesregierung (19/2796) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/2189) hervorgeht, entfiel der größte Teil davon auf
Anträge aus China (157.896), Russland (77.749) und die Türkei
(54.644).

 * 

2. Kooperation mit Ägypten bei Migration

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das geplante deutsch-ägyptische
Migrationsberatungszentrum soll über Beschäftigungsmöglichkeiten auf
dem ägyptischen Arbeitsmarkt sowie über Möglichkeiten der regulären
Migration nach Deutschland informieren, Aufklärung über die Gefahren
der irregulären Migration leisten und erste Anlaufstelle für
Rückkehrer aus Deutschland und aus Drittländern sein. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/2792) auf eine Kleine Anfrage
(19/2159) der Fraktion Die Linke hervor. Über den Standort sei noch
nicht abschließend entschieden worden, Präferenz für das
Beratungszentrum sei die Hauptstadt Kairo.

 * 

3. Hohe Arbeitslosigkeit im Kosovo

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben des kosovarischen Amtes für Statistiken
sind im vergangenen Jahr im Kosovo etwa 156.600 Personen erwerbslos
gewesen, das entspricht einer Erwerbslosenquote von 30,5 Prozent. Wie
es in der Antwort der Bundesregierung (19/2789) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2065) heißt, belaufe sich die
Jugenderwerbslosigkeit der Altersgruppe zwischen 15 und 24 Jahren sich
auf rund 43.200 Personen (52,7 Prozent).

 * 

4. Mittel für Asylbewerber und Flüchtlinge

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegt keine Auswertung vor,
welche Mittel der Bundesrepublik für die Integration und Versorgung
von Asylbewerbern und Flüchtlingen in Deutschland im Jahre 2015
aufgewendet worden sind. In der Antwort (19/2716) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/2206) verweist sie mit Bezug auf die
Ausgaben des Bundes unter anderem auf den Finanzbericht 2018, Seite 45
Tabelle 6.

 * 

5. FDP fragt nach Flugstunden und Lizenzen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die
Ableistung von Flugstunden und den Erhalt von Fluglizenzen in der
Bundeswehr. In einer Kleinen Anfrage (19/2809) will sie unter anderem
wissen, wie viele Flugstunden Piloten auf den unterschiedlichen
Luftfahrzeugen benötigen, um ihre Fluglizenzen zu erhalten, wie viele
sie in den Jahren von 2014 bis 2017 absolviert haben und wie viele
Piloten ihre Lizenzen verloren haben, weil sie nicht das geforderte
Soll erfüllen konnten. Zudem will sie erfahren, wie viele Flugstunden
die Bundeswehr bei externen Anbietern hinzukaufen musste.

 * 

6. Linke fragt nach Big-Data-Software

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert Informationen über die
Beschaffung und den Einsatz von Software zur Verarbeitung großer
Datenmengen durch die Bundeswehr. In einer Kleinen Anfrage (19/2844)
will sie unter anderem erfahren, welche Software und Hardware welcher
Hersteller das Verteidigungsministerium beschafft hat und welche
Beschaffungen geplant sind. Zudem will sie wissen, inwiefern die
Software "IBM Watson" auch zur Vorhersage politischer Ereignisse und
zur Bestimmung allgemeiner Meinungs- und Stimmungslagen genutzt
werden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7327: Heute im Bundestag Nr. 477 - 02.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 477

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. Juli 2018, Redaktionsschluss: 15.56 Uhr

1. AfD gegen EU-Eigenmittelreform

2. AfD will Entschließung gegen EU-Vorschlag

3. Kindergeld-Betrug nimmt zu

4. Möglicher Austritt Italiens aus dem Euro

5. Polizeieinsätze in Flüchtlingsunterkünften

6. Gruppierung Atomwaffen Division



1. AfD gegen EU-Eigenmittelreform

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion fordert den Bundestag in einem
Antrag (19/3001) auf, eine Entschließung zu verabschieden, in der der
Vorschlag der Europäischen Kommission für ein neues Eigenmittelsystem
der Europäischen Union gerügt werden soll. Der Vorschlag verletze
ihrer Auffassung nach die Grundsätze der Subsidiarität und der
Verhältnismäßigkeit gemäß Artikel 5 des Vertrages über die Europäische
Union (EUV) und Artikel 6 des Protokolls Nr. 2 zum Vertrag von
Lissabon.

Die Kommission hatte dem Rat im Mai vorgeschlagen, das
Eigenmittelsystem der EU zu reformieren und drei neue
Eigenmittelategorien einzuführen, etwa auf Grundlage einer
harmonisierten Körperschaftsteuer. Außerdem sollte ein Teil der
Einnahmen aus dem unionsweit harmonisierten Emissionshandelssystem als
Eigenmittel in den Unionshaushalt fließen. Als dritte Kategorie
schlägt die Kommission einen Eigenmittelbeitrag proportional zu der
Menge der in den einzelnen Mitgliedstaaten anfallenden und nicht
wiederverwerteten Verpackungsabfälle aus Kunststoff vor.

 * 

2. AfD will Entschließung gegen EU-Vorschlag

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion sieht den von der EU-Kommission
vorgelegten Verordnungsentwurf zur Umsetzung eines neuen
Eigenmittelsystems als unvereinbar mit den Europäischen Verträgen an.
Den Bundestag fordert sie daher in einem Antrag (19/3000) auf, eine
Entschließung zu verabschieden, in der diese Verletzung der Grundsätze
der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit gerügt werden soll.

Die Kommission hatte dem Rat im Mai vorgeschlagen, das
Eigenmittelsystem der EU zu reformieren und dazu die Einführung neuer
Eigenmittelkategorien vorgeschlagen, etwa auf Grundlage einer
harmonisierten Körperschaftsteuer. Ein Teil der Einnahmen sollte zudem
aus dem unionsweit harmonisierten Emissionshandelssystem als
Eigenmittel in den Unionshaushalt fließen. Als dritte Kategorie
schlägt die Kommission einen Eigenmittelbeitrag proportional zu der
Menge der in den einzelnen Mitgliedstaaten anfallenden und nicht
wiederverwerteten Verpackungsabfälle aus Kunststoff vor.

 * 

3. Kindergeld-Betrug nimmt zu

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Betrugsfälle beim Kindergeld nehmen zu. "In den
letzten Jahren war im Rahmen von Überprüfungen und Stichproben ein
Anstieg des Missbrauchs in organisierter Form zu beobachten", schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2889) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/2465), die sich nach dem Missbrauch von
Kindergeldzahlungen an EU-Ausländer erkundigt hatte. Es seien
verschiedene Maßnahmen seitens der Behörden ergriffen worden, etwa ein
verbesserter Informationsaustausch zwischen Meldebehörden und
Familienkassen. Wie hoch der Schaden für die öffentlichen Haushalte
durch den Kindergeld-Betrug ist, kann die Regierung nicht sagen.

 * 

4. Möglicher Austritt Italiens aus dem Euro

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie die Bundesregierung die Auswirkungen eines
Austritts von Italien aus der Euro-Währung im Hinblick auf die weitere
Stabilität und Zukunft der Euro-Zone beurteilt, möchte die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2831) erfahren. Gefragt wird
weiter, ob die Bundesregierung verbindlich erklären kann, dass sie
nicht auf die aus Italien gekommenen Forderungen nach einem
Schuldenschnitt in Höhe von 250 Milliarden Euro eingehen wird. In der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage verweist die AfD-Fraktion auf den
Schuldenstand Italiens (2,14 Billionen Euro), der mit 132,7 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts einer der weltweit höchsten Schuldenstände
überhaupt sei. Die Pro-Kopf-Verschuldung Italiens betrage 35.721 Euro
und sei damit höher als in Griechenland (28.805 Euro) und Deutschland
(26.523 Euro).

 * 

5. Polizeieinsätze in Flüchtlingsunterkünften

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Großeinsätze der Polizei in
Flüchtlingsunterkünften" thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/2957). Darin erkundigt sie sich danach, wie viele
Bundespolizisten an einem Einsatz im bayerischen Waldkraiburg am 6.
Juni dieses Jahres beteiligt waren. Auch möchte sie unter anderem
wissen, welche weiteren Polizeieinsätze es in Flüchtlingsunterkünften
unter Beteiligung der Bundespolizei seit Anfang 2016 gegeben hat.

 * 

6. Gruppierung Atomwaffen Division

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "mögliche Aktivitäten der neonazistischen
Gruppierung ,Atomwaffen Division' auch in Deutschland" geht es in
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2960). Darin
erkundigt sich die Fraktion unter anderem danach, über wie viele
Mitglieder und Sympathisanten diese Gruppierung nach Kenntnis der
Bundesregierung in Deutschland verfügt.

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1704: Regierungspressekonferenz vom 2. Juli 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut


Regierungspressekonferenz vom 2. Juli 2018

Themen: Migration, Medienberichte über angebliche Überlegungen der
US-Regierung hinsichtlich eines Truppenabzugs aus Deutschland, Nowitschok,
Herausgabe potenziell tödlicher Medikamente an Sterbewillige,
Präsidentschaftswahl in Mexiko, Proteste vor dem Bundeswehr-Fliegerhorst
Büchel gegen dort gelagerte US-Atomraketen, Interviewäußerung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales zur Höhe der Löhne in der Pflege,
Handelsstreit zwischen der EU und den USA, Förderung politischer Parteien
im Ausland durch parteinahe deutsche Stiftungen, Uploadfilter und
Inhaltsfilter im Internet, Medienbericht über Ausbildung ukrainischer
Soldaten durch die US-Streitkräfte auf dem Truppenübungsplatz
Grafenwöhr


Sprecher: StS Seibert, Korff (BMI), Adebahr (AA), Krüger (BMJV),
Neumann (BMVg), Gülde (BMG), Baron (BMWi)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage (zur Migration): Herr Seibert, die Frage muss man wahrscheinlich
jedes Mal stellen: Ist die Bundesregierung im Moment noch handlungsfähig? -
Das ist die eine Frage.

Die zweite an das Finanzministerium: Gibt es durch das, was in der
Koalition im Moment passiert, irgendwelche Verschiebungen hinsichtlich so
wichtiger Entscheidungen wie der Haushalt? Ich spreche von dem Haushalt ab
2019. Wie sind da die Terminplanungen? Wann wird das im Kabinett behandelt?

StS Seibert: Danke für die Frage. Die Antwort auf Ihre erste Frage ist Ja.

Die Antwort auf Ihre zweite Frage ist, dass ich keine Verschiebungen sehe.

Frage : Das ist eine Verständnisfrage, vielleicht auch an das BMI. Das hat
vielleicht mit meinem Migrationshintergrund zu tun. Ich verstehe nicht so
genau, was in den letzten Stunden passiert ist. Ein Rücktritt oder ein
Rücktritt vom Rücktritt vom Amt des Bundesinnenministers? Oder, besser
gesagt: Die Drohung mit einem Rücktritt, der Rücktritt vom Rücktritt und
dann - wenn ich das richtig verstehe - ein Rücktritt in drei Tagen, wenn es
einen Kompromiss gibt?

Für mich ist das "koeterwaals", auf Deutsch Kauderwelsch. Also ich verstehe
einfach nicht mehr genau, was gemeint ist. Was möchte der
Bundesinnenminister heute noch bei der Bundeskanzlerin erreichen? Versucht
er wirklich noch einen Kompromiss zu erzielen? Wenn ja, wie könnte er
aussehen?

Korff: Vielen Dank für die Frage. Ich werde Sie leider enttäuschen müssen.
Das sind alles Gespräche, die zwischen den Parteien und innerhalb der
Parteien laufen, zu denen wir als Bundesministerium des Innern keine
Stellung nehmen können und auch nicht werden.

Frage: Wenn wir das zu dem Komplex gehörend ansehen, hätte ich eine Frage
zu den Abkommen mit Griechenland und Spanien. Wenn ich das richtig
verstehe, geht es da ja nicht um Verwaltungsabkommen nach Artikel 36 
Dublin-III, sondern um Rücknahmeverträge. Da wäre die Frage - Herr Seibert, Frau
Korff, ich weiß nicht, wer das besser beantworten kann -: Welchen Charakter
sollen diese angestrebten Vereinbarungen haben? Bewegen sie sich überhaupt
noch innerhalb des Dublin-Systems? Wie kann man sich praktisch das
Verfahren einer Rücküberstellung, Rückführung, Zurückweisung vorstellen?

StS Seibert: Erstens. Deutschland, Griechenland und Spanien haben am Rande
des Europäischen Rates in Brüssel bekräftigt, dass sie eine politische
Vereinbarung über Zusammenarbeit in der Migrationspolitik schließen wollen.
Da geht es konkret darum, dass beide Staaten - Griechenland und Spanien -
bereit sind, solche Asylsuchenden wieder aufzunehmen, die in EURODAC
registriert sind und die von deutschen Behörden an der 
deutsch-österreichischen Grenze festgestellt werden. Im Gegenzug sagt Deutschland
zu, offene Fälle von Familienzusammenführungen in Griechenland und Spanien
schrittweise abzuarbeiten. Das ist die politische Vereinbarung, die man
beschlossen hat.

Die operativen Einzelheiten dieser Maßnahmen, die ich jetzt hier
beschrieben habe, müssen in den nächsten Wochen vereinbart und dann
regelmäßig überprüft werden. Man hat sich geeinigt, dass die Zusammenarbeit
unmittelbar dann beginnt, wenn eine entsprechende Vereinbarung erzielt
worden ist.

Zusatzfrage: Trotzdem noch einmal die Rückfrage: Ist angestrebt, sich dabei
innerhalb des Dublin-Systems zu bewegen? Das heißt insbesondere: Werden da
auch noch einmal die Voraussetzungen geprüft, also zum Beispiel ob
derjenige minderjährig ist oder Familienangehörige in Deutschland hat? Soll
es dann an der Grenze eine solche Prüfung geben, bevor die Entscheidung
fällt? Oder soll es eine Zurückweisung oder anderweitige Rückführung geben?

StS Seibert: Ich sehe mich jetzt nicht in der Lage, die operativen
Einzelheiten, die erst noch in den nächsten Wochen miteinander vereinbart
werden müssen, hier für Sie zu klären. Der Kern dessen, was vereinbart ist,
ist das, was ich Ihnen beschrieben habe.

Frage: Herr Seibert, Sie sagen, die Regierung sei handlungsfähig. Müsste im
Sinne geordneter Verhältnisse nicht der Innenminister vorübergehend
suspendiert werden, vielleicht für drei Tage oder für eine weitere Frist?
Man weiß es ja nicht.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich ja zu dem gesamten Komplex
gestern im Fernsehen ausführlich geäußert. Ich bitte um Ihr Verständnis,
dass ich Ihren Äußerungen hier nichts hinzuzufügen habe, dass ich auch -
genau wie Frau Korff - über Gespräche zwischen CDU und CSU, zwischen der
Kanzlerin und dem Innenminister, keine Auskunft geben kann.

Frage : Noch einmal zurück zu dem bilateralen Abkommen zwischen Deutschland
und Griechenland. Dazu habe ich zwei Fragen.

Erstens geht es um die Rückführung von Deutschland nach Griechenland und um
die Familienzusammenführung, um Minderjährige, die in Griechenland sind.
Gibt es außer diesen zwei Punkten sonstige Aspekte, die so ein Abkommen
beinhalten sollte? Das ist die eine Frage.

Die zweite Frage: Es geht ja um die Beschleunigung der Rückführungen, wenn
ich das richtig verstehe. Wie soll das geschehen? Bekommt Griechenland
administrative Hilfe, damit das Verfahren beschleunigt wird? Oder erfüllt
finanzielle Hilfe denselben Zweck? Oder gibt es sonstige Unterstützung?

StS Seibert: Auch für Sie noch einmal die Antwort, dass die operativen
Einzelheiten noch miteinander zu klären sind. Es ist üblicherweise so, dass
der Staat, der zurückführt, diese Rückführung finanziert. Der Kern der
politischen Vereinbarungen, die mit Spanien und Griechenland geschlossen
sind, ist genau das, was ich beschrieben habe. Einerseits ist das die
Zusage von Griechenland und Spanien, Asylsuchende, die bei ihnen in EURODAC
registriert wurden und hier an der deutsch-österreichischen Grenze an den
Grenzkontrollstellen identifiziert werden, zurückzunehmen und andererseits
die Zusage Deutschlands, die Fälle der Familienzusammenführung in diesen
beiden Ländern schrittweise abzuarbeiten, also die Fälle, die ohnehin
anstehen, offene Fälle sozusagen.

Frage: Frau Korff, nimmt der Bundesinnenminister heute seine
Dienstgeschäfte wahr? Was tut er als Minister heute? Können Sie mir
netterweise einen Überblick geben?

An Herrn Seibert die Frage: Wissen Sie noch, wieso die Bundeskanzlerin
Herrn Seehofer zum Bundesinnenminister ernannt hat?

Korff: Ja, der Innenminister nimmt seine Dienstgeschäfte wahr. Über die
einzelnen Termine, sozusagen seine Zeitpläne, haben wir nichts zu
berichten, da es sich um interne Gespräche handelt.

Zusatzfrage: Das heißt, er arbeitet heute dienstlich als Minister in seinem
Ministerium oder über Home Office? Wie habe ich mir das vorzustellen?

Korff: Der Innenminister arbeitet immer, egal wo, als Innenminister und
nimmt seine Dienstgeschäfte wahr.

StS Seibert: Ich glaube, es ist noch die Frage an mich offen, wenn sie
nicht rhetorisch war.

Zuruf: Nein.

StS Seibert: Die Aufteilung der Ressorts unter den Koalitionsparteien war -
wie immer - das Ergebnis der Koalitionsverhandlungen, und die Besetzung
dieser Ressorts war - wie immer - die Angelegenheit der Koalitionsparteien.

Zusatzfrage: Mit der Antwort habe ich gerechnet.

Das heißt - nur noch einmal zur Klarstellung -, die Bundeskanzlerin hätte
jeden genommen?

StS Seibert: Das halte ich jetzt für eine wirklich rhetorische Frage. Dazu
werde ich mich nicht äußern. Ich habe genau das dazu zu sagen gehabt, was
ich gesagt habe.

Frage: Eine Frage an Frau Korff: Teile der Öffentlichkeit sind ja jetzt
bereits über den Masterplan informiert worden. Ich glaube, Herr Seehofer
hat angekündigt, dass er ihn nun auch offiziell vorstellen werde. Können
Sie uns sagen, wann, wo, in welcher Form das passieren wird? Wird das auch
innerhalb dieses Drei-Tage-Moratoriums geschehen, das er sich selbst
gesetzt hat?

Eine Frage an Herrn Seibert: Adressiert wurde ja nicht nur die 
CDU-Parteivorsitzende, sondern auch die Kanzlerin. An Sie die Frage: Bewertet
die Kanzlerin oder teilt die Kanzlerin die Auffassung, dass es sich bei
Herrn Seehofers Auszeit vom Rücktritt um ein Entgegenkommen handelt?

Korff: Zum Masterplan: Die Fassung, die derzeit kursiert, ist nicht die
Fassung, die das Bundesministerium des Innern öffentlich bekanntgegeben
oder veröffentlicht hat. Die Veröffentlichung durch das BMI steht noch aus.
Ich kann Ihnen nicht sagen, wann sie erfolgen wird.

Zusatzfrage: Wird sie innerhalb der nächsten drei Tage erfolgen?

Korff: Ich kann es Ihnen nicht sagen. Es steht derzeit noch kein Termin für
eine Veröffentlichung fest.

Zusatzfrage: Aber das, was im Moment kursiert, ist nicht das, was gestern
der CSU-Führung vorgelegen hat?

Korff: Das weiß ich nicht. Aber ich kann sagen: Das Bundesministerium des
Innern hat noch kein Plan veröffentlicht. Das ist der, zu dem ich als
Sprecherin des Bundesministeriums des Innern sprechen könnte.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich gestern ausführlich zu der
Gesamtsituation geäußert. Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Aber ich glaube, die Äußerung geschah - - -

StS Seibert: Um 14 Uhr.

Zusatzfrage: Ja, eben. Sie geschah, ehe Herr Seehofer sagte, dieser
Rücktritt vom Rücktritt sei ein Entgegenkommen. Meine Frage ist doch nur:
Teilt die Bundeskanzlerin die Auffassung, dass es sich hier um ein
Entgegenkommen handelt?

StS Seibert: Es bleibt aber bei meiner Antwort.

Zuruf: Schade.

Frage: Zwei Fragen, im Wesentlichen auch an Frau Korff. Ein Zauberwort in
der Debatte ist ja das Wort wirkungsgleich. Das ist das, was beim EU-Gipfel
oder bilateral verhandelt wurde. Hat das vielleicht einen ähnlichen Effekt,
wie es Zurückweisungen hätten?

Jetzt scheint die CSU zu dem Ergebnis gekommen zu sein - so wurde es
gestern kolportiert -, dass sie es nicht für wirkungsgleich hält. Hat sich
der Minister jetzt - unabhängig davon, was die CSU unter sich bespricht -
da entsprechende Expertise aus dem Ministerium geholt, um sich das einmal
vorzustellen? Gab es da Gespräche? Hat er sich rückgekoppelt und sich eine
Facheinschätzung geholt? Deckt sich diese Facheinschätzung aus dem
Ministerium mit der der CSU?

Die zweite Frage: Sie hatten hier schon einmal Zahlen präsentiert, wie
viele EURODAC-Treffer es an der deutschen Grenze gab. Können Sie noch
genauer sagen, wie viele aus Griechenland davon betroffen waren? Also es
geht jetzt um das bilaterale Abkommen, um da eine Vorstellung zu haben.

Korff: Zum ersten Teil, wie Sie schon sagen: Diese Bewertung hat die CSU
vorgenommen, dass es nicht wirkungsadäquat sei. Wir als BMI haben dazu noch
nicht Stellung genommen. Die Auswertungen laufen. Mehr kann ich dem im
Moment nicht hinzufügen.

Zu den EURODAC-Treffern sehe ich gleich nach, ob ich Zahlen dabei habe.

Aber gleich vorab: Die Zahlen der EURODAC-Treffer, die wir hier genannt
haben, waren nicht die an der Grenze, sondern generell. Denn man konnte
nicht den Rückschluss ziehen, dass sie auch tatsächlich an der 
deutsch-österreichischen Grenze aufgelaufen waren. Es war also nur eine Gesamtzahl
der EURODAC-Treffer. Ich schaue jetzt gleich nach, ob ich sie für
Griechenland dabei habe.

Frage : Herr Seibert, ich habe einmal eine Frage zu den Aussagen von Frau
Merkel und ihrer Pressemitteilung dazu. Am Freitagmorgen beziehungsweise
Donnerstagnacht hat sie von kontrollierten Zentren gesprochen, die auf dem
Gebiet der EU entstehen sollten. Sie haben das in Ihrer Pressemitteilung
auch übernommen.

Ich möchte Sie als Kommunikationsverantwortlichen der Bundesregierung
fragen, ob Sie da nicht aufgepasst haben. Sie achten immer sehr darauf,
dass keine komischen Zusammensetzungen möglich sind, dass wir nicht von KZ
sprechen. Ist Ihnen als Leiter des Bundespresseamtes da nicht aufgefallen,
dass man kontrollierte Zentren so abkürzen kann?

StS Seibert: Dann wäre ja wohl derjenige, der das so abkürzt, zu fragen,
warum er das so abkürzt und was er damit beabsichtigt.

Zusatzfrage : Es geht ja auch um Lager. Es geht ja um Camps.

StS Seibert: Es geht um kontrollierte Zentren.

Zusatzfrage : Sie sehen da nicht die Gefahr, dass das von der
Öffentlichkeit - - -

StS Seibert: Wenn Sie die Gefahr sehen, rate ich sehr, dass Sie es nicht so
abkürzen.

Zuruf : Vielleicht sollten Sie es aber nicht so nennen.

Frage : Ich habe zwei Fragen an Frau Korff. Zum Ersten: Wenn der Minister
seine Dienstgeschäfte wahrnimmt, warum ist die Vorstellung des
Verfassungsschutzberichtes für morgen abgesagt worden?

Die zweite Frage: Der Gipfel in Brüssel hat mit einer Reihe von
Arbeitsaufträgen an die Innenminister der Länder geendet. Ist mit der
Umsetzung dieser Arbeitsaufträge im Innenministerium schon begonnen worden?

Korff: Die Vorstellung des Verfassungsschutzberichtes, der für morgen
vorgesehen war und nicht für heute - denn die Frage Ihres Kollegen richtete
sich ja an heute, aber auch morgen wird er seine Dienstgeschäfte wahrnehmen
-, ist aus terminlichen Gründen abgesagt worden. Mehr ist dem nichts
hinzuzufügen. Er hat andere Termine, die ich nicht präzisieren kann und
werde.

Mit der Umsetzung von Beschlüssen beziehungsweise Vereinbarungen aus
Brüssel vom Freitag und davor ist noch nicht begonnen worden. Das BMI steht
aber selbstverständlich bereit, Beschlüsse umzusetzen sowie es den Auftrag
dazu bekommt.

Zusatzfrage : Ich würde aber doch darum bitten, weil es nach dem Masterplan
schon der zweite größere Termin ist, den der Minister platzen lässt, dass
Sie vielleicht sagen, was diese anderen Termine sind. Es handelt sich ja
immerhin um eine Behörde. Also wir sind ja nicht bei "Wünsch Dir was". Also
vielleicht könnten Sie irgendwie erklären, aus welchem Grund morgen dieser
wichtige Termin - in meinen Augen zumindest - nicht stattfindet. Er ist ja
auch schon am Freitag abgesagt worden.

Korff: Eben. Er ist schon am Freitag aus terminlichen Gründen abgesagt
worden. Ich kann es nicht näher nennen. Er ist im Übrigen auch nicht
abgesagt worden - auch wenn ich es gerade selber gesagt habe -, sondern
verschoben worden. Die Vorstellung ist für die nächste Woche vorgesehen.

Zuruf: Durch Herrn Seehofer?

Korff: Durch den Innenminister.

Frage: Ich habe noch einmal eine Frage zum Masterplan. Frau Korff, Horst
Seehofer hat ihn ja dem CSU-Vorstand vorgestellt. Darauf steht - soweit man
lesen kann, was kolportiert wurde -, dass er ihn als CSU-Vorsitzender
vorgestellt hat. Ist denn das, was da vorgelegt wurde, im
Bundesinnenministerium erarbeitet worden - oder Teile davon?

Korff: Es ist richtig: Die Fassung, die gestern vorgelegt wurde, hat er als
CSU-Vorsitzender vorgelegt und eben nicht als Bundesminister des Innern.
Deswegen kann ich dazu auch keine Stellung nehmen.

Es wird ein Masterplan im Bundesministerium des Innern erarbeitet. Er wird
auch laufend fortgeschrieben und weiter abgestimmt. Er wird durch das BMI
vorgestellt, wenn er vorgestellt wird.

Zusatzfrage: Können Sie denn ausschließen, dass Teile des Masterplans, der
jetzt kursiert und vorgelegt wurde, im Innenministerium erarbeitet wurden?

Korff: Nein, das kann ich nicht.

Frage: Direkt dazu: Das, was gerade kursiert, ist ja insbesondere das Wort,
dass "beabsichtigt" wird, an der Grenze zurückzuweisen. Ist es das, worauf
sich Ihre Aussage bezieht, das sei nicht der aktuelle Plan, der kursiert?
Das heißt, würden Sie das Wort "beabsichtigt" für den Masterplan
dementieren? - Das ist die eine Frage.

Die andere Frage: Herr Seehofer muss ja offenbar der Auffassung sein, dass
es nicht wirkungsgleich ist. Sonst ließe sich das Verhalten nicht erklären.
Es wurden gestern Äußerungen kolportiert, es sei wirkungslos. Habe ich Sie
richtig verstanden, dass eine solche Wertung nicht auf Ergebnissen des
Bundesinnenministeriums beruht, weil die Prüfung noch nicht abgeschlossen
ist?

Korff: Zur ersten Frage: Ich werde nichts bestätigen oder dementieren, was
durch den Vorsitzenden der CSU veröffentlicht worden ist.

Nein. Meine Äußerung, dass der Plan fortlaufend weiter bearbeitet wird,
bezieht sich auf alle Punkte in dem Plan und nicht nur auf den, den Sie
gerade herausgegriffen haben. - Das zur ersten Frage.

Die Zweite: Es gibt Abstimmungen mit dem Bundesinnenministerium. Ja, die
Bewertungen laufen noch fort. Selbstverständlich wird der zuständige
Innenminister regelmäßig darüber informiert. Aber ich kann nicht dazu
Stellung nehmen, in welcher Form aus welchen Gründen er als 
CSU-Vorsitzender welche Äußerungen getan und Bewertungen vorgenommen hat.

Zuruf: Haben Sie die Zahlen noch?

Korff: Ja, ich habe sie. Es ist nur ein bisschen schwierig, weil ich nicht
weiß, ob das total deckungsgleich mit den Zahlen ist, die ich schon einmal
in Bezug auf die EURODAC-Treffer genannt hatte.

Ich kann Ihnen sagen: Es gab im Abfragezeitraum Januar bis Juni 2018 für
Spanien 898 und für Griechenland 3337 EURODAC-Treffer. Ich kann aber nicht
sagen, in welchem Verhältnis sie zu den Zahlen stehen, die ich schon einmal
genannt habe. Insofern können sie erst einmal nicht so ins Verhältnis
gesetzt werden.

Frage : Auch wenn die Frage wahrscheinlich schon häufiger gestellt wurde.
Könnten Sie uns noch einmal die letzten Zahlen der sekundären Migration
mitteilen - insgesamt für Deutschland?

Korff: Was verstehen Sie unter Zahlen der sekundären Migration?

Zusatzfrage : Also die letztendlich von anderen Ländern hier nach
Deutschland einreisen.

Korff: Nein, das kann ich tatsächlich nicht, weil ich nicht genau weiß,
welche Zahlen Sie genau meinen.

Zuruf : Aus anderen EU-Ländern.

Korff: Also eine Pauschalzahl Sekundärmigration gibt es nicht. Ich wüsste
auch nicht, was sie sozusagen sein soll; es sei denn, ich verstehe das
jetzt völlig falsch.

Nein, mir ist tatsächlich nicht klar, was Sie gern hätten.

Zusatz : Das ist okay. Dann machen wir das bilateral.

Frage : Noch eine Frage an Frau Korff. Im Ausland schätzt man eigentlich
sehr an Deutschland das Prinzip "ein Mann - ein Wort", also dass gemacht
wird, was versprochen wird. Wir haben viele Wochen vom Bundesinnenminister
gehört, dass er am Montag nach dem EU-Gipfel die deutsche Grenze
kontrollieren wird. Jetzt haben wir den Montag. Meine Frage ist, ab wann
die Bundespolizei die Grenzen kontrolliert und möglicherweise Flüchtlinge,
die woanders eine EURODAC-Registrierung haben, zurückschickt? Also wir
haben das lange gehört. Das ist doch heute eigentlich der Tag.

Korff: Das sind tatsächlich, wie wir jetzt mehrfach gesagt haben,
Gespräche, die zwischen den Parteien laufen. Solange sie nicht
abgeschlossen sind, werde ich als Sprecherin des Bundesministeriums des
Innern keine Stellung dazu nehmen.

Abgesehen davon hat er nicht gesagt, ab Montag finden Grenzkontrollen
statt, sondern er hat es abhängig gemacht von den Gesprächen, die laufen,
den Ergebnissen in Brüssel usw.

Zusatzfrage : Ich habe auch verstanden, dass er natürlich mit den
Ergebnissen vom Europäischen Rat zufrieden sein wollte. Aus allem ist
eigentlich geblieben, dass er mit den Ergebnissen, die die Bundeskanzlerin
mit nach Hause, nach Deutschland, gebracht hat, überhaupt nicht zufrieden
ist. Da muss man, glaube ich, auch eine Schlussfolgerung ziehen.

Er hat diesen Termin so lange genannt und auch gezeigt, dass er überhaupt
nicht zufrieden war, dass die Zufriedenstellung für ihn eine Bedingung war,
um diese Zwei-Wochen-Frist zu geben. Diese Frist ist verstrichen. Er war
nicht zufrieden. Jetzt liefert er quasi keine Butter bei die Fische. Wie
glaubwürdig ist er dann, wenn er seine eigenen Bedingungen nicht einhält?

Korff: Die Bewertung der Ergebnisse aus Brüssel ist Gegenstand der
Gespräche, die derzeit zwischen den Parteien laufen. Insofern werde ich
dazu nichts sagen.

Frage: Da es ja nicht nur um Gespräche zwischen den Parteien geht, sondern
um die Handlungsfähigkeit der Regierung, möchte ich aber dennoch Vertreter
der sozialdemokratisch geführten Ministerien fragen: Ist Ihnen eigentlich
inzwischen irgendein Masterplan bekannt? Falls ja, wissen Sie, ob es sich
dabei um den des CSU-Vorsitzenden oder den des Bundesinnenministers
handelt?

Zum Zweiten, explizit an Frau Adebahr, und auch da vermischt sich
Parteipolitik mit Regierungsamt: Ist der Bundesaußenminister auch strikt
gegen geschlossene Lager für Migranten in Nordafrika, wie das seine
Parteiführung als Partei geäußert hat?

Wie verhält es sich mit der Frage der uneingeschränkten Solidarität mit
Seenotrettern, vor allem im Hinblick auf den Kapitän der "Lifeline", der
heute, glaube ich, vor Gericht erscheinen muss? Drückt sich da eine
Solidarität seitens des sozialdemokratischen Außenministers aus?

Die erste Frage geht an Frau Adebahr, und die Frage, inwiefern
sozialdemokratische Minister, die fachlich davon betroffen sind, davon
erfahren haben, geht vielleicht an Frau Krüger.

Adebahr: Um vielleicht mit der "Lifeline" anzufangen: Wir haben hier in den
letzten Regierungspressekonferenzen darüber gesprochen. Es ist so, dass
unsere Botschaft konsularisch betreut und auch in Kontakt mit dem Kapitän
und mit dem Vertrauensanwalt steht. Ich denke, wir haben hier als
Bundesregierung insgesamt betont, dass völkerrechtliche Standards bei der
Seenotrettung einzuhalten sind, dass das Völkerrecht gilt. Wir haben ja
hier aber zu allen Aspekten, die man da aufmachen kann, ausführlich
Stellung genommen, und dem habe ich heute, glaube ich, nichts hinzuzufügen.

Zum Zweiten: Der Bundesaußenminister - ich weiß nicht, ob Sie das verfolgt
haben - hatte heute Morgen seine bulgarische Außenministerkollegin zu
Besuch. Die beiden haben eine Pressekonferenz gegeben. Dabei hat der
Bundesaußenminister im Gleichklang mit seiner bulgarischen Kollegin noch
einmal gesagt, dass es auf europäische Lösungen ankommt, auf Solidarität
ankommt. Er hat in den letzten Tagen auch mehrfach gesagt, dass bei
jeglichem Umgang mit Migration und mit Flüchtenden rechtsstaatliche
Standards einzuhalten sein werden, dass es darauf ankommt, eng mit
Organisationen wie IOM und UNHCR zusammenarbeiten zu wollen und dies noch
weiter zu vertiefen, und dass diese Frage des rechtsstaatlichen Umgangs mit
Flüchtlingen und Migranten ein wichtiges Thema für ihn ist. Das hat er
heute Morgen gesagt, das hat er auf dem Rat letzte Woche gesagt, und das
ist das, was er dazu als Außenminister in diesen Tagen meint.

Zusatz: Als Außenminister lehnt er demnach aber geschlossene Lager für
Migranten in Nordafrika nicht grundsätzlich ab.

Adebahr: Der Bundesaußenminister hat ganz klar gesagt, dass es ihm wichtig
ist, dass rechtsstaatliche Standards eingehalten werden. Das ist das, was
er als Außenminister gesagt hat. Sie wollen mich hier in eine
parteipolitische Diskussion hineinziehen, in die ich nicht einsteigen
werde, sondern ich verweise Sie auf die Äußerungen des Außenministers, die
aber schon sehr deutlich sind.

StS Seibert: Ich will vielleicht auch noch ganz kurz etwas dazu sagen, um
zu den Fakten zurückzukommen. Der Europäische Rat hat sich mit dem Konzept
regionaler Ausschiffungsplattformen befasst, und zwar in enger
Zusammenarbeit mit den betreffenden Drittstaaten und dem 
UN-Flüchtlingskommissar und der Internationalen Organisation für Migration.
Dieses Konzept sei auszuloten. Das sind regionale Ausschiffungsplattformen
und nicht geschlossene Lager in Nordafrika. Es sind
Ausschiffungsplattformen für gerettete Schiffbrüchige. Das ist der Gedanke,
den man nun gemeinsam mit Ländern, mit denen man natürlich sprechen muss -
so etwas kann man nicht am grünen Tisch in Brüssel verfügen; das hat die
Bundeskanzlerin mehrfach klar gesagt -, sowie mit diesen internationalen
Organisationen ausgelotet. Das ist das, was der Europäische Rat beschlossen
hat. Die Kanzlerin hat wirklich sehr viel Wert darauf gelegt, dass wir in
Partnerschaft mit Afrika arbeiten - das zeigt sich auch in anderen Passagen
der Schlussfolgerungen -, dass wir also in gegenseitigem Einvernehmen
handeln.

Krüger: Ich kann Ihnen darüber nichts berichten. Es ist so, dass etwaige
Entwürfe eines Masterplans, die vorgestellt wurden, von uns eben nicht zu
kommentieren sind, und ein offizieller Masterplan des Bundesministeriums
des Inneren wurde bislang noch nicht vorgelegt.

Frage : Frau Adebahr, ich habe noch nicht ganz verstanden oder nicht
richtig verstanden, ob sich Herr Maas mit den Seenotrettern im Mittelmeer
solidarisch zeigt.

Adebahr: Dann lesen Sie doch noch einmal das Protokoll der letzten RegPK
nach. Darin haben, glaube ich, Frau Demmer und ich ausgeführt, dass die
Bundesregierung der Ansicht ist, dass niemand im Mittelmeer ertrinken soll
und dass auf der anderen Seite Schleppern das Handwerk gelegt werden soll.
Wir haben aber auch Verständnis dafür geäußert, dass, wenn Malta im
Zusammenhang mit dieser "Lifeline"-Operation Fragen an die Crew hat und in
einem rechtsstaatlichen Verfahren, wie man das in Malta erwarten darf,
ermitteln möchte, es offenbar Fragen gibt, die Malta klären möchte, und
dass es dann gut und richtig ist, dass diese Fragen auch geklärt werden.

Zusatzfrage : Ich verstehe es immer noch nicht. Herr Seibert, ist die
Kanzlerin mit den Seenotrettern auf dem Mittelmeer solidarisch? Ist diese
Wortgeburt "regionale Ausschiffungsplattform" eigentlich auch eine
Wortgeburt von Ihnen? Haben Sie sich das ausgedacht?

StS Seibert: Mir missfällt wirklich der tribunalhafte Ton. Aber davon
abgesehen ist dies ein Zitat aus den Schlussfolgerungen des Europäischen
Rates, an dem 28 Mittelstaaten teilgenommen haben.

Zusatz : Die erste Frage war, ob sich die Kanzlerin mit den Seenotrettern
solidarisch zeigt.

StS Seibert: Die Kanzlerin hat mehrfach darauf hingewiesen, dass wir - das
ist seit mindestens drei Jahren unsere Politik - alles tun, damit es nicht
zum Ertrinken auf dem Mittelmeer kommt, damit Menschen nicht in Gefahr
gebracht werden. Da haben wir viel erreicht - in der Ägäis und auch vor
Libyen. Ein ganz wichtiger Teil unserer Unterstützung für Libyen ist die
Ausbildung und Professionalisierung der libyschen Küstenwache, die
natürlich wie vor jedem anderen Land auch in erster Linie dafür zuständig
ist, in Seenot geratene Menschen zu retten. Das hat die libysche
Küstenwache in einer fünfstelligen Zahl von Fällen getan. Wir werden
weiterhin mit der libyschen Küstenwache zusammenarbeiten.

Ansonsten gilt das Seerecht. Das heißt, natürlich ist die Pflicht zum
Retten da, auch für andere Schiffe, die in der Region sind.

Frage: Noch einmal zu den sogenannten Ausschiffungsplattformen: Herr
Seibert, Sie haben eben gesagt, dort sollten von See Gerettete hinkommen.
Das ist ja etwas, das, soweit ich das bisher gelesen habe, nicht unbedingt
aus dem Papier hervorgeht. Wenn das so ist, könnten Sie mir noch einmal
sagen, welche der von See Geretteten in diese Plattformen und welche in die
europäischen neu einzurichtenden Zentren kommen sollen? Wie soll da auch
rechtlich die Aufteilung erfolgen?

StS Seibert: Nein, das kann ich Ihnen nicht sagen. Wir haben es hier mit
einem Konzept zu tun, das von einzelnen Mitgliedstaaten vorgebracht wurde.
Man hat jetzt im Grunde einen Prüfauftrag erteilt, einen Auftrag, vor allem
und in erster Linie mit den betreffenden Organisationen, die besser als
irgendjemand sonst die humanitäre Situation vor Ort kennen, zu sprechen
sowie natürlich mit den Ländern zu sprechen, die für so etwas überhaupt nur
infrage kommen. Das können nordafrikanische Länder an der Küste oder auch
Länder im afrikanischen Hinterland sein. Aber das befindet sich in einem
sehr frühen Stadium.

Uns beziehungsweise der Bundeskanzlerin ist es entscheidend wichtig, dass
dies im Einvernehmen mit Afrika und den Institutionen passiert. Alle
weiteren Festlegungen und Präzisierungen können wirklich erst dann
erfolgen, wenn man überhaupt mit den betreffenden Ländern zusammen ins
Gespräch darüber gegangen ist.

Zusatzfrage: Hielten Sie es aber für möglich, dass zum Beispiel von 
Frontex-Schiffen Gerettete dann nach Afrika gebracht würden?

StS Seibert: Ich werde mich dazu jetzt nicht äußern. Es gibt die ganz klare
Entschlossenheit des Europäischen Rates, Frontex personell auszuweiten, und
zwar auch sehr viel schneller, als man das früher ins Auge gefasst hat.
Außerdem gibt es den Auftrag, auszuloten, ob dieses Konzept insgesamt
hilfreich sein könnte, und das wird jetzt geschehen.

Frage: Noch einmal zum Masterplan, Frau Korff: Seit wann wurde denn im BMI
daran gearbeitet? Wann hat der Innenminister also den Auftrag an die
Beamten im BMI erteilt, diesen Plan zu erstellen?

Sie haben vorhin gesagt, sie wüsste noch nicht, wann er nun der
Öffentlichkeit vorgestellt werden würde. Aber ist denn geplant, die jetzige
Version an die Kollegen aus den von der CDU und der SPD geführten
Ministerien weiterzuleiten?

Korff: Der Minister hatte ja den Masterplan bei Amtsantritt angekündigt,
und somit hat das Bundesministerium des Inneren mit Amtsantritt des
Ministers begonnen, an Überlegungen für einen Masterplan zu arbeiten.

Die Frage der Veröffentlichung, sowohl im Ressortkreis als auch öffentlich,
ist im Fluss. Wir werden ihn ab dem Moment, an dem feststeht, wann er
veröffentlicht werden wird, dann natürlich auch schnellstmöglich allen zur
Verfügung stellen.

Frage : Noch einmal zu den Seenotrettern: Frau Korff, ist die Annahme
richtig, dass sich Herr Seehofer nicht mit den Seenotrettern solidarisch
zeigt und Seenotrettung nicht als uneingeschränkte humanitäre Pflicht
ansieht?

Korff: Nein, dieser Schluss ist nicht richtig. Ich kann nur dem
beipflichten, was auch Herr Seibert und Frau Adebahr gesagt haben: Das
Ziel, zu verhindern, dass Schlepper Flüchtlinge in Lebensgefahr bringen,
ist selbstverständlich auch ein Ziel des Bundesministers des Inneren. Das
hat er auch mehrfach gesagt. Insofern können wir dem nur beipflichten.

Zusatz : Am Freitag hatten Sie ja ausgeführt, dass sich Herr Seehofer
wünscht, dass sich zum Beispiel die "Lifeline" nicht noch einmal aufs Meer
begibt, um "weitere Tätigkeiten", wie Sie es genannt haben, auszuführen,
also um Menschen zu retten.

Korff: Am Freitag habe ich aber auch gesagt, dass er diese Äußerungen im
Rahmen der Überlegungen darüber getätigt hat, ob eine mögliche Aufnahme in
Deutschland in Betracht kommt, und das sozusagen als Voraussetzung, die aus
seiner Sicht gegeben sein müsste, hinsichtlich der Frage der Aufnahme
erläutert hat. Insofern hält er aber natürlich an dem grundsätzlichen Ziel
fest, dass keine Lebensgefahr für Flüchtlinge durch Schlepper erzeugt
werden darf.

Frage : Ich würde gerne Sie, Herr Seibert, beziehungsweise das
Verteidigungsministerium befragen. Ende vergangener Woche hat ein Bericht
der "Washington Post" ziemlich hohe Wellen geschlagen, laut dem es
innerhalb der US-Regierung Überlegungen gebe - die sollen auf Herrn Trump
selbst zurückgehen -, die amerikanischen Truppen aus Deutschland
abzuziehen. Erste Frage: Haben Sie aus Ihren Gesprächskontakten zur 
US-Administration irgendwelche Hinweise darüber erhalten, dass das ein Thema
ist, das innerhalb der US-Regierung momentan diskutiert wird?

Zum Zweiten würde mich Folgendes interessieren: Können Sie mir einen
Eindruck davon verschaffen, wie viele zivile Beschäftigte die 
US-Streitkräfte in Deutschland haben? Wie viele deutsche Arbeitsplätze hängen
also eigentlich an der militärischen US-Präsenz in Deutschland?

Neumann: Ich kann gerne beginnen. Das Pentagon hat zu dem Zeitungsbericht
am Wochenende ja bereits Stellung genommen und diesen auch klar
eingeordnet.

Zu Ihrer Frage, ob das jüngst thematisiert wurde: Nein, bei den Gesprächen
von Ministerin von der Leyen auf ihrer USA-Reise wurde das von keinem der
vielen Gesprächspartner aufgenommen.

Die Zahl der quasi zivilen oder deutschen Arbeitnehmer im Dienste der 
US-Streitkräfte liegt mir nicht vor. Ich weiß nur, dass derzeit ca. 35 
US-Soldaten auf deutschem Boden stationiert sind.

StS Seibert: Ich kann dem auch nichts hinzufügen. Die Meldungen in den
Medien sind bekannt, aber die dazu passenden Aussagen des Weißen Hauses und
des Pentagons sind uns eben auch bekannt. Nähere Informationen liegen mir
nicht vor.

Frage: Ich hätte noch eine Frage zum Wissensstand der Bundesregierung zur
Nowitschok-Operation des BND: War Bundeskanzlerin Angela Merkel vom BND
darüber informiert worden, dass der deutsche Auslandsgeheimdienst seit den
neunziger Jahren sowohl über mindestens eine Nowitschok-Probe als auch über
die entsprechende chemische Formel verfügte, oder nicht?

StS Seibert: Ich habe dem, was an dieser Stelle zu diesem Thema gesagt
wurde, nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Plant die Bundesregierung in diesem Kontext eine rechtliche
Aufarbeitung des Vorgehens des BND unter der damaligen Kohl-Regierung, was
die Einführung eines geächteten Kampfstoffes auf deutschen Boden sowie die
Anstiftung zum Diebstahl desselbigen angeht?

StS Seibert: Operative Angelegenheiten des Bundesnachrichtendienstes
bespricht die Bundesregierung, und darüber informiert die Bundesregierung
die geheim tagenden Gremien des Deutschen Bundestages.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesgesundheitsministerium. Herr Gülde,
es gibt einen Nichtanwendungserlass aus ihrem Haus an das BfArM
hinsichtlich einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts über die
Herausgabe von potenziell tödlichen Medikamenten für Sterbewillige. Können
Sie das bestätigen? Können Sie das begründen? Können Sie insbesondere
begründen, wie es sein kann, dass aus der Exekutive die Anordnung kommt,
ein rechtskräftiges, höchstrichterliches Urteil nicht zu beachten?

Gülde: Wie Sie wissen, hat das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts im
vergangenen Jahr erhebliche rechtliche Fragen aufgeworfen. Aus diesem Grund
hat das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte ein
Rechtsgutachten bei Herrn Prof. Udo Di Fabio in Auftrag gegeben. Dieses
Gutachten ist zu Beginn dieses Jahres veröffentlicht worden, und es hat
unsere anfängliche Einschätzung bestätigt, dass sich zum einen aus dem
Betäubungsmittelrecht keine Verpflichtung des Staates ableiten lässt, eine
letale Dosis des Betäubungsmittels zum Zweck der Selbsttötung
herauszugeben. Zum anderen würde eine solche Herausgabe auch dem Wunsch des
Gesetzgebers widersprechen, die organisierte Sterbehilfe zu verbieten.

Nach reiflicher Erörterung dieses Rechtsgutachtens und einer Diskussion
innerhalb des BMG ist nun diese Entscheidung getroffen worden und eine
entsprechende schriftliche Aufforderung an das BfArM erlassen worden.

Zusatzfrage: Trotzdem stelle ich noch einmal eine Nachfrage. Das Gutachten
gibt die Meinung eines ehemaligen Richters am Bundesverfassungsgericht
wieder. Die Fachleute im Ministerium sind Angehörige der Exekutive. Man
kann diese Rechtsansicht möglicherweise vertreten; das ändert aber nicht an
einem rechtskräftigen Urteil des höchsten deutschen Verwaltungsgerichts.
Wie begründen Sie unter der Maßgabe der Gewaltenteilung diese Entscheidung?

Gülde: Wie gesagt, uns stellt dieses Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
vor erhebliche rechtliche Fragen; das hatte ich ja gerade eben erörtert.
Aus diesem Grund ist halt diese Entscheidung getroffen worden, keine
Betäubungsmittel zum Zweck der Selbsttötung herauszugeben. Das würde auch
dem Schutz des Lebens und den ethischen und moralischen Grundüberzeugungen
unserer Gesellschaft komplett widersprechen.

Frage: Es sind ja in der Zwischenzeit, meine ich, einige Dutzend - die
genaue Zahl kenne ich jetzt nicht - Anträge beim Bundesamt eingegangen.
Heißt das, die werden jetzt alle abgelehnt? Können Sie das schon konkret
sagen? Es geht um Anträge aus der Zwischenzeit, in der man nicht genau
wusste, wie man jetzt mit diesem Bundesverwaltungsgerichtsurteil umgeht.
Was passiert mit denen?

Gülde: Weder zur genauen Zahl der aktuell vorliegenden Anträge noch zum
Zeitrahmen, was die Information der Antragsteller angeht, kann ich Ihnen
jetzt genaue Angaben machen. Das weiß ich nicht. Das müsste ich
gegebenenfalls nachreichen. Ich gehe aber davon aus, dass das
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte die Antragsteller in
Kürze informieren wird.

Frage: Ich habe auch noch einmal eine direkte Frage dazu: Um welche
ethischen Grundsätze handelt es sich dabei? Sind das die ethischen
Grundsätze des Ministers oder des Hauses?

Wir haben immerhin, wie wir ja gerade schon gehört haben, ein oberstes
Urteil vorlegen. Das gilt es eigentlich umzusetzen. Welche ethischen
Grundsätze stehen dem genau entgegen?

Gülde: Es sind sowohl ethische als auch rechtliche Grundsätze. Die
rechtlichen Grundsätze hatte ich gerade eben erörtert.

Was die moralisch-ethischen Grundsätze anbelangt, sind es nicht nur die
Grundsätze des Ministers, sondern das sind Fragen, die unser Zusammenleben
und unsere Gesellschaft generell betreffen. Im Kern geht es natürlich um
die Frage: Kann der Staat eine behördliche Erlaubnis zum Suizid erteilen? -
Diese Frage muss man klar verneinen. Das ist einer der Gründe dafür, dass
diese Entscheidung getroffen wurde.

Frage : Aber Sie betonen ja, dass es um ethische Grundsätze geht. Können
Sie die bitte alle aufzählen?

Gülde: Nein. Eine komplette Exegese der moralisch-ethischen Grundsätze
unserer Gesellschaft, das kann ich hier leider nicht leisten; es tut mir
leid.

Zusatz : Aber es geht ja um Herrn Spahn und seine Aussagen und auch um Ihre
gerade gemachten Aussagen. Ich habe jetzt gerade nur einen Grundsatz
herausgehört.

Gülde: Ja, aber dem könnte ich jetzt, wie gesagt, nichts Weiteres
hinzufügen.

Zusatzfrage : Gibt es also nur einen? Dann brauchen wir ja nicht von
Grundsätzen sprechen. Richtig?

Vorsitzender Szent-Iványi: Weitere Fragen dazu? - Das ist nicht der Fall.

Zuruf : Das ist ja lächerlich!

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann habe ich auf meiner Liste noch einen
Kollegen mit einem anderen Thema.

Zusatzfrage : Herr Seibert, in Mexiko gibt es einen neuen Präsidenten, der
gerade gewählt wurde, Herrn Obrador. Hat die Kanzlerin schon gratuliert?

StS Seibert: Nein, das hat sie noch nicht getan. Wir haben die mexikanische
Wahl aufmerksam verfolgt. Manuel López Obrador, der Kandidat der 
Morena-Partei, hat eine deutliche Mehrheit gewonnen. Wir werden Sie wie üblich zu
dem Zeitpunkt informieren, an dem die Bundeskanzlerin ihren schriftlichen
Glückwunsch geschickt haben wird. Das wird sicherlich auch bald passieren.

Heute kann ich eigentlich nur sagen, dass wir sehr hoffen, dass sich die
enge freundschaftliche Zusammenarbeit mit Mexiko auch mit dem neuen
gewählten Präsidenten und seiner künftigen Regierung weiterhin gut
entwickeln wird, auf wirtschaftlichem Gebiet wie auf allen anderen Gebieten
unserer Beziehung.

Frage: Die Frage geht an das BMVg und den Regierungssprecher. Derzeit
finden vor dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel Proteste gegen die dort
gelagerten US-Atomraketen statt. Meine Frage wäre: Wie beurteilt die
Bundesregierung diese zivilgesellschaftlichen Proteste, auch vor dem
Hintergrund dessen, dass sich in Umfragen 85 Prozent der Bundesbürger für
den Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland aussprechen?

StS Seibert: Sehen Sie, das Schöne an unserem Land ist ja, dass sich
zivilgesellschaftliche Proteste frei entfalten können.

Neumann: Ich habe dazu keine Ergänzung zu machen.

Zusatzfrage: Heißt das, zu der Aussage, dass sich 85 Prozent der deutschen
Bevölkerung beziehungsweise der Bundesbürger für einen Abzug der 
US-Atomwaffen aussprechen, wollen Sie sich nicht weiter äußern?

StS Seibert: Umfragen kommentieren wir hier grundsätzlich nicht.

Frage : Ich hätte bitte eine Frage an das Arbeitsministerium. Es geht um
die Beseitigung des Pflegenotstandes und das Interview, das der Minister
zusammen mit der Ministerin und dem Gesundheitsminister der "Bild am
SONNTAG", glaube ich, gegeben hat. Herr Heil sagte, er wolle zum einen die
Löhne der Pflegekräfte erhöhen. Dazu fiel das Stichwort
Flächentarifvertrag. Ich hätte gerne gewusst, wie das gehen soll, weil ein
Flächentarif für mich bisher eine Sache der Tarifparteien war, also nicht
eine des Gesetzgebers. Vielleicht können Sie ein bisschen erläutern, was da
geplant ist.

Krüger: Sie haben natürlich recht, das ist eine Sache der Sozialpartner.
Der Minister kann also nichts verhängen. Aber er kann dabei unterstützen,
dass sowohl Gewerkschafts- als auch Arbeitgeberseite sich zusammen an einen
Tisch setzen und über das Thema verhandeln, und in dem Moment, in dem ein
erster Tarifvertrag vorhanden ist, kann er diesen für allgemeinverbindlich
erklären und auf diese Art zu einer flächendeckenden Tarifvertragsbindung
beitragen.

Zusatzfrage : Sind diese Gespräche schon angelaufen?

Gibt es die Möglichkeit, über Mindestlöhne für Pflegekräfte einen ähnlichen
Effekt zu erzielen?

Krüger: Pflegemindestlöhne existieren bereits. Jedoch haben sie bisher
nicht diesen Effekt mit sich gebracht. Insofern reichte diese Art der
Herangehensweise an die Pflegekrise und an den Mangel an Fachkräften in
diesem Bereich nicht aus.

Was die Gespräche anbelangt, so startet die konzertierte Aktion gerade.
Insofern wird es im Rahmen dieser Aktion auf den Weg gebracht.

Frage : Ich würde vom Wirtschaftsministerium gern erfahren, für wann Sie
mit einer amerikanischen Entscheidung über die angedrohten Zölle für die
Automobilindustrie beziehungsweise ausländische Automobilimporte rechnen.

Eine zweite Frage: Ich meine, im Kopfe zu haben, dass es bei der Verkündung
der europäischen Gegenmaßnahmen zu den Stahl- und Aluminiumzöllen hieß, man
arbeite zudem an einem zweiten Zollreaktionspaket. Ist dieses zweite
Reaktionspaket noch eine Reaktion auf die Stahl- und Aluminiumzölle, auf
diese schon verhängten Maßnahmen, oder ist das etwas, was im Zusammenhang
mit etwaigen Autoimportbeschränkungen der USA in Kraft gesetzt würde?

Baron: Zu Ihrer ersten Frage: Sie wissen, dass das Verfahren in den USA
läuft. Die US-Administration hat eine Prüfung eingeleitet und hat dafür
grundsätzlich 270 Tage Zeit. Es steht ihr natürlich frei, diese Frist
auszuschöpfen oder nicht. Wir haben derzeit keine Kenntnisse darüber, wann
eine Entscheidung kommen wird und wollen sie an dieser Stelle auch nicht
herbeireden. Die Prüfung läuft, und das müssen wir abwarten.

Zu Ihrer zweiten Frage, zum Thema der Gegenmaßnahmen der EU: Es ist
richtig, sie sind - das wissen Sie ja - am 22. Juni in Kraft getreten. Die
EU-Kommission hat in ihrer Pressemitteilung darauf Bezug genommen, dass es
jetzt die erste Stufe gibt und eine zweite Stufe bei der WTO bereits mit
dem ersten Paket notifiziert werde. Das bezieht sich auf die Stahl- und
Aluminiumzölle. Nähere Fragen zum Verfahren müssten Sie an die 
EU-Kommission richten. Ich erinnere mich aber, dass dazu auch Ausführungen in
der Pressemitteilung am 22. Juni gemacht wurden.

Frage: Ich warte mittlerweile seit vier Wochen auf eine Nachreichung des AA
zur Einschätzung der Rechtmäßigkeit der Förderung politischer Parteien im
Ausland durch parteinahe deutsche Stiftungen. Deswegen will ich noch einmal
nachfragen, ob das AA mittlerweile zu einer Einschätzung dazu gekommen ist.

Adebahr: Hatten Sie dazu eine schriftliche Anfrage gestellt? Dann fasse ich
gern noch einmal nach.

Zusatz: Ich kann sie Ihnen auch noch schriftlich geben. Ich hatte sie
mündlich angefordert. Aber es wurde so kommuniziert, dass das nachgereicht
werde. Falls Sie sich erinnern, es geht um zivilgesellschaftliche Akteure
in Lateinamerika, die darauf hinweisen, dass die Förderung - - -

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann könnten Sie das vielleicht bilateral
klären.

Frage : Ich möchte zum Thema der Uploadfilter kommen und zur
Abschlusserklärung vom Donnerstag. Herr Seibert in diesem Papier steht,
dass die Kanzlerin die Absicht der Kommission begrüßt, einen
Gesetzgebungsvorschlag zur Verbesserung der Erkennung und Entfernung von
Inhalten zu unterbreiten, die zu Hass und zu terroristischen Handlungen
anstiften. Eine Verständnisfrage: Ist damit die sogenannte
Uploadfilterdiskussion gemeint, oder reden wir von zwei komplett anderen
Themen?

StS Seibert: Sprechen Sie jetzt von den Schlussfolgerungen des Europäischen
Rates?

Zusatz : Ja.

StS Seibert: Okay, dann müsste ich erst einmal nachschauen, was zu dem
Thema darin steht, oder mich informieren lassen. Bis dahin kann sicherlich
das Justizministerium schon etwas tun.

Krüger: Vielen Dank für diese Frage. Ich kann vielleicht schon einmal
anfangen darzustellen, dass es um zwei getrennte Fragestellungen geht.
Hierbei geht es nicht um eine urheberrechtliche Frage. Wir sprechen jetzt
also nicht von den Uploadfiltern, die wir hier an dieser Stelle ja schon
einmal besprochen haben, sondern es geht hierbei um Inhaltsfilter, wie Sie
gerade selber vorgelesen haben, gegen Hassrede oder Werbung für
Terrorismus. Insofern sind das einfach andere Fragestellungen. Hier geht es
also um Fragen der Terrorismusabwehr, die zumindest nicht in die
Zuständigkeit des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
fallen, sondern in die Zuständigkeit des BMI. - Vielleicht möchten Sie
ergänzen?

Korff: Am Wochenende hieß es immer, das sei genau diese Form von
Uploadfilter, der im Urheberrecht in der Diskussion stand. Das ist es
nicht, sondern es ging darum - so unsere Lesart der Erklärung vom
Europäischen Rat -, das Ziel der Bekämpfung terroristischer Inhalte und von
Aufrufen zu Hass im Internet einfach noch einmal zu bekräftigen. Es ist
eine Absichtserklärung, in diesem Bereich einen Gesetzesvorschlag
vorzulegen, der etwas anderes betrifft als die urheberrechtliche
Fragestellung.

Zusatzfrage : Dann habe ich eine Lernfrage. Was ist denn der Unterschied?
Sie sprechen von Inhaltsfiltern, und beim anderen Thema geht es um
Uploadfilter. Was ist denn da der Unterschied? Gefiltert wird ja so oder
so.

Korff: In der Erklärung steht, dass ein Gesetzentwurf vorgelegt werden
soll. Wie er dann im Einzelnen aussieht und vor allem wie er technisch
ausgestaltet werden soll, darüber haben wir noch keine Kenntnis. Es ging
darum, das Ziel - so unsere Kenntnis der Ergebnisse der Besprechung des
Europäischen Rates - der Bekämpfung der Anstiftung zu terroristischen
Handlungen im Internet klarzustellen.

Zusatzfrage : Sie wollen gegen Hassinhalte und terroristische Inhalte
vorgehen, aber nicht mit Uploadfiltern?

Korff: Richtig.

Zusatz : Also nicht vorab?

Korff: Wie gesagt - - -

Zusatz : Frau Krüger schüttelt schon den Kopf.

Krüger: Wir reden ja in beiden Fällen über - in Anführungszeichen -
Inhaltsfilter. Nur geht es - -

Zusatz : Also ist es doch dasselbe!

Krüger: - bei dem, wovon ich sprach, um den Schutz von urheberrechtlichen
Aspekten, während bei dem, was Sie jetzt gerade aufgerufen haben, nicht der
Urheberrechtsschutz im Vordergrund steht, sondern - -

Zusatz : Aber das Werkzeug ist doch dasselbe, Frau Krüger!

Krüger: - Fragen der Terrorismusabwehr.

Zusatzfrage : Verstehe ich das falsch? Das Werkzeug - - -

Krüger: Dann verstehe ich vielleicht Ihre Frage nicht recht. Können Sie sie
wiederholen?

Zusatz : Mir geht es um das Werkzeug. Der Filter ist das Werkzeug. Wofür
Sie es einsetzen, ist doch erst einmal nebensächlich.

Krüger: Dann habe ich Ihre Frage vielleicht nicht richtig verstanden.
Können Sie Ihre Ursprungsfrage wiederholen? Ich hatte verstanden, dass Sie
nach dem Unterschied fragten.

Zusatz : Genau. Aber den können Sie doch gar nicht nennen. Ihnen geht es
doch nur darum, was man damit am Ende herausfiltert. Aber der Filter an
sich ist doch für beides dasselbe.

Krüger: Gut. Wir haben jetzt hier über den Sinn der Maßnahme gesprochen.
Haben Sie weitere Fragen dazu?

Vorsitzender Szent-Iványi: Gibt es zu diesem Thema von anderen Kollegen
noch eine Frage? Ansonsten könnten Sie das vielleicht bilateral klären.

Frage: Um es zu verstehen: In der Tat ist es so: Filter ist Filter. Das ist
ein Instrument wie, sagen wir, die Polizei ein Instrument der
Verbrechensbekämpfung oder -verhinderung ist. In einem Fall geht es um
Kriminalpolizei, in einem anderen um Sittenpolizei. Ist das die Art von
Unterschiedlichkeit, die wir haben? Sagen Sie: "Wir beschäftigen uns auf
der einen Seite mit den Uploadfiltern, bei denen es um Urheberrechtsfragen
geht, und dann gibt es eine andere Art von Filter, die sich mit der
Verhinderung und Herausfilterung von 'hate' und Gewalt befasst"? Sind das
die beiden? Handelt es sich also um ein technisch ähnliches Instrument, und
Sie sagen: "Die Unterschiede liegen einfach darin, dass es andere Ziele
verfolgt"?

Korff: Zur konkreten Ausgestaltung kann ich Ihnen nichts sagen. Ich kann
nur bestätigen, dass mehrere Mitgliedsstaaten im Ergebnis zu den
Schlussfolgerungen oder der Erklärung des Rates gekommen sind. Das heißt,
es besteht ein Konsens der Mitgliedsstaaten, dass dringender
Handlungsbedarf bei der Bekämpfung von rechtswidrigen und terroristischen
Internetinhalten gesehen wird. Das ist alles, was ich zum jetzigen
Zeitpunkt dazu sagen kann. Es ist sozusagen eine gemeinsame Maßnahme
mehrerer Mitgliedsstaaten mit dem Ziel der Bekämpfung von rechtswidrigen
und terroristischen Inhalten im Internet.

Frage: Können der Regierungssprecher und das BMVg Medienberichte unter
anderem der "Stuttgarter Zeitung" bestätigen, dass die US-Armee in
Grafenwöhr über Jahre ukrainische Soldaten ausgebildet hat, ohne dass dies
der Bundesregierung mitgeteilt wurde oder bekannt war?

Neumann: Wie Sie wissen, gab es vor einigen Wochen - ich glaube, Sie hatten
damals danach gefragt - eine gemeinsame Übung unter der Ägide der U.S. Army
Europe. Alle anderen Medienberichte dazu, die Sie gerade erwähnt haben,
sind mir nicht bekannt.

Zusatzfrage: Heißt das, Ihnen ist nicht bekannt, dass die US-Streitkräfte
in Grafenwöhr über Jahre - ich spreche nicht von den letzten Wochen -, seit
Beginn des Konflikts in der Ukraine, ukrainische Soldaten ausgebildet haben
und dabei der Mitteilungspflicht gegenüber der Bundesregierung nicht
nachgekommen sind?

Neumann: Diese Vorgänge sind mir nicht bekannt. Ich habe auf die gemeinsame
Übung rekurriert, auf die Sie vor einigen Wochen schon abgestellt haben.

Zusatz: Genau. Ich rede über - - -

Neumann: Lassen Sie mich bitte kurz ausreden. - Sie ist dieses Jahr nicht
zum ersten Mal durchgeführt worden; insofern ist das eine über Jahre
bekannte Übungsreihe.

Vorsitzender Szent-Iványi: Weitere Fragen hierzu?

Zuruf: Ich habe die Frage auch an den Regierungssprecher gestellt. Es ist
ja nun irgendwie Standard, dass man auch zwei Vertreter ansprechen kann - -
-

Vorsitzender Szent-Iványi: Hier gibt es keinen Standard, sondern ich bin
der Sitzungsleiter, und ich habe Ihnen signalisiert, dass ich das hier
gerade beendet habe.

StS Seibert: Er kann mich natürlich ansprechen. Das hat er ja getan.
Insofern reiche ich einfach nur nach, dass ich den Ausführungen des
Kollegen aus dem Verteidigungsministerium nichts hinzuzufügen habe.

Zuruf: Könnten Sie dazu noch etwas nachtragen?

Vorsitzender Szent-Iványi: Ich beende damit die Bundespressekonferenz für
heute. Danke schön.

Montag, 2. Juli 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 2. Juli 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/07/2018-07-02-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BAYERN/4935: Landtags-SPD fordert stärkere Schleierfahndung statt Grenzbehörde (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 2. Juli 2018

Landtags-SPD fordert stärkere Schleierfahndung statt Grenzbehörde



Fraktionschef Markus Rinderspacher: Dr. Söders Etikettenschwindel bringt keine effektiveren Kontrollen

Die heutige Einführung einer angeblichen bayerischen Grenzpolizei durch die CSU-Staatsregierung ist für den SPD-Landtagsfraktionsvorsitzenden Markus Rinderspacher ein reiner Etikettenschwindel:

"Stationäre Grenzkontrollen an den drei bekannten bayerischen Autobahnübergängen sind nicht effizient. Bei Staus an den drei Kontrollstellen gibt es sogar Umfahrungsempfehlungen im Radio - und jede Menge weitere Möglichkeiten, die 817 Kilometer lange Grenze allein zu Österreich an anderer Stelle zu überqueren. Wir fordern eine effiziente Schleierfahndung und mobile, kurzfristige Grenzraumkontrollen statt die christsoziale Rückkehr zum Schlagbaum des 20. Jahrhunderts."

Zudem reiße der Einsatz der Landespolizei an der Grenze weitere Lücken an anderer Stelle: "Die bayerischen Polizeibeamten schieben momentan einen Rekordstand von 2,2 Millionen Überstunden vor sich her, 2.700 Personalstellen sind aktuell in den Heimatinspektionen nicht verfügbar. Nun auch noch Polizisten aus der Fläche in eine zentralistische Wasserkopf-Grenzbehörde von Dr. Söder abzuziehen, nutzt nicht der Grenzsicherheit, schadet aber der Polizeipräsenz im Land. Seine Doppelstruktur bei der Grenzsicherung schafft nur zusätzliche Bürokratie statt zusätzlichen Bürgerschutz. Wir brauchen mehr Polizisten auf der Straße und nicht in neuen Amtsstuben."

In Bayern sind insgesamt 108 Grenzübergangsstellen ausgewiesen. Davon handelt es sich um 76 Übergänge auf dem Landweg, 12 Grenzübergänge im Schienenverkehr, 2 Grenzübergänge auf Wasserstraßen und 18 Grenzübergangsstellen an Flughäfen und Verkehrslandeplätzen. Rinderspacher betont: "Wir brauchen keine bayerische Grenzbehörde, denn es gibt bereits eine deutsche Grenzpolizei. Grenzsicherung ist Sache der Bundespolizei. Ich erinnere daran, dass in der Amtszeit von CSU-Innenminister Hans-Peter Friedrich der Bundespolizei 3.600 Stellen gestrichen wurden. Das war ein schwerer Fehler in christsozialer Verantwortung."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag
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VERKEHR/866: Gute Nachrichten für den Schienengüterverkehr


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Juli 2018

Arbeitsgruppen: Haushalt, Verkehr und digitale Infrastruktur

Gute Nachrichten für den Schienengüterverkehr



Thomas Jurk, zuständiger Berichterstatter;

Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin:

Der Güterverkehr auf der Schiene steht in einem scharfen Konkurrenzkampf zu Lastwagen auf der Straße. Bei den Beratungen zum Haushalt des Bundesverkehrsministeriums wurde beschlossen, die Schienenmaut früher zu senken als geplant. Weitere Schwerpunkte waren das Sofortprogramm 'Saubere Luft', Modellprojekte zum ÖPNV und der Ausbau des Mobilfunks.

"Damit der umweltfreundliche Schienengüterverkehr konkurrenzfähig zum LKW-Verkehr auf der Straße bleibt, hat die Bundesregierung für die Jahre 2019 bis 2021 bereits 1,05 Milliarden Euro zur Reduzierung der Trassenpreise (Schienenmaut) eingeplant. In den Haushaltsberatungen wurden für 2018 zusätzlich 175 Millionen Euro oben drauf gelegt. Damit ist eine wesentliche Maßnahme des 'Masterplans Schienengüterverkehr' finanziell abgesichert. Nun kommt es darauf an, dass Bundesverkehrsminister Scheuer nicht noch mehr Zeit vertrödelt und endlich die erforderliche Förderrichtlinie vorlegt. Erst dann können die Mittel abfließen.

Ein weiterer Schwerpunkt der Beratungen zum Etat des Bundesverkehrsministeriums war die Luftreinhaltung. Hier sollen für Fördermaßnahmen zur Digitalisierung kommunaler Verkehrssysteme (Sofortprogramm 'Saubere Luft') bis 2022 insgesamt 500 Millionen Euro eingesetzt werden, davon in diesem Jahr zunächst 54 Millionen Euro. Außerdem wurden zusätzliche Mittel in Höhe von 95 Millionen Euro für Modellvorhaben im Bereich des Öffentlichen Personennahverkehrs in Bonn, Essen, Herrenberg, Mannheim und Reutlingen bereitgestellt. Diese Modellmaßnahmen ergänzen das Sofortprogramm 'Saubere Luft' und sollen bis 2021 laufen.

Wichtig war den Abgeordneten zudem der Mobilfunk: So werden den Eisenbahnverkehrsunternehmen im Ergebnis der Haushaltsberatungen nun bis 2021 zur Modernisierung des Funksystems (Global System for Mobile Communications - Railway) GSM-R 35 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Damit sollen die Mobilfunkversorgung entlang der Eisenbahnstrecken sowie der Betriebsablauf bei der Bahn verbessert werden. Außerdem wurden sechs Millionen Euro für die Umsetzung der im Koalitionsvertrag verankerten 5x5G-Strategie zur Verfügung gestellt. Die 5x5G-Stratgie sieht den Bau mobiler Breitbandnetze (5G) in fünf Testregionen vor, um eine intensivere Forschung und Testversuche durchzuführen und so wichtige Anwendungserfahrungen zu sammeln."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1791: Guatemaltekische Migrant*innen fordern Rücktritt der Außenministerin (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemaltekische Migrant*innen fordern Rücktritt der 
Außenministerin 

Sandra Jovel



(Guatemala-Stadt, 20. Juni 2018, cerigua) - Guatemaltekische
Migrant*innen in den USA haben Unterschriften gesammelt, um den
Rücktritt von Außenministerin Sandra Jovel zu fordern. Sie werfen ihr
Untauglichkeit für dieses Amt und ihr fehlendes Engagement, die
Interessen der Landsleute zu verteidigen, vor. Außerdem bringe sie die
internationalen Beziehungen von Guatemala in Gefahr. Frau Jovel habe
nichts dafür getan, um den guatemaltekischen Migrant*innen in den USA
zu helfen - ein Thema, welches normalerweise Priorität für die
Außenministerin haben sollte. Es sei inakzeptabel, dass das
Außenministerium keine Initiative ergreife, um den Kindern zu helfen,
die durch die US-Regierung von ihren Familien getrennt werden, so die
Petition auf der Online-Plattform 'chance.org'.

Die Migrant*innen betonten, dass Jovel seit ihrem Amtsantritt im
August 2017 zu keinem Zeitpunkt die Guatemaltek*innen im Ausland
verteidigt habe, so wie es die Wiener Konvention eigentlich vorsieht
und in der festgelegt ist, dass der guatemaltekische Staat nicht nur
wissen müsse, wie man seine Landsleute verhaftet, sondern auch, wie
man sie schützt.

Das Gegenteil sei der Fall gewesen, so die Petition: Jovel habe
systematisch die Arbeit der Internationalen Kommission gegen die
Straffreiheit in Guatemala CICIG (Comisión Internacional contra la
Impunidad en Guatemala [1]) vor dem UN-Generalsekretär und
Regierungsbeamt*innen in Washington DC diskreditiert, mit dem Ziel die
Justiz zu behindern und korrupte Beamt*innen und Abgeordnete zu
schützen. Die Petition hebt hervor, dass Korruption und Straflosigkeit
die Hauptgründe für die Auswanderung und die Massenflucht der
Migrant*innen seien, die sich in der schwierigen Situation befinden
ihr Leben zu retten und ihre Integrität zu bewahren.


Die Arbeit der CICIG wird weiterhin erschwert

Die Petition unterstreicht, dass es der Außenministerin allein darum
ginge, die Arbeit der CICIG zu behindern, was die guten Beziehungen
zwischen Guatemala und Schweden aufs Spiel gesetzt habe; außerdem
seien die internationalen Spannungen nach der Verlegung der Botschaft
in Israel - entgegen der Übereinkommen der UN - gestiegen. Des
Weiteren habe sie die Ausgaben der nach Israel gereisten Delegation
verschleiert, in der sich unter anderem auch Familienangehörige von
Präsident Jimmy Morales befanden.

Der neueste Beweis ihrer Inkompetenz sei die schlechte Verwaltung der
internationalen Hilfe für die Opfer des Vulkanausbruchs (Volcán de
Fuego) gewesen, die darin gegipfelt habe, dass Hilfsorganisationen an
den Grenzen des Landes kein Einlass gewährt worden sei, so die
Petition.

Die Migrant*innen erinnerten daran, dass einige Ex-Außenminister*innen
öffentlich zu Bedenken gegeben haben, dass die aktuelle Regierung "die
internationalen Beziehungen von Guatemala gefährdet" und
internationale Abkommen und Verträge verletze. Die Petition schließt
mit den Worten: Daher fordern wir den sofortigen Rücktritt von Frau
Jovel und dass die Regierung die guatemaltekische Außenpolitik rettet.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/forderungen-nach-ruecktritt-von-praesident-und-abgeordneten/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/guatemaltekische-migrantinnen-fordern-ruecktritt-der-aussenministerin/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/596: Julia Klöckner - "Beim Ökolandbau geht der Aufwärtstrend weiter" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 03.07.2018

Julia Klöckner: "Beim Ökolandbau geht der Aufwärtstrend weiter" 

Strukturdaten zum ökologischen Landbau in Deutschland 2017 veröffentlicht



Der ökologische Landbau in Deutschland ist auch 2017 deutlich gewachsen.
Damit setzt sich der positive Trend fort. Die ökologisch bewirtschaftete
Fläche ist um 9,7 Prozent angewachsen. Auch die Zahl der ökologisch
wirtschaftenden Betriebe hat sich erhöht: um 8,3 Prozent. Das geht aus den
Jahresmeldungen der Länder über den ökologischen Landbau hervor, die dem
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) vorliegen. Dazu
erklärt die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia
Klöckner:

"Bio und konventionell sind Anbauweisen, die gut im Miteinander existieren
können - statt im Gegeneinander. Wie ein Landwirt wirtschaftet, ob er sich
für den biologischen Anbau entscheidet, das obliegt jedem Unternehmer
selbst. Aber es liegt an den politischen Rahmenbedingungen, ob wir Hürden
senken und Bauern Mut machen, den Weg des Biolandbaus zu gehen. Denn die
Zahlen belegen: Die Verbraucher fragen immer mehr nach Produkten aus
ökologischem Anbau. Das Engagement meines Ministeriums zahlt sich aus. Wir
haben in der vergangenen Legislaturperiode eine Zukunftsstrategie für den
Ökolandbau entwickelt, auf der wir jetzt aufbauen. Unser Ziel, das wir im
Koalitionsvertrag vereinbart haben: 20 Prozent Ökolandbau bis 2030. Der
ökologische Landbau ist neben der konventionellen Landwirtschaft eine
wichtige Säule der deutschen Land- und Ernährungswirtschaft. Er hat seinen
festen Platz in der Agrarpolitik. Mir ist wichtig, dass der Ökolandbau und
die konventionelle Landwirtschaft nicht gegeneinander ausgespielt werden.
Deshalb haben wir gemeinsam den Mittelansatz zur Förderung der Ökolandbaus
im Haushalt noch einmal kräftig erhöht."


Hintergrund:

Die Zahl der Betriebe, die ausschließlich Bio-Produkte verarbeiten, ist
gegenüber dem Vorjahr um 2,6 Prozent auf insgesamt 9750 gestiegen. Die
reinen Handelsunternehmen verzeichnen bei einer Anzahl von 2953 einen
Zuwachs von 5,5 Prozent.

Die Strukturdaten zum ökologischen Landbau 2017 in Deutschland finden Sie
unter: 

www.ble.de/strukturdaten-oekolandbau

 * 
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VERBAND/2308: 5 vor 12 für die deutsche Schweinehaltung (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. Juli 2018

5 vor 12 für die deutsche Schweinehaltung

Bauernverband fordert Sondergipfel zur Lage der Ferkelerzeuger



Der Deutsche Bauernverband (DBV) fordert die Bundesregierung auf,
dringend umfassende Maßnahmen für eine tragfähige Zukunft der
Schweinehaltung in Deutschland zu ergreifen. "Die Ferkelerzeuger
stehen seit Jahren unter massivem Druck, der sich in einem weit über
dem Durchschnitt liegenden Strukturwandel bemerkbar macht", sagt
DBV-Präsident Joachim Rukwied. Dadurch müssten bereits jetzt mehr als
11 Millionen Ferkel aus Nachbarländern importiert werden - Tendenz
steigend. "Nun steht ein zusätzliches Bündel an gesetzlichen Maßnahmen
an, das von den deutschen Ferkelerzeugern aus eigener Kraft nicht zu
schultern ist. Es droht ein Strukturbruch ausgerechnet bei den
kleineren und mittleren Betrieben", so Rukwied.

Zur Lösung dieser dramatischen Lage bedürfe es eines gut durchdachten
Gesamtplans statt der derzeit isoliert diskutierten Einzelmaßnahmen.
"Notwendig ist ein Sondergipfel von Bund und Ländern unter Beteiligung
der Wirtschaft, um eine für die Betriebe tragfähige Lösung zu
erarbeiten und gemeinsam auf den Weg zu bringen."


Zum Hintergrund:

Die deutschen Ferkelerzeuger wollen zum Jahresende - wie im
Tierschutzgesetz gefordert - aus der betäubungslosen Ferkelkastration
aussteigen, ein praktikables und im internationalen Wettbewerb
tragfähiges Verfahren wie z.B. die Lokalanästhesie wird ihnen aber
verwehrt. Sie müssen - bedingt durch das sogenannte "Magdeburger
Gerichtsurteil" - demnächst ein Drittel ihrer Gebäude umbauen, werden
aber durch die aktuellen Regelungen im Bereich der Baugenehmigung in
den meisten Fällen behindert. Gleichzeitig sollen sie nach derzeitigen
Überlegungen im gleichen Zeitraum mit dem Abferkelbereich ein weiteres
Drittel ihrer Betriebsgebäude weitgehend neu bauen. Der daraus
insgesamt resultierende Investitionsbedarf beläuft sich auf
schätzungsweise 2 bis 3 Milliarden Euro.



Erklärung des DBV-Präsidiums zur Lage der Ferkelerzeuger

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=715815

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juli 2018
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VERBAND/2307: Bauern bauen Landwirtschaft auf Bio um (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 3. Juli 2018

Bauern bauen Landwirtschaft auf Bio um: 

Chance für die Politik wichtige Nachhaltigkeitsziele zu erreichen



Berlin, 03.07.2017. Die vom Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft veröffentlichten Zahlen bestätigen: 2017 stellten erneut
überall in Deutschland viele Bauern auf Ökolandbau um - die deutsche
Öko-Fläche wuchs im vergangenen Jahr um mehr als 120.000 Hektar (9,7 %) auf
insgesamt 1.373.157 ha. Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender des Bund
Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), kommentiert:

"Immer mehr Bauern ergreifen die Bio-Chance. 2017 stellten insgesamt mehr
als 2.200 Betriebe in Deutschland auf Ökolandbau um. Jeden Tag wandelten
die Bauern eine Landwirtschaftsfläche so groß wie etwa 467 Fußballfelder in
Bio um.

Mehr Bio ist gut für alle. Für die Kunden, die immer mehr Bio von hier
kaufen. Für Biene, Hase oder Feldlerche, die von der umwelt-, klima- und
artenschonenden Produktion profitieren. Und natürlich für die Bauern, die
durch stabile und gute Preise von ihren Produkten leben können.

Wir fordern die Politik in Bund und Ländern auf: Nutzen Sie das
Öko-Potenzial für den dringenden Umbau von Landwirtschaft und Ernährung in
Deutschland! Die Kompetenz und die Erfahrung der Unternehmen der
Ökologischen Lebensmittelwirtschaft und die stetig wachsende Bereitschaft
der Bürger, mehr Geld für umwelt- und tierfreundliche Produkte zu zahlen,
sind der Rohstoff für eine enkeltaugliche Landwirtschaft.

Wir fordern Bundesministerin Julia Klöckner auf, alle Stellschrauben auf 20
% Ökolandbau bis 2030 auszurichten, das Ziel hat die Große Koalition im
Koalitionsvertrag festgelegt. Die Zukunftsstrategie Ökolandbau muss jetzt
kraftvoll umgesetzt werden. Und in Überstimmung mit Düngeverordnung,
Tierwohllabel, öffentliche Beschaffung und der EU-Agrarpolitik gebracht
werden.

Wir erwarten, dass alle Ressorts die Zukunftsstrategie als gemeinsame
Aufgabe der gesamten Bundesregierung anpacken, beispielsweise auch die
Forschungs-, der Gesundheits- oder der Umweltpolitik".


Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen
der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 35.000 Bio-Betrieben
mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.



Mehr Zahlen, Daten und Fakten zur Ökologischen Lebensmittelwirtschaft
finden Sie auf:

https://boelw.de/themen/zahlendatenfakten/bio-branche-2018/.

Die Strukturdaten des Ökologischen Landbaus 2017 finden Sie auf:

https://www.ble.de/SharedDocs/Downloads/DE/Landwirtschaft/Oekologischer-Landbau/ZahlenOekolandbau2017.pdf?__blob=publicationFile&v=2.

 * 
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ASYL/1286: Nächste Abschiebung nach Afghanistan steht bevor (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 3. Juli 2018

Nächste Abschiebung nach Afghanistan steht bevor

PRO ASYL: Nicht die Fakten zählen, sondern politischer Eifer



Am heutigen Dienstag ist ein weiterer Sammelabschiebeflug nach Kabul
geplant - der Erste nach dem Bekanntwerden des neuen Lageberichts des
Auswärtigen Amtes (AA) zu Afghanistan Anfang Juni. PRO ASYL
befürchtet, dass vor allem Bayern seiner Auffassung, keinerlei
Beschränkungen bei Abschiebungen nach Afghanistan zu setzen, Taten
folgen lassen wird - obwohl das der Lagebericht des AA gar nicht
hergibt.

In der jetzigen Stimmung der Flüchtlingsabwehr zählen nicht die
Fakten, sondern der politische Eifer, um jeden Preis in ein
Kriegs- und Krisengebiet abzuschieben. Gerade Bayern tritt mit seiner
Abschiebepraxis besonders meinungsstark, aber faktenarm auf.

Der neue Lagebericht des AA legt neue Fakten offen. Generalisierende
Ablehnungsbegründungen des BAMF lassen sich nicht aufrechterhalten.
Auch die Darstellung des AA zur Rückkehr von AfghanInnen, die über
den Iran nach Europa geflohen sind, liegt näher an der Realität. Das
AA erkennt an, dass sie aufgrund der Sprache erkennbar sein könnten
und dass eine lange Abwesenheit aufgrund der fehlenden Vertrautheit
mit kulturellen Besonderheiten und sozialen Normen die Integration in
Afghanistan erschwert. Soziale und familiäre Netzwerke sind für die
Beurteilung der Rückkehrmöglichkeit entscheidend. Wer diese nicht hat
- kann nicht zurück.

Tausende AfghanInnen wurden auf Basis veralteter Fakten abgelehnt.
Deshalb fordert PRO ASYL: Alle Ablehnungsbescheide der vergangenen
zwei Jahre müssen jetzt dringend neu überprüft werden. Abschiebungen
nach Afghanistan sind zu stoppen.

UNHCR warnt vor einer pauschalisierenden Bewertung der Lage in
Afghanistan: »Die Situation ist nach wie vor schlecht, sowohl
hinsichtlich der Gefahren aufgrund des bewaffneten Konflikts und der
Terroranschläge, als auch im Hinblick auf die gezielten
Menschenrechtsverletzungen gegenüber Einzelpersonen oder bestimmten
Bevölkerungsgruppen«, so die Einschätzung.


Eine ausführlichen Stellungnahme von PRO ASYL zum neuen Lagebericht
zu Afghanistan ist zu finden unter:

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/2018-05-03-Stellungnahme-PA-zu-Lagebericht-Afghanistan-2018.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 2. Juli 2018
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RAUB/1140: Flucht - kehrt marsch ... (SB)




"Jetzt sehen sie, wie Jagd geht. Wir sind beim Jagen." Alice Weidel zeigt sich
nicht nur hocherfreut über den Streit zwischen den Unionsparteien, sie nimmt für
ihre Partei auch in Anspruch, bei dieser Treibjagd in der Position derjenigen zu
sein, die am wenigsten getrieben wird. Die selbstzufriedene Härte, mit der die
Co-Vorsitzende der AfD-Bundestagsfraktion das Drama auf den Bühnen Berlin und
München kommentiert, zeigt, daß das Jagen nicht bloß metaphorisch gemeint ist. 
Die Begriffswahl entspringt einem Machtbewußtsein, dessen sozialdarwinistische
Stoßrichtung jeden Tag neue Triumphe mehrheitlicher Zustimmung feiert. Im Sinne
der Behauptung, daß die CSU vor allem Angst vor einem Stimmenverlust an die AfD
in Bayern hat, ist die Einschätzung der AfD-Frau, in der Freßkette vorne zu
sein, nicht falsch. Doch ist die menschenfeindliche, den eigenen Vorteil absolut
setzende Einstellung kein Alleinstellungsmerkmal der Rechtspartei, sondern
Ausdruck einer Brutalisierung aller Sozialbeziehungen, unter der die Schwachen
und Verletztlichen am meisten zu leiden haben.

Vom Ende her betrachtet - das hätten die Kommentatoren der bürgerlichen Presse
allemal wissen können - dient der Zwist zwischen den Unionsparteien dazu, die
nächsthöhere Stufe repressiver und autoritärer Staatlichkeit zu betreten. Im
Grundsatz des weiteren Ausbaus der Flüchtlingsabwehr einig, geht es nun darum,
die Handlungsfähigkeit der EU durch die Angleichung der Ein- und
Ausschließungspraktiken ihrer Mitgliedstaaten zu verbessern. Es ist unerheblich,
ob die CSU Merkel vor sich hergetrieben hat oder die Kanzlerin des dabei
erwirtschafteten Handlungsvorwandes bedurfte, um nicht das Gesicht der ihr
zugeschriebenen Humanität zu verlieren. Der deutsche wie EU-europäische
Konsens geht in Richtung Abbau aller Formen von Freizügigkeit. Darunter werden
auch diejenigen zu leiden haben, die die erlittene Demütigung sozialer
Degradierung und Mißachtung gegen Menschen wenden, denen es noch schlechter
geht, so daß selbst Menschen auf ihnen herumtrampeln können, die sich im freien
Fall zum betonharten Grund gesellschaftlicher Meritokratie befinden.

Ob Anker- oder Transitzentrum, das Lager wird einmal mehr zur Signatur der
Epoche. Zu Tausenden immobil gemachte Menschen sollen unter Kontrolle
staatlicher Verfügungsgewalt gebracht werden, da ist ihre militärische Abwehr an
den Grenzen nur noch wenige Schritte entfernt. Flüchtende Menschen haben keine
Stimme, und schon gar nicht werden sie außerhalb der verhörähnlichen Situation,
in der der schwindende Rest des Anspruchs auf Asyl zur Geltung gelangt, gefragt. 
Das nacke Leben der Flüchtenden, wie eine für den DNA-Test aufbereitete
Gewebeprobe eingebannt in die Sicherheitsarchitektur der Flüchtlingsabwehr, soll
als Antithese zu allem, was das positive Selbstverständnis noch nicht zu
Menschenjägern gewordener BürgerInnen ausmacht, zum abschreckenden Beispiel
dafür gereichen, was geschieht, wenn der Mensch weiterhin Widerstand gegen seine
Isolierung, Unterwerfung und Barbarisierung leistet. 

Der Eindruck, politischer Erfolg bemesse sich an der Zahl zurück ins Elend
"geschaffter" Flüchtlinge, täuscht nicht. Als bloße Verfügungsmasse im
geostrategischen Aufbau verteilungs- und ressourcenpolitischer
Durchsetzungskraft ist als Flüchtlingen gebrandmarkten Menschen nicht mehr zu
helfen, und wer es dennoch tut, wird als Fluchthelfer und Schleuser vor Gericht
gestellt. Die Sicherung der Grenzen erfolgt keinesfalls beidseitig. Die
Zugbrücken werden heruntergelassen, wenn es den eigenen Zielen dient, und
hochgezogen, wenn andere sich Zugang verschaffen wollen, selbst wenn dieser dem
zuvor in Anspruch genommenen territorialen und ressourcentechnischen Übergriff
adäquat ist. Die Ordnung der Rangfolgen und Privilegien ist strikt vertikal
organisiert. Hoch im Himmel, wo Passagierflugzeuge tonnenweise CO2 in die
Atmosphäre pusten, um wichtige Personen in Rekordzeit von einem Ort zum anderen
zu tragen, ist die Freiheit schier grenzenlos. Unten am staubigen Boden, über den die
Gefahren für Leib und Leben fliehenden Menschen im Schneckentempo wandern, ist
die Grenze ein anderes Wort für die materielle Negation ihres Lebensrechtes.

Weidel, Merkel, Nahles, Seehofer, Söder - im Gruselkabinett des Wettbewerbes um
den Titel des am meisten zur Maske und Funktion erstarrten Politikers gibt es
nichts zu lachen, aber auch nichts zu befürchten. So aufgebläht das Possenspiel
um den Streit der Unionsparteien in den Medien erscheint, so unwichtig sind die
einzelnen Akteure. Was sie ebensowenig wahrhaben wollen wie die Menschen, die
sich von ihnen angezogen und abgestoßen fühlen, ist die Unteilbarkeit der
Schmerzen, die sie anderen zufügen. "Wir sind beim Jagen", und der dadurch
ausgelöste Blutfluß versiegt niemals, so lange er als Natur von was auch immer
von der eigenen Verantwortung getrennt wird.

3.Juli 2018
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NAHOST/1604: Palästina - Verschiebespiele ... (SB)


Palästina - Verschiebespiele ...



Mit dem "Deal des Jahrhunderts", so hat es US-Präsident Donald Trump
beim Einzug ins Weiße Haus im Januar 2017 angekündigt, werde er den
Nahostkonflikt lösen, über den sich die erfahrensten Diplomaten der
westlichen und der arabischen Welt seit Jahrzehnten den Kopf
zerbrechen. Wie immer bei Trump, dem windigen Bauunternehmer und
einstigen Kasinobesitzer, dessen Geschäftspartner stets den von ihm
angerichteten Schaden auszubaden haben, klaffen Versprechen und
Wirklichkeit extrem weit auseinander. Das bisherige Ergebnis des
Engagements der Trump-Administration im Nahen Osten ist eine
angesichts der jüngsten Verlegung der US-Botschaft von Tel Aviv in das
besetzte Ostjerusalem hoch zufriedene israelische Regierung Benjamin
Netanjahus, eine konsternierte Palästinensische Autonomiebehörde (PA)
in Ramallah, die Washington als Vermittler nicht mehr akzeptiert, eine
schockierte Weltöffentlichkeit sowie eine Bilanz von mehr als 200
getöteten und mehreren Tausend verletzten palästinensischen
Demonstranten, welche die israelischen Streitkräfte an der Grenze zu
Gaza seit Ende März als lebende Schießübungsziele benutzen.

Die Parteilichkeit Trumps für Israel stand von vornherein fest, hatte
doch der zionistische Kasinokrösus von Las Vegas, Sheldon Adelson, der
schon länger ein wichtiger Fürsprecher Netanjahus ist, 2016 den
Wahlkampf des republikanischen Immobilienhais aus New York gegen
Hillary Clinton maßgeblich finanziert. Konsequenterweise hat Trump
nach der Amtsübernahme von Barack Obama drei bekennende Förderer der
illegalen jüdischen Siedlungen im Westjordanland mit der
Nahostproblematik beauftragt. Sein Schwiegersohn Jared Kushner, dessen
Familie mit der Netanjahus eng befreundet ist, wurde Sonderberater des
Präsidenten. Trumps Firmenanwalt Jason Greenblatt erhielt den Posten
als Nahostbeauftragter des Weißen Hauses. David Friedman, ein
Konkursverwalter, den Trump aus der New Yorker Baubranche kennt, wurde
als US-Botschafter nach Israel entsandt. Vor wenigen Wochen hat
Friedman für Aufregung in der Region gesorgt, als er sich vor einer
großen Fotomontage radikaler Zionisten in Jerusalem ablichten ließ,
auf dem der Tempelberg ohne Felsendom samt goldener Kuppel, dafür mit
dem Dritten Tempel zu sehen war.

In der zweiten Junihälfte war das Kushner-Greenblatt-Gespann im Nahen
Osten unterwegs, um Zustimmung und Unterstützung für den großen "Deal"
einzuholen. Bei der Rundreise besuchten die beiden Israel, Ägypten,
Jordanien, Saudi-Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) und
Katar. Wegen der anhaltenden Mißstimmung bei der PA fiel der geplante
Abstecher nach Ramallah aus. Dort hatte sich im März
Palästinenserpräsident Mahmud Abbas geweigert, einen von den Saudis
übermittelten Entwurf des "Deals" anzunehmen. Angeblich liegt das
Dokument ungelesen in der Schublade. Deswegen gibt es Bestrebungen
seitens der USA, den alternden Abbas so rasch wie möglich loszuwerden
und durch einen gefügigeren Repräsentanten der Palästinenser zu
ersetzen.

Am 28. Juni berichtete der Nachrichtensender Arutz Sheva, der als
Sprachrohr der religiösen Rechten Israels gilt, während der
Anwesenheit Kushners und Greenblatts in der Region sei es zu einer
geheimen Sicherheitskonferenz im kleinen Kreis gekommen. Den Ort des
konspirativen Treffens nannte der Arutz-Sheva-Bericht nicht. Anwesend
sollen neben Kushner und Greenblatt Mossad-Chef Yossi Cohen sowie die
Leiter der ägyptischen, jordanischen und saudischen Geheimdienste -
General Abbas Kamel, General Adnan Al Issam Al Dschundi und General
Khalid Bin Ali Al Humaidan - gewesen sein. Dazu der vielleicht
interessanteste Satz des Artikels: "Auf ausdrücklichen Wunsch der
amerikanischen Emissäre und trotz des Boykotts der Vereinigten Staaten
durch die PA nahm deren Geheimdienstchef Madsched Faradsch ebenfalls
am Treffen teil." Die Formulierung bestätigt die Angaben des
französischen Nachrichtenportals Intelligence Online, wonach bei der
Trump-Regierung Faradsch bereits als potentieller Abbas-Nachfolger
gehandelt wird.

Im Anschluß an die Rundreise hat Kushner am 29. Juni der
palästinensisch-arabischen Zeitung Al Quds ein Interview gegeben, in
dem er in groben Zügen den US-Friedensplan umriß und sich gleichzeitig
als ganz der zionistischen Sichtweise verhaftet zeigte. Ohne auch nur
ein Wort über die israelische Besatzung zu verlieren, machte der
Ehemann von Ivanka Trump die Palästinenser für ihre mißliche Lage
allein verantwortlich. Sie litten unter einer "schwachen politischen
Führung" behauptete er. Abbas und die PA seien nur am eigenen Wohl
interessiert, so Kushner. Gemeinsam mit den arabischen Nachbarstaaten
wollten die USA den Palästinensern ein Leben in Würde und
wirtschaftlichen Wohlstand ermöglichen. Dafür müßten sie lediglich auf
die alten politischen Parolen einschließlich der selbstgewählten
Opferrolle verzichten, erklärte er.

Hinter Kushners Beschwörung eines israelisch-palästinensischen
"Silicon Valley" im Nahen Osten, sobald die Palästinenser das
Rückkehrrecht der Flüchtlinge sowie ihren Anspruch auf einen eigenen
Staat mit Jerusalem als Hauptstadt aufgeben, steckt nichts als heiße
Luft. Kushner, wie Trump ein überschuldeter Immobilienjongleur,
versteht es bestens, Visionen zu entwerfen. Wie bei seinem
Schwiegervater läßt jedoch häufig die Realisierung zu wünschen übrig -
siehe das aktuelle Skandalprojekt "666 Park Avenue". Kushner soll
Ägypten und die sunnitischen Monarchien am Persischen Golf dazu
überredet haben, im nördlichen Sinai mehrere größere
Infrastrukturprojekte - darunter einen Seehafen, einen Flughafen sowie
einen gigantischen Solarenergiepark - zu finanzieren, welche
Arbeitsplätze für die Menschen im Gazastreifen bieten und zugleich die
dortigen Probleme der Strom- und Wasserversorgung lösen sollen.

Abdel Fatah Al Sisis Militärdiktatur in Kairo käme die
Industrieansiedlung bei Al Arish gelegen. Einen Teil der Gelder
könnten die ägyptischen Generäle sicherlich in die eigenen Taschen
umleiten. Gleichwohl fürchtet sich Ägypten davor, die politische
Verantwortung für den Gazastreifen endgültig zugeschoben zu bekommen.
Die Ägypter glauben, daß auf dem Weg des Trumpschen "Deals" Israel und
die USA die Spaltung des Gazastreifens vom Westjordanland dauerhaft
zementieren und somit die Möglichkeit eines palästinensischen Staats
beseitigen wollen. Ähnlich beurteilt der saudische König Salman die
Lage. Im Gegensatz zu seinem Sohn und Thronfolger Prinz Mohammed, der
zusammen mit Kushner dabei ist, den ganzen Nahen Osten auf den Kopf zu
stellen, beharrt Salman auf die Arabische Friedensinitiative seines
verstorbenen Bruders König Abdullah von 2002. Diese sieht volle
diplomatische Anerkennung für und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit
Israel vor, sobald es die seit 1967 besetzten Gebiete räumt, Palästina
als Staat entstehen läßt und einer gerechten Lösung der
Flüchtlingsfrage zustimmt.

Jordaniens König Abdullah ist über den Kushner-Vorstoß ebenfalls alles
andere als glücklich. Er sieht im geplanten dauerhaften Verbleib der
israelischen Streitkräfte im Jordantal eine militärische Bedrohung
seines Staats. Des weiteren macht er sich Sorgen, daß die
Zuständigkeit seiner Haschemiten-Dynastie für den Tempelberg an die
Saudis übergehen könnte. Für eine solche aus muslimischer Sicht
schwerwiegende Rechtsübertragung macht sich hinter den Kulissen
angeblich der saudische Kronprinz Mohammed stark. Darüber hinaus
stehen Saudi-Arabien und die VAE der geplanten Beteiligung Katars am
Wiederaufbau Gazas skeptisch bis ablehnend gegenüber. Im Mai 2017
haben Riad und Abu Dhabi alle diplomatischen und wirtschaftlichen
Kontakte zu Doha abgebrochen und dies mit der Unterstützung Katars für
die palästinensische Hamas, die in Gaza die Regierung stellt, sowie
der Weigerung Dohas, seine Kontakte zu Saudi-Arabiens Erzfeind Iran
abzubrechen, begründet. Angesichts all dieser Verwicklungen wären die
Palästinenser gut beraten, wenn sie sich nicht auf die wohlklingenden
Versprechungen der Trump-Familie einließen.

3. Juni 2018
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KIND/175: Österreich - Mehr Rechte für Kinder und Jugendliche in Einrichtungen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Mehr Rechte für Kinder und Jugendliche in Einrichtungen

Von Hannah Wahl, Unsere Zeitung, 2. Juli 2018



Ab 1. Juli 2018 gilt das Heimaufenthaltsgesetz auch für Minderjährige
mit psychischen Erkrankungen und intellektuellen Beeinträchtigungen in
Pflege- und Betreuungseinrichtungen. Die Novellierung bedeutet
verbesserten Schutz vor unzulässigen und nicht altersgemäßen
Freiheitsbeschränkungen.

Im Februar löste die Befürchtung, die ÖVP-FPÖ Regierung könnte das
Erwachsenenschutzgesetz kippen, eine Welle der Kritik [1] aus. Heute
trat das neue Gesetz wie geplant in Kraft. Das bedeutet auch massive
Verbesserungen für Kinder- und Jugendliche, deren Freiheitsrechte nun
auch im Heimaufenthaltsgesetz verankert sind.


Grundrechte schützen

"Gerade für Kinder und Jugendliche ist es wichtig, dass es eine
unabhängige Institution gibt, die Freiheitsbeschränkungen überprüft",
erklärt Susanne Jaquemar, Fachbereichsleiterin von VertretungsNetz -
Bewohnervertretung [2]. "Denn insbesondere in jungen Jahren ist die
Gefahr einer Gewöhnung an Beschränkungen groß. Das ist fatal, weil
dadurch Entwicklungsmöglichkeiten der Kinder und Jugendlichen - teils
massiv - beeinträchtigt werden." Obwohl BewohnervertreterInnen
Beschränkungen der Bewegungsfreiheit von Minderjährigen in
Einrichtungen [3] wahrnehmen, waren Minderjährige vom
Heimaufenthaltsgesetz bislang ausgenommen. Das trifft bei ExpertInnen
wie Petra Flieger auf Unverständnis: "Warum sollten Kinder und
Jugendliche mit psychischen oder kognitiven Beeinträchtigungen nicht
denselben Schutz ihrer Grundrechte erfahren wie Erwachsene?" Mit der
Gesetzesnovellierung können Beschränkungen der persönlichen Freiheit
von Kindern und Jugendlichen gegebenenfalls einer gerichtlichen
Überprüfung zugeführt werden. Jede/r Betroffene erhält im Einzelfall
Rechtsschutz.


Menschenrechte und Interessenskonflikte

Erst durch unangemeldete Kontrollen der Volksanwaltschaft, die die
Einhaltung von Menschenrechten in Einrichtungen überprüft, seien die
Freiheitsbeschränkungen zum öffentlichen Thema geworden, erläutert
Flieger weiter. Diese hätten schlussendlich auch zur Novelle des
Heimaufenthaltsgesetzes geführt. Laut Susanne Jaquemar sei die
Situation auch von Interessenkonflikten geprägt: "Bislang wurden die
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe von den Ländern
kontrolliert. Gleichzeitig sind diese aber Auftraggeber der
Einrichtungsbetreiber. Umso mehr bedarf es daher einer unabhängigen
Kontrolle durch die Bewohnervertretung."

Was oft missverstanden wird: Die Kontrollkompetenz der Länder bezieht
sich auf die qualitative Leistungserbringung der Einrichtung. Die
europäische Menschenrechtskonvention garantiert aber im einzelnen
Grundrechtseingriff den Rechtsschutz durch ein unabhängiges Organ und
gegebenenfalls gerichtliches Verfahren.


Gewalt im Heimalltag

Freiheitsbeschränkungen werden meist gegen den Willen der betroffenen
Personen durchgeführt und stellen somit eine Gewaltanwendung dar.
Jeder massive Eingriff in diese Grundrechte muss daher der
gesetzlichen Bewohnervertretung gemeldet werden. Diese überprüft die
Zulässigkeit der Freiheitsbeschränkung.

"Freiheitsbeschränkungen gehören für Menschen in Einrichtungen zum
 Alltag. Gleich in welcher Einrichtung sie leben oder ihren Tag
 verbringen. Doch nur weil etwas alltäglich ist, macht es das noch
 lange nicht okay." - Susanne Jaquemar 
(VertretungsNetz -
 Bewohnervertretung)



Seit 2005 regelt das Heimaufenthaltsgesetz - bislang jedoch nur für
Erwachsene - dass eine Freiheitsbeschränkung die letzte mögliche
Maßnahme sein darf. Trotzdem kommt es im Heimalltag zu zahlreichen
unzulässigen Gewaltanwendungen, wie 2016 eine Tagung zu diesem
Tabuthema [4] thematisierte. Diese reichen von der medikamentösen
Ruhigstellung durch breit eingesetzte Psychopharmaka, bis hin zu
mechanischen Maßnahmen wie Bettgitter und Gurtsysteme, um den Menschen
am Aufstehen zu hindern.


Erstveröffentlichung:

https://www.unsere-zeitung.at/2018/07/01/mehr-rechte-fuer-kinder-und-jugendliche-in-einrichtungen/


Anmerkungen:

[1] https://www.unsere-zeitung.at/2018/02/19/die-oevp-fpoe-regierung-und-ihre-retro-politik-wird-das-erwachsenenschutzgesetz-gekippt/

[2] https://www.vertretungsnetz.at/home/

[3] https://www.vertretungsnetz.at/nd/news/kinder-haben-rechte/

[4] https://www.unsere-zeitung.at/2016/08/19/gegen-die-misshandlung-aelterer-menschen/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LEISTUNGEN/614: "Konzertierte Aktion Pflege" - AWO fordert Pflegeversicherung umzubauen (AWO)


AWO Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. - Pressemitteilung vom 3. Juli
2018

"Konzertierte Aktion Pflege" - AWO fordert Pflegeversicherung
umzubauen



Die Bundesminister Spahn, Giffey und Heil haben heute geladen zur:
"Konzertierten Aktion Pflege". Die AWO ist einer der eingeladenen Verbände
und fordert schon lange ein koordiniertes Vorgehen abgestimmter Maßnahmen,
um die Pflege in Deutschland zu verbessern.

Der Präsident der AWO Wilhelm Schmidt betont: "Es ist eine große
gesellschaftliche Herausforderung bei immer mehr älteren und
pflegebedürftigen Menschen, eine gute und menschenwürdige Pflege zu
garantieren. Dazu bedarf es in erster Linie mehr Pflegefachkräfte. Um im
Wettbewerb mit anderen Berufen bestehen zu können, muss der Beruf
attraktiver werden. In Punkto verbesserte Bezahlung der Fachkräfte sieht
die AWO die Lösung in einem allgemeinverbindlichen Tarifvertrag, d.h. einer
einheitlichen Vergütung aller Pflegekräfte in Deutschland, um endlich das
Lohnkostendumping zu beenden und die Arbeit in der Pflege auch finanziell
attraktiver werden zu lassen.

Die Pflegeversicherung sollte in eine Sozialversicherung umgewandelt
werden, die auch zukünftig eine verlässliche Absicherung des Pflegerisikos
gewährleistet. Eine Pflegebedürftigkeit darf nicht bedeuten, dass man Sorge
haben muss, von Sozialhilfe abhängig zu werden.

Die Pflegeversicherung muss grundsätzlich deutlich besser finanziell
ausgestattet werden. Sie muss dynamisiert und sich an der allgemeinen
Preissteigerung sowie an der Entwicklung der Lohnkosten orientieren.
Darüber hinaus fordert die AWO, die Pflegeversicherung in eine
Bürgerversicherung umzubauen, den Pflegeversorgungsfonds aufzulösen, ihre
Beiträge angemessen zu erhöhen und schließlich die gesetzliche und private
Krankenversicherung zusammenzuführen. Auch fordert die AWO die medizinische
Behandlungspflege in Heimen durch die Krankenversicherung zu finanzieren.

Das Ziel aller Maßnahmen muss es ein, das Risiko der Pflegebedürftigkeit
für die Betroffenen wirksam und auf Dauer abzusichern, die tarifgemäße
Bezahlung der Mitarbeitenden zu refinanzieren, eine gute
Personalausstattung in der Pflege zu ermöglichen und den Pflegeberuf
attraktiver zu machen. Gute Pflege darf nicht vom Geldbeutel abhängen."

 * 

Quelle:

AWO Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V.

Heinrich-Albertz-Haus

Blücherstr. 62/63, 10961 Berlin

Telefon: 030 / 26309-0

E-Mail: info(at)awo.or

Internet: https://www.awo.org
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MELDUNG/272: Österreichischer EU-Ratsvorsitz sollte EU zu einem gemeinsamen, fairen Asylsystem führen (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 2. Juli 2018

Österreichischer EU-Ratsvorsitz sollte EU zu einem gemeinsamen, fairen
und funktionierenden Asylsystem führen



Die Reform der Dublin-Verordnung weiter voranzutreiben und einen fairen
Verteilungsmechanismus zu schaffen, um EU-Staaten zu entlasten, in denen
überproportional viele Asylanträge gestellt werden, sind zentrale
Empfehlungen.

Das UN-Flüchtlingshochkommissariat UNHCR hat heute Empfehlungen an den
österreichischen Vorsitz im Rat der Europäischen Union veröffentlicht.
UNHCR fordert Österreich im Rahmen seiner EU-Ratspräsidentschaft auf, die
EU-Mitgliedstaaten zu einen und auf ein kohärentes und gemeinsames
Asylsystem hinzuarbeiten. Dieses Asylsystem muss das Recht auf Asyl
gewährleisten und Zugang zu einem Asylverfahren sicherstellen.

"Die aktuellen Entwicklungen im Mittelmeer und auch darüber hinaus zeigen,
dass die EU mit ihrer Asylpolitik an einem kritischen Punkt steht. Wir
brauchen eine starke Ratspräsidentschaft, welche die EU aus der derzeitigen
Sackgasse herausführt und die gleichzeitig auch an einem gut
funktionierenden Asylsystem arbeitet", so Pascale Moreau,
UNHCR-Europadirektorin. "Das ist machbar. Denn die EU beherbergt nur einen
Bruchteil der Menschen, die weltweit auf der Flucht sind. 85 Prozent der
Flüchtlinge leben in den ärmsten Ländern der Welt."

Eine der zentralen UNHCR-Empfehlungen ist es, die Reform der
Dublin-Verordnung weiter voranzutreiben und einen fairen
Verteilungsmechanismus zu schaffen, um EU-Staaten zu entlasten, in denen
überproportional viele Asylanträge gestellt werden. Dieser Mechanismus
müsste einfach, rasch und bei Bedarf in Gang gesetzt werden können. Dadurch
wäre ein funktionsfähigeres und praktikableres Asylsystem gewährleistet.

"Solidarität zwischen den EU-Mitgliedstaaten muss Hand in Hand mit dem
Zugang zu Asyl in Europa einhergehen, anstatt die Verantwortung, Menschen
Schutz und Asyl zu gewähren, an Regionen außerhalb der EU abzuwälzen. Der
Zugang zum Hoheitsgebiet der EU sowie zu einem funktionierenden und fairen
Asylsystem sind unverzichtbar für Schutzbedürftige, ebenso wie auch die
Unterstützung der Mitgliedstaaten. Ein menschenrechtskonformer und
pragmatischer Ansatz, der den Weg für Europa, aber auch weltweit vorgibt,
ist möglich", so Moreau weiter.

UNHCR wiederholt in seinen Empfehlungen auch den Appell, eine gemeinsame
und regionale Lösung zu finden, um Schiffs-Anlandungen sowie die Rettung
auf See planbarer und besser durchführbar zu gestalten. Auf See gerettete
Menschen sollten umgehend an sichere Orte gebracht werden. Dies ist von
hoher Priorität, um Menschenleben zu retten und den Zugang zu Asyl zu
gewährleisten.

Der österreichische Ratsvorsitz sowie die EU-Mitgliedstaaten könnten mit
dieser Herangehensweise eine globale Vorreiterrolle einnehmen, die zeigt,
wie Solidarität und Verantwortungsteilung aussehen können. Im Hinblick auf
die dem Ende zugehenden Verhandlungen für den sogenannten "Globalen Pakt
für Flüchtlinge" wäre dies umso bedeutsamer.

Ebenso elementar für einen soliden Flüchtlingsschutz sind mehr legale
Möglichkeiten, um nach Europa zu kommen - wie etwa Familienzusammenführung.
Auf diese Weise kann verhindert werden, dass Menschen die Dienste von
Schleppern in Anspruch nehmen müssen und sich auf gefährliche Reisen auf
der Suche nach Sicherheit begeben müssen.

Die UNHCR-Empfehlungen betonen auch die Wichtigkeit, die Verabschiedung
eines "Globalen Pakts für Flüchtlinge" zu unterstützen sowie
sicherzustellen, dass im nächsten EU-Budget (2021-2027) die Themen Flucht
und Vertreibung effektiv berücksichtigt werden.

UNHCR steht gerne zur Verfügung, um den österreichischen Ratsvorsitz, die
EU und ihre Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, Zugang zu Schutz und ein
faires und funktionierendes Asylsystem sicherzustellen sowie global eine
führende Rolle im Flüchtlingsschutz einzunehmen.




Die gesamten Empfehlungen finden Sie unter:

http://www.refworld.org/docid/5b35e4367.html

Siehe auch: UNHCR, "Besserer Schutz der Flüchtlinge in der EU und
weltweit":

http://www.refworld.org/docid/583c180e4.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Juli 2018

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





WOHNEN/217: Leben in Klein- und Mittelstädten liegt bei den Deutschen im Trend (idw)


Bertelsmann Stiftung - 02.07.2018

Leben in Klein- und Mittelstädten liegt bei den Deutschen im Trend

Stadt oder Land? Wo wollen die Menschen in Deutschland wohnen? Eine
Analyse der Bertelsmann Stiftung untersucht aktuelle Trends des
Wanderungsgeschehens - von den Metropolen bis zu den ländlichen Räumen.



Gütersloh, 02. Juli 2018. Seit einiger Zeit gilt: Immer mehr Menschen
ziehen in die Stadt. Stimmt das? Und wenn ja, wohin genau? Im Datenportal
Wegweiser-Kommune.de der Bertelsmann Stiftung werden verschiedene
Wanderungsdaten, zum Beispiel nach Alter und Geschlecht, aber auch nach
Ziel oder Herkunft, für alle Gemeinden mit mehr als 5.000 Einwohnern seit
2006 kostenlos bereitgestellt. So lassen sich für die Kommunen
Wanderungsbewegungen detailliert nachvollziehen. Auf Basis dieser Daten
hat jetzt das ILS - Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung
gGmbH die Zu- und Fortzüge in Deutschland analysiert. Das Ergebnis: Leben
in der Stadt liegt im Trend. Dabei zieht es die Menschen aber nicht nur in
die Millionen-Metropolen wie Berlin, Hamburg, München oder Köln. Vor allem
Mittel- und Kleinstädte wie Bad Neustadt an der Saale oder Aurich in
Ostfriesland sind die Gewinner des aktuellen Trends. Neben kleineren
Städten an den Rändern der Metropolen zählen aber auch Kommunen in
ländlichen Räumen wie Finsterwalde im Landkreis Elbe-Elster oder Eschwege
im Werra-Meißner-Kreis dazu.

Für die Analyse "Trend Reurbanisierung? Analyse der Binnenwanderung in
Deutschland 2006 bis 2015" hat das ILS detailliert herausgearbeitet, dass
neben den Großstädten auch Klein- und Mittelstädte vom Zuzug aus dem
Umland profitieren - auch wenn nicht alle kleineren Städte in Deutschland
von dieser Entwicklung profitieren können. Daneben konnte ein sogenannter
"Überschwappeffekt" der Großstädte nachgewiesen werden. Das heißt,
besonders die großen Großstädte verlieren zunehmend Bevölkerung an ihr
direktes Umland, den "Speckgürtel". In den ländlichen Räumen setzt sich
zudem die kontinuierliche Abwanderung dünn besiedelter Gebiete fort -
allerdings auf einem relativ geringen Niveau. Strukturschwache Regionen
jenseits städtischer Verdichtung sind dabei besonders von Schrumpfung
betroffen.

Was macht den "Speckgürtel" attraktiv?

So heterogen die Entwicklungen auf regionaler Ebene sind, so vielfältig
sind die Gründe für Bevölkerungsbewegungen innerhalb Deutschlands: Sie
reichen vom Umzug wegen eines Arbeitsplatzwechsels oder in besseren - und
vor allem bezahlbaren - Wohnraum bis zum Wunsch, im Alter in der Nähe der
Kinder zu leben. "Neben den steigenden Mieten insbesondere in großen
Städten wie Hamburg, München oder Berlin gibt es ein ganzes Bündel von
Motiven für einen Umzug in eine kleinere Stadt", so Brigitte Mohn,
Vorstandsmitglied der Bertelsmann Stiftung. Die Daten im Wegweiser Kommune
zeigen, dass hohe Mieten ein starker Treiber für Bevölkerungsbewegungen
sind (vgl. Karte 1 "Mietspiegel").

Aber auch die jeweilige Lebensphase der Menschen spielt eine wichtige
Rolle für die Wanderungsbewegungen in vier verschiedenen Altersgruppen:
Die jüngere Generation in Ausbildung und Studium zieht eher in die
Großstadt, während Familien oder die älteren Generationen auch gerne in
kleinere und mittlere Städte ziehen. "Für die kleinen und Mittelstädte ist
dieser Trend eine Chance für Wachstum", so Mohn weiter. "Damit diese
Städte auch in Zukunft für die Menschen als Lebensort attraktiv bleiben,
ist eine moderne und funktionierende Infrastruktur eine zentrale
Voraussetzung. Hier sind die Kommunen in der Pflicht, bei Investitionen
und Stadtplanungen die richtigen Prioritäten zu setzen. Wenn man dabei an
den öffentlichen Personennahverkehr, ärztliche Versorgung oder
Breitbandausbau denkt, ist klar, dass viele kleinere Städte dies nicht
ohne Unterstützung von Land und Bund schaffen können", so Petra Klug,
Kommunalexpertin der Bertelsmann Stiftung.

Erkenntnisse über Binnenwanderung für Stadtentwicklung nutzen

Neben der gestiegenen Zuwanderung nach Deutschland zählen
Binnenwanderungen zu den entscheidenden Faktoren, die die Entwicklung und
Zusammensetzung der Bevölkerung in den Städten und Gemeinden beeinflussen.
Sie verändern die Alters- und Sozialstruktur der Bevölkerung maßgeblich -
mit Konsequenzen für das Gemeinwesen.

Damit die verantwortlichen Entscheider in den Kommunen die richtigen
Weichen für kommunale Planungen stellen, ist eine kleinräumige Betrachtung
von Wanderungsbewegungen und die Analyse der Daten von entscheidender
Bedeutung. Neben den Zu- und Fortzügen gilt dies vor allem auch für die
Entwicklung in den verschiedenen Altersgruppen. So können aktuelle Trends
der Raumentwicklung differenziert erkannt und für eine zukunftsfähige
Kommunalpolitik verwendet werden.


Zusatzinformationen

Für diese Auswertung hat das ILS im Auftrag der Bertelsmann Stiftung das
aktuelle Wanderungsgeschehen auf Basis eines umfangreichen Datensatzes
untersucht; er enthält Informationen über Fortzüge, Zuzüge und
Wanderungssalden für die Jahre 2006 bis 2015 zu rund 1,2 Millionen
Wanderungsströmen von den Gemeinden mit mehr als 5.000 Einwohnern in alle
Kreise des Bundesgebietes.

Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Ein detaillierter Blick auf die Wanderungsverflechtungen einzelner Städte
und Gemeinden ist im Statistikbereich des Portals möglich unter: 

http://www.wegweiser-kommune.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Jochen Lange, 02.07.2018
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SCHACH-SPHINX/06614: Schlüssel zum Geheimnis (SB)


Was ist das Geheimnis eines Großmeisters, wie kann er auf dem Brett
die zauberhaftesten Gewinnkombinationen finden, welchen Schlüssel
verwendet er, um die ehernen Türen aufzuschließen, hinter denen sich
das Feenreich der schöpferischen Gedanken befindet? Mit diesen oder
ähnlichen Fragen werden Großmeister von Laien oft bestürmt. Nun soll
er ihnen den Königsweg verraten, sagen, mit welcher Methode, welchem
Denkansatz sie sich auf ihre Partien vorbereiten. Die Antwort ist so
einfach und unattraktiv, daß Laien zumeist ein verdutztes Gesicht
schneiden und sich sogar hintergangen fühlen, so, als würden die
Meister des Fachs eine Art von Geheimniskrämerei betreiben. Die
Wahrheit ist, daß sie nicht mehr anzubieten haben als eben ein
Arbeitszimmer, wo sie angestrengt vor dem Brett sitzen und Hunderte,
Tausende von Zügen auf ihren inneren Wert hin überprüfen. Der Schweiß
diktiert auch hier den Erfolg. Arbeitstiere sind sie, denen nichts in
den Schoß fällt. Talent ist gut, aber ohne die schweißtreibende Mühe
am Analysebrett kommen auch sie nicht weiter. Wer glaubt, es gäbe eine
geniale Methode, mit der man auf einen Blick in das Wesen einer
Stellung hineinleuchten könnte, der irrt und macht es sich allzu
leicht. Das Märchen vom Sternentalerkind ist eben nur ein Märchen für
Müßiggänger und Bequeme. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte unser
Schachfreund Bartmann sicherlich zig Stunden pro Tag ins Geschäft
gesteckt, damit er nach dem fehlerhaften Zug seines Kontrahenten, der
zuletzt 1.Te1-e7? gezogen hatte, die gewinnbringende Kombination
finden konnte. Nicht wahr, Wanderer, man muß sich immer auf die
eigenen Füße stellen!






[image: SCHACH-SPHINX/06614: Schlüssel zum Geheimnis (SB)]



Wedel - Bartmann

Bremen 1997


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

David Bronstein war im Auslegen der Schachregeln immer schon ein wenig
eigenwillig gewesen. Jedenfalls überzeugte er die Schachwelt ein
weiteres Mal von der Relativität aller Regeln. Mit 1.Ld3-e2! leitete
er einen Angriffs auf den scheinbar besser geschützten schwarzen König
ein, der nicht mehr abzuwehren war: 1...Dc3-f6+ 2.Kh4-h3 Tf8-f7 3.Le2-
h5 Ke8-e7 4.Lh5xf7 Df6xf7 5.Lf4-d6+ Ke7-f6 - 5...Ke7-e8 6.Dh7-h8+ Ke8-
d7 7.Th1-d1 - 6.Dh7-h6+ Df7-g6 7.Ld6-e7+ und Schwarz gab, vor die
Alternative gestellt, ob Damenverlust 7...Kf6-e5 oder Matt 7...Kf6-f7
8.Dh6-f8#, lieber gleich auf.



Erstveröffentlichung am 6. Juli 2005

3. Juli 2018
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FORSCHUNG/167: Projekt - Verbesserung der Lebensqualität in schrumpfenden Städten (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 02.07.2018

Forschungsprojekt: 3,3 Millionen Euro für eine bessere Lebensqualität in
schrumpfenden Städten



Demografischer Wandel und der Verlust von Arbeitsplätzen führen weltweit
in Städten zu einem Rückgang der Bevölkerung. In einem neuen
internationalen Projekt, das von der EU-Kommission ab Oktober für vier
Jahre mit 3,3 Millionen Euro gefördert wird, untersuchen Forscherteams aus
Europa, den USA, Mexiko und Japan interdisziplinär, wie die Lebensqualität
in schrumpfenden Städten verbessert werden kann. Dabei geht es etwa um
Infrastruktur, urbane Lebensmittelproduktion, Kultur und Migration. In
einer Graduiertenschule werden Doktoranden hierbei strukturiert betreut.
Koordiniert wird das Projekt an der Technischen Universität Kaiserslautern
von Professorin Dr. Karina Pallagst.

Die US-amerikanische Stadt Cleveland war einst eine florierende Metropole
- dank Stahl- und Automobilindustrie. Doch im letzten Jahrhundert setzte
mit der Öffnung der Weltmärkte und der damit einhergehenden Stahl- sowie
der Ölkrise der Niedergang ein: Die Bevölkerungszahlen gingen deutlich
zurück, ganze Stadtteile sind bis heute vom Leerstand geprägt. Auch Städte
im Ruhrgebiet und in Ostdeutschland erlebten beispielsweise Ähnliches.
"Dieses Phänomen der schrumpfenden Städte findet sich weltweit. Ursächlich
dafür sind unter anderem der demografische Wandel und wirtschaftliche
Faktoren wie Abbau von Arbeitsplätzen und Abwanderung von Unternehmen",
sagt Professorin Dr. Karina Pallagst, die an der Technischen Universität
Kaiserslautern (TUK) zu Internationalen Planungssystemen forscht und sich
schon lange mit der Thematik befasst. "In Japan beispielsweise ist die
Bevölkerung in fast allen Städten schon stark gealtert. Dort hat man daher
vielerorts verschiedene Maßnahmen und Techniken entwickelt", fährt die
Professorin fort. So gebe es für ältere Menschen zum Beispiel einen
Transportservice für Einkäufe, aber auch einen "Huckepack"-Service, bei
dem die Senioren in hügeligem Gelände zum Einkaufen getragen werden.

Im neuen Forschungsprojekt werden Teams von 16 Hochschulen,
Forschungseinrichtungen, Stiftungen und Unternehmen aus Europa, den USA,
Mexiko und Japan interdisziplinär zusammenarbeiten, um neue Möglichkeiten
zu finden, die Lebensqualität in schrumpfenden Städten zu erhalten
beziehungsweise zu verbessern. "Wir betrachten diese Prozesse aus
historischer, geografischer, planerischer, ingenieur-, sozial- und
wirtschaftswissenschaftlicher Sicht", sagt die Kaiserslauterer
Professorin, die die Gesamtleitung trägt und das Projekt koordiniert. "Wir
werden etwa vergleichen, wie verschiedene Städte diese Probleme
handhaben." Dabei geht es unter anderem darum, wie die Versorgung mit
Infrastruktur weiterhin gewährleistet werden kann, wenn durch die sinkende
Bevölkerung auch die Steuereinnahmen der Städte zurückgehen. Weitere
Themen sind der Einsatz von alternativen Energien, die Nutzung von
städtischen Freiflächen für die Obst- und Gemüseproduktion (Urban Farming)
sowie eine nachhaltige Gestaltung von Städten, um sie besser gegen
Naturkatastrophen zu sichern. Welche Rolle Kultur und Migration spielen
kann, um schrumpfende Städte lebenswerter zu machen, ist ebenfalls Teil
des Forschungsvorhabens, wie auch die Frage, ob und wie sich die sozialen
Bedingungen in diesen Städten verändern werden. "Unsere dabei gewonnen
Kenntnisse können in neue interdisziplinäre Konzepte zur Stadtplanung
einfließen", sagt Pallagst. "Schrumpfung kann so künftig auch als Chance
verstanden werden."

Das Projekt fördert darüber hinaus den wissenschaftlichen Nachwuchs: Im
Rahmen einer Graduiertenschule werden ab April 2019 13 Doktorandinnen und
Doktoranden in diesem internationalen Netzwerk forschen. "Sie haben zum
einen die Möglichkeit, ein langfristiges Netzwerk aufzubauen. Zum anderen
bieten wir ihnen ein strukturiertes Trainingsprogramm an, um sich in
Workshops, Vorträgen und Praktika mit der Thematik auseinanderzusetzen",
sagt die Forscherin. So wird es von den Projektpartnern intensive
Schulungsangebote geben, bei denen wichtige Kenntnisse vermittelt werden,
etwa zum demografischen Wandel. Ziel ist es, die Beteiligten gezielt zu
qualifizieren, dass sie im Anschluss als Führungskräfte in Behörden,
Forschungseinrichtungen oder Unternehmen die Thematik innovativ angehen
können.

Neben der Koordination des gesamten Projekts wird das Team um Pallagst
sich mit neuartigen Planungskonzepten für schrumpfende Städte befassen.
Dazu wird es unter anderem die bestehenden Rahmenbedingungen der Städte in
Bezug auf Entwicklungskonzepte sowie innovative Wirtschaftszweige
vergleichen und untersuchen, wie sie mit dieser Problematik umgehen und
welche Strategien sie haben.

Das Projekt startet im Oktober mit einer Auftaktveranstaltung auf dem
Campus der TU Kaiserslautern.

Das Projekt "Reviving shrinking cities - innovative paths and perspectives
towards livability for shrinking cities in Europe" wird im Rahmenprogramm
für Forschung und Innovation "Horizont 2020" als 
Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahme von der Europäischen Kommission für vier Jahre mit 3,3 Millionen
Euro gefördert. Die Koordination liegt bei Professorin Pallagst vom
Fachbereich Raum- und Umweltplanung an der TU Kaiserslautern. Ferner sind
beteiligt: die TU Dortmund, die Universitäten in Amsterdam, Porto und im
mexikanischen Guadalajara sowie die Adam Mickiewicz Universität im
polnischen Posen, die École Normale Supérieure Paris sowie die beiden
Beratungs- und Forschungseinrichtungen "Cambridge Architectural Research"
aus England und "Spatial Foresight" aus Luxemburg. Beim Vorhaben dabei
sind zudem: die Bertelsmann Stiftung, die Energieagentur Rheinland-Pfalz,
das Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung, die Meeresfischzuchtanlage
"Fresh" im saarländischen Völklingen, die Kent State University aus den
USA, das japanische Nomura Research Institute sowie das Netherlands Expert
Center on Demographic Change.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, 02.07.2018
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KIND/165: Wie geflüchtete Kinder erfolgreich integriert werden können (idw)


Pädagogische Hochschule Schwäbisch Gmünd - 02.07.2018

Wie geflüchtete Kinder erfolgreich integriert werden können



Zahraa ist selbst von Syrien nach Deutschland geflüchtet. Nun arbeitet
sie in Berlin bei Back on Track e.V. und hilft ehrenamtlich geflüchteten
Kindern beim Lernen. Was Flucht und das Ankommen in einem neuen Land
bedeuten, weiß sie. Wie sie mit Kindern, die ähnliches erlebt haben,
umgehen und zu einer Wegbegleiterin einer gelungenen Integration werden
kann, lernen sie und elf weitere geflüchtete Tutoren aus Syrien mithilfe
des Trainingskonzepts ENABLE.

Das Trainingskonzept ist ein europaweites Erasmus+-Projekt der
Pädagogischen Hochschule Schwäbisch Gmünd in Kooperation mit der
Universität Gävle in Schweden, der Universität Mugla in der Türkei, der
Universität von Kalabrien in Italien und dem Back on Track e.V. aus
Berlin. Das Konzept zeigt eine ebenso einfache wie einleuchtende Lösung
für die Herausforderung der Integration auf: Arabische
Muttersprachler/innen, die selbst geflüchtet sind, unterstützen
geflüchtete Kinder. Das Konzept wird dabei je nach Land angepasst. Denn
jedes Land hat seine eigenen Baustellen. Gibt es z.B. in Schweden schon
muttersprachlichen Unterricht in der Schule, ist das in Deutschland oder
Italien eher die Ausnahme.

Hilfe zur Selbsthilfe

In den dreitägigen psychologischen und pädagogischen Schulungen, die die
Projektkoordinatoren Juniorprofessor Dr. Gernot Aich, Juniorprofessorin
Dr. Miriam Stock und Karsten Richert von der Gmünder PH in den vier
Projektländern anbieten, lernen die geflüchteten Lehrer/innen und
ehrenamtlichen Helfer/innen, wie sie mit traumatisierten Kindern umgehen,
wie sie Konflikte lösen und welche Strategien das Lernverhalten verbessern
können. Das sind drei der sechs Module, die das Konzept umfasst. Der Tenor
ist durchgehend positiv. "Ich habe den Eindruck, dass meine Arbeit mit den
Kindern durch das Training professioneller wird. Das Wissen über
Lernprozesse und Psychologie hilft mir dabei sehr. Ich wünschte, es hätte
zu meiner Zeit auch schon ein solches Konzept gegeben", sagt ein
Teilnehmer aus Berlin.

Ähnliche Rückmeldungen erhielten die Koordinatoren aus Kalabrien, wo sie
im Juni einen Workshop veranstalteten. Die 18 "cultural mediators" und
Studierenden aus Ägypten, Libyen, Marokko, Tunesien und Syrien arbeiten in
Kalabrien in verstreuten Aufnahmezentren mit unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen zusammen. "Die Teilnehmerinnen stehen bei ihrer Arbeit vor
vielen ungelösten Fragen, zum Beispiel was Konflikte in der Schule angeht.
Darum ist es wichtig, dass ihnen dafür das geeignete pädagogische Werkzeug
zur Verfügung gestellt wird", erklärt Aich die Bedeutung, Hilfe zur
Selbsthilfe zu geben. Im September bieten die Projektkoordinatoren den
Workshop in Schweden an, auf dessen Ergebnisse sie bereits jetzt gespannt
sind.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution441

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Schwäbisch Gmünd, Kathrin Klar, 02.07.2018
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EXKURSION/220: Kassel - Spinnenexkursion in der Dönche am 12. August 2018


Spinnenexkursion in der Dönche



Eine spannende Wanderung zu den heimischen Spinnen für
naturinteressierte Erwachsene und Familien über die Dönche in Kassel.
Der Treffpunkt wird bei Anmeldung bekanntgegeben. Eine Voranmeldung
unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags bis sonntags von
10.30 bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten betragen drei Euro.
Kinder und Jugendliche sind frei.

Termin: Sonntag, 12. August, 11 bis 13 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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VERKEHR/1145: Flugverkehr - Historischer Schritt oder Bruchlandung? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 29.06.2018 / Klima & Energie

Flugverkehr: Historischer Schritt oder Bruchlandung?



Die Zivile Luftfahrtorganisation der Vereinten Nationen (ICAO) hat am
Mittwoch erstmals Standards für Treibhausgasemissionen im Flugverkehr
festgelegt. Was die EU-Kommission begrüßte, überzeugt Umweltverbände
nicht.

Ab Januar 2019 sollen Fluggesellschaften den Treibhausgasausstoß ihrer
Flugzeuge ermitteln und an die ICAO berichten. Zu diesem Zweck
verabschiedeten die Vertragsstaaten einen Plan (Monitoring, reporting
and verification (MRV) scheme) sowie ein Instrument (CO2 Estimation
and Reporting Tool (CERT), mit denen die Berichterstattung
vereinheitlicht werden soll.

Der ICAO-Rat sprach in Montréal von einer Grundsatzentscheidung
zugunsten internationaler Standards, um CORSIA zu unterstützen. CORSIA
steht für Carbon Offsetting and Reduction Scheme in International
Aviation. Es bezeichnet den globalen marktbasierten Mechanismus, mit
dem die ICAO Treibhausgasemissionen im internationalen Flugverkehr
reduzieren und kompensieren will.

"Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten haben dabei eine
zentrale Rolle gespielt. Dies ist ein weiteres konkretes Beispiel für
die Einigkeit und die weltweite Führungsrolle Europas im Kampf gegen
den Klimawandel", erklärten die EU-Kommissare für Energie und Klima
Miguel Arias Cañete sowie für Verkehr Violeta Bulc. "Die EU wird sich
weiter für robuste und wirksame Vorschriften einsetzen. Die
Beteiligung und Umsetzung durch alle Staaten der Welt wird für das
System von grundlegender Bedeutung sein, um seine Ziele zu
erreichen."

Carbon Market Watch (CMW) beurteilt die Ergebnisse als
Verzögerungstaktik. Wichtige Entscheidungen über Kriterien zu
nachhaltigen Biokraftstoffen und zu Kompensationsmaßnahmen verschob
der Rat auf seine Tagung im Herbst. CMW befürchtet, dass bis dahin
Vorschläge für strenge Kriterien verwässert werden könnten.

Transport & Environment (T&E) griff Saudi-Arabien scharf an, das mit
Unterstützung der USA den Begriff "sauberes Öl" in die Definition
alternativer Kraftstoffe einbrachte. CORSIA entpuppe sich als
schrecklicher Deal für das Klima. Trotz der Versuche der EU für ein
ambitioniertes Abkommen, setzten sich am Ende die Fluggesellschaften
durch - unter Mithilfe von Saudi-Arabien und den USA.

Der ICAO-Rat kommt voraussichtlich vom 29. Oktober bis 16 November
erneut in Montréal zusammen. [aw]



ICAO

https://www.icao.int/Newsroom/Pages/ICAO-Council-reaches-landmark-decision-on-aviation-emissions-offsetting.aspx

Reaktion der EU-Kommission

https://ec.europa.eu/germany/news/20180628-emissionen-im-luftverkehr_de

Reaktion CMW

https://carbonmarketwatch.org/2018/06/28/un-aviation-body-delays-decision-on-key-rules-for-airline-offset-scheme/

Reaktion T&E

https://www.transportenvironment.org/press/airlines-can-count-oil-%E2%80%98green%E2%80%99-under-latest-weakening-un-carbon-scheme

 * 

Quelle:

EU-News, 29.06.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MELDUNG/370: Österreich - CETA-Ratifizierung durch Bundesrat fahrlässig (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 28. Juni 2018

CETA-Ratifizierung durch Bundesrat fahrlässig

GLOBAL 2000 ruft auf zur verfassungsrechtlichen Prüfung und zum
Abwarten des Europäischen Gerichtshofs vor Hinterlegung der
Ratifizierungsurkunde



Heute ratifizierte der Bundesrat in namentlicher Abstimmung mit
einfacher Mehrheit das umstrittene Handelsabkommen CETA zwischen
Kanada und der Europäischen Union, ohne vorab verfassungsrechtliche
Bedenken adäquat zu klären.

Ratifizierung möglicherweise verfassungswidrig

Das von den Regierungsparteien gewählte Vorgehen der
CETA-Ratifizierung mit einfacher Mehrheit im Nationalrat und im
Bundesrat ist potenziell verfassungswidrig, mehrere juristische
Stellungnahmen verlangen zumindest eine Klärung: Ein Rechtsgutachten
des Wirtschaftsministeriums von 2016 (1) sieht Auswirkungen auf die
Bundesländer als gegeben und damit eine
zwei-Drittel-Mehrheitsentscheidung im Bundesrat als notwendig an;
weitere JuristInnen werfen die Frage auf, ob der
Konzerngerichtsmechanismus ICS verfassungsändernd ist oder nicht. Nun
sind aber seit 2008 keine verfassungsändernden Staatsverträge mehr
möglich - also wäre zunächst eine Verfassungsänderung nötig, bevor
CETA in Österreich überhaupt ratifiziert werden könnte.

"Die Regierungsvorlage ging auf Verfassungsfragen überhaupt nicht ein.
Alle Abgeordneten des Nationalrats und des Bundesrats sind auf die
Verfassung vereidigt. Sie haben die Pflicht, dafür zu sorgen, dass die
Verfassung bei Gesetzesbeschlüssen und bei der Ratifizierung von
Staatsverträgen eingehalten wird", so Leonore Gewessler,
Geschäftsführerin von GLOBAL 2000. "Allfällige verfassungsrechtliche
Zweifel sind vorab sorgfältig zu prüfen - die Nicht-Behandlung dieser
Verfassungsfragen beim komplexen CETA-Handelspakt in einem Ausschuss
oder durch Beiziehung von VerfassungsexpertInnen zu einem Hearing im
Parlament sind ein Tiefpunkt in der parlamentarischen
Verfassungskultur. Es ist Aufgabe der Oppositionsparteien,
insbesondere der Sozialdemokraten, dieses überhastete Vorgehen der
Regierung juristisch klären zu lassen und gegebenenfalls den
Verfassungsgerichtshof zur Klärung anzurufen."

Vorbild Niederlande und Deutschland: EuGH-Rechtsklärung abwarten
vor überhasteter Ratifizierung

Belgien rief 2017 den Europäischen Gerichtshof (EuGH) zur Klärung an,
ob der Konzerngerichtshof ICS im CETA-Abkommen mit den europäischen
Verträgen vereinbar ist - es ist völlig offen, wie der Gerichtshof
entscheiden wird: Im Achmea-Fall (2) urteilte der EuGH im März diesen
Jahres, dass Bestimmungen über Schiedsgerichte, wie sie im bilateralen
Investitionsschutzabkommen zwischen den Niederlanden und der Slowakei
stehen, mit EU-Recht nicht vereinbar sind. Falls der Gerichtshof auch
den Konzerngerichtshof ICS als unvereinbar ansieht, wären die
bisherigen Ratifizierungen umsonst und der Pakt müsste neu verhandelt
werden.

"Eine Ratifizierung von CETA in Österreich zum jetzigen Zeitpunkt wäre
unklug: Es ist besser, wie Deutschland und die Niederlande auf die
Einschätzung des Europäischen Gerichtshofs zu warten, als sich
juristischen Unabwägbarkeiten auszusetzen." so Gewessler abschließend.
"Wir appellieren in letzter Instanz an den Bundespräsidenten: Die
Ratifikationsurkunde sollte keinesfalls unterzeichnet und hinterlegt
werden, bevor der Gerichtshof entschieden hat."

GLOBAL 2000 ist Teil der Plattform Anders Handeln, die eine
gerechte Handelspolitik als Ziel verfolgt, die Mensch und Umwelt in
den Mittelpunkt des Handelns stellt.




Die Petition:

https://www.global2000.at/ceta-nicht-unterschreiben

1)
https://www.bmdw.gv.at/Aussenwirtschaft/CETA/Documents/2016_05_19_CETA-Ergebnisse%20und%20Gutachten.pdf

2) EuGH, Rechtssache C-284/16, Slowakische Republik v Achmea BV, Urt.
v. 6.3.2018, ECLI:EU:C:2018:158.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 28.06.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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ROHSTOFFE/054: Absolute Reduktion des Rohstoffverbrauchs muss oberstes Ziel sein (GW)


Germanwatch e.V. - 2. Juli 2018

Absolute Reduktion des Rohstoffverbrauchs muss oberstes Ziel der
deutschen Rohstoffpolitik sein

Umwelt- und Entwicklungsorganisationen fordern vor Beginn des
BDI-Rohstoffkongresses Neuausrichtung der deutschen Rohstoffstrategie



Berlin (2. Juli 2018). Am Tag vor dem 6. BDI-Rohstoffkongress fordern
17 der im Arbeitskreis Rohstoffe zusammengeschlossenen entwicklungs-
und umweltpolitischen Organisationen, darunter Germanwatch, eine
absolute Reduktion des deutschen Rohstoffverbrauchs. Die Begrenzung
des Rohstoffverbrauchs auf ein nachhaltiges Maß müsse auch oberste
Priorität in einer möglichen Neuauflage der Rohstoffstrategie der
Bundesregierung haben.

"Um eine absolute Senkung des Ressourcenverbrauchs zu erreichen,
bedarf es einer grundlegenden Änderung unserer Konsum- und
Produktionsmuster. Statt einer Ausweitung des Bergbaus auf die Tiefsee
oder den Weltraum, müsste dies das beherrschende Thema des
BDI-Rohstoffkongresses sein", fordert Johanna Sydow, Referentin für
Ressourcenpolitik und IT-Branche bei Germanwatch. Verschiedene
Berechnungen zeigen, dass der Ressourcenverbrauch in Deutschland um
mehr als zwei Drittel zurückgehen müsste, um ein global gerechtes Maß
zu erreichen.

"Oberstes Ziel der Rohstoffstrategie der Bundesregierung aus dem Jahr
2010 ist es, den Zugang zu Rohstoffen für die deutsche Industrie
sicherzustellen. Diese Politik wird seit einigen Jahren verstärkt mit
dem Rohstoffbedarf für Zukunftstechnologien begründet", kritisiert
Laura Weis, Koordinatorin des AK Rohstoffe. Sie fordert: "Bei einer
möglichen Neuauflage der Rohstoffstrategie darf dem bisherigen
rohstoffpolitischen Kurs der deutschen Bundesregierung nicht einfach
ein grünes Deckmäntelchen umgehängt werden."

Dr. Klaus Schilder, Referent für verantwortliches Wirtschaften bei
Misereor ergänzt: "Die in Deutschland verwendeten Rohstoffe werden in
vielen Fällen unter verheerenden sozialen, menschenrechtlichen und
ökologischen Bedingungen in Ländern des Globalen Südens abgebaut. In
Deutschland ansässige Unternehmen müssen per Gesetz dazu verpflichtet
werden, Verantwortung für ihre Rohstofflieferketten zu übernehmen."
Ein solches Gesetz hat die Bundesregierung im Koalitionsvertrag in
Aussicht gestellt, wenn die Unternehmen ihren Sorgfaltspflichten nicht
freiwillig nachkommen. Die deutsche Industrie ist zu fast 100 Prozent
abhängig vom Import metallischer Rohstoffe.

Beim Rohstoffkongress des BDI ist der Arbeitskreis Rohstoffe durch
Gesine Ames vom Ökumenischen Netz Zentralafrika im Eröffnungspodium
und mit einem eigenen Side Event "Verantwortungsvoll und nachhaltig in
die Zukunft? Wege zu einer global gerechten Rohstoffpolitik"
vertreten.

Dies ist eine gemeinsame Pressemitteilung von:

Brot für die Welt, Christiliche Initiative Romero, Dachverband der
Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre, Forschungs- und
Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika e.V., Forum Umwelt und
Entwicklung, GegenStrömung, Germanwatch, Informationsstelle Peru e.V.,
INKOTA-netzwerk e.V., KoordinierungsKreis Mosambik e.V., Misereor,
Nabu, Ökumenisches Netz Zentralafrika, Ozeanien-Dialog, PowerShift,
Stiftung Asienhaus, WEED




Der Arbeitskreis Rohstoffe


http://alternative-rohstoffwoche.de/ak-rohstoffe/

Positionspapier des AK Rohstoffe

https://power-shift.de/wp-content/uploads/2016/08/AK_Rohstoffe_demokratische_und_global_gerechte_rohstoffpolitik.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.07.2018

Herausgeber: Germanwatch e.V.
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VERBRAUCHER/109: Geplante Obsoleszenz - Nach zwei Jahren schon ins Repair-Café (lunapark21)


lunapark 21, Heft 40 - Winter 2017

zeitschrift zur kritik der globalen ökonomie

Nach zwei Jahren schon ins Repair-Café

Warum wird die Lebensdauer von technischen Geräten immer kürzer?

von Bernhard Knierim



Eines Tages quittierte mein Tintenstrahldrucker plötzlich seinen
Dienst. Das Gerät war noch nicht sonderlich alt und hatte bis dahin
ohne Probleme funktioniert. Eine Recherche im Internet ergab: Der
angezeigte Blinkrhythmus bedeutete, dass der Druckkopf verbraucht sei.
Das nächste ernüchternde Ergebnis: Ein neuer Druckkopf würde mehr
kosten als ein komplett neuer Drucker. Kurz darauf kam mein kleiner
Sohn angekrabbelt und machte sich an der Steckerleiste unter meinem
Schreibtisch zu schaffen. Strom an, aus, an, aus. Und die
Überraschung: Der Drucker funktionierte wieder tadellos - wenn auch
leider nur für ein paar Tage, bevor das Problem zurückkam. Damit war
aber bewiesen: An dem Drucker ist eigentlich nichts kaputt. Er hat
einfach einen internen Seitenzähler, der so programmiert war, dass er
beim Erreichen der angeblichen Maximalzahl nicht mehr benutzbar ist.
Dass sich dieses Programm durch Kinderhände auch mal foppen lässt, ist
nur ein Unfall. Es ist aber bekannt und dokumentiert, dass es solche
Zähler in den meisten Druckern gibt - auch wenn man sich wundern mag,
wie eine solche Entmündigung der Benutzenden legal sein kann.

Dass ein Gerät auch völlig ohne technischen Defekt unbenutzbar wird,
ist ein Extremfall. Viele Geräte gehen aber schon nach kurzer
Benutzungszeit - manchmal sogar schon nach wenigen Monaten -
tatsächlich kaputt. Fast jeder kann Geschichten von solchen Fällen
erzählen. Viele technische Geräte sind ganz offensichtlich alles
andere als dauerhaft robust konstruiert. Das Phänomen wird als
geplante Obsoleszenz diskutiert: Geräte sollen gar nicht
langfristig funktionieren, damit die Hersteller uns nach kurzer Zeit
schon wieder neue verkaufen können. Besonders technische Geräte werden
außerdem so konzipiert, dass sie kaum wieder repariert werden können.
In der Logik des Kapitalismus macht das durchaus Sinn, um die
Absatzzahlen dauerhaft zu sichern.

Belastbare Zahlen gibt es zu dem Phänomen naturgemäß nicht, weil kein
Hersteller offen zugibt, dass eine begrenzte Lebensdauer von
vornherein technisch eingeplant ist. Eine 2016 veröffentlichte
Untersuchung des Umweltbundesamtes kam zu dem Resultat, dass sich der
Anteil von Haushaltsgroßgeräten, die bereits in den ersten fünf Jahren
aufgrund eines Defekts ersetzt werden mussten, von 2,5 Prozent im Jahr
2004 auf 8,3 Prozent im Jahr 2013 mehr als verdreifacht habe. Es gebe
damit zwar einen klaren Trend zu immer kürzeren Lebensdauern von
Elektrogeräten, dennoch könne von geplanter Obsoleszenz "im Sinne
böswilliger Designmanipulation keine Rede sein". Die Autoren sehen den
Grund stattdessen in einer unzureichenden Zeit für die Entwicklung und
das Testen der Geräte.[1] Für die Verbraucher macht es allerdings
wenig Unterschied, ob das Gerät mutwillig oder aus Nachlässigkeit
schlecht konstruiert ist.

Auch der Wirtschaftswissenschaftler Jeremy Bulow kam in einer
theoretischen Untersuchung zu dem Ergebnis, dass sich nur Monopolisten
eine solche geplante Obsoleszenz leisten könnten, während der Markt
dies ansonsten verhindern würde.[2] Allerdings führen andere Ökonomen
dagegen ins Feld, dass die geplante Obsoleszenz ja eben nicht
transparent sei und die Hersteller deswegen eben doch damit davon
kämen.[3] Und es gibt sogar direkte Hinweise darauf, dass die kurze
Lebensdauer in vielen Fällen eben doch Absicht ist: Die Firma HVT
(Halbleiter-Test & Vertriebs-GmbH) fand in einer Studie 2013 eine
"Vielzahl von Beispielen für Produkte" mit leicht vermeidbaren
anfälligen Konstruktionen. "Bei einer Vielzahl der unterschiedlichsten
Bildschirme oder LCD-Fernseher befinden sich Elektrolytkondensatoren
unmittelbar neben Leistungsbauteilen, die über 100 Grad Celsius warm
werden. Die Lebensdauer der Kondensatoren beträgt dann nur noch wenige
tausend Stunden. Nach zwei bis drei Jahren fallen diese aus, mit dem
Resultat, dass der gesamte Bildschirm aufgrund zu hoher
Reparaturkosten auf den Müll wandert."[4]

Die Idee, dass es für die Wirtschaft Sinn macht, dass Produkte nicht
übermäßig lange halten, existiert dabei schon fast 100 Jahre lang:
1924 wurde in Genf das "Phoebuskartell" gegründet, das Glühlampen
international normierte und dabei auch die Lebensdauer auf 1000
Stunden begrenzte. Allerdings ist auch hier umstritten, ob es wirklich
darum ging, dadurch einen dauerhaften Absatz von Glühlampen
sicherzustellen - oder einfach die Bauart der Lampen zu normieren.
Zumindest die Herkunft des Begriffs ist einigermaßen eindeutig: Der
Amerikaner Bernard London veröffentlichte 1932 während der
Weltwirtschaftskrise den Artikel "Ending the depression through
planned obsolescence" ("Die Wirtschaftsdepression durch geplante
Obsoleszenz beenden"). Darin entwickelt er die Idee, dass der Neukauf
von Produkten dadurch angeregt werden soll, dass die Käufer einen
Rabatt für die Abgabe der Vorgängerprodukte erhalten - auch wenn diese
noch gar nicht kaputt sind. Damit war er wohl einer der entscheidenden
Ideengeber der Wegwerfkultur, die seitdem zu einer Grundlage unseres
gesamten Wirtschaftssystems geworden ist.

Verstärkt wird diese Wegwerflogik noch dadurch, dass viele technische
Produkte inzwischen extrem kurze Produktzyklen haben. Handys sind
beispielsweise selten länger als ein Jahr auf dem Markt, obwohl sich
die tatsächlichen technischen Veränderungen oft in Grenzen halten. Und
bei neuen Generationen von Geräten werden häufig die Standards
gewechselt: Stecker und Zusatzgeräte passen nicht mehr, und schon nach
wenigen Jahren lassen sich kaum noch Ersatzteile finden. So müssen oft
ganze Geräte ausgetauscht werden, auch wenn nur ein kleines Element
defekt ist. Und durch die schnellen Generationswechsel werden die
Produkte in extrem kurzen Zyklen entwickelt - was nicht zuletzt
spektakuläre Rückrufaktionen für diverse Autos oder Mobiltelefone in
den letzten Jahren illustrieren. Die Werbung tut überdies ihren Teil
dazu, immer das neueste Produkt als erstrebenswert und alle Vorgänger
als hoffnungslos veraltet darzustellen, auch wenn die Veränderungen
oft marginal sind. Übrigens ist auch diese Idee amerikanischen
Ursprungs: Alfred P. Sloan entwickelte als Präsident von General
Motors schon in den 1920er Jahren die Idee, die Autos jedes Jahr etwas
zu verändern, so dass sie schnell unmodern wirken. Sein Ziel war, dass
die Verbraucher alle drei Jahre ein neues Auto kaufen sollten.

Aber so wie die Konzerne sehr findig darin sind, möglichst schnell
möglichst viele neue Produkte zu verkaufen, gibt es ebenso findige
Menschen, die der Wegwerflogik widerstehen und herausfinden, wie es
mit Reparaturen eben doch klappt. Da die eingeplanten Schwachstellen
immer die gleichen sind, haben schließlich auch viele Menschen die
gleichen Probleme. Im Internet findet man eine Unmenge von
ausführlichen Reparaturbeschreibungen und selbstgemachten Filmen, in
denen meist Männer ihre Reparaturprojekte darstellen und genau
erklären, wo das Problem liegt und wie man es mit eigenen Mitteln
beheben kann. Computer, Handys, Waschmaschinen, elektrische
Zahnbürsten - für fast jedes Gerät findet man solche
Reparaturbeschreibungen. Neben Werkzeug benötigt man dafür jedoch auch
einige technische Begeisterung und ein bisschen Mut. Und die benötigte
Zeit darf man nicht im Sinne eines Stundenlohns rechnen. Es muss schon
ein bisschen ums Prinzip gehen - um den Wunsch, die Produzenten eben
nicht mit dem "Murks" davonkommen zu lassen.

Eine größere Bewegung will solche Reparaturen immer mehr zum
Normalfall machen und auch denen ermöglichen, die nicht zu den
technisch versierten Bastlern gehören. Sie gründen sogenannte "Repair
Cafés", die meist an festen Tagen in der Woche geöffnet sind. Dorthin
kann jede und jeder mit ihren und seinen defekten Geräten kommen und
bekommt technische Hilfestellung und das nötige Werkzeug, um sie zu
reparieren - als Hilfe unter Gleichgesinnten, ohne einen finanziellen
Ausgleich. "Repair Cafés" sind politisch gemeint, als Statement gegen
die Wegwerfkultur.

Aber auch solche Selbsthilfewerkstätten können nur versuchen, im
Einzelfall etwas zu beheben, was eigentlich ein systemisches
Problem ist. Sie ändern nichts daran, dass es erlaubt ist und dass
die Unternehmen wirtschaftlich sogar einen Anreiz haben, besonders
kurzlebige Produkte herzustellen. Wirklich etwas daran ändern könnte
nur der Gesetzgeber - und zwar am besten gleich auf europäischer
Ebene. Warum müssen Hersteller nur eine zweijährige Gewährleistung auf
ihre Geräte geben? Warum sind sie nicht verpflichtet, alle ihre Geräte
mit einer Garantie von fünf oder sogar zehn Jahren zu verkaufen - plus
weiteren zehn Jahren, in denen sie Zubehör- und Ersatzteile verfügbar
halten müssen, damit die Geräte aufgerüstet und repariert werden
können, nebst einer verpflichtenden verständlichen Reparaturanleitung
im Internet? Warum dürfen komplett verschweißte Geräte verkauft
werden, in denen nicht einmal der - völlig normal nach zwei bis vier
Jahren verschlissene - Akku ausgetauscht werden kann? Man müsste die
Hersteller stattdessen verpflichten, dass jedes ihrer Geräte mit
standardisierten Werkzeugen zu öffnen sein muss und dass absehbare
Verschleißteile von den Nutzenden selbst ersetzt werden können.
Überdies könnte man wichtige Teile wie Akkus, die sich schon heute
zwischen den Herstellern nur unwesentlich unterscheiden, normieren und
die Hersteller noch stärker auf gemeinsame Standards verpflichten.
Dafür hat die EU bereits einen vielversprechenden Anfang gemacht, als
sie die Hersteller von Handys dazu verpflichtet hat, alle Netzteile
mit den gleichen USB-Steckern auszustatten. Der Nutzen dieser Maßnahme
bleibt jedoch gering, solange die Handys selbst alle zwei Jahre
ersetzt werden. Frankreich ist hier immerhin schon einen Schritt
weiter: Seit zwei Jahren gibt es dort ein Gesetz, das Strafen für eine
mit Absicht verkürzte Lebensdauer von Produkten androht.


Bernhard Knierim ist Mitglied der LP21-Redaktion und
bemüht sich um die Langlebigkeit von Geräten - wenn auch manchmal
vergeblich. Der Star in seinem Arbeitszimmer ist ein inzwischen 23
Jahre alter Laserdrucker. Im Rahmen des Vereins "Halle 36" wirkt er in
Werder (Havel) an einem Repair-Café mit.


Anmerkungen

[1] Die Studie ist hier online abrufbar: 

https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/elektrogeraete-werden-immer-kuerzer-genutzt

[2] Bulow, Jeremy (1986): An Economic Theory of Planned Obsolescence.

[3] Kreiß, Christian (2014): Geplanter Verschleiss.

[4] Golem.de (2013): Wo die Sollbruchstellen der Elektronik liegen. Online: 

https://www.golem.de/news/geplante-obsoleszenz-wo-die-sollbruchstellen-in-der-elektronik-liegen-1306-99957.html
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AGRARINDUSTRIE/032: Kosten und Perspektiven des Palmölanbaus (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 02.07.2018

Göttinger Wissenschaftler analysieren Kosten und Perspektiven des
Palmölanbaus



Palmöl gehört zu unserem Alltag - es wird für Lebensmittel, Kosmetika
und als Biokraftstoff verwendet. Die ökologischen und sozialen Kosten
für die Palmölproduktion sind jedoch hoch. Jedes Jahr werden tausende
Hektar Regenwald und andere Waldökosysteme in Ölpalmplantagen
umgewandelt, um den weltweit wachsenden Bedarf zu decken.
Forscherinnen und Forscher der Universität Göttingen haben in einer
Studie die Umweltauswirkungen des Ölpalmenanbaus in Indonesien
untersucht. Neben einer Kosten-Nutzen-Analyse bieten die Autorinnen
und Autoren umweltfreundlichere Lösungsansätze. Die Ergebnisse der
Studie sind in der Fachzeitschrift Nature Communications erschienen.

(pug) Fast 85 Prozent der weltweiten Palmölproduktion finden allein in
Indonesien und Malaysia statt. Ausgehend von Daten über Boden und
Vegetation in Zentral-Sumatra verglichen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler die Auswirkungen der Ölpalmmonokultur mit denen des
intensiven und großflächigen Kautschukanbaus. Das Ergebnis: Die
Umwandlung von Regenwaldflächen in Ölpalmplantagen führt zu den
stärksten Kohlenstoffemissionen. Ein Hektar umgewandeltes Land
entspricht einem Verlust von 174 Tonnen Kohlenstoff, wobei der größte
Teil des Kohlenstoffs als Kohlenstoffdioxid in die Luft gelangt. Hinzu
kommt der Kohlenstoffverlust im Boden. Der intensive Kautschukanbau
hingegen ist mit einem Verlust von 159 Tonnen Kohlenstoff verbunden,
während der extensive Kautschukanbau, bei dem die natürliche
Entwicklung des Bodens miteinbezogen wird, einem Verlust von 116
Tonnen entspricht. Dieser Unterschied der Kohlenstoffemissionen ist
vor allem auf die kürzeren Rotationszeiten von Ölpalmplantagen im
Vergleich zu Kautschukplantagen zurückzuführen. Allerdings ist der
Ölpalmanbau effizienter als der Kautschukanbau in Bezug auf die Anzahl
der jährlich produzierten Tonnen Biomasse gegenüber den daraus
resultierenden Kohlenstoffemissionen.

Um kurzfristige Umweltauswirkungen der Monokulturen zu verringern,
schlagen die Autorinnen und Autoren vor, Wälder nur dann in
Ölpalmplantagen umzuwandeln, wenn das geschlagene Holz nicht
verbrannt, sondern zum Beispiel für Bauzwecke genutzt werden kann.
Zudem sollte eine reichlich vorhandene Schicht aus Pflanzenabfällen
auf dem Boden belassen werden, um als natürlicher Dünger zu fungieren
und den Oberflächenabfluss zu reduzieren. Abfälle aus Palmölmühlen
können als zusätzlicher organischer Dünger in den Plantagen dienen.
Als nachhaltigen Ansatz schlägt Prof. Dr. Stefan Scheu,
Projektsprecher und Co-Autor der Studie, vor: "Rückstände von
Palmwedeln können als Mulchmaterial und organischer Dünger verwendet
werden, um den internen Nährstoffkreislauf zu erhöhen und sowohl
Oberflächenabfluss als auch Bodenerosion zu verhindern. Außerdem
zeigen die jüngsten Ergebnisse unseres Projekts, dass das Pflanzen
zusätzlicher Baumarten auf Ölpalmplantagen dazu beiträgt, die
negativen Umweltauswirkungen von Ölpalmmonokulturen zu mildern, ohne
die Ölpalmerträge oder das Einkommen der Plantagenbauern zu
reduzieren."

Originalveröffentlichung: 

Thomas Guillaume et al. "Carbon Costs and
Benefits of Indonesian Rainforest Conversion to Plantations". Nature
Communications (2018). doi: 10.1038/s41467-018-04755-y

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news698652

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen - 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/211: DowDuPont und 'Baysanto' führend im Bereich neuer Gentechnikverfahren (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 29. Juni 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Immer mehr Patentanträge auf CRISPR-Pflanzen und Tiere

DowDuPont und 'Baysanto' führend im Bereich neuer Gentechnikverfahren



Mit 50 internationalen Patentanmeldungen auf neue Gentechnikverfahren
im Bereich Nutzpflanzen ist derzeit der DowDuPont-Konzern führend. Auf
Platz 2 folgt 'Baysanto' mit 30 Anmeldungen. Die US-Firma Cellectis
(und ihr Ableger Calyxt), die mit Bayer kooperiert und schon bald
CRISPR-Pflanzen vermarkten will, kommt auf über 20 Anträge. Auch
Syngenta und BASF sind auf dem Gebiet aktiv. Dagegen meldeten
klassische Züchtungsunternehmen bisher nur wenigen Patente in diesem
Bereich an. Das ist das Ergebnis einer aktuellen Patentrecherche, die
Testbiotech jetzt ausgewertet hat.

In der Regel erstrecken sich die Patente auf die Methoden, aber auch
das Saatgut, die Pflanzen und deren Ernte. Dabei werden mit Hilfe der
neuen Gentechnikverfahren auch alte Ideen wieder zu innovativen
Erfindungen: Bayer, Monsanto und DowDuPont haben Patente auf
glyphosatresistente Pflanzen angemeldet, die mit dem CRISPR-Verfahren
hergestellt werden. So kann das Kerngeschäft der Unternehmen - die
Vermarktung von herbizidresistenten Pflanzen wie Soja, Mais, Raps und
Baumwolle und passender Herbizide - auch in Zukunft durch neue
Patentmonopole geschützt werden.

Es gibt auch Patente, die sich auf Anwendungen beziehen, die für die
neuen Gentechnikverfahren spezifisch sind: So haben DowDuPont und
Monsanto Patente auf natürlicherweise vorkommende DNA-Sequenzen im
Erbgut von Pflanzen angemeldet, die besonders für den Einsatz von
Nukleasen geeignet sein sollen. Andere Patentanmeldungen, bei denen
neue und alte Gentechnik zum Einsatz kommen, beziehen sich auf
Pflanzen mit verändertem Wachstum und Ertrag, veränderten
Inhaltsstoffen, Resistenzen gegen Krankheiten oder technischen
Veränderungen an den Nukleasen.

Die Entwicklung erfasst auch die Tierzucht: Der Konzern Genus, einer
der größten im Bereich der Zucht landwirtschaftlicher Nutztiere, hat
bereits angekündigt, Tiere nutzen zu wollen, die aus Genome Editing
hervorgehen, und kooperiert dabei insbesondere mit der Firma
Recombinetics, die bereits rund ein Dutzend Patente auf Schweine und
Rinder angemeldet hat.

"In der Diskussion um die neuen Gentechnikverfahren wird immer wieder
das Argument vorgebracht, dass die neue Technologien billiger seien
als die bisherige Gentechnik und deswegen auch von kleineren
Unternehmen eingesetzt werden könnten. Dabei wird übersehen, dass die
neuen Verfahren, bei denen u.a. Nukleasen wie CRISPR-Cas9 eingesetzt
werden, ebenso patentiert werden wie die damit manipulierten Pflanzen
und Tiere", sagt Christoph Then für Testbiotech. "Die Erfahrung zeigt,
dass sich kleine und mittelständische Züchter in einer von Patenten
geprägten Züchtungslandschaft langfristig nicht durchsetzen können."

Über die Patente wird der Einfluss der großen Saatgutkonzerne weiter
wachsen und der Konzentrationsprozess in der Branche weiter
vorangetrieben. Schon jetzt verfügen nur drei Unternehmen, 'Baysanto',
DowDuPont und Syngenta, über einen Anteil von rund 50% am
internationalen Saatgutmarkt.

Diese Entwicklung kann auch erhebliche Auswirkungen auf die
herkömmliche Züchtung haben: Patentiert werden nicht nur technische
Verfahren, sondern auch die jeweiligen Pflanzen und Tiere mit ihren
Eigenschaften. Dabei gilt der sogenannte 'absolute Stoffschutz': Die
Patente umfassen alle Pflanzen und Tiere, die die beschriebenen
Eigenschaften haben, unabhängig davon, wie sie gezüchtet oder
gentechnisch verändert wurden. Ist also ein Salat z.B. resistent gegen
Blattläuse, gilt ein entsprechendes Patent sowohl für mit CRISPR
veränderte als auch für konventionell gezüchtete Pflanzen mit
ähnlichen Merkmalen. So werden die Patentmonopole systematisch auf die
gesamte Züchtung ausgeweitet.



Weitere Informationen:

Aktueller Hintergrund von Testbiotech zu Patenten und neuer
Gentechnik

http://www.testbiotech.org/node/2219

PDF icon mehr CRISPR Patente.pdf

https://www.testbiotech.org/sites/default/files/mehr%20CRISPR%20Patente_0.pdf

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 29.06.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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KATASTROPHEN/160: Staudamm Hidroituango - Wann wird der "schlafende Löwe" geweckt? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Staudamm Hidroituango: Wann wird der "schlafende Löwe" geweckt?
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Pressekonferenz von Ríos Vivos in Bogotá

Foto: Colombia Informa



(Bogotá, 16. Juni 2018, Colombia Informa) - Bäuerinnen, Fischerinnen
und Goldwäscherinnen aus dem Cauca-Tal und Mitglieder der Bewegung
Lebendige Flüsse Antioquia (Ríos Vivos Antioquia) [1] sind nach Bogotá
gekommen, um sich dort - nach der Katastrophe am Hidroituango-Staudamm
im April dieses Jahres [2] - Gehör zu verschaffen. Auf einer
Pressekonferenz am 14. Juni haben die Sprecher*innen von Ríos Vivos
das Unternehmen für öffentliche Dienstleistungen von Medellín EPM
(Empresas Públicas de Medellín) aufgefordert, mit den tatsächlichen
soziopolitischen und kulturellen Folgen sowie den Umweltschäden nicht
länger hinterm Berg zu halten, die das Megaprojekt Hidroituango
verursacht hat. Am 15. Juni wiederholten sie die Forderung auf einer
Kundgebung in Bogotá.

Heute fordern die Gemeinden, das man ihnen zuhört und verlangen von
EPM, der Regierung und den Massenmedien, dass sie der Bevölkerung die
wahre Geschichte erzählen, wie die Menschen unter der Tragödie leiden,
die dank des Staudammbaus über sie hereingebrochen ist. Den Staudamm
stilllegen und die Wahrheit erzählen, sind die beiden Hauptforderungen
der Gemeinschaft. Die sozialen Schäden, die das Megaprojekt verursacht
hat, sind nicht wieder gutzumachen. Zur Zeit sehen die Fischer*innen,
Bäuer*innen und Goldwäscher*innen aus dem Cauca-Tal zu, wie altes
Handwerk, wie die Fischerei, die Goldsuche und auch die Landwirtschaft
verschwindet. Die drohende Gefahr, dass der Staudamm einstürzt, hat
bereits zu vielen Zwangsumsiedelungen geführt.

"Man verliert alles, sein Haus, seine Papiere, seine Wurzeln, seine
 Arbeit, Alles! Heute morgen habe ich einem Freund gesagt 'ich
 kämpfe dafür, dass mich irgendeine Gesellschaft der Welt aufnimmt
 oder irgendeine Person, weil ich nicht weiß wohin ich gehen soll',
 und wenn das EPM oder Hidroituango mir sagen `wir werden dir ein
 Haus geben, weil deines weggespült worden ist` frage ich mich: Was
 soll ich in diesem Haus? Was ich kann ist Goldwaschen, Fischen, in
 Minen arbeiten oder kleinere Jobs erledigen. Also was soll ich in
 dem Haus, wenn ich nicht weiß, wie ich für meinen Unterhalt sorgen
 kann. Was wird aus meinem Leben, aus dem Leben aller, die alles
 verloren haben?"








[image: Foto: Colombia Informa]

Staudamm-Projekt Hidroituango

Foto: Colombia Informa



Die Gemeinden fordern die Regierung und das EPM auf, die Bewegungen,
die sich von Anfang an gegen das Megaprojekt organisiert haben, nicht
weiter zu stigmatisieren, zu verfolgen und zu diskriminieren. Die
Bewegung Ríos Vivos besteht aus Personen, die das Gebiet bewohnen und
aus grassroots-Organisationen, die den Cauca-Fluss verteidigen. Aus
diesem Grund wurden sie mehrfach Opfer von Bedrohungen,
Stigmatisierung und Morden an ihren Anführer*innen.

"Der Bewegung wurde untersagt in die Unterkünfte zu gehen, uns
 verbieten sie den Mund, wir konnten keine Versammlungen abhalten,
 wir können uns nicht besprechen, nur zwischen einzelnen Mitgliedern
 der Bewegung, aber mit großen Schwierigkeiten, weil die Polizei uns
 verfolgt, sie versagen uns den Zugang zu den Hilfseinrichtungen und
 sie haben uns stigmatisiert, weil wir uns entschlossen haben,
 dieses blaue Armband zu tragen, um zu sagen 'Ihr seid für unsere
 Sicherheit verantwortlich', wir haben ihnen gesagt 'gebt uns einen
 Unterschlupf für die Anführer*innen von Ríos Vivos, sie befinden
 sich in Gefahr, denn sie haben schon vier unserer Anführer*innen
 ermordet [3] und ihre Familienangehörigen müssen vom
 kolumbianischen Staat geschützt werden', er hat sogar die Pflicht
 sie zu schützen und nicht einmal das hat er gemacht, und auch uns
 hat er nicht geschützt. Sie erlauben uns nicht mit den Leuten zu
 reden und das EPM, das Rathaus von Medellín, der Krisenstab, die
 Hilfseinrichtungen haben den Leuten gesagt, sie sollen nicht mit
 uns reden, denn die, die bei Ríos Vivos mitmachen, werden sie töten
 (...)"



Die Beklemmung der Menschen, die am Cauca-Fluss leben, wächst jeden
Tag. Einer der Bewohner, Andrés Valencia, lebt in der Gemeinde
Caucasia und erklärt den Umfang der Problematik und was es emotional
in den Gemeinden auslöst, wenn das Recht auf Wohnraum und das Recht
auf seinem Boden zu bleiben verletzt wird:

"Wir können dort, wo wir immer gewohnt und gearbeitet haben, nicht
 mehr leben. Aktuell haben wir viele Schwierigkeiten, wegen der
 Ablagerungen im Fluss. Sie haben Unmengen an Erde in den Fluss
 geworfen, die sie für den Straßenbau abgetragen haben. Momentan
 können wir - Goldwäscher, Fischer und Sandabbauer - nicht am Fluss
 arbeiten und wenn der Staudamm bricht, leiden wir an den
 Konsequenzen. Schon jetzt wissen wir nicht, wo wir arbeiten sollen
 und wir wollen nicht aus unseren Häusern raus und uns das tägliche
 Brot suchen. Die Gemeinde Caucasia mit 130.000 Einwohner*innen
 würde nach statistischen Berechnungen zu 80 Prozent überschwemmt
 werden. Das hat für Panik in den Gemeinden gesorgt, denn vorher gab
 es Umsiedelungen von den Ufern des Flusses zu anderen Orten. Wir
 wissen nicht, wann der 'schlafende Löwe', wie wir ihn nennen,
 geweckt wird. Und es wird auch nicht nur das Gebiet des unteren
 Cauca überschwemmt werden, (...), Caucasia würde verschwinden,
 Nechí, alle Gemeinden in La Mojana (Sucre), alle die im Tal des Rio
 Cauca sind. Also wenn man nur an die Ausmaße der Tragödie denkt,
 wenn der Damm bricht, kann man einen Herzinfarkt kriegen."



Die Tragödie wirkt sich auch auf die Kinder aus. In den Unterkünften
der Gemeinde Valdivia seien die Kinder unterernährt, gibt die
Gemeinschaft an, sie bekämen nicht ausreichend Nahrung. Außerdem komme
es zu einem Machtmissbrauch durch das Kolumbianische Institut für das
Familiäre Wohlergehen ICBF (Instituto Colombiano de Bienestar
Familiar), sie sagen, dass sie den Eltern die Kinder wegnähmen, wenn
die Mütter und Väter die Unterkunft verlassen würden:

"Die Situation der Kinder ist schrecklich für uns. Das kann ein
 Symptom dafür sein, wohin uns diese Situation führt. Die Kinder
 befinden sich heute in einer Situation der Gewalt, sie streiten
 sich permanent, weil sie Angst haben. Wenn wir uns zum Beispiel die
 Rechte der Mädchen anschauen, sehen wir, was wirklich beim Thema
 sexuelle und reproduktive Gesundheit passiert. Was fällt der
 Regierung ein, sie zur Familienplanung zu zwingen, sie aber sie
 nicht darauf hinzuweisen, dass ein Risiko besteht, vergewaltigt zu
 werden! Nicht zu sagen, dass es eine angsteinflößende Situation
 ist, weil es dort einen Haufen Männer gibt, auch Militärs und
 Männer der zivilen Verteidigung. Alles ist ein Risiko, und die
 Mädchen und die Frauen sind dem Schlimmsten ausgesetzt. Wohin
 sollen sie gehen um Anzeige zu erstatten? Wem werden sie erzählen
 was passiert? Die Verfolgung richtet sich gegen die Kinder und das
 einzige wofür das ICBF gut ist, ist, dass die Mütter sagen können,
 dass sie Kinder rauben möchten, um sie zu verkaufen. Das ist der
 Eindruck, den man vom ICBF hat."



Während man die Energie rund um die Fußballweltmeisterschaft spürt,
leben gleichzeitig tausende von Personen in der Ungewissheit, was mit
dem Staudamm-Projekt Hidroituango passieren wird. Doch die Tragödie
für Mensch und Umwelt beherrscht nicht die Schlagzeilen. Die Bewegung
Ríos Vivos und das Anwaltskollektiv Jose Alivear Restrepo CAJAR haben
beim Staatsrat (vergleichbar mit dem Bundesverwaltungsgericht,
Anm.d.Ü.) eine Verfügung beantragt, in der die Schließung des
Staudamms gefordert wird und dass das Megaprojekt als undurchführbar
eingestuft wird. Außerdem wird eine umfassende Entschädigung für die
Betroffenen verlangt.



Anmerkungen:

[1] https://defensaterritorios.wordpress.com/

[2] http://www.blickpunkt-lateinamerika.de/news-details/article/hidroituango-damm-droht-zu-brechen.html?no_cache=1&cHash=590fab79b43a768fc67f07b19e1ebac7

[3] https://www.amnesty.org/en/latest/news/2018/05/colombia-authorities-must-investigate-killings-of-community-leaders-and-take-urgent-action-to-protect-human-rights-defenders/


Weiteres zum Thema:

Die Problematik wurde in ein Lied gefasst:

https://youtu.be/DjB4IbonFsw

Eine ausführliche Textsammlung auf Spanisch zum Thema Hidroituango
findet ihr bei unserer Partneragentur Colombia Informa:
http://www.colombiainforma.info/tag/hidroituango/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/staudamm-hidroituango-wann-wird-der-schlafende-loewe-geweckt/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 
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LATEINAMERIKA/179: Das Ufer der Welt (WWF)


WWF Pressemitteilung - 2. Juli 2018

Das Ufer der Welt

Kolumbien schafft weltgrößten Tropenwald-Nationalpark / Ernennung zur
Unesco-Welterbestätte



Berlin: In Kolumbien entsteht der größte Tropenwald-Nationalpark der
Welt. Wie Präsident Santos am Montag bekanntgeben wird, wird der
Nationalpark Serranía del Chiribiquete in der gleichnamigen
Tafelberg-Landschaft im Süden des Landes um 1,5 Millionen Hektar
erweitert. Er erreicht dadurch eine Gesamtfläche von 4,3 Millionen
Hektar und wird etwas größer als die Niederlande sein. "Die
Vergrößerung von Chiribiquete ist ein Meilenstein für den Erhalt des
Amazonas und von globaler Bedeutung für den Waldschutz insgesamt",
sagt Roberto Maldonado, Südamerika-Referent beim WWF. "Der
Nationalpark wird künftig direkt an Kolumbiens größte Entwaldungsfront
angrenzen und weiterer Zerstörung so hoffentlich einen Riegel
vorschieben. Wir sind froh und erleichtert, dass unsere langer Einsatz
für die Erweiterung erfolgreich waren."

Bereits am Sonntag wurde bekanntgegeben, dass das Welterbe-Komitee der
Unesco Chiribiquete wegen seinem enormen ökologischen, kulturellen und
sozialen Wert zum Weltnaturerbe ernennt. Der Nationalpark verbindet
mit der Orinoco-Savanne, den Anden, dem Bergland von Guayana und dem
Amazonas vier vollkommen unterschiedliche Ökosysteme. Die Region gilt
außerdem als Schlüssel für das Überleben charismatischer und
gefährdeter Arten wie Jaguar, Rosa-Flussdelfin, Tapir, verschiedener
Papageienarten und Riesensalamander.

Neben seiner hohen Bedeutung für den Naturschutz ist Chiribiquete
Heimat für viele indigene Völker, darunter auch solche, die in
freiwilliger Isolation leben. Mit der Erweiterung werden die Gebiete
zusätzlicher Völker vor der Zerstörung bewahrt, wie zum Beispiel von
Gruppen der Uitoto, Carib und Arawak. Das indigene Erbe begründet auch
den hohen kulturellen Wert des Gebiets: Es beherbergt mit 50
monumentalen Wandmalereien und über 70.000 verschiedenen Darstellungen
den größten und ältesten archäologischen Bildkomplex im gesamten
Amazonasregenwald, von denen einige über 20.000 Jahre alt sind.

Geologisch gesehen bildet Chiribiquete ein Fenster zum Ursprung der
Erde und der kolumbianischen Geologie. Die außergewöhnliche Landschaft
sticht unter anderem durch zahlreiche Felsenplateaus hervor, die aus
feuchten Wäldern emporragen und eine Höhe von bis zu 900 Metern
erreichen. Für die Indigenen gilt Chiribiquete als "das Ufer der Welt,
wo die Welt beginnt und endet".



Download

Faktenblatt Chiribiquete (engl.) [PDF, 717 KB]

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_Chiribiquete_fact_sheet_final.pdf

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 02.07.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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GENTECHNIK/1066: BVL bestätigt Unterschiede zwischen Genome Editing und Mutationszüchtung (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 2. Juli 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

ExpertInnen des BVL bestätigen Unterschiede zwischen Genome Editing
und Mutationszüchtung

Gemeinsame
Publikation von MitarbeiterInnen des BVL und Gentechnik-Industrie



2.7. 2018 / In einer aktuellen Publikation, die MitarbeiterInnen des
Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL)
gemeinsam mit einer Mitarbeiterin des US-Konzerns DowDuPont verfasst
haben, weisen die Autoren ausdrücklich auf erhebliche Unterschiede
zwischen den neuen Gentechnikverfahren und der herkömmlichen
Pflanzenzüchtung hin. Demnach können Pflanzen, die mit Genome Editing
verändert werden, in der Regel auch eindeutig identifiziert und
kenntlich gemacht werden. Damit widerspricht das BVL seiner
(bisherigen) Position, nach der entsprechende Unterscheidungen nicht
möglich seien.

Die Autoren stellen fest, dass es bei Verfahren, bei denen u.a. die
Gen-Schere CRISPR-Cas zum Einsatz kommt, im Vergleich zur
herkömmlichen Pflanzenzüchtung auch dann erhebliche Unterschiede gibt,
wenn keine zusätzlichen Gene eingefügt werden:

(1) Anders als bei der konventionellen Züchtung werden beim Genome
Editing immer alle Kopien eines Gens gleichzeitig verändert. Bei der
herkömmlichen Züchtung bleiben dagegen in der Regel Sicherheitskopien
der Gene im Erbgut erhalten, die die Wirkung zufälliger Mutationen
ausgleichen können. Dadurch kommt es beim Genome Editing zu einem
spezifischen Muster der Gen-Veränderung im Erbgut der Pflanzen. In der
Publikation heißt es dazu: "Genome Editing kann dazu verwendet werden,
ein bestimmtes Gen zu verändern. Jedoch liegen bei Pflanzen nur wenige
Gene nur in einer Kopie vor. (...) Genome Editing ist dazu in der
Lage, Gene auszuschalten, die in mehreren Kopien vorliegen. Immer
dann, wenn in einer Pflanze mehrere Kopien eines Gens auf dieselbe
Weise ausgeschaltet wurden, ist es also fast sicher , dass Genome
Editing verwendet wurde." (Übersetzung durch Testbiotech)

(2) In der konventionellen Züchtung erfolgen Veränderungen des Erbguts
nicht rein zufällig, sondern unterliegen gewissen Regeln. Beim Kreuzen
von Pflanzen werden beispielsweise einige Regionen weit häufiger durch
Neukombination verändert als andere. Der Einsatz von Gen-Scheren
unterliegt diesen Regeln der Vererbung und Fortpflanzung nicht. Diese
können die Genanlagen auch dann verändern, wenn dies natürlicherweise
nicht zu erwarten wäre. In der Publikation wird festgestellt: "Ein
wichtiger Unterschied ist, dass einige Gene bei Pflanzen auf
Abschnitten von Chromsomen liegen, die sonst kaum oder gar nicht neu
kombiniert werden. (...) Genome Editing ermöglicht es, dass alle Gene
entsprechend verändert werden können." (Übersetzung durch
Testbiotech).

In diesen Punkten stimmen die Autoren mit der Analyse von Testbiotech
überein. Allerdings macht Testbiotech zudem auf damit zusammenhängende
Risiken aufmerksam: Auf diese Weise können Pflanzen entstehen, die
sich nicht nur in ihrer Genstruktur, sondern auch in ihren
biologischen Eigenschaften deutlich von denen aus herkömmlicher
Züchtung unterscheiden. Deswegen tritt Testbiotech dafür ein, diese
Pflanzen einer verpflichtenden Risikobewertung zu unterziehen, bevor
über eine Zulassung entschieden wird.

Dagegen sprechen sich Industrie und BVL in der aktuellen Publikation
gemeinsam dafür aus, die neuen Verfahren zur Veränderung des Erbgutes
nicht als Gentechnik zu regulieren, wenn keine zusätzlichen Gene
eingefügt werden. Als ein Grund werden mögliche Handelshindernisse
genannt. Eine detaillierte Diskussion der Risiken findet nicht statt.

In einem anderen Punkt gibt es überraschenderweise ebenfalls eine
Übereinstimmung mit der Analyse von Testbiotech: Pflanzen, die mit
Genome Editing verändert wurden, lassen sich in der Regel sehr wohl
eindeutig von anderen Pflanzen unterscheiden. Dazu heißt es in der
Publikation: "Für die meisten Produkte, die aus Genome Editing
hervorgegangen sind, gibt es eine klare Signatur in der DNA, zum
Beispiel die genaue Länge der entfernten Gensequenzen. Wenn diese
Signatur vom Entwickler angegeben wird, kann die gleiche
PCR-Technologie, die bisher zum Nachweis von gentechnisch veränderten
Pflanzen verwendet wurde, in den meisten Fällen auch zum Aufspüren und
Monitoring von genomeditierten Produkten verwendet werden."
(Übersetzung durch Testbiotech)

Die gemeinsame Publikation von BVL - einer zu Unabhängigkeit
verpflichteten Behörde - und Industrie wirft erhebliche Fragen nach
Interessenskonflikten auf. Der Ausgangspunkt für diese spezielle
Kollaboration war eine Konferenz in Mexiko, die 2017 von der
"International Society for Biosafety Research" (ISBR) veranstaltet
wurde. Die Finanzierung der ISBR ist weitgehend intransparent. Es ist
allerdings bekannt, dass deren Konferenzen regelmäßig von Konzernen
wie Monsanto, Bayer, DowDuPont und Syngenta sowie der internationalen
Vereinigung der Agrogentechnik, CropLife International, gesponsert
werden. Auch die Publikation scheint von diesem Umfeld erheblich
beeinflusst. Testbiotech mahnt seit Jahren strengere Regeln zur
Wahrung der Unabhängigkeit der Behörden gegenüber der Industrie an.




Weitere Informationen:

Die gemeinsame Publikation von BVL und Industrie

http://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fbioe.2018.00079/full

Tabellarischer Überblick über Unterschiede zwischen CRISPR-Cas und
herkömmlicher Züchtung

http://www.testbiotech.org/node/2197

Science Blog zu biologischen Grundlagen

http://www.testbiotech.org/blog_crispr_grundlagen_der_biologie

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 02.07.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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MASSNAHMEN/162: Vorwarnsystem per Handy-App - Extremwetterschäden in der Landwirtschaft vermeiden (idw)


Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 02.07.2018

Vorwarnsystem per Handy-App: Extremwetterschäden in der
Landwirtschaft vermeiden



Lange Trockenheit, Starkregenereignisse, Hagelschauer, Kahl- und
Spätfrost - extreme Wetterereignisse verursachen erhebliche Schäden in
der Landwirtschaft. Forschende am Leibniz-Zentrum für
Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V. untersuchen in einem neuen
Projekt, inwieweit sich derartige Extremwetterereignisse besser
vorhersehen und damit Schäden verhindern bzw. begrenzen lassen.

Ziel des vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
geförderten Projektes ist die Entwicklung eines
Extremwettermonitorings und Risikoabschätzungssytems (EMRA). Hierzu
sollen in einem ersten Schritt konkrete Risiken für die
Landwirtschaft, wie etwa Ernteausfälle oder Bodenerosion, durch die
systematische Erfassung tatsächlich aufgetretener
Extremwetterereignisse sowie deren Schäden analysiert und so besser
beurteilt werden. Im Fokus stehen insbesondere Folgen von Hagel, Kahl-
und Spätfrost, Staunässe, Starkniederschlag, Trockenheit und Hitze. Im
Fall von Staunässe und Starkniederschlag werden unmittelbare Risiken
für den Naturhaushalt untersucht und daraus lokale Managementmaßnahmen
abgeleitet. Diese sollen verhindern, dass beispielsweise durch Erosion
die Bodenfruchtbarkeit gefährdet und angrenzende Ökosysteme durch
Pflanzenschutz- und Düngemitteleinträge belastet werden. 

Anhand zweier
Modellregionen und Kulturen, "Apfel im Alten Land" und "Winterweizen
in der Uckermark", entsteht während des dreijährigen Projektes in
Kooperation mit Verbundpartnern und landwirtschaftlichen Betrieben ein
System, das durch praktische Entscheidungshilfen beim kurz- bis
langfristigen Extremwetter-Management berät. "Ein wichtiger Baustein
ist hier die Entwicklung geeigneter Kommunikationswege", so Dr. Detlef
Deumlich, Diplom-Agraringenieur am ZALF. "Daher soll neben einer
Internetplattform auch eine App für mobile Endgeräte entwickelt
werden, die Akteure in der Landwirtschaft und im Obstanbau bei ihren
täglichen Entscheidungen unterstützt."




Weitere Informationen finden Sie unter

http://emra.julius-kuehn.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news698611

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1025

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/428: Fünf Jahre Waldklimafonds - eine Erfolgsgeschichte (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft - Berlin, 3. Juli 2018

Wälder für Klimabilanz nutzen

Fünf Jahre Waldklimafonds - eine Erfolgsgeschichte



Wald- und Forstwirtschaft entlasten die Atmosphäre jährlich um über
120 Millionen Tonnen CO2 allein in Deutschland. Diese gute Klimabilanz
soll der Waldklimafonds weiter ausbauen. Seit dem Start des
Waldklimafonds vor fünf Jahren konnten 170 Projekte mit einem
Gesamtvolumen von rund 55 Millionen Euro initiiert werden. Zum
fünfjährigen Jubiläum wurde vor kurzem das 200. Projekt beim
Waldklimafonds eingereicht.

Mit den Mitteln des Waldklimafonds (WKF) soll der Beitrag von Wald und
Holz zum Klimaschutz weiter ausgebaut werden. Beachtet werden alle
Waldfunktionen einschließlich des Erhalts der biologischen Vielfalt im
Rahmen einer nachhaltigen, ordnungsgemäßen Forstwirtschaft. Auch die
Anpassung der Wälder an den Klimawandel ist ein wichtiges Anliegen des
WKF. Fünf Jahre nach seiner Einsetzung durch einen Beschluss des
Deutschen Bundestages wurden diese Kriterien erfolgreich erfüllt.

Der Klimafonds liefert Ergebnisse über die Zusammenhänge zwischen
Wald, Forstwirtschaft und Holzverwendung, Klima und biologischer
Vielfalt. Es ist auch gelungen, die Aufmerksamkeit von Fachkreisen und
der Öffentlichkeit für diese Themen zu gewinnen. Dies zeigt sich unter
anderem an den zahlreichen eingereichten Projektideen.

Mit "Aktion Wald!" beispielsweise fördert der WKF ein bundesweites
Programm für Schulen und Bildungseinrichtungen. Ziel ist es, dass
Schülerinnen und Schülern über erforschende und entdeckende
Praxisangebote den Wald in seiner Vielfalt erkunden und Neues, bisher
Unbekanntes entdecken können. Neben Lesehilfen zu Naturbeobachtungen
stehen in der "WaldKiste" Becherlupen, Taschenspiegel, Spaten,
Probengefäße und vieles mehr für eine Waldexkursion oder die Erkundung
des Schulgartens zur Verfügung. Im "PflanzPaket" kommt mit Büschen,
Samen und Stauden ein Stück Natur an die Schule. Bauanleitungen für
Nist- und Unterschlupfmöglichkeiten regen zudem dazu an, Lebensräume
für Tiere und Insekten auf dem Schulhof zu schaffen.

Das Projekt "Verbesserung der Klimaschutzleistungen von
bewirtschafteten Wäldern durch gemeinschaftliche Bewirtschaftung des
Klein- und Kleinstprivatwaldes in NRW" fördert Maßnahmen für eine
zielgerichtete Entwicklung klimaangepasster Wälder durch eine
nachhaltige, verstärkte Rohstoffmobilisierung. Instrumente wie
freiwilliger Landtausch, Flurbereinigungsverfahren, die Gründung von
Waldgenossenschaften, sollen hierbei angeboten werden.

Das Förderprogramm wurde als Bestandteil des Sondervermögens Energie-
und Klimafonds unter gemeinsamer Federführung des Bundesministeriums
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) und des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) im Juni 2013 ins
Leben gerufen. Nähere Informationen zum Waldklimafonds, den die
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung seit 2013 als
Projektträger betreut, den einzelnen Förderschwerpunkten, Projekten
sowie Details zum Antragsverfahren finden Sie unter
www.waldklimafonds.de

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 141/18, 03.07.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - WETTBEWERB/337: Allee des Jahres - Schönste im ganzen Land gesucht. Teilnahmeschluss 16.9.















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





WETTBEWERB/337: Allee des Jahres - Schönste im ganzen Land gesucht. Teilnahmeschluss 16.9.


Allee des Jahres

Schönste im ganzen Land gesucht

Der BUND ruft zum Fotowettbewerb "Allee des Jahres 2018" auf.
Teilnahmeschluss ist der 16. September



Schwerin/Stuttgart. "Alleen sind Lebensraum, Landschaftsgestalter,
Schattenspender und einfach nur schön. Mit unserem Wettbewerb wollen
wir dies in Bildern ausdrücken und die Aufmerksamkeit für Alleen
steigern. Denn viele dieser wunderschönen Alleen fallen aus Gründen
der Sicherheit noch immer dem Autoverkehr zum Opfer. Doch Sicherheit
auf den Fahrbahnen erhalten wir nicht durch das Fällen von Bäumen,
sondern durch vorsichtigeres Autofahren", sagt Brigitte Dahlbender,
Landesvorsitzende des BUND Baden-Württemberg. "Alleen sind wichtig, da
sie für Vögel, Fledermäuse und Insekten ein wichtiger Lebensraum
sind".

Um für die Bedeutung von Alleen zu sensibilisieren und um sie zu
schützen, ruft der BUND jedes Jahr zum bundesweiten Fotowettbewerb auf
und sucht dabei die Allee des Jahres. "Mit der Aktion schärfen wir
auch das Bewusstsein der Menschen, vor allem hier bei uns im Autoland
Baden-Württemberg", so Dahlbender. Die Allee des Jahres wird am 20.
Oktober, dem "Tag der Allee", bekannt gegeben.

Wie kann ich mitmachen?

"Fotografieren Sie Ihre Lieblingsallee! Nutzen Sie Wanderungen oder
Fahrradtouren für eindrucksvolle Alleen-Bilder. Schön sind Fotos, die
das Leben in den Alleen zeigen und besondere Beziehungen der Menschen
zu den Alleebäumen" - so Katharina Dujesiefken, Expertin für
Alleenschutz beim BUND Mecklenburg-Vorpommern und Initiatorin des
Wettbewerbs. Maximal vier Fotos können digital oder als Papierfoto mit
Infos über Aufnahmeort und Länge der Allee eingereicht werden.
"Notieren Sie nach Möglichkeit auch die prägende Baumart und verbinden
Sie das Bild mit einer persönlichen Geschichte", so Dujesiefken.
Einsendeschluss ist der 16. September. Die Aufnahme sollte nicht älter
als ein Jahr sein.

Was kann ich gewinnen?

Eine Jury des BUND wählt die »Allee des Jahres 2018« und präsentiert
zum "Tag der Allee" die Gewinner-Bilder. Gewinnen kann der*die
Sieger*in eine Übernachtung im Bio-Hotel auf Burg Lenzen für zwei
Personen. Auch für den zweiten und dritten Platz winken attraktive
Preise.

Allee des Jahres 2017: Millenniumsallee bei Wernau

2017 lag die Allee des Jahres erstmals in Baden-Württemberg. Das
Gewinnerbild zeigt die 1,5 Kilometer Ahorn-Allee zwischen Wernau und
dem Weiler Freitagshof im Kreis Esslingen. Das Gewinnerbild von
BUND-Mitglied Angelika Vetter-Kurz aus Wernau konnte sich aus 131
eingereichten Fotos durchsetzen. Das Besondere an der noch jungen
Allee mit etwa 160 Bäumen ist, dass sie durch den gemeinschaftlichen
Einsatz der Bürger*innen, Vereine, Verbände und der Stadt Wernau in
einem sehr dicht besiedelten und von viel Industrie geprägten Gebiet
entstanden ist. Der Obst- und Gartenbauverein Wernau hat die Allee zur
vor knapp 20 Jahren Jahrtausendwende gepflanzt. Zu jedem von einer*m
Bürger*in oder Organisation gestifteten Baum hat die Stadt ihrerseits
einen Baum gestiftet.


Der Wettbewerb in Kürze:


	Was: Fotowettbewerb "Allee des Jahres 2018"

	Wann: Einsendeschluss ist der 16. September. Vorstellung der Allee am 20. Oktober zum "Tag der Allee"

	Wie: Es können maximal vier Fotos digital oder als Papierforto bei katharina.dujesiefken@bund.net oder BUND M-V, Wismarsche Str. 152, 19053 Schwerin, Tel. 0385 521339-0 eingereicht werden

	Gewinn: Gutschein über eine Übernachtung im Biohotel Burg Lenzen

	Weitere Info und Teilnahmebedingungen: www.allee-des-jahres.de oder www.bund-mv.de



 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.07.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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MELDUNG/158: Deutschlands Wasserproblem (WWF)


WWF Pressemitteilung - 3. Juli 2018

Deutschlands Wasserproblem

Wasserreport der EU-Umweltagentur: Deutschland im Europavergleich auf
drittletztem Platz



Deutschlands Gewässer sind in einem schlechten Zustand. In Europa
schneiden nur die Niederlande und Luxemburg noch schlechter ab. Das
zeigt der am Dienstag veröffentlichte Bericht der EU-Umweltagentur zur
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie. Die Richtlinie ist das zentrale
Mittel der EU-Gewässerschutzpolitik und schreibt vor, dass die
europäischen Gewässer bis spätestens 2027 einen guten ökologischen und
chemischen Zustand erreichen müssen. 18 Jahre nach Inkrafttreten der
Richtlinie muss nach WWF-Einschätzung bemängelt werden, dass
Deutschland diese Ziele bisher klar verfehlt. Demnach setzen
Quecksilber, etwa durch Kohlekraftwerke, Nitratverunreinigungen durch
die Überdüngung in der Landwirtschaft oder der Bau von Wehren und
Wasserkraftwerken den Flüssen, Seen und Grundwasservorkommen in
Deutschland zu.

"Die katastrophalen Zahlen zeigen: Deutschland muss Gewässerschutz
endlich ernst nehmen und die Wasserrahmenrichtlinie konsequent
umsetzen. Es wurde zu lange weggesehen, wenn Industrie und
Landwirtschaft auf Kosten unseres Wassers gewirtschaftet haben. Das
Problem wurde verschleppt. Notwendig sind mehr Geld, mehr Personal und
vor allem der politische Wille, unser Wasser zu schützen", so
Christoph Heinrich, Vorstand Naturschutz beim WWF Deutschland.
Heinrich fordert daher den Erhalt der Wasserrahmenrichtlinie als
wichtigstes Instrument für den Schutz der Gewässer in Europa.
Fristverlängerung oder gar eine Aufweichung bezeichnete er als
"absolut kontraproduktiv und gefährlich".

Darüber hinaus müsse der Agrarsektor endlich seine Verantwortung für
Nitratverschmutzungen anerkennen. "Die deutsche Politik darf nicht
länger dabei zusehen, wie kostbares Grundwasser durch Überdüngung
verschmutzt wird. Landwirtschaft muss endlich wieder in Einklang mit
der Umwelt gebracht werden. Wer sauberes Wasser will, muss die
Nachhaltigkeit im Agrarsektor fördern und fordern", so Heinrich.

Derzeit befinden sich nur 8,4 Prozent der deutschen
Oberflächengewässer in einem "guten ökologischen" Zustand. EU-weit
liegt der Wert immerhin bei 40,6 Prozent. Beim chemischen Zustand
teilt sich Deutschland, etwa wegen der Quecksilbereinträge, den
letzten Platz mit Luxemburg, Österreich und Schweden. In diesen
Ländern sind 100 Prozent der Oberflächengewässer in keinem guten
chemischen Zustand. Im europaweiten Durchschnitt sind immerhin bei 38
Prozent der Oberflächengewässer in gutem chemischen Zustand.

Zum Hintergrund: Nach knapp 20 Jahren steht die
EU-Wasserrahmenrichtlinie in diesem Jahr auf dem Prüfstand. Eine
Grundlage für die Evaluierung ist auch der heute veröffentlichte
Report der EU-Umweltagentur "European waters - assessment of status
and pressures 2018". Es werden der Zustand der europäischen Gewässer
ebenso wie die Fortschritte bei der Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie beschrieben.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 03.07.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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BEGEGNUNG/1865: Kassel - Seniorenzissel am 6. August 2018


Seniorenzissel am 6. August



Die Nachmittagsveranstaltung für Seniorinnen und Senioren zum Zissel
findet in diesem Jahr am Montag, 6. August, ab 15 Uhr auf dem
Freigelände des Inselrestaurants Finkenherd und des Kanu-Sport-Kassel
e.V. (KSK), Weserstraße 6 A, statt. In schattiger Lage mit herrlicher
Aussicht auf die Fulda ist dort mit Musik und guter Laune, bei Kaffee
und Kuchen und zu volkstümlichen Preisen ein unterhaltsames Programm
vorgesehen: Mitwirkende dabei sind Manni Schmelz und die
nordhessischen Tenöre sowie der Show-, Tanz- und Musikzug des Zissels.

Der Eintritt ist frei. Oberbürgermeister Christian Geselle, die
Seniorenbeiratsvorsitzende Helga Engelke und die Zisselhoheiten werden
die Gäste begrüßen. Gruppen ab zehn Personen werden um Anmeldung
gebeten - täglich ab 11 Uhr im Inselrestaurant Finkenherd unter der
Telefonnummer 7 39 34 53. Für alle anderen Besucherinnen und Besucher
sind ausreichend Plätze vorhanden. Wegen der knappen
Parkplatzkapazität wird empfohlen, öffentliche Verkehrsmittel zu
benutzen (KVG-Haltestelle Katzensprung, Linie 3, 6 und 7. Wegen der
laufenden Baumaßnahmen in der Innenstadt wird darum gebeten, die
Hinweise der KVG beachten).

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 7 87-51 00, montags bis
freitags von 9.30 bis 12 Uhr, sonstige Zeiten unter der Telefonnummer
7 87-5024 (vormittags) oder 787-5071.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KURSUS/1180: Leer - "Kräuterkiste - ein kleiner Kräutergarten für Zuhause" am 11.7.2018


Kräuterkiste - ein kleiner Kräutergarten für Zuhause

Kreativkurs am 11. Juli ab 14 Uhr in der Evenburg



Am Mittwoch, 11. Juli, bietet das Schloss Evenburg von 14 bis 17 Uhr
den Kursus "Kräuterkiste - ein kleiner Kräutergarten für Zuhause" an.
Die Teilnehmer erwartet ein Nachmittag mit Informationen rund um das
Thema Kräuter, ein kleiner Imbiss und etwas kreative Arbeit. Die
Teilnehmer bepflanzen eine Kräuterkiste aus Holz, die zuvor noch einen
individuellen Aufdruck bekommt.

Dieser kleine nett riechende Kräutergarten sei dekorativ, mache wenig
Arbeit und bereichere den Speiseplan, so die Mitteilung des Schlosses.
Mitzubringen sind eine kleine Gartenschaufel und festes Schuhwerk.

Im Kurspreis enthalten sind die Kiste (50x30x20 Zentimeter), Material
für den Aufdruck, Erden, fünf Kräuterpflanzen und der Imbiss. Weitere
Kräuter können auf Wunsch vor Ort käuflich erworben werden.

Kosten 49 Euro pro Person. Eine Anmeldung ist beim Schloss unter
Telefon 0491 99756000 erforderlich. Der Kurs wird am 25. Juli
wiederholt.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 29. Juni 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MARKT/4129: Herten - Fundsachenversteigerung auf Ewald am 8. Juli 2018















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





MARKT/4129: Herten - Fundsachenversteigerung auf Ewald am 8. Juli 2018


Fundsachenversteigerung auf Ewald

Eigentümerinnen und Eigentümer bitte bis zum 6. Juli melden!



Herten. Zum Ersten, zum Zweiten, zum Dritten - verkauft! Am Sonntag,
8. Juli, um 11 Uhr kommen bei der städtischen Fundsachenversteigerung
wieder gut erhaltene Gegenstände, die vor dem 30. September 2017 beim
Fundbüro abgegeben wurden, unter den Hammer. Die Versteigerung, auf
der u.a. Fahrräder, Uhren und Schmuck angeboten werden, findet im
Rahmen der Messe "e:motion" auf dem Gelände der alten Zeche Ewald
(Doncaster Platz) statt.

Der Meister am Hammer ist traditionsgemäß Auktionator Egon "Charly"
Walberg. Wer ein Schnäppchen ergattern möchte, sollte sich die
Versteigerung auf keinen Fall entgehen lassen.

Bevor die Fundsachen jedoch neue Besitzerinnen oder Besitzer finden
können, haben Empfangsberechtigte, also die rechtmäßigen Besitzerinnen
und Besitzer der Gegenstände, bis Freitag, 6. Juli, die Chance, sich
bei der Stadt zu melden und ihre Rechte geltend zu machen.

Auskunft erteilt das Bürgerbüro der Stadt Herten (Rathaus, Zimmer 31)
unter der Telefonnummer 0 23 66 / 303 500.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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MARKT/4128: Bocholt - Kinderflohmarkt am 8. Juli 2018


Kinderflohmarkt auf dem Wertstoffhof Bocholt

Sonntag, 8. Juli 2018 // 14 - 17 Uhr



Am Sonntag, 8. Juli 2018, findet auf dem Wertstoffhof an der
Schaffeldstraße 74 der große ESB-Kinderflohmarkt statt. An rund 150
Ständen werden von 14 bis 17 Uhr gut erhaltene Kindersachen verkauft.
Zusätzlich wartet am Nachmittag ein attraktives Rahmenprogramm auf
kleine und große Besucher des Flohmarktes. Veranstalter ist die
Abfallberatung des Entsorgungs- und Servicebetriebes Bocholt (ESB).

Spielzeug, Kleidung, Bücher und vieles mehr

"Von Puppen, Büchern, Spiele, Kinderkleidung bis zu Playmobil: Es wird
wieder ein buntes Angebot an Kinderartikeln geben", ist sich die
Organisatorin Karin Kalka-Freundt vom ESB sicher. Alle 150 Standplätze
sind bereits vergeben.

Spielzeug-Reparaturwerkstatt & Kunstwerke aus Papier

Am Info-Stand der Abfallberatung, der im Eingangsbereich des
Flohmarktes zu finden sein wird, können Kinder in diesem Jahr
naturfarbene Stofftaschen, die mit einem Wimmelbild rund um die
Müllabfuhr bedruckt sind, mit Stoffmalfarbe bunt gestalten und im
Anschluss mit nach Hause nehmen.

Erstmals können die Kinder aus buntem Recyclingpapier kleine
Kunstwerke in der "Papier-Falttechnik" gestalten. "Sie bekommen dabei
natürlich Unterstützung von einer Expertin", berichtet Kalka-Freundt.
Außerdem hat sich das Repair-Café Bocholt angemeldet, das mit einer
"Spielzeug-Reparaturwerkstatt", den Kinderflohmarkt sinnvoll ergänzen
wird. Am Stand des Repair-Cafes kann geleimt, gelötet und geklebt
werden, was vielleicht nicht ganz heil erworben wurde. Auch ein
Batterie-Wechsel ist möglich.

Wie funktioniert ein Müllwagen?

Im hinteren Teil des ESB-Geländes wird gezeigt, wie ein Müllwagen
funktioniert. Ein ESB-Mitarbeiter wird dort Fragen rund um die
Müllabfuhr beantworten. Kinder dürfen auch mal ins Müllauto klettern
und sich wie ein Müllwagenfahrer fühlen. Zur Abrundung des Programms
bietet der Kinderschutzbund eine Cafeteria an. Dort erhält man neben
Kaffee und Kuchen auch Kaltgetränke sowie frisch gebackene Waffeln.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - SPIELE/397: Bielefeld - Brett- und Kartenspiele wiederentdecken am 6. Juli 2018















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





SPIELE/397: Bielefeld - Brett- und Kartenspiele wiederentdecken am 6. Juli 2018


Brett- und Kartenspiele in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Um Brett- und Kartenspiele geht es in der
Veranstaltungsreihe "Irgendwas is' immer" am Freitag, 6. Juli, von
14.30 bis 17.30 Uhr in der Stadtbibliothek am Neumarkt. In Kooperation
mit dem Verein Spielwiese haben Besucher die Möglichkeit, längst
vergessene Brett- und Kartenspiele wiederzuentdecken oder neu zu
erlernen. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - TOUR/7245: Hanau - Stadtführung Mit Tante Schlemmer auf den Spuren der Brüder Grimm am 14.7.















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7245: Hanau - Stadtführung "Mit Tante Schlemmer auf den Spuren der Brüder Grimm" am 14.7.


Mit Tante Schlemmer auf den Spuren der Brüder Grimm

Eine Führung der Tourist-Information Hanau am Samstag, 14. Juli



Die verwitwete Tante Schlemmer betreute einst ihre Neffen Jacob und
Wilhelm Grimm während deren Kindheit in Hanau. Am Samstag, 14. Juli,
schlüpft Stadtführerin Brigitte Wende in Kostüm und Rolle von Tante
Schlemmer und zeigt in der Alt- und Neustadt all die schönen Plätze,
Straßen und Winkel, die sie auch mit "ihren" Grimm-Buben durchstreift
hat. Dabei erzählt sie Geschichten, gibt Antwort auf neugierige Fragen
und berichtet voller Stolz von der einzigartigen wissenschaftlichen
Laufbahn und dem späteren Leben ihrer berühmten Schützlinge.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus unter Telefon 06181-295 739 oder beim Hanau Laden,
Telefon 06181-427 78 99 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de. Weitere Informationen über diese und
andere Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7244: Leer - Themenführung "Kirche mit Grafengruft auf Schloss Evenburg" am 14.7.


Schloss Evenburg: Themenführung "Kirche mit Grafengruft"

14. Juli ab 15.30 Uhr / Prunksärge aus dem 17. Jahrhundert zu
besichtigen



Am Samstag, 14. Juli, kann ab 15.30 Uhr in einer Themenführung neben
dem Schloss Evenburg auch die Kirche mit Grafengruft besichtigt
werden. Das Schloss Evenburg gibt den Zugang frei in die ehemaligen
Privaträume des gräflichen Ehepaares von Wedel. Es wird über das Leben
und Wirtschaften der Grafenfamilie im 19. Jahrhundert erzählt. Auf dem
Weg vom Schloss zur Gruft erschließt sich die Schlossanlage mit der
Vorburg und der Doppelallee. Die Führung ermöglicht die Besichtigung
der nicht öffentlich zugänglichen Grafengruft in der im 13.
Jahrhundert erbauten ehemaligen Patronatskirche.

Die Gruft ist erst 2015 wieder hergerichtet worden und seither
begehbar. Zu bestaunen sind zwei restaurierte Prunksärge aus dem 17.
Jahrhundert, die auch die gesellschaftliche Stellung der bestatteten
Familienmitglieder deutlich werden lassen.

Der Eintritt kostet elf Euro. Kinder bis 17 Jahre haben freien
Eintritt. Eine Anmeldung ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000
erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenb